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Bildungspolitik
Der Bundespräsident hat recht: „Wir brauchen eine brei-
te, nationale Debatte über die Zukunft unseres Bildungs-
systems.“ Seine Rede vom 5. November 1997 auf Einla-
dung der drei Berliner Universitäten wollte dazu einen
Anstoß geben. Bislang konnte man den Eindruck gewin-
nen, der Diskussion über die Bildungspolitik käme gegen-
wärtig nicht der Stellenwert zu, der ihr eigentlich ge-
bührte, um die Zukunft des Standorts Deutschland zu si-
chern: weder dem Umfang noch der Richtung nach. „Wer
sich den höchsten Lebensstandard, das beste Sozialsystem
und den aufwendigsten Umweltschutz leisten will, der
muß auch das beste Bildungssystem haben,“ so noch ein-
mal Bundespräsident Roman Herzog.
Was die Schule angeht, scheint das Thema Bildungspolitik
allzu sehr die Domäne der wissenschaftlichen wie der
praktizierenden Pädagogen zu sein, zusätzlich der Bil-
dungspolitiker in Parteien und Parlamenten, die aber
wiederum zu einem großen Teil zum selben Personen-
kreis gehören. Eine Ausnahme in jeder Hinsicht stellen die
deutsche Wirtschaft und die Gewerkschaften dar. Die
breite Öffentlichkeit aber beteiligt sich nicht im erforder-
lichen Ausmaß an der Diskussion, sieht man einmal ab
vom alltäglichen und unergiebigen Geschimpfe auf Schu-
le und Lehrer. Dabei hängt doch die Zukunft unserer Kin-
der, mehr noch: die Zukunft unseres Landes davon ab, ob
unser Bildungssystem den Herausforderungen der Zu-
kunft gewachsen ist: inhaltlich vor allem, aber auch orga-
nisatorisch und der Finanzausstattung nach.
Was an bildungspolitischer Diskussion vorhanden ist,
läuft teilweise falsch. Im Vordergrund steht, was als
„Wohl des Kindes“ ausgegeben wird. „Human“ soll der
Unterricht vor allem sein, den Lernenden „Spaß“ machen.
Das ist gut und schön, aber es ist nicht alles. Auch die
Pädagogik als Wissenschaft ist von einer solchen Veren-
gung nicht frei. Was Wunder, daß Eltern die Schuld bei
den Lehrern suchen, wenn ihre Kinder nicht reüssieren,
da sie sie nicht ausreichend motivieren konnten. Lehrer
und Lehrerverbände wiederum verengen die Diskussion
zu sehr auf das Problem von Klassengrößen und Schaf-
fung neuer Lehrerstellen – so wichtig gerade diese The-
men auch sind.
Eine Diskussion nur der unmittelbar Betroffenen muß
notgedrungen zu eng bleiben, manchmal geradezu ge-
fährlich eng. So können Eltern sich durchaus mit der Sen-
kung des Leistungsniveaus anfreunden, wenn das ihren
Kindern die Erreichung des angestrebten Abschlusses er-
leichtert. Daß damit der Zukunft unseres Landes kein Ge-
fallen getan wird, eventuell nicht einmal der Zukunft der
eigenen Kinder, gerät dabei leicht außer acht.
Breiter und politischer diskutiert wird bei uns die Hoch-
schulpolitik. Inzwischen wird an den Hochschulen demon-
striert. Die hohen Kosten und die starke Belastung des
Hochschulsystems durch die starke Zunahme der Studie-
rendenzahlen erzwingen Entscheidungen über deren
Richtung. Die Diskussion darüber wird nicht zuletzt in
Hinblick auf die USA geführt, in dessen Hochschulsystem
z.B. der Wettbewerb eine wichtige Rolle spielt. Allerdings
muß Wettbewerb organisiert werden. Und es ist zu fra-
gen, was Wettbewerb im Bildungssystem leisten kann
und was nicht. Auch dafür stellen die USA ein nützliches
Erfahrungsfeld dar.
Bildungssysteme sind dazu da, die Zukunft einer Gesell-
schaft zu sichern, wie jegliche Form von Sozialisation
überhaupt. Ein jedes Bildungssystem muß sich immer wie-
der daraufhin befragen lassen, inwieweit es dazu in der
Lage ist: nach Organisation, nach den dafür zur Verfü-

gung gestellten Ressourcen, vor allem aber nach den
Lernzielen und Inhalten.
Voraussetzung einer Anpassung des Bildungssystems an
die Erfordernisse der Zukunft ist eine genaue und nüch-
terne Analyse der Gegenwart und die Herausarbeitung
der wichtigsten Tendenzen, die sich in ihr für die Zukunft
bereits zeigen. Ohne Abschätzung zukünftiger Erforder-
nisse ist eine Reform des Bildungssystems nicht zu ma-
chen. So schwierig die Zukunft vorauszusagen ist, einige
zentrale Tendenzen sind durchaus erkennbar. Irgendwie
hat jede Zukunft bereits immer begonnen.
Deutschland ist ein rohstoffarmes Land, mit hohem Lohn-
niveau, guten sozialen Sicherungssystemen, strengen
Umweltauflagen und so fort. Mit Lohn- oder Sozialdum-
ping wird man den Konkurrenzkampf nicht bestehen
können, der inzwischen bis in Teilbereiche hinein welt-
weit geworden ist („Globalisierung“). Die Zukunft also
scheint abhängig von der Qualität der Produkte, der Qua-
lität der Arbeit und der Produktionsprozesse. Innovation
in allen Bereichen ist erforderlich. Das Bildungssystem
muß dafür vorbereiten, die Forschung das notwendige
Wissen anbieten. Die Bildungsangebote müssen gleicher-
maßen entsprechend den Begabungen und den Erforder-
nissen der späteren Praxis differenziert sein. Wir können
es uns dabei weder leisten, Hochbegabungen nicht zu
fördern noch geringere Begabungen einfach links liegen
zu lassen. Allerdings hat man sich bislang stärker mit den
weniger Begabten befaßt. Doch nicht nur die Erfordernis-
se des Wirtschaftsstandortes machen es notwendig, ver-
stärkt auch die Hochbegabungen zu fördern: Überforde-
rung macht nicht glücklich, Unterforderung aber genau
so wenig.
Insgesamt muß das Bildungssystem selbst nach Menge
und Qualität das Maß an Bildung produzieren, das wir
brauchen. Wir müssen uns das etwas kosten lassen, im In-
teresse künftiger Generationen. Dafür benötigen wir
aber auch als Entscheidungsgrundlage Informationen
darüber, was Bildung auf ihren verschiedenen Stufen ko-
stet. Letztlich geht es darum, die notwendigen Mittel
zielgenau (effektiv) und wirtschaftlich (effizient) einzu-
setzen und zudem zu fragen, wer welche Leistungen auf-
zubringen hat – der Staat, aber auch die Nutznießer von
Bildung. Denn nicht nur im Interesse unserer aller Zu-
kunft, sondern auch der sozialen Gerechtigkeit wegen ist
darauf zu achten, daß jeder seiner Begabung entspre-
chend die (Aus-)Bildung erhält, die für ihn optimal ist.
Wer aber durch eine höhere Bildung mehr Arbeitsplatz-
sicherheit und ein höheres Einkommen erzielt, der wird
sich an den Kosten seiner Ausbildung beteiligen müssen,
sonst hätten wir eine unerwünschte Umverteilung von
unten nach oben.
Schließlich muß immer und immer wieder betont wer-
den, daß Bildung und Ausbildung nicht lediglich ein Teil
der Frühphase im Leben der Individuen sind. Der schnelle
Zuwachs an Wissen verlangt einerseits nach ganz anderen
Formen und Inhalten des Lernens, gleichzeitig aber auch
muß Lernen ein lebenslanger Prozeß sein.
Die Zeitschrift „Der Bürger im Staat“ hat sich zum Ziel ge-
setzt, politisch aktuelle Themen aufzugreifen, Hinter-
grundinformationen zu liefern, die Verbindung zwischen
Wissenschaft und politischer wie auch pädagogischer Pra-
xis aufrechtzuerhalten. Sie will dabei nicht lediglich abge-
schlossene Sachverhalte vermitteln, sondern auch ihren
Teil zu einer weiterführenden Diskussion beitragen. Dazu
gehört eben auch, daß sie immer wieder Anstöße geben
will. Hans-Georg Wehling
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Trends die sich heute schon abzeichnen

Welche Anforderungen stellt der
Wirtschaftsstandort Deutschland?
Von Winfried Schlaffke
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Prof. Dr. Winfried Schlaffke ist Stellvertre-
tender Direktor des Instituts der deut-
schen Wirtschaft Köln und Leiter von
deren Bildungsabteilung.

Die Wirtschafts- und Arbeitswelt ist von
einem beispiellosen Strukturwandel er-
griffen, für den Stichworte wie technolo-
gische Entwicklungssprünge, Globalisie-
rung, Ausweitung des Dienstleistungsbe-
reichs, Abkehr vom Taylorismus, steigen-
de Eigenverantwortlichkeit und Selbstän-
digkeit stehen. Um die Herausforderun-
gen dieses Strukturwandels erfolgreich
bestehen zu können, muß das Bildungs-
system, nicht zuletzt also die Schule(n),
das notwendige Rüstzeug liefern, das bei-
leibe nicht nur in Wissen besteht. Red.

Wandel wie nie zuvor

Der Strukturwandel hat in dramatischer
Weise Politik und Gesellschaft, Technik
und Wirtschaft erfaßt. Soviel grundlegen-
den Wandel in so kurzer Zeit scheint es nie
zuvor in der Menschheitsgeschichte gege-
ben zu haben. Zu nennen sind
– der einschneidende (welt-)politische

Wandel (Fall der Sowjetunion, Wachsen
der EU, deutsche Einheit);

– die technologischen Entwicklungs-
sprünge (Mikroelektronik, Digitalisie-
rung, I- und K-Technik, Mikrosystem-
technik, Biotechnik, Bionik, Laser, neue
Werkstoffe, Umwelttechnik, Hochge-
schwindigkeitsverkehr);

– die wirtschaftlichen Veränderungen
(Wettbewerb der Triade, Erfolg der
Schwellenländer Asiens und Lateiname-
rikas, Anschlußsuche der früheren Ost-
blockländer als Niedriglohnländer und
Wettbewerber auf hohem qualitativen
Niveau);

– die einschneidenden Veränderungen
auf Arbeitsmärkten und Arbeitsplätzen
(Auswanderung von Arbeitsplätzen ins
nahe und ferne Ausland, veränderte
Betriebsorganisation);

– der sich beschleunigende Marsch in die
Dienstleistungsgesellschaft;

– die globalen ökologischen Veränderun-
gen (Klimaverschiebungen, zunehmen-
de Verknappung von gesundem Boden,
reiner Luft und Trinkwasser).

– Verschiebungen in den Werthaltungen,
Lebensauffassungen und Zielsetzungen
weiter Kreise der Gesellschaft.

Bildung muß auf solche Veränderungen
reagieren und das notwendige Rüstzeug
bieten, das Leben unter den Bedingungen
der Zeit meistern zu können. Zugleich ist
Bildung auch selbst ein Motor für Fort-
schritt und Wandel.

Anpassungsfähigkeit und 
Innovationskraft: die Bildungs-
aufgaben

Mit Bildung, also mit Wissen und Können,
Fertigkeiten und Fähigkeiten, mit Wertbe-
wußtsein und Handlungskraft, soll der
Mensch Vergangenheit, Gegenwart und
Zukunft bewältigen. Schule und Unter-
richt müssen für Anpassungsfähigkeit,
aber auch für Innovationskraft sorgen,
damit der sich entwickelnde Mensch die
Spannungsfelder aushält, in denen er sich
bewegen muß, die ihn herausfordern und
zugleich begrenzen: Geburt und Tod, Tag
und Nacht, Berge und Täler, Aufstiege
und Abstiege, Erfolge und Mißerfolge.
Wenn man es gesellschaftspolitisch be-
trachtet, geht es um die Spannungsfelder
– von Freiheit und Bindung,
– von Individualität und Kollektivität,
– von Eigennutz und Gemeinwohl.
Bildung muß dem Menschen das Rüstzeug
geben, diese Spannungen nicht nur passiv
zu ertragen, sondern auch aktiv zu gestal-
ten. Grundsätzlich lassen sich die zentra-
len Bildungsaufgaben in drei Punkten zu-
sammenfassen:

1. Sicherung des Qualifikationsbedarfs
Bildung muß dafür sorgen, den eingetre-
tenen wirtschaftlich-technischen und ge-
sellschaftlich-sozialen Wandel verkraften
zu können. Unsere Bodenschätze und
Rohstoffe lassen sich nicht vermehren,
wohl aber Wissen und Können, Fertigkei-
ten und Fähigkeiten. Schulbildung muß
die Basis, das tragfähige Fundament für
eine lebenslange Lernbereitschaft schaf-
fen.

2. Entwicklung von Kreativität 
und Innovationskraft

Bildung muß sich zunehmend als An-
triebsaggregat bewähren und zum Inno-
vationsträger werden. Sie muß dem ein-
zelnen nicht nur Mut und Kraft geben,
aufgetretenen Wandel zu meistern, son-
dern muß ihn aktiv, initiativ und kreativ
werden lassen. Somit gehört zu den Auf-
gaben und Zielen der Bildung nicht nur
die Förderung und Erweiterung von
Fähigkeiten und Kenntnissen, sondern es
müssen auch Gestaltungsfähigkeit, Hand-
lungsnormen und Werthaltungen vermit-
telt werden.

3. Förderung von Selbstverantwortung
und Gemeinsinn

Bildung ist sowohl dem einzelnen wie
auch der Gesellschaft verpflichtet, sie muß
zur Selbstfindung, Selbsterfüllung und
Standortfindung beitragen. Sie soll hel-
fen, die Wissens- und Informationsflut zu

bewältigen und bei der Fülle widerstrei-
tender Meinungen vom bloßen Vorurteil
zu begründetem Urteil zu gelangen. Bil-
dung soll den einzelnen befähigen, seinen
Standort in der Gesellschaft zu finden und
seine Persönlichkeit zu behaupten. Der
einzelne muß zunächst einmal sich selbst
helfen und mit Selbstvertrauen sein Leben
meistern können, um auch der Gesell-
schaft dienen zu können.

Persönlichkeitsbildung oder Schulen
haben auch einen Erziehungsauftrag

Solide Fachqualifikation, Handlungsfähig-
keit und personale Kompetenzen sind
Grundpfeiler für die Zukunftsfähigkeit
einer Gesellschaft. Sie haben eine weitaus
höhere Bedeutung als vielfältige flüchtige
Kenntnisse oder frühes Spezialwissen und
-können. Schulen müssen den hohen
Rang, der Erziehung neben der Wissens-
vermittlung zukommt, bei der Wahrneh-
mung ihres Bildungsauftrages weitaus
stärker als bisher beachten, Zuverlässig-
keit und Selbstdisziplin, Ordnung und
Pünktlichkeit, Leistungsfreude und Durch-
haltevermögen, Mitmenschlichkeit und
Hilfsbereitschaft sind nicht irgendwelche
Tugenden von sekundärer Bedeutung,
sondern wichtige personale Kompeten-
zen, ohne die soziales Zusammenleben
auf Dauer nicht funktionieren kann.
Solide Bildungsfundamente und persona-
le Kompetenzen sind zugleich die Voraus-
setzung für die Freiheit und Selbstbestim-
mung des Menschen, denn er soll verant-
wortlich bleiben für das, was er erreicht
oder nicht erreicht. Nicht der Staat, Behör-
den oder Ämter haben das Leben des Bür-
gers zu steuern, sondern ihm müssen
durch Bildung die Chancen gesichert wer-
den, sein Leben selbst in die Hand zu neh-
men. Allerdings muß der Staat oder das
Gemeinwesen dem Menschen dort helfen,
wo er nicht in der Lage ist, für sich selbst
zu sorgen, weil er noch nicht oder nicht
mehr leisten kann, oder weil er allein
nicht erfolgreich gegen die Gefährdun-
gen ankämpfen kann, die beispielsweise
aus Technik und Strukturwandel erwach-
sen.
Die wirtschaftlich-technischen Entwick-
lungen sind dem Verständnis der Zeit
immer vorausgeeilt, denn das Bildungs-
wesen kann immer nur mit Zeitverzug auf
Neuerungen reagieren. Die „Rückständig-
keit“ des Bildungswesens muß in unseren
Zeiten steigen, da die immer raschere Ent-
wicklung von Forschungsergebnissen zur
Anwendung für immer kürzer werdende
Innovationszyklen sorgt. Doch trotz Infor-
mations- und Wissensexplosion ist das
zentrale Problem unserer Zeit nicht die
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Vermittlung der notwendigen Basis- und
Fachqualifikationen, sondern die Bewälti-
gung des Erziehungsauftrages. Es ist näm-
lich vor allem eine Frage der Persönlich-
keit, den großen Herausforderungen un-
serer Zeit nicht mit Angst und Weinerlich-
keit, mit Vermeidungsstreben und Behar-
rungsträgheit zu begegnen, sondern sie
als Chance für eine positive Zukunftsge-
staltung anzunehmen. Die wirtschaftli-
chen und technischen Entwicklungen mit
ihren Chancen und Risiken kennt der
Durchschnittsbürger im allgemeinen nur
aus zweiter Hand. Primäreinsichten und
Erfahrungen fehlen. Deshalb ist die Zu-
sammenarbeit von Schulen und Unterneh-
men, die in vielen Regionen intensiv ge-
pflegt wird, besonders hilfreich.

Wolfsburg vom Band laufen, sind vorher
Zulieferungen von Einzelteilen aus aller
Welt erfolgt. Unternehmen forschen, ent-
wickeln und produzieren heute in den
Ländern, die ihnen die besten Vorausset-
zungen bieten, und sie nutzen ihre dorti-
ge Präsenz für die Markterschließung. Sie
arbeiten zugleich mit zunehmend welt-
weit vernetzten Systemen: Da liefert das
Ingenieurbüro in Sankt Petersburg (die In-
genieurstunde kostet dort weniger als
eine DM) die ersten Entwürfe. Da sind die
Computer von Projektteams in Stuttgart,
Frankfurt oder Hamburg mit denen in Kal-
kutta, Kualalumpur oder Singapur ver-
netzt. Wenn der Mond in einem Land
kommt und die Rechner abgeschaltet
werden, scheint die Sonne auf der ande-
ren Seite der Erdkugel, und ein frisches
Team nimmt die Arbeit am gleichen Pro-
jekt auf. Der Globus ist zum vernetzten
Dorf geworden. Wer die überall in der
Welt vorhandenen Potentiale schnell und
wohlkoordiniert nutzt, der hat optimale
Chancen für seine Produkte. Wer aber zu
spät kommt und gar noch zu teuer ist, den
bestraft der Markt, und der ist nicht zim-
perlich.

Den steigenden Wettbewerb
bestehen

Deutschland verliert ständig Weltmarkt-
anteile, obwohl es noch ausgeprägte
Wettbewerbsstärken in den klassischen
Bereichen
– Maschinenbau,
– Fahrzeugbau,
– Chemie,
– Pharmazeutik,
– Energie- und Umwelttechnik hat.
Doch diese Technologien beherrschen in-
zwischen viele Nationen in aller Welt. Mit
neuen Freihandelszonen und technischen
Sprüngen nach vorn hat sich der Wettbe-
werb innerhalb der Triade – Nordamerika,
Japan, Europa – verschärft. Die vier klei-
nen Tiger sind durch Verzicht und Bienen-
fleiß, durch Mut zur Innovation und zum
Risiko längst ausgewachsene Tiger gewor-
den.
Singapur oder Malaysia, Südkorea oder
Hongkong greifen unmittelbar ins Wirt-
schaftsgeschehen ein. Ihr Anteil am Welt-
handel ist inzwischen genauso groß ge-
worden wie der von Japan oder der Bun-
desrepublik Deutschland. Und unmittel-
bar hinter Deutschlands Grenzen – in
Polen, Ungarn, der Tschechischen Repu-
blik – wird allenfalls noch ein Achtel des
bei uns üblichen Lohnes gezahlt, obwohl
dort die Bildungsstandards und das tech-
nische Niveau hoch sind.
Das Hochlohn- und Wohlfahrtsland
Deutschland braucht also eine sehr hohe
Wertschöpfung, um seine Kostenlasten
stemmen zu können. Die Bildungs- und
Forschungsleistung von heute schafft die
Technologien von morgen und die Pro-
duktionsprozesse und Produkte von über-
morgen. Es reicht nicht aus, den alten
Stand der Bildungs- und Forschungsinve-
stitionen zu halten, denn heute muß auf
vielen Gebieten aufwendiger, intensiver
und interdisziplinärer gearbeitet werden.
Neue Erkenntnisse auf unterschiedlichen,
aber vernetzten Forschungsfeldern schaf-

fen Fortschritt in der Entwicklung neuer
Technologien.
Bei etwa 90 Prozent aller Hightech-Pro-
dukte erfolgt die hohe Wertschöpfung
über Mikrochips und Informations- und
Kommunikationstechnik. Doch in diesem
Bereich müssen wir zunehmend einkau-
fen. Folglich ist beispielsweise der High-
tech-Anteil am Export der USA dreimal so
hoch wie der von Deutschland. „Wir set-
zen zu wenig auf die Spitzentechnik, mit
der die Produkte von morgen gemacht
werden“, ist das Fazit des Bundesfor-
schungsministers. Auf wichtigen Produk-
tionsfeldern von heute und morgen –
neue Materialien, Mikroelektronik, Pho-
tonik, Software, Molekularelektronik, Su-
praleitung, Biotechnologie – hat Deutsch-
land eine schwache Wettbewerbsposition
gegenüber Japan und USA.
Doch nicht nur die Hightech-Bilanz ist de-
fizitär, sondern auch der Zahlungsverkehr
für Ingenieurleistungen, Patente und Li-
zenzen ist negativ. Den ausländischen Un-
ternehmen gelingt es immer besser, Wis-
sen zum Exportartikel zu machen. Die USA
als Spitzenreiter haben im Jahre 1994 Nut-
zungsrechte an Patenten und Lizenzen im
Werte von 22.400 Millionen Dollar ver-
kauft, aber nur für 5.670 Millionen Dollar
Forschungsleistungen eingekauft. Groß-
einkäufer ist dagegen Deutschland. Seit
Mitte der 80er Jahre hat sich mit steigen-
dem Tempo der Einkauf von technologi-
schen Dienstleistungen aller Art verdrei-
facht. Das gilt ganz besonders für Spitzen-
technologien. Hier ist die Patentstatistik
erschreckend ungünstig.

Den Zug zu den Dienstleistungen
nicht verpassen

Nicht nur auf dem Feld der Schlüsseltech-
nologien hat Deutschland deutliche
Mühe, den Anschluß zu halten, sondern es
besteht auch Anlaß zur Sorge, daß der
Dienstleistungszug, der immer schneller in
die Zukunft fährt, verpaßt wird. Der Ent-
wicklungsprozeß hat sich wie eine Lawine
entwickelt, erst langsam, dann immer
schneller und größer: Im 19. Jahrhundert
waren noch 80 Prozent der Erwerbstäti-
gen in der Landwirtschaft beschäftigt,
nach dem Zweiten Weltkrieg in vielen Re-
gionen noch über 50 Prozent, um für die
Ernährung der Bevölkerung zu sorgen.
Heute erledigen diese Aufgabe gerade
mal 2 bis 5 Prozent. 1970 war im sekun-
dären Sektor – also vornehmlich in der  In-
dustrie, im Bau und im Handwerk – noch
fast die Hälfte der Erwerbstätigen be-
schäftigt. Heute sind das gerade noch 37
Prozent. Der Anteil der im Dienstlei-
stungssektor Beschäftigten ist seit 1970
von 43 auf 60 Prozent gestiegen.
Doch die statistischen Angaben geben
nicht die reale Situation wieder, denn
auch innerhalb der Industrie nimmt der
Dienstleistungsanteil beständig zu. Nur
noch knapp ein Fünftel der Beschäftigten
ist mit der direkten Herstellung von Pro-
dukten befaßt. Alle übrigen sorgen durch
ihre Dienstleistungen dafür, daß Produkte
geplant, konzipiert, verkauft und gewar-
tet werden. Der tertiäre Sektor wächst
also nicht nur in den Bereichen Handel,
Banken, Versicherungen, Vermietungen,

Die Globalisierung nutzen

Das jetzige und auch künftige Wirtschafts-
leben wird durch folgende Trends be-
stimmt, die weder aufhaltbar noch um-
kehrbar erscheinen:

DIE VERZAHNUNG 
VON BILDUNGS- UND 
WIRTSCHAFTSBEREICH

Repräsentanten
der Wirtschaft

– ermöglichen
Lehrern
einen Ein-
blick in den
betriebli-
chen Alltag

– wirken mit
bei praxis-
bezogener
Lehrerfort-
bildung

Schüler

– lernen durch
Praktika den
Berufsalltag
kennen

– können rea-
listische und
bewußte
Berufswahl
treffen

Lehrer

– gehen als
Lernende in
die Betriebe

– vermitteln
Informatio-
nen und 
Betriebs-
praktika an
Schüler

Die auf nur eine Nation beschränkte Her-
stellung von Gütern und anspruchsvollen
Dienstleistungen verliert zunehmend an
Bedeutung. Allenfalls ein Drittel der
„deutschen“ Autos ist wirklich in Deutsch-
land hergestellt worden. Aber selbst dort,
wo das made in Germany noch zutrifft
und die Autos in München, Stuttgart oder

Die Megatrends sind:

– Globalisierung,
– zunehmende Konkurrenz auf 

den Hochtechnologiemärkten,
– Tertiarisierung (Wachsen des

Dienstleistungssektors),
– Abkehr vom Taylorismus,
– Steigende Eigenverantwortlich-

keit und Selbständigkeit.
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Transport, Verkehr etc., sondern auch auf
den Gebieten Bildung und Beratung, Soft-
ware-Entwicklung und Datenbanknut-
zung, Leasing und Kommunikation, und
zwar sowohl innerhalb als auch außerhalb
der Industrieunternehmen.
In allen reifen Industrieländern ist der ter-
tiäre Sektor seit einem Vierteljahrhundert
die treibende Kraft für den Beschäfti-
gungsaufbau nicht einfacher, sondern ge-
rade höherwertiger Arbeitsplätze. Die
Wertschöpfung löst sich mehr und mehr
vom Materialverbrauch ab. Sie ist zuneh-
mend Ergebnis organisatorischer, planen-
der, kontrollierender, verwaltender, bera-
tender, lehrender und gestaltender Akti-
vitäten.
Während die Zuwächse im deutschen
Dienstleistungsbereich eher mager ausfal-
len, bieten die USA ein Beispiel für eine
dynamische Entwicklung. 1992 kamen
hier auf 1.000 Einwohner 334 professio-
nelle Dienstleister, in Westdeutschland
waren es nur 259. Das Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln hat in einer Modell-
rechnung ermittelt, daß rein rechnerisch
in Deutschland rund 6,5 Millionen Men-
schen zusätzlich auf Dienstleistungsar-
beitsplätzen tätig sein müßten, um die
Dienstedichte der USA zu erreichen. Sol-
che Rechenmodelle können natürlich nie-
mals vollständig in die Realität umgesetzt
werden, aber sie sind ein Indikator für die
vorhandenen Defizite. Sie zeigen, daß es
Deutschland sehr schwer fällt, seine Indu-
striekultur mit der Dienstleistungskultur
zu einer neuen fruchtbaren Symbiose zu
verbinden.

Eine effizientere Betriebsorganisa-
tion muß geschaffen werden

Ein engagiertes und wettbewerbsfreudi-
ges Eindringen in die Hightech-Märkte
und die Entwicklung vor allem gehobener
Dienstleistungsangebote – Bildung und
Beratung, Software- und Datenbankent-
wicklung, Telekommunikation und Multi-
media, Gesundheitspflege und Betreu-
ung, Kredite, Versicherungen und Immo-
bilien – schaffen also neue Arbeitsplätze.
Doch um im internationalen Angebots-
wettbewerb der preisgünstigen Produkte
und Dienstleistungen mithalten zu kön-
nen, muß die Leistungsfähigkeit der Un-
ternehmen steigen.

Um diese Schwächen zu beseitigen, haben
die Unternehmen ihre Produktionskon-
zepte grundlegend verändert. Mit neuen
Betriebsorganisationen, die Abschied von
starren Hierarchien und extrem vorange-
triebener Arbeitsteiligkeit nehmen, soll
die Motivation der Mitarbeiter und damit
die Wettbewerbsfähigkeit gestärkt 
werden. Schlank und fit, dynamisch und
innovativ sollen die Unternehmen wer-
den.

Schlüsseltechnologien

beeinflussen die wirtschaftliche Entwicklung (Wachstum/Arbeitsplatz)
und den soziostrukturellen Wandel

zum Beispiel:

Mikroelektronik...

...mit den Anwen-
dungsfeldern:
industrielle Auto-
mation,
Datenverarbei-
tung,
Bürotechnik,
technische Kom-
munikation,
elektronische Bau-
elemente,
Unterhaltungselek-
tronik.

Informations- und
Kommunikations-
technik

im Berufsleben
wird der Computer
zu einem selbstver-
ständlichen Werk-
zeug. Per Compu-
ter kann sich der
Fachmann aber
auch Unterlagen
aus den ungezähl-
ten themenspezifi-
schen und allge-
mein zugänglichen
Datenbanken ver-
schaffen – bei-
spielsweise auch
über Internet.
Ohne diese Hilfe
würden sich sogar
Experten kaum
mehr in der Menge
der Fachinforma-
tionen zurechtfin-
den.

Biotechniken

...werden in vielen
Bereichen ange-
wandt, besonders
bei der Herstellung
von Nahrungsmit-
teln oder bei der
Produktion von
Antibiotika.

neue Werkstoffe

wie Keramik, Poly-
mere, Hochlei-
stungsverbund-
werkstoffe. Sie
werden immer
häufiger in Indu-
striezweigen wie
Kfz-Herstellung,
Maschinenbau,
Elektroindustrie
und Chemie ver-
wendet.

Sensortechnik

wird bei der Her-
stellung vieler Pro-
dukte des tägli-
chen Lebens, zum
Beispiel von elek-
tronischen Bautei-
len, elektrischen
Haushaltsgeräten
oder in der Fabrik-
und Büroautoma-
tion, eingesetzt.

Lasertechnik

bietet ein breites
Spektrum von 
Anwendungsberei-
chen, zum Beispiel
industrielle
Material-
bearbeitung
(Schweißen,
Schneiden von 
Metallen), Meß-
und Prüftechnik.

Für die Weltmarktkonkurrenz
sind die Unternehmen

– zu wenig kostengünstig,
– zu wenig dezentralisiert,
– zu wenig bereit, günstig Lei-

stungsangebote vom Markt zu
kaufen,

– zu wenig flexibel (ob Arbeitszeit,
ob Genehmigungsverfahren,
ob Tarifvereinbarungen),

– zu wenig kundenorientiert,
– zu wenig dynamisch im Manage-

ment,
– zu wenig fähig, neue (z.B. südost-

asiatische oder südamerikanische) 
Märkte zu erobern,

– zu wenig innovativ,
– zu wenig risikofreudig.

Steigerung von Produktivität
und Wettbewerbsfähigkeit

– durch Abflachung der Hierarchien
und Ausdünnen der Stäbe und 
Verwaltungen;

– durch Beschränkung der Unter-
nehmensaktivität auf das
Wesentliche;

– durch organisatorische Dezentrali-
sierung und Verantwortungs-
verlagerung auf ganzheitlich 
arbeitende kleine Einheiten;

– durch Ausnutzung der Mitarbei-
terpotentiale und ihre Höher-
qualifikation;

– durch höchste Qualitätsstandards
und Kundennähe.

Das verlangt neue Qualifikations- und
Kommunikationsverfahren. Arbeitsberei-
cherung, Arbeitserweiterung, Zunahme
der Dispositionsspielräume sind Begriffe,
die den Trend der Zukunft umreißen.
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Der Qualifikationsbedarf verschiebt sich
nach oben, ein anhaltender Trend zu
höheren Qualifikationen ist nicht zu über-
sehen, denn die neu erwachsene Gestal-
tungsfreiheit, auch die Eigenständigkeit
in der Arbeitsorganisation und Qualitäts-
kontrolle, verlangt solides Fachwissen und
ein hohes Maß von Organisation und Ko-
ordination, von Planung und Disposition.

darum, zu festverabredeten Zeiten seine
Pflichtstunden im Unternehmen abzudie-
nen, sondern es wird immer wichtiger, ein
Arbeitsergebnis in vereinbarter Qualität
zum vereinbarten Termin abzuliefern.

Grundwissen oder je unruhiger
die Zeiten, desto solider muß 
Bildung sein

Es kann kein Zweifel bestehen: An dem
Umfang und der Dynamik des Wandels
mit seinen vielfältigen neuen Anforderun-
gen können die Schulen nicht vorbeige-
hen. Doch mit blindem Reformismus und
Aktionismus ist nichts gewonnen. Zwar
muß das Bildungswesen offen für Neues
sein, es muß die Neugier auf Neues be-
stärken, zugleich aber muß für Stetigkeit
und Stabilität gesorgt werden. Gerade
wenn die Zeiten turbulent sind, muß sich
Bildung als sichere und stabile Brücke be-
währen, die sich aus der Vergangenheit in
die Gegenwart spannt und zugleich den
Weg in die Zukunft weist. Je unruhiger die
Zeiten sind, um so solider muß Bildung
sein. Sie soll ja das Fundament schaffen,
um ständig neue Anforderungen, Ent-
wicklungen und Veränderungen geistig
und moralisch bewältigen zu können.
Trotz der Informationsexplosion und trotz
der Veralterungsdynamik von Forschung
und Wissen bleiben die Grundlagen von
Natur- und Geisteswissenschaften unver-
ändert bestehen. Der Lehrsatz des Pytha-
goras ist seit zweieinhalb Jahrtausenden
so gültig und bedenkenswert wie Platons
Überlegungen über Staat und Wertewelt.
Die beste Vorbereitung auf die Zukunft
wird durch eine solide Grundbildung er-
reicht. Wissen, Können und Wertmaßstä-
be müssen die notwendigen Ressourcen
bieten, die Herausforderungen unserer
Zeit zu meistern. Bildung ist kein abge-
schlossenes Ergebnis, sondern ein lebens-
langer Prozeß. Dennoch müssen sich die
Bildungsbausteine stets zu einem erwei-
terbaren Mosaik mit klaren Konturen und
Profilen zusammenfügen. Im Bildungsver-
lauf darf keine Beliebigkeit herrschen.
Wenn Unterricht eine bloße Aufeinander-
folge isolierter Stoffe und Inhalte ist, ohne
daß Zusammenhänge hergestellt oder
Sinnfragen beantwortet werden, dann ist
das Bildungsziel nicht erreicht. Allgemein-
bildung muß Übersichtswissen, strukturel-
les Denken und Wertmaßstäbe in einem
Gesamtkonzept vereinigen. Die Funda-
mente müssen äußerst tragfähig ausge-
legt sein, wenn man ein komplexes Bil-
dungsgebäude mit immer neuen Stock-
werken und Gängen im Laufe eines lan-
gen Lebens darauf errichten will.
Wichtige Kernfächer dürfen nicht abwähl-
bar sein, und die Bildungsinhalte sind
nicht beliebig gestaltbar. Die Beherr-
schung der Kulturtechniken hat eine un-
vermindert hohe und zentrale Bedeu-
tung. Über die Rechtschreibung findet
man zu Sprachsicherheit, Sprachverständ-
nis und Kommunikationsfähigkeit; über
die Beherrschung der Grund- und gehobe-
nen Rechenarten – von Addition über
Bruch-, Prozent- und Exponentialaufga-
ben zu Algebra und Geometrie – kommt
man zum rechnerisch-logischen Denkver-
mögen, zu Planungs- und Organisations-

vermögen. Die Kulturtechniken zu be-
herrschen heißt also, auch über geistige
Beweglichkeit, sprachliche Ausdrucks-
fähigkeit, Kontakt- und Kommunikations-
fähigkeit zu verfügen und Fleiß, Über-
sicht, Ordnung, Sicherheit und Zuverläs-
sigkeit zu haben.
In allen Schularten muß mehr Wert auf
eine vertiefte Allgemeinbildung, vor-
nehmlich auf die Muttersprache, die Ma-
thematik, eine Naturwissenschaft und auf
wenigstens eine beherrschte Fremdspra-
che gelegt werden. Die Bedeutung der
musischen Fächer darf keineswegs unter-
schätzt werden. Phantasiefähigkeit und
Gestaltungskraft, Spieltrieb und Kreati-
vität sind nicht nur hohe Güter der per-
sönlichen Lebensgestaltung und Lebens-
freude, sondern auch die Basis für Innova-
tionen. Kunst und Design, Musik und
Sport sind heute nicht nur wichtige Pro-
duktionsfaktoren geworden, sondern
selbsttragende wichtige Wirtschaftsberei-
che.
Die größten Fortschritte in Forschung und
Entwicklung sind heute durch Interdiszi-
plinarität zu erzielen. Wissen darf daher
nicht spezialistisch, isoliert bleiben. Vor-
aussetzung für komplexes oder interdiszi-
plinäres Denken ist, daß ich das notwendi-
ge fachliche Rüstzeug beherrsche. Team-
arbeit zu treiben, heißt zunächst einmal,
selbst Fachmann zu sein und dann die
Denkmuster der Partner zu verstehen. Es
wäre ein großer Irrtum zu meinen, daß
Teamfähigkeit und Interdisziplinarität nur
zu erreichen sind, wenn das Curriculum
aufgelöst wird, um so fächerübergreifen-
de Diskussionsforen zu schaffen. Völlig
unverständlicherweise werden in bil-
dungspolitischen Diskussionen Gegensät-
ze aufgebaut zwischen Fachunterricht
und offenem fächerübergreifenden Un-
terricht mit Projekt- oder Gruppenarbeit.

Mehr Fach- und Personalkompe-
tenz, mehr Kreativität, Kommu-
nikations- und Organisations-
fähigkeit werden überall dort in
besonderem Maße gebraucht

– wo dezentralisiert und mit immer
flexiblerer Fertigung gearbeitet 
wird,

– wo immer kürzere Innovations-
zyklen herrschen,

– wo Massenproduktionen und
Großserienfertigung schwinden,

– wo die Individualisierung und Dif-
ferenzierung des Produktangebo-
tes und maßgeschneiderte Lösun-
gen verlangt werden,

– wo Produkte nicht mehr für, son-
dern mit den Kunden entwickelt 
werden.

Mehr Eigenverantwortlichkeit
ermöglichen

Selbstverantwortetes Handeln der Mitar-
beiter und Beachtung höchster Qualitäts-
maßstäbe sind zwei wichtige Schlüssel
zum Unternehmenserfolg. Qualität läßt
sich nicht anordnen, nicht bürokratisch
mit Formularen und Anweisungen, ISO-
Normen und Kontrollen erzwingen, son-
dern sie kann nur erreicht werden durch
motivierte und qualifizierte Mitarbeiter
unter einer geeigneten Führung und Or-
ganisation. Qualität hat viel mit Freude an
der Arbeitsaufgabe und mit Kundenorien-
tierung zu tun. Qualität verlangt Kompe-
tenz und das Streben danach, dazuzuler-
nen und besser zu werden. Qualität er-
wächst auch aus Zuverlässigkeit und aus
der Verpflichtung gegenüber anderen
Menschen.
Selbstverantwortetes Handeln ist in einer
Gesellschaft, die von der Wiege bis zur
Bahre sozial abgesichert sein will, unzurei-
chend ausgeprägt. Der drastische Rück-
gang der Selbständigkeit in der Bundesre-
publik Deutschland von 20 Prozent in den
50er und 60er Jahren auf jetzt 8 Prozent
ist ein Warnsignal dafür, daß in unserer
Gesellschaft die bequemeren, die kürze-
ren und die wohlausgestatteten Wege
immer begehrter werden.
Doch es geht bei weitem nicht nur um den
Mangel an Nachwuchsunternehmern,
vielmehr gilt es danach zu streben, jeden
einzelnen Arbeitnehmer zum Mitunter-
nehmer und Mitverantworter zu machen.
Dieses Ziel trägt revolutionäre Züge. Doch
der Trend zum „angestellten Unterneh-
mer“ scheint unaufhaltsam an Dynamik
zu gewinnen. Ob es sich um Zulieferer, Be-
rater oder Mitarbeiter handelt, künftig
zählen nicht mehr abgediente Arbeitszei-
ten oder Überstunden. Es geht nicht mehr

Gebraucht wird ein multi-
funktionaler Unterricht, der

– Wissen durch Verstehen und 
Lernen,

– Können durch praktisches Üben,
– verantwortetes Handeln (wollen)

durch Zielbewußtsein und Wert-
maßstäbe vermittelt und fördert.

Die zentrale Bedeutung der 
Schlüsselqualifikationen

Soziales Zusammenleben, aber vor allem
auch erfolgreiches leistungsorientiertes
Arbeiten ist ohne Werthaltungen nicht
denkbar. Ein Verbundsystem aus Wissen
und Können, Fertigkeiten und Fähigkei-
ten, sozialen Kompetenzen und Hand-
lungsorientierungen pflegen wir heute
Schlüsselqualifikationen zu nennen. Sie
sind besonders wichtig, weil sie als über-
greifende, überfachliche Qualifikationen
nicht schnell veralten. Sie sind die wichti-
gen, niemals rosten dürfenden Fähigkei-
ten zu logischem Denken, zu kooperati-
vem Verhalten, zu Verstehen und Verar-
beiten von Informationen, zu Kreativität
und Gestaltung.
Befragungen des Instituts der deutschen
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Wirtschaft Köln haben ergeben, welche
Lebens- und Arbeitstugenden und welche
berufsrelevanten Verhaltensweisen Aus-
bilder für wichtig halten:
– Fleiß, Lern- und Leistungsbereitschaft;

Urteils-, Kritik- und Selbstkritikfähig-
keit; Selbständigkeit und Verantwor-
tungsbewußtsein; Initiative und Enga-
gement;

– Flexibilität des Denkens, Problemlö-
sungs-, Kommunikations- und Team-
fähigkeit;

– Ehrlichkeit, Ordnung, Zuverlässigkeit,
Gründlichkeit, Pünktlichkeit und Selbst-
disziplin;

– Mitmenschlichkeit, Hilfsbereitschaft,
Verläßlichkeit und Höflichkeit.

„Soziales Lernen“ vollzieht sich in Familie,
Schule und Beruf, aber auch im Freizeitle-
ben. Führen und Wachsenlassen, Fordern
und Fördern müssen in der Bildungs- und
Erziehungsarbeit zu einer gelungenen
Symbiose kommen.
Die Sozialforscher und Pädagogen haben
in den letzten Jahrzehnten Aufgaben,
Ziele und Begrifflichkeit modernen Ler-
nens inzwischen neugefaßt und systema-
tisiert:
– Inhaltlich-fachliches Lernen (wissen,

verstehen, erkennen, urteilen),
– methodisch-strategisches Lernen (ex-

zerpieren, nachschlagen, strukturieren,
organisieren ...),

– sozial-kommunikatives Lernen (zuhö-
ren, kooperieren, integrieren, argu-
mentieren ...),

– affektives Lernen (Selbstvertrauen ent-
wickeln, Spaß an einer Methode oder
an einem Thema haben, Identifikation,
Engagement entwickeln, Werthaltun-
gen aufbauen),

sollen zu einem motivierenden Gesamt-
konzept vereint werden. Möglichkeiten
und Methoden dazu sind: offener Unter-
richt, Projekt- und Gruppenarbeit, Plan-
spiele und weitere Formen eigenverant-
wortlichen Lernens.

schengedenken immer neue Träume von
einem Bildungsschlaraffenland. Doch dies
bleibt unerreichbar. Auch den „technolo-
gischen Nürnberger Trichter“ gibt es
nicht, aber die Informations- und Kommu-
nikationstechnologien können ganz neue
Wege des Arbeitens, Lehrens und Lernens
eröffnen.
Heute sind Datenautobahnen, Internet
und Multimedia mit der zugehörigen
Technik an jedem Ort und zu beliebiger
Zeit zu nutzen. Die Erstellung einer riesi-
gen Palette von Hard- und Software hat
eine Informationswirtschaft entstehen las-
sen, die zu der weltweit größten Wachs-
tumsbranche mit mehr als 3 Billionen DM
Umsatz jährlich geführt hat und deren
Wachstumsraten auf 7 bis 15 Prozent ge-
schätzt werden. Schon heute sind 60 Pro-
zent aller Arbeitsplätze durch Kommuni-
kations- und Informationstechnologien
geprägt.

training) oder auch CUL (computerunter-
stütztes Lernen), Online- oder Tele-
learning sind zu inzwischen wohlevaluier-
ten Selbstverständlichkeiten in der Berufs-
bildung vieler Unternehmen geworden.

Gebraucht wird ein Bildungs-
verbundsystem – bestehend aus:

1. Fachwissen
(Breite, Tiefe und interdisziplinä-
res Verstehen),

2. Kognitiven Schlüssel-
qualifikationen
(Problemlösungs- und Transfer-
fähigkeit, Methodensicherheit
und Zeitmanagement, Urteils-
und Kritikfähigkeit),

3. Sozialen und personalen 
Schlüsselqualifikationen
(Kommunikations- und Team-
fähigkeit, Konfliktmanagement
und Motivation, Durchsetzungs-
und Entscheidungsfähigkeit).

Neue Lehr- und Lernformen

Der lange Weg zu Wissen, Können und
verantwortetem Handeln verlangt viel Ar-
beit, Leistungswillen und Selbstdisziplin.
Da solche Anstrengungen im allgemeinen
wenig beliebt sind, entstanden seit Men-

– Mit der Überwindung nationaler
Grenzen im Zuge der Globalisie-
rung,

– mit Telearbeit, die eine weitere
Dezentralisierung und Flexibilisie-
rung erlaubt,

– mit elektronischen Bestell-, Ab-
rechnungs- und Zahlungsverfah-
ren zwischen Unternehmen, Zu-
lieferern und Kunden

entstehen neue Möglichkeiten 
und Gestaltungsformen des Wirt-
schaftens.

Auch für den Unterricht bietet die heutige
Informationstechnologie eine Fülle von
effizienten Anwendungsfeldern. Selbst
wenn neue Lernmethoden und -techniken
in bestimmten Phasen ihrer Entwicklung
zuweilen überschätzt wurden (Program-
mierter Unterricht, Sprachlabore), ist die
wachsende Bedeutung neuer Medien für
die schulische und berufliche Bildung un-
bestritten. Erfreulicherweise haben Bund
und Länder, Initiativgruppen und Unter-
nehmen eine ganze Reihe von Initiativen
– z.B. Schulen ans Netz – Verständigung
weltweit (NRW), Aktives Lernen – Multi-
media für eine bessere Bildung (Berliner
Memorandum) – entwickelt, die den
Schülern (neben ihren vielseitig betriebe-
nen Computerhobbies) grundlegendes
Wissen und Können verschaffen
– in Computeranwendung,
– in Informationsbeschaffung,
– in Aufbau und Funktion von Computer-

systemen.
Es genügt aber nicht, nur über technische
und instrumentelle Fähigkeiten im Um-
gang mit dem Werkzeug Computer zu
verfügen, sondern es werden auch Kom-
petenzen zur Informationsbewältigung,
zur Bewertung der Informationen, zur
Transferfähigkeit gebraucht.

Die neuen Methoden und Medien
bleiben nur Hilfsmittel

Multimedia hat gerade in der beruflichen
Bildung seine Bewährungsproben bestan-
den. Begriffe wie CBT (Computer based

Multimedia mit den Verknüpfungs-
möglichkeiten von verschiedenen
Techniken und Instrumenten, Daten-
banken und Lernprogrammen, Kom-
munikations- und Informationsfor-
men sorgen für

– aktives Lernen und Motivations-
förderung,

– die Beliebigkeit von Ort und Zeit
des Lernens,

– die Individualisierungsmöglichkeit
des Lerntempos und der Lernin-
tensität,

– die individuelle Auswahl der In-
formationsmöglichkeiten,

– neue Wege der Selbstqualifika-
tion,

– die Verknüpfung von Theorie und
Praxis, von Information und Kom-
munikation,

– verbessertes Teamlernen und Er-
fahrungsaustausch bei Recher-
chen.

Das hohe Maß an Selbständigkeit und
Selbstverantwortung scheint das persönli-
che Lerninteresse wachsen zu lassen und
Kreativität zu befördern. Es versteht sich
von selbst, daß es bereits Visionäre gibt
(Lewis J. Perelman, „School’s out – Hyper-
learning, the new Technology and the End
of Education“, o.O. 1995), die Schule und
Lehrer für so überflüssig halten wie Pferd
und Kutsche im 20. Jahrhundert. Doch wie
Buch und Bild, Radio und Fernsehen nütz-
liche ergänzende Hilfsmittel der pädago-
gischen Arbeit sind, wird auch Multimedia
immer nur ein Hilfsmittel bleiben, das
aber am rechten Ort und zu rechter Zeit in
einem durchdachten pädagogischen Ge-
samtkonzept für neue Impulse und mehr
Effizienz sorgen kann.
Die Faszinationskraft, ja Magie des Com-
puters macht junge Menschen für multi-
mediales Lernen besonders aufgeschlos-
sen. Die Instrumente und Programme, die
der Multimediaverbund bietet, können
wirkungsvoll dazu beitragen, das heute
geforderte sehr hohe Qualifikations- und
Kompetenzniveau zu erreichen. Metho-
den oder Medien bleiben aber immer nur
Hilfsmittel, die in ein umfassendes inhalt-
liches Konzept eingeordnet werden müs-
sen.

Nicht Gleichheit zu fördern,
sondern Begabungen zu entfalten, 
ist die Aufgabe

Schule soll wißbegierig machen, soll als
positives Erlebnis empfunden werden, soll
Spaß machen. Doch Bildung ist kein reiner
Spaß, sondern verlangt viel Einsatz und
Durchhaltevermögen – Qualitäten, die
heute vielerorts vermißt werden. So wird
gerne darüber Klage geführt, daß es
heute an der rechten Motivation der
Schüler fehle. Das Modewort Motivation
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taucht heute in allen Lebensbereichen
auf; Motivation gilt als Zauberschlüssel.
Mit der richtigen Motivation scheint jedes
Ziel erreichbar zu sein. Motivation dient
aber auch als beliebter Sündenbock.
Konnte ein Ziel nicht erreicht werden,
wird die Ursache darin gesucht, daß
falsch-, über-, unter-, entmotiviert wurde.
Die Gutachten zur Schulreform sind heute
voller Erklärungen, die die Ursachen von
Demotivation und Gleichgültigkeit der
Schüler erläutern. Mangelnde Elternbe-
treuung, Schwierigkeiten im sozialen Um-
feld oder Reizüberflutung werden ebenso
zur Begründung der vorhandenen Lern-
unlust angeführt wie fehlende Möglich-
keiten, sich seine Interessensgebiete nach
Begabung, Neigung oder Aktualität selbst
aussuchen zu können.
Seltener sind die Einsichten, daß Schüler
durch falsche bildungspolitische Weichen-
stellungen in unangemessenen Bildungs-
zügen fahren, die sie entweder überfor-
dern oder unterfordern. Beides ist absolut
schädlich für die Leistungsmotivation. Das
Bildungssystem muß unterschiedliche,
vielfältig differenzierte Unterrichtsprofile
anbieten. Die Vielfalt des Lebens mit Fort-
und Rückschritten entsteht, weil der
Mensch kein gleichschaltbares Neutrum
ist, sondern ein Wesen voller ungleicher
Anlagen, Wünsche, Emotionen, Rationa-
litäten und Irrationalitäten.
Jedes Individuum ist absolut einmalig.
Nicht zwei Personen auf dieser Welt
haben die gleichen Fingerabdrücke. Das
Bildungssystem ist nicht dazu da, um für
Gleichheit zu sorgen, sondern die Bega-
bungen des einzelnen zu pflegen und
bestmöglich zu entfalten. Die so entste-
henden Ungleichheiten sorgen für Vielfalt
und Fülle, aber auch für Kreativität und
Wettbewerbsfähigkeit.

Wie läßt sich die Leistungs-
motivation fördern?

Die Lernpsychologie zeigt deutlich, daß
zur Leistungsmotivation der Schüler das
Führen und das Wachsenlassen, das For-
dern und das Fördern, das Begeistern für
anspruchsvolle Ziele, aber auch die richti-
ge Selbsterkenntnis und Selbsteinschät-
zung gehören. Eine Fülle von empirischen

Untersuchungen hat bewiesen, daß Lern-
motivationen vor allem dann auf Dauer
gestärkt werden,
– wenn der Initiator eines Motivations-

prozesses persönliche Glaubwürdigkeit,
Begeisterungsfähigkeit und fachliche
Kompetenz besitzt; wenn Identifikati-
on mit der Aufgabe erreicht ist, weil die
Sinnhaftigkeit deutlich ist;

– wenn das Niveau nicht zu hoch, aber
auch nicht zu niedrig ist;

– wenn Leistungsverweigerung als eine
Bedrohung für die Gruppe oder für den
einzelnen erlebt wird; wenn Beachtung
und Lob vorherrschen, schlechte Lei-
stungen aber deutlich getadelt werden;

– wenn Selbständigkeit, Selbstverant-
wortung und Zielbewußtsein vorhan-
den sind;

– wenn die Fähigkeit zur realistischen
Einschätzung der eigenen Möglichkei-
ten besteht und ein klarer Orientie-
rungshorizont und Zukunftsperspekti-
ven vorhanden sind.

Wirtschaft und Gesellschaft werden sich
erst dann wieder erfolgreich entwickeln,
wenn das Prinzip der Subsidiarität Gültig-
keit erlangt. Die kleinen Einheiten (das In-
dividuum, die Familie, die Schule, der Be-
trieb) müssen mehr Verantwortung über-
nehmen. Die Probleme unserer Zeit – Ar-
beitslosigkeit und  Obdachlosigkeit, Alko-
holismus und Drogen, Kriminalität und
Gewalt – sind nicht nur durch anonyme
Mächte verschuldet (die Politik, die Gesell-
schaft, die Wirtschaft), sondern jeder muß
sich auch selbst für Erfolge und Mißerfol-
ge verantworten.

Zukunftsperspektiven: ein 
unerwartet positives Jugendprofil

Das erfreuliche Phänomen in dieser Welt
des Umbruchs ist die Bereitschaft einer
großen Mehrheit der Jugendlichen, sich
den neuen Herausforderungen zu stellen.
Versucht man die Mosaiksteine aus der
Vielzahl vorliegender Erhebungen über
Lebenseinstellungen und Ziele von Ju-
gendlichen zu einem charakteristischen
Gesamtbild zu ordnen, ergibt sich als
Durchschnittskonstrukt ein unerwartet
positives Jugendprofil: Arbeit und Beruf
sind für die Mehrzahl der Jugendlichen

mehr Freude und Herausforderung als
Last und Frust. Angestrebt wird eine ge-
sunde Mischung aus attraktivem Beruf
und erfülltem Freizeitleben, aus Leistung
und Lebenslust, aus Eigennutz und Ge-
meinsinn. Man ist bereit zu leisten, damit
man sich selbst – aber durchaus auch für
andere – etwas leisten kann.
Besonders auffällig und beeindruckend ist
der Wille der jungen Erwerbstätigen in
Ostdeutschland, sich umschulen oder wei-
terbilden zu lassen, beruflich mobil zu
sein, sich generell den Herausforderungen
der neuen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung zu stellen.
Es ist die Aufgabe der alten Generation,
der Leistungsbereitschaft und dem Enga-
gement der Jugend Betätigungsfelder zu
geben, sie zu beteiligen, ihnen Zukunfts-
chancen einzuräumen. Zukunftsvisionen,
zugkräftige Ideen brauchen dabei nicht
erfunden werden. Sie sind da, sie müssen
nur mit Tatkraft und Zielbewußtsein, mit
Leben erfüllt werden.
– Da ist das Ziel eines grenzenlosen Euro-

pa vom Nordkap bis Sizilien, für alle
offen, sozial, friedenssichernd und
wettbewerbsfähig.

– Da ist die Chance, mit Produktinnova-
tionen – ob Digitalisierung, Elektronik
oder Hochgeschwindigkeitsverkehr, ob
Bio- und Kerntechnik, ob Miniaturisie-
rung und Bionik, ob Laser, neue Werk-
stoffe oder Umwelttechnik, Millionen
neuer Arbeitsplätze in Produktion und
Dienstleistungen zu schaffen. Was mit
Innovationen von der Dampfmaschine
über Eisenbahn und Auto bis zur Mikro-
elektronik gelang, sollte auch zukünf-
tig möglich sein.

– Da entsteht eine neue und spannende
Betriebsorganisation, in der die eng-
spezialisierte Einzelarbeit durch Grup-
penarbeit ersetzt wird, in der hochqua-
lifizierte Kräfte in Eigenverantwortung
planen, organisieren, produzieren und
die Qualitätskontrolle übernehmen.

Politisch und sozial, wirtschaftlich und
technisch hat es nie so große Chancen ge-
geben wie heute. Ergreifen wir sie mit un-
serer Jugend, die „zum Bohren harter
Bretter“ durchaus bereit ist, wenn sie in
Bildung und Arbeit die Chancen findet,
die sie verdient.

Im Wintersemester 1995/96 waren an deutschen
Hochschulen mehr als 1,8 Millionen Studierende –
Deutsche und Ausländer – eingeschrieben. Das am
stärksten besetzte Studienfach war Betriebswirt-
schaftslehre (BWL), das auch bei den Studenten auf
Platz eins liegt. Die Studentinnen waren stärker 
an Sprachen als an Wirtschaft interessiert. Während
die sprachlichen Studienfächer hauptsächlich von
Frauen belegt wurden, bleiben technische Studien-
fächer wie Maschinenbau und Elektrotechnik fest in
Männerhand: Mit fünf bzw. vier Prozent sind Stu-
dentinnen in den Hörsälen eher die Ausnahme.
Überhaupt sind Frauen an den Hochschulen insge-
samt in der Minderheit: 1995/96 waren 58 Prozent
aller Studierenden männlich. Globus

Bär
Urhebe



Die gegenwärtige Finanznot als Chance
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Bildungsinvestitionen sind Zukunftsinve-
stitionen. Das schützt sie nicht vor dem
Rotstift in Zeiten knapper Haushaltsmit-
tel. Darin besteht aber zugleich die Chan-
ce, Effektivität und Effizienz der Bildungs-
ausgaben zu überprüfen, ja überhaupt
erst einmal sich einen Überblick zu ver-
schaffen über die Kosten, die das Bil-
dungssystem verursacht, angefangen von
den Vorschuleinrichtungen bis hin zu den
Hochschulen als besonders teuren Bil-
dungseinrichtungen. Desweiteren muß
dann die Frage gestellt werden nach den
politischen Prioritäten und den sinnvollen
Weichenstellungen für die Zukunft,
einschließlich der Frage, wie ein leistungs-
fähiges Bildungssystem finanziert wer-
den kann: In welchem Umfang sind die
öffentlichen Kassen gefordert und mithin
die Gesamtheit der Steuerzahler – und in
welchem Umfang können – und müssen –
die Nutznießer höherer Bildung herange-
zogen werden? Denn unter den gegen-
wärtigen Verhältnissen findet in unserem
Bildungssystem eine Umverteilung von
unten nach oben statt. Der Autorin
schwebt u. a. eine Art Generationenver-
trag vor zwischen denen, die mit ihrem
Gehalt und der stärkeren Arbeitsplatz-
sicherheit Nutznießer höherer Bildung
sind, und denen, die selbst in der Ausbil-
dung begriffen sind. Red.

Der drittgrößte Ausgabenblock
in den öffentlichen Haushalten

In Anbetracht der allerorten nun schon
seit einigen Jahren herrschenden Finanz-
not in den öffentlichen Kassen kann nie-
mand ernsthaft davon ausgehen, daß 
der öffentliche Bildungshaushalt von
schmerzhaften Einschnitten verschont
bliebe. Daß die davon betroffenen Inter-
essengruppen Maßnahmen zur Gegen-
wehr ergreifen, ist nicht verwunderlich.
Im Schulbereich konnten sie vorüberge-
hend sogar noch zusätzliche Planstellen
durchsetzen. Ein Ausweg aus dem fru-
strierenden Beharren auf Unerfüllbarem
schien sich aber anzudeuten, als im Herbst
1995 der damalige Vorsitzende der GEW,
Dieter Wunder, die Finanznot auch als
Chance für Bildungsreformen ansah. Es
könne gegenwärtig nicht darum gehen,
sagte er, „. . . Geld für Reformen zu be-

kommen, sondern zu fragen, welche Re-
formen . . . für das vorhandene Geld mög-
lich (sind)?’’ 1

Zwei Schlüsselbegriffe waren somit auch
offiziell zusammengebracht worden: Ei-
nerseits wurde der Reformbedarf im Bil-
dungswesen betont, andererseits aber
auch konzediert, daß die staatliche Finan-
zierung weiter Teile des Bildungswesens
in Anbetracht der sich auf Billionenbeträ-
ge aufsummierenden finanzpolitischen
Sünden der Vergangenheit nicht mehr in
der gleichen Üppigkeit weitergehen
kann. Mit knapp 9 % der bereinigten Aus-
gaben aller Gebietskörperschaften stellt
das Bildungswesen nach der sozialen Si-
cherung und der allgemeinen Finanzwirt-
schaft den drittgrößten Ausgabenblock in
den öffentlichen Haushalten dar.
Ob dies zu wenig oder zu viel ist, läßt sich
kaum an der Schüler-Lehrer-Relation und
ähnlichen Indikatoren messen, die den
Gegenstand politischer Unzufriedenheit
ausmachen. Es ist vielmehr erforderlich,
zunächst auf einer analytischen Basis zu
klären, was im deutschen Bildungswesen
staatliche Aufgabe bzw. Gegenstand
staatlicher Produktion und Subventionie-
rung sein und was aus „privaten“ Quellen
finanziert werden sollte. Desweiteren
muß für den Teil des Bildungssystems, für
den der Staat auch die „Produktion“
übernimmt – in Deutschland ist dies der
überwiegende Teil der Schulen und Hoch-
schulen sowie der Mehrzahl der Kinder-
gärten –, eine Auseinandersetzung mit
den Problemen von sog. bürokratischen
Organisation erfolgen, ihre Leistungen
vom Umfang und von den Produktionsko-
sten her effizient anzubieten. Eine kriti-
sche Bestandsaufnahme des derzeit be-
triebenen Systems der Bildungsfinanzie-
rung in Deutschland vor dem Hintergrund
dieser normativen Kriterien gibt Hinweise
auf Verletzungen der gesamtgesellschaft-
lichen Wohlfahrtsfunktion. Den Abschluß
bilden einige exemplarische Reformvor-
schläge, wie das System der Bildungsfi-
nanzierung den Anforderungen einer mo-
dernen Gesellschaft unter dem Anpas-
sungsdruck der offenen Weltmärkte ge-
recht werden könnte.
Bildungsfinanzierung wird vor diesem
Hintergrund als der finanzielle Rahmen
verstanden, in dem der Aufbau von Hu-
mankapital unter effizientem Ressourcen-
einsatz bewerkstelligt werden soll. Das
Bildungssystem umfaßt dabei entspre-
chend auch internationaler Konventionen
die vorschulische Bildung, die primäre und
sekundäre Schulausbildung sowie den ter-
tiären Bereich, der in Form beruflicher Bil-
dung und verschiedener Formen des

Hochschulstudiums die berufsqualifizie-
rende Ausbildung junger Menschen zum
Gegenstand hat. Art und Umfang privater
Beteiligung an den Kosten sind dabei ge-
nauso zu prüfen wie die Rahmenbedin-
gungen, unter denen die Bildungsinstitu-
tionen selbst wirtschaften. Es geht damit
um einen äußerst komplexen Bereich, der
allerdings selten aus einer – ökonomi-
schen – Gesamtperspektive betrachtet
wird.

Mit insgesamt 242 Mrd. DM
Bildungsausgaben steht Deutschland
gar nicht so schlecht da

1995 wurden für Bildung und Ausbildung
– ohne die unzureichend erfaßten Auf-
wendungen der betrieblichen Weiterbil-
dung – rund 242 Milliarden DM, exakt 7 %
des Bruttoinlandsprodukts ausgegeben.
Mit 177,5 Mrd. DM nahmen die öffent-
lichen Bildungsausgaben den größten 
Anteil ein. Unter Einbeziehung der in der
Finanzstatistik noch getrennt ausgewiese-
nen Versorgungsausgaben für Beamte
entfielen davon wiederum 97,5 Mrd. DM
auf die Schulen, 50,7 Mrd. DM auf die
Hochschulen, 16,9 Mrd. DM auf die Kin-
dergärten und 12,4 Mrd. DM auf die För-
derung des Bildungswesens und sonstige
Zwecke (vgl. Abb. 1).
Vergleichsweise gering nehmen sich da-
neben die Ausgaben der privaten Wirt-
schaft für die Lehrlingsausbildung und die
der Bundesanstalt für Arbeit für berufli-
che Bildung aus. Sie summieren sich ihrer-
seits auf 38,1 Mrd. DM oder 1,1 % des BIP
im Jahr 1995 auf. Die öffentlichen Haus-
halte von Bund, Ländern und Gemeinden
sowie der Sozialversicherungen subven-
tionieren darüber hinaus Leistungen an
Studierende in der Größenordnung von
26,5 Mrd.  DM, die in der Finanzstatistik
nicht den Bildungsausgaben zugeordnet
sind oder erst gar nicht erfaßt werden. Es
handelt sich bei diesen sonstigen Leistun-
gen, die an ein Studium anknüpfen, um
Transfers und Steuer- bzw. Beitragsmin-
dereinnahmen, die den Studierenden und
ihren Eltern unter anderen Etiketten ge-
währt werden. Die wichtigsten Beispiele
für diese Art von Leistungen sind das Kin-
dergeld und die Steuerfreibeträge für stu-
dierende Kinder, Rentenansprüche für
Ausbildungszeiten, Kinderortszuschläge
im öffentlichen Dienst, vergünstigte
Krankenkassenbeiträge, Beihilfeleistun-
gen und vieles andere mehr, mit dem das
Studium letztendlich verdeckt subventio-
niert wird2.
In Anbetracht dieser nicht unbeträcht-
lichen Aufwendungen auch und gerade
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der öffentlichen Kassen für das Bildungs-
wesen verwundern immer wieder Presse-
meldungen, nach denen Deutschland im
internationalen Vergleich mit anderen
Industrieländern weit unterdurchschnitt-
liche Bildungsausgaben tätigen würde.
Diese Aussagen entstehen regelmäßig,

wenn nur die öffentlichen Bildungsausga-
ben miteinander verglichen werden. Hier
hat Deutschland infolge seines dualen 
Systems und dem entsprechenden Ausga-
benanteil der privaten Wirtschaft in der
Tat eine unterdurchschnittliche Position.
Die angewandte Meßlatte des nur öffent-

lichen Bildungsausgabenvergleichs ist in-
des nur wenig tauglich, denn in anderen
Ländern müssen Unternehmen und Haus-
halten entsprechend höhere Steuern ab-
verlangt werden, um den größeren staat-
lichen Anteil zu finanzieren.
Nimmt man private und öffentliche Bil-
dungsausgaben in der OECD-Statistik zu-
sammen und gewichtet diese Ausgaben
mit dem BIP als Indikator für den wirt-
schaftlichen Wohlstand, dann findet man
Deutschland nicht auf einem der hinteren
Plätze, sondern im Mittelfeld (vgl. Abb. 2).
Nicht nur die skandinavischen Länder, son-
dern auch die USA, Australien, Neusee-
land, Frankreich und Irland rangieren vor
Deutschland.
Aber auch diese Statistik bildet insofern
verzerrte Ergebnisse ab, als sie die Grund-
daten der demographischen Entwicklung
in den verschiedenen Ländern außen vor
läßt. Irland z. B., das unter allen Industrie-
staaten eine der höchsten Geburtenraten
aufweist, muß auch einen größeren Anteil
seines Sozialproduktes für seine Jugend
aufwenden. In Deutschland und Öster-
reich hingegen, die nunmehr seit 30 Jah-
ren im Spitzenfeld der geburtenärmsten
Länder der Welt liegen, ist auch der Anteil
jüngerer Menschen an der Gesamtbe-
völkerung geringer. Rechnet man die 
unterschiedlichen demographischen Ju-
gendlastanteile heraus, dann ergibt sich
eine völlig andere Reihenfolge im ge-
samtwirtschaftlichen Bildungsabgabenin-
dex: Deutschland rückt danach vom Mit-
telfeld an das untere Ende des Oberhau-
ses auf. Es nimmt nach den skandinavi-
schen Ländern und Kanada den 6. Platz in
der Rangliste ein und verweist die USA,
Australien, Neuseeland, Frankreich und
Irland auf niedrigere Plätze. Die Aussage
einer Unterfinanzierung des deutschen
Bildungswesens im internationalen Ver-
gleich wird vor diesem Hintergrund un-
schwer als eine im Grenzfall interessenge-
leitete Begründung für eine weitere Ex-
pansion der Bildungsausgaben in der Bun-
desrepublik zu identifizieren sein.

Ein Studierender kostet den Staat
pro Jahr 42 500 DM

Analysiert man den Subventionsgrad ver-
schiedener Bildungsgänge, ergeben sich
große Unterschiede. Die Analyse der
Durchschnittsausgaben je Empfänger in
den verschiedenen Bildungsbereichen
(vgl. Abb. 1) ergibt ein eindeutiges Gefäl-
le zugunsten der Hochschulausbildung.
Die geringsten Ausgaben verursachte
1995 die vorschulische Bildung mit etwa
7000 DM je Kindergartenplatz. Ein be-
stimmter Teil dieser Ausgaben wird außer-
dem nicht aus Steuermitteln, sondern aus
Gebühren finanziert, so daß der effektive
Subventionsgrad darunter liegt. Ein
durchschnittlicher Schüler schlägt mit
knapp 7900 DM zu Buche, wobei große
Kostenunterschiede über die verschiede-
nen Schultypen auftreten. In der Primar-
stufe liegen die Ausgaben je Schüler sogar
noch unter denen für Kindergartenplätze,
in der Sekundarstufe sind sie hingegen
knapp doppelt so hoch.
Am teuersten ist die Ausbildung im ter-
tiären Bereich. Hier fällt für die Lehrlings-

1995 Mrd. DM in v.H. Empfänger DM je Empf.
des BIP in Tsd.

Öff. Bildungsausgaben 177,5 5,13

davon: Kindergärten 16,9 0,49 2 390 7 074
Schulen 97,5 2,82 12 367 7 882
Hochschulen 50,7 1,47 1858 27 287
Förderung 7,2 0,21 18 414* 391
Sonstiges 5,2 0,15 18 414* 281

Ausg. f. Lehrlingsausbildung 21,3 0,62 2 435 8 749

davon: Wirtschaft 20,5 0,59
öffentl. Dienst 0,8 0,02

Ausg. BA f. berufl. Bildung 16,8 0,49

davon: Ausbildung 2,1 0,06
Fortbildg., Umschulung 14,7 0,43

Sonst. Transf. an Studierende 26,5 0,77 1 858 14 260

Summe 242,1 7,00

* Anzahl der 6–26jährigen

Abb. 1: Bildungsausgaben in Deutschland einschl. Transfers und Steuervergünstigungen
an Studierende 1995 (in Mrd. DM, in v.H. des BIP sowie in DM je Empfänger).

Quelle: in: Jeschek, Wolfgang: Bildungsausgaben in der Bundesrepublik Deutschland
von 1992 bis 1995; in: DIW-Wochenbericht 8/97, S. 155; Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF): Grund- und Strukturdaten 1996/97;
eigene Berechnungen.

Abb. 2: Öffentliche und private Bildungsaufwendungen in v. H. des BIP sowie bereinigt
um den Anteil der jungen Menschen (6–26 Jahre) an der Bevölkerung 1995.

Quelle: OECD: Education at a Glance. Paris 1996
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ausbildung ein Ausgabenaufwand von
8750 DM je Auszubildendem im Betrieb
an, die im übrigen der Staat nach Maßga-
be des betrieblichen Grenzsteuersatzes,
also zu etwa 50 %, mitfinanziert. Hinzu
kommen Berufsschulkosten in einer
Größenordnung von etwa 4300 DM je
Azubi, die allerdings in Abb. 1 im Schnitt-
wert für Schulen enthalten sind.
Die höchsten staatlichen Aufwendungen
je Empfänger werden im Hochschulbe-
reich getätigt. Je Studierendem gewährte
der Staat 1995 27 300 DM an Realtrans-
fers, rund 1000 DM Ausbildungsförde-
rung3 sowie 14 260 DM sonstige Transfers
und Mindereinnahmen, alles in allem also
rund 42 500 DM je eingeschriebenem Stu-
dierenden. Da indes nur ein Teil der Stu-
dierenden in den Genuß von BAföG und
Sondertransfers kommt, liegen deren Sub-
ventionen sogar noch höher. Ohne
Berücksichtigung der Lehrlingsvergütun-
gen beläuft sich der Durchschnittsbetrag
auf das in etwa Dreieinhalbfache der Auf-
wendungen für die Lehrlingsausbildung.
Hier muß bereits die Frage gestellt wer-
den, ob dieser gewaltige Unterschied zu
rechtfertigen ist, zumal wenn sich der Un-
terschied unter Einrechnung der unter-
schiedlich langen Ausbildungszeiten noch
einmal verdoppeln dürfte, wenn man 
die Indikatoren auf die Zahl der abge-
schlossenen Ausbildungen umrelationie-
ren würde.

Der deutsche Bildungsföderalismus

Ein besonderes Problem der Bildungs-
finanzierung in Deutschland resultiert aus
den Besonderheiten des föderativen Sy-
stems. Im Grunde haben die Länder die
Gesetzgebungskompetenz für Kindergär-
ten, Schulen und Hochschulen. Der Bund
besitzt eine Rahmengesetzgebungskom-
petenz für den Hochschulbereich und hat
außerdem in den Kindergartenbereich
eingegriffen, als er mit Zustimmung des
Bundesrates die Garantie für einen Kin-
dergartenplatz gesetzlich verankert hat.
Da die Finanzierungspflicht in der deut-
schen Finanzverfassung an die Verwal-
tungskompetenz anknüpft, zahlen hierfür
die Gemeinden, wobei sie bestimmte Zu-
schüsse von ihren Ländern erhalten, wenn
sie bestimmte Auflagen einhalten.
Bei den Schulen gibt es – neben wenigen
Privatschulen, die aber aus den Landes-
haushalten bezuschußt werden – hinsicht-
lich der Finanzierungspflicht eine Arbeits-
teilung zwischen Land und Kommunen.
Schulträger sind i.a.R. die Gemeinden und
Gemeindeverbände, die das Verwaltungs-
personal sowie den Sach- und den Investi-
tionshaushalt finanzieren. Zur Finanzie-
rung von größeren Investititionen wie
Schulneu- und -umbauten sowie umfang-
reicheren Instandsetzungen werden sei-
tens der Länder erhebliche Zuschüsse auf
Antrag gezahlt. Die Ausgaben für das
Lehrpersonal schließlich trägt das Land.
Das Land ist dabei auch Dienstherr der
Lehrer und nimmt im Rahmen der
Schulaufsicht auch die Auswahl und Zu-
weisung der Lehrer zu den einzelnen
Schulen vor. Kommunale Lehrer gibt es
nur noch in einigen Ausnahmefällen. Die
Kosten der Schülerbeförderung wurden

jahrelang von den Ländern erstattet. Seit
kurzem allerdings versuchen einige von
ihnen, ihre Haushalte auch durch Kürzun-
gen dieser Leistungen zu sanieren.
Im Bereich der tertiären Bildung schließ-
lich liegen die Finanzierungskompeten-
zen für die Hochschulen selbst bei den
Ländern. Ausnahme sind die Ausgaben
für Aus- und Neubau der Hochschulen
und Hochschulkliniken, die sich Bund und
Länder im Rahmen einer Gemeinschafts-
aufgabe (Art. 91 a GG) teilen. Die Ausga-
ben für die Ausbildungsförderung und
das Meister-BAföG werden zu 65 % vom
Bund, zu 35 % von den Ländern finan-
ziert. Ausnahme von diesen Finanzie-
rungsregeln bilden weiterhin die spezifi-
schen Hochschulen des öffentlichen Dien-
stes, darunter die Bundeswehrhochschu-
len (zu Lasten des Bundeshaushalts) und
die Verwaltungsfachhochschulen der ver-
schiedensten Fachrichtungen in den Län-
dern, die ihrerseits wiederum Finanzie-
rungsbeiträge für die Ausbildung von Ge-
meindebeamten von ihren kommunalen
Gebietskörperschaften abfordern.
Die Verteilung der Gesetzgebungs- und
Verwaltungs- bzw. Finanzierungskompe-
tenzen auf die verschiedenen Ebenen der
Gebietskörperschaften ist ein wichtiges
Gestaltungselement der Finanzverfassung
in föderativen Staaten. Das Hochschul-
wesen ist auch in anderen föderativ ver-
faßten Ländern Aufgabe der Gliedstaa-
ten, während die Ausbildungsförderung
häufig aus dem Bundeshaushalt (vor)fi-
nanziert wird. Schulen und Kindergärten
sind meist kommunale Aufgaben. Eine
deutsche Besonderheit allerdings sind die
starken Verfechtungen in der Finanzver-
fassung, die dadurch gekennzeichnet
sind, daß mehr als eine Gebietskörper-
schaft für die Finanzierung von Bildungs-
einrichtungen verantwortlich ist. Beispiele
hierfür sind die Mischfinanzierung beim
Hochschulbau sowie die „Beteiligung“
der Länder an den Schulfinanzen in Form
der Besoldung der Lehrer und der Investi-
tions- und anderer Sachmittelzuschüsse.
Insbesondere die Bindung dieser Mittel
für einen bestimmten Aufgabenzweck –
am stärksten bei der Finanzierung des
Lehrpersonals – sowie der meist mit der
Vergabe der Mittel verbundene Eigen-
finanzierungsanteil der empfangenen Ge-
bietskörperschaften stellen schwere Hy-
potheken für eine transparente und effi-
ziente Bewirtschaftung der den Kinder-
gärten, Schulen und Hochschulen zur Ver-
fügung gestellten Finanzmittel dar.

Wie läßt sich die Bildungsfinanzie-
rung durch den Staat rechtfertigen?

Die Volkswirtschaftslehre, genauer: die 
Finanzwissenschaft hat eine ganze Reihe
von Kriterien entwickelt, die ein analy-
tisch begründetes Urteil über die Aufga-
ben des Staates in einer sozialen Markt-
wirtschaft ermöglichen. Zentrales Argu-
ment für staatliche Aktivitäten ist regel-
mäßig das sogenannte allokative Markt-
versagen. Daneben lassen sich aber insbe-
sondere für verteilungspolitische Fragen
auch andere Entscheidungskriterien für
staatliche Interventionen erarbeiten. Hier
stellt sich z.B. die Frage, ob und in wel-

chem Umfang sowie unter welchen Bedin-
gungen der Staat Bildungskonsum sub-
ventionieren soll oder aber ob eine staat-
liche Subventionierung von rentablen
Humankapitalinvestitionen überhaupt er-
forderlich ist. Schließlich muß auch die
Frage aufgeworfen werden, ob die staat-
liche Produktion und Regulierung von Bil-
dungsleistungen wegen der notorischen
Ineffizienz öffentlicher Einrichtungen
nicht am Ende unwirtschaftlicher ist als
ein stärker privat organisiertes Bildungs-
system.
In Marktwirtschaften soll der Staat nur
dort in die Privatwirtschaft eingreifen, wo
der Markt als Allokations- und Vertei-
lungsinstrument versagt, d.h. private An-
bieter ein bestimmtes Gut nur unzurei-
chend anbieten würden oder aber bei ge-
gebener Einkommensverteilung private
Nachfrager ein Gut in übermäßigem oder
aber auch in zu geringem Umfang nach-
fragen würden. Konstitutionelles Markt-
versagen liegt vor, wenn Gütern oder
Dienstleistungen zwei Eigenschaften feh-
len, ohne die sie von privaten Anbietern
nicht oder unzureichend produziert wer-
den:
1. Wer den Marktpreis nicht entrichtet

oder nicht entrichten will, kann nicht
vom Konsum eines Gutes ausgeschlos-
sen werden. Das Ausschlußprinzip
funktioniert nicht.

2. Der Nutzen eines Gutes kann mehreren
Nachfragern zugute kommen, ohne
daß der Nutzen der anderen beein-
trächtigt wird. Die Rivalität des Kon-
sums ist nicht gegeben.

Bildungsleistungen könnten indes unter
Anwendung des Ausschlußprinzips und
der Rivalität des Konsums angeboten wer-
den. So ist es z.B. theoretisch denkbar, daß
ein Kind, dessen Eltern ein Schulgeld nicht
entrichten wollen, vom Unterricht ausge-
schlossen wird. Gleiches gilt für Universitä-
ten, wenn Studiengebühren erhoben wer-
den. Auch der Nutzen der Unterrichtslei-
stungen rivalisiert zumindest so lange
nicht, wie Klassen und Hörsäle nicht über-
füllt sind. Zu einem zu geringen Angebot
bzw. zu geringer Nachfrage kommt es
aber infolge eines dritten und vierten Kri-
teriums, die beide Staatseingriffe recht-
fertigen.
3. Der gesamtgesellschaftliche Nutzen

von Bildungsleistungen ist regelmäßig
größer als die privatwirtschaftliche Ren-
tabilität. Es liegen – um den Terminus
technicus zu gebrauchen – externe Nut-
zen von Bildung vor.

4. Die Nachfrager nach Bildungsleistun-
gen haben, aus welchen Gründen auch
immer, keine rationalen Erwartungen
hinsichtlich der zukünftigen Erträge
ihrer Bildungsaufwendungen. Ihre
Konsumentensouveränität versagt.

Im Regelfall würden in beiden Fällen zu
wenig Bildungsleistungen gegenüber
dem gesamtwirtschaftlichen allokativen
Optimum nachgefragt. Deshalb soll der
Staat die Leistungen verbilligen, ein ent-
sprechendes Leistungsangebot sicherstel-
len oder gar die Nachfrage – wie bei der
Schulpflicht – verbindlich vorschreiben.
Insbesondere in einer Grundbildung für
alle, wie sie im Prinzip bei der neunjähri-
gen Schulpflicht angestrebt wird, liegt



219

heute eine wesentliche Grundvorausset-
zung für Produktivität und Konsumfähig-
keit einer modernen Industriegesellschaft.
Insofern ist der sehr weitgehende Eingriff
des Staates in Form der Schulpflicht ge-
rechtfertigt. Auch eine an der Pflicht an-
knüpfende staatliche Finanzierung der
Schulen ist eine folgerichtige Subventio-
nierung, die allerdings den ergänzenden
Betrieb von Privatschulen nicht aus-
schließt. Die Analyse des Marktversagens
ergibt somit unzweifelhaft einen staat-
lichen Interventions- und Subventionsbe-
darf im Bildungswesen. Wie dies im ein-
zelnen zu gestalten ist, kann mit Hilfe wei-
terer Entscheidungskriterien ermittelt
werden.

Neben der Bildung von Human-
kapital gibt es Bildungskonsum

Bildung wird von Individuen aus unter-
schiedlichen Gründen nachgefragt: Aus
volkswirtschaftlicher Sicht ist das Vermö-
gen der Industriestaaten in Form von Hu-
mankapital ein entscheidender Wettbe-
werbsfaktor. Unter Humankapital wird
dabei das an im Erwerbsleben stehende
oder zukünftig ins Erwerbsleben eintre-
tende Personen gebundene produktions-
relevante Wissen verstanden. Für die Er-
werbstätigen selbst trägt dieses Wissen
auch ökonomische Früchte, da ihre Be-
schäftigungs- und Verdienstchancen in
starkem Maße von ihrer Ausbildung ab-
hängig sind. Verursacht hier Marktversa-
gen, aus welchen Gründen auch immer, zu
geringe Humankapitalinvestitionen, dann
tritt ein gesamtgesellschaftlicher Verlust
ein. Es ist also Aufgabe des Staates, vor
allem diese wissensgebundene Produktiv-
kraft der Volkswirtschaft zu fördern, die in
Form von Bildungsinvestitionen aufge-
baut wird.
Neben Bildungsinvestitionen gibt es aber
auch Bildungskonsum. Bildung z.B. in
Form eines Volkshochschulkurses über
französische Literatur dürfte für die Mehr-
zahl der TeilnehmerInnen kaum direkten
Nutzen für ihre Berufstätigkeit bringen,
sondern eher ihrer privaten Interessens-
sphäre zuzuweisen sein. Eindeutig dem
Bildungskonsum zuzuordnen ist außer-
dem das sog. Seniorenstudium, da diese
Menschen ihr Erwerbsleben bereits hinter
sich haben und eine zukünftig produktive
Verwertung ihrer zusätzlichen Bildung
ausgeschlossen sein dürfte. Schließlich
kann Bildung selbst ein reiner Konsumvor-
gang in der Freizeit sein, weil es Freude
macht, sich weiteres Wissen z.B. im Be-
reich der Hobbies anzueignen.
Es ist allerdings nicht auszuschließen, daß
außerdem ein gewisser, allerdings be-
grenzter gesamtwirtschaftlicher Nutzen
von zusätzlichen allgemeinen Bildungsan-
strengungen auf die Möglichkeiten der
Menschen ausgeht, z.B. innovative Pro-
dukte zu konsumieren. Desweiteren er-
kennt die Politik Bildungskonsum in be-
stimmten Bereichen per se als förderungs-
würdig an, wie man an der Höhe der Kul-
tursubventionen sehen kann. Für die
staatliche Finanzierung im Bildungswesen
indes kann Bildungskonsum kaum als för-
derungswürdiger Sachverhalt angesehen
werden, zumindest nicht unterschiedslos

zu Bildungsinvestitionen in Humankapi-
tal. Gerade weil der Unterschied ihres Bei-
trags zu gesamtwirtschaftlichen Wohl-
fahrt zwischen beiden Kategorien von Bil-
dung so groß ist, muß der Subventions-
grad des Bildungskonsums deutlich unter
dem von Bildungsinvestitionen liegen,
wenn nicht gar weitgehend ausgeschlos-
sen werden.

Es besteht ein deutlicher Zusammen-
hang zwischen höherer Bildung,
Lebenseinkommen und Arbeitsplatz-
sicherheit

Ein weiteres Kriterium zur Bestimmung
des staatlichen Finanzierungsanteils an
den volkswirtschaftlichen Bildungsinvesti-
tionen ist ihre individuelle Rentabilität.
Zwar ist auch heute nicht von der Hand zu
weisen, daß Bildung und Wissen nicht nur
direkte, d.h. individuelle Erträge erbrin-
gen, sondern darüber hinaus auch ge-
samtwirtschaftliche. Der Subventionsgrad
verschiedener Arten von Bildung er-
scheint freilich kritisch zu hinterfragen,
wenn Bildungsinvestitionen per se eine
positive Verzinsung in Form eines höheren
Lebenseinkommens relativ zum Einkom-
men von Wirtschaftssubjekten ohne ent-
sprechende Bildungsanstrengungen auf-
weisen.
In Anbetracht der Tatsache, daß der Staat
den Besuch von Schulen zwischen dem 6.
und 15. Lebensjahr qua Gesetz verlangt
und damit alle Schüler und Schülerinnen –
wenngleich an unterschiedlichen Schul-
typen und mit unterschiedlichem Erfolg –
in dieser Zeit Schulen besuchen, ist es
schwierig, hier eine einzelwirtschaftliche
Rentabilität zu bestimmen. Einzelwirt-
schaftliche Erträge der vorschulischen Bil-
dung, die darüber hinaus die Aufgabe der
Kinderbetreuung erwerbstätiger Eltern-
teile erfüllt, lassen sich indirekt am zusätz-
lichen (potentiellen) Einkommen des
zweiten Ehepartners bemessen.
Für Bildung nach dem 15. Lebensjahr, ins-
besondere für berufliche Ausbildungen,
den Besuch von Fachschulen sowie ein
Hochschulstudium, gibt es hingegen eine
Reihe von Untersuchungen über den Zu-
sammenhang von Bildung und einem
höheren Jahreseinkommen bzw. sogar
einem höheren Lebenseinkommen trotz
späterem Berufseinstieg. So führt nach
einer Berechnung von Bellmann und Mo-
eller 4 ein zusätzliches Ausbildungsjahr
nach dem 15. Lebensjahr zu einem Ein-
kommenszuwachs von zwischen 3,5 %
und 7 %. Eine Hochschulausbildung ver-
zinst sich nach einer anderen Studie für
jedes Jahr zusätzliche Ausbildung nach
dem 15. Lebensjahr sogar mit durch-
schnittlich 6,6–13,8 % 5. Trotz steigender
Studierneigung haben sich die Ausbil-
dungsrenditen eines Studiums seit den
70er Jahren nur unwesentlich verringert 6.
Gewichtet man diese Erwartungswerte
mit dem ebenfalls ausbildungsabhängig
auftretenden Arbeitsmarktrisiko, so ist
ganz eindeutig der Schluß zu ziehen, daß
mit zunehmender Bildung und höherwer-
tigen Ausbildungsabschlüssen die Ein-
kommenserwartungen steigen und das
Arbeitsmarktrisiko sinkt. Aus der hohen
positiven Verzinsung läßt sich die Not-

wendigkeit einer Reduzierung von Bil-
dungssubventionen folgern, wobei Ren-
diteunterschiede verschiedener Ausbil-
dungen zu berücksichtigen sind.

Eine Umverteilung von unten 
nach oben

Als Einrede dagegen wird gerne geltend
gemacht, Akademiker würden infolge
ihres höheren Einkommens die während
der Ausbildung genossenen Subventionen
auch über eine überproportional höhere
Steuerlast zurückzahlen. Grüske7 hat in-
des in einer bemerkenswerten Studie vor
wenigen Jahren nachgewiesen, daß Aka-
demiker die während ihres Studiums ge-
nossenen staatlichen Leistungen nicht
über ihre höhere Steuerlast zurückzahlen.
Die staatliche Subventionierung im ter-
tiären Bildungsbereich bezuschußt die
Akademiker, bezogen auf ihr insgesamt
höheres Lebenseinkommen, also netto.
An diesen Subventionen finanzieren
Nichtakademiker und ungelernte Arbeits-
kräfte nach Maßgabe ihrer Steuerbela-
stung mit. Die praktizierte Hochschul-
finanzierung und Ausbildungsförderung
stellt mithin eine Umverteilung von unten
nach oben dar. Überzeugte der Subven-
tionsgrad wegen der Rentierlichkeit von
Humankapitalinvestitionen schon aus 
allokativer Sicht nicht, so vermag die Ana-
lyse der Verteilungswirkungen den betrie-
benen staatlichen Aufwand erst recht
nicht zu rechtfertigen.

Nicht flächendeckend, sondern
differenziert subventionieren

Eine Subventionierung der über die Zeiten
der Schulpflicht hinausgehenden Ausbil-
dungsaufwendungen könnte sich aller-
dings noch mit den Argumenten einer ver-
sagenden Konsumentsouveränität be-
gründen lassen. Hier liegen in der Tat auch
die großen Probleme der Finanzierung
von Humankapitalinvestitionen, denn
junge und in aller Regel vermögenslose
Schulabgänger erhalten vom privaten
Bankensystem insbesondere dann keine
Kredite für ihre weitere Ausbildung, wenn
sie, aus einkommensschwächeren Haus-
halten stammend, kein hinreichendes
Erbe zu erwarten haben, das sie ex ante
verpfänden könnten. Auch ist zu berück-
sichtigen, daß Schulabgänger über keine
Einkommenserfahrung verfügen. Im Ver-
gleich zur Taschengeldsituation erschei-
nen Schulden, die z.B. zur Finanzierung
des Lebensunterhalts von Studierenden
aufgenommen werden müßten, als kaum
jemals rückzahlbar, auch wenn der Augen-
schein uns lehrt, daß viele dieser jungen
Menschen, wenn sie einige Jahre berufs-
tätig waren, einen ähnlich hohen Betrag
bedenkenlos für ein Auto ausgeben.
Auch ist nicht von der Hand zu weisen,
daß unstetiger werdende Arbeitsmarkt-
chancen von Hochschulabsolventen die
Befürchtungen junger Menschen ver-
größern müssen, nach dem Studium nicht
in der Lage zu sein, derartige Kredite
zurückzuzahlen. Bezieht man außerdem
mit ein, daß unterschiedliche Einkom-
menserfahrungen verschiedener sozialer
Gruppen und Elternhäuser die Ausbil-
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dungsentscheidungen junger Menschen
prägen, dann ergibt sich hieraus ganz ein-
deutig ein staatlicher Interventionsbedarf.
Dieser kann und darf allerdings nicht in
einer flächendeckenden Subventionie-
rung aller möglichen Bildungsinvestitio-
nen und sogar des Bildungskonsums – wie
z.B. im Fall des Seniorenstudiums – beste-
hen. Vielmehr ist eine differenzierte Inve-
stition erforderlich, die sicherstellt, daß
junge Menschen nicht gezwungen sind,
unvertretbare Risiken für die Rückzahlung
ihrer Bildungskredite einzugehen, was
letztendlich vermögenslose und risiko-
averse, aber talentierte junge Menschen
von der persönlich und ökonomisch adä-
quaten Ausbildungsentscheidung abhal-
ten werden.

Da der Wettbewerb fehlt, produzie-
ren die Bildungsinstitutionen 
ineffizient

Ein vierter kritischer Standpunkt gegen-
über dem staatlichen Angebot, ja sogar
dem weitgehenden staatlichen Monopol
von Bildungsleistungen resultiert aus den
sattsam bekannten Problemen ineffizien-
ter, d.h. nicht kostenminimaler Produk-
tionsstrukturen im öffentlichen Sektor. In-
folge unzureichendem, meist sogar ganz
fehlendem Wettbewerbsdruck, der priva-
te Unternehmen dann aus dem Markt
drängt, wenn sie die Effizienzbedingung
verfehlen, produzieren öffentliche Ein-
richtungen zu teuer und tendieren außer-
dem zu einer Ausweitung ihres Angebots
über das Maß hinaus, das gesamtwirt-
schaftlich vertretbar erscheint.
Ein beschränkter „Wettbewerbsdruck“ re-
sultiert regelmäßig allenfalls aus dem
jährlich wiederkehrenden Kampf um die
staatlichen Haushaltsmittel, der gegen-
über anderen Ressorts oder aber auch ge-
genüber der Möglichkeit einer Steuer-
senkung ausgetragen wird. Dieser Wett-
bewerb erhöht allerdings die Ineffizienz
der Mittelverwendung, statt sie – wie im
Falle des marktlichen Wettbewerbs – zu
vermindern, weil die Ziele der verschiede-
nen Ressorts und nachgelagerten Institu-
tionen nur ausnahmsweise das Gemein-
wohl im Auge haben und diese regel-
mäßig ihren Bereich hinsichtlich seiner
Wichtigkeit im Kontext des Gesamtbud-
gets überschätzen. Diese Ziele der jeweili-
gen Budgetmaximierung werden gegen-
über anderen Ressorts und den Steuer-
zahlern vor allem auch mit den Mitteln
der gesetzlichen Festschreibung ressour-
cenbeanspruchender Leistungspflichten
sowie von steigenden Leistungsstandards
betrieben.
Ein exzellentes Beispiel für derartige bud-
getmaximierende Strategien der Bil-
dungslobbyisten sind die Forderungen
nach zusätzlichen Planstellen mit Hinweis
auf die verschlechterten Schüler-Lehrer-
oder Studierenden-Professoren-Relatio-
nen. Bezeichnenderweise werden die For-
derungen allerdings nicht mit analyti-
schen Argumenten hinsichtlich einer opti-
malen Betreuungsrelation abgestützt. Sie
orientieren sich vielmehr regelmäßig an
den jeweils geltenden historischen Best-
marken, die im Schulbereich Mitte der
80er Jahre und im Hochschulbereich 1977

erreicht waren. Ökonomische Argumente,
ob und warum bei der jeweiligen Relation
ein effizienter Ressourceneinsatz gewähr-
leistet ist, werden nicht geliefert.
Dies ist auch gar nicht möglich. Handelt es
sich doch z.B. bei der Relation Schüler-
Lehrer um zwei Input-Größen des Produk-
tionsprozesses für Bildungsleistungen.
Wirtschaftlichkeit läßt sich aber nur dann
messen, wenn zu einer Input- eine Out-
put-Größe in Relation gesetzt wird. Und
ein Lehrer „produziert“ nun einmal nicht
Schüler, sondern seine Aufgabe ist es, den
Schülern ein bestimmtes Wissen und be-
stimmte Fähigkeiten beizubringen. Diese
allerdings werden systematisch nur selten
gemessen. Wie in weiten Bereichen der
staatlichen Tätigkeit gibt es überdies
keine Effizienzkennziffern, bei denen
Zähler und Nenner sich einheitlich in mo-
netären Größen ausdrücken lassen. Der
Output des deutschen Bildungssystems ist
zumindest z.Zt. nur aus Einzelfallstudien
und aus indirekten Indikatoren ableitbar.

Eine weitere indirekte Möglichkeit, die 
Effizienz von nicht am Markt tätigen Insti-
tutionen zu bestimmen, läßt sich unter
Anwendung der Theorie der Verfügungs-
rechte sowie des Transaktionskosten-
ansatzes vornehmen. Die Theorie der Pro-
perty Rights hat nämlich die Konditionen
bestimmt, unter denen Organisationen
gleich welcher Art, d.h. ausdrücklich auch
Organisationen, die ihre Leistungen nicht
als freie Unternehmen unter Marktbedin-
gungen erstellen können, in der Lage
sind, effizient zu handeln. Um per Eigen-
interesse effizient zu wirtschaften, muß
ein Wirtschaftssubjekt verschiedene Ver-

Abb. 3: Schüler-Lehrer-Relationen 1960–1995 Quelle: BMBF; eigene Berechnungen

fügungsrechte besitzen. Im Grenzfall be-
sitzt nur der freie Einzelunternehmer alle
notwendigen Rechte. Staatliche Unter-
nehmen und Verwaltungsorganisationen,
zu denen auch die Bildungseinrichtungen
zählen, können z.B. qua Definition schon
nicht mit dem Recht ausgestattet werden,
sich den Gewinn anzueignen oder ihren
Betrieb am Markt zu einem Marktpreis zu
verkaufen. Es gibt aber die Möglichkeit,
sog. Eigentumssurrogate institutionell zu
verankern und auf diese Weise ein Anreiz-
system zu etablieren, das eine effizientere
Ressourcenbewirtschaftung sicherstellt.
Die Theorie der Verfügungsrechte gibt in-
sofern einen indirekten Maßstab der Un-
wirtschaftlichkeit von Schulen und Hoch-
schulen ab, als aus der Zahl und der Art
der Handlungsbeschränkungen sowie der
komplementär notwendigen Kontroll-
maßnahmen (→ Transaktionskosten) auf
ihn geschlossen wird. Das traditionelle
Haushaltsrecht, das im Schulbereich
zudem die Ressourcen für Lehrer und an-

deres getrennt aus dem Landes- und dem
Gemeindehaushalt, untereinander aber
nicht deckungsfähig, zuweist, Beschrän-
kungen der Personalhoheit nicht nur der
Schulen – Schulen dürfen sich noch nicht
einmal ihre Kollegien selbst auswählen –,
sondern auch der Hochschulen, unkünd-
bare Beamtenverhältnisse, wobei man ge-
rade die „Fehlfarben“ bis zur Pensionie-
rung mitschleppen muß, weil diese auch
keiner anderen Schule zuzumuten sind
oder im Hochschulbereich nur noch aus-
nahmsweise einen Ruf erhalten, eine riesi-
ge Wissenschafts- und Kultusbürokratie,
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die bezeichnenderweise in den letzten 30
Jahren stärker gewachsen ist als das Lehr-
personal, all dies sind Indikatoren für eine
staatlich programmierte Unwirtschaftlich-
keit durch Zentralisierung und Überregu-
lierung, die die Organisationen vor Ort
mehr behindern, als sie mit Anreizen und
Mitteln auszustatten, ihre Probleme zu-
gunsten besserer Ausbildungsleistungen
selbst zu lösen.
Letztlich sind es außerdem diese intrans-
parenten und unwirtschaftlichen Ange-
botsstrukturen, die Lobbyisten Tür und
Tor öffnen, selbst in Zeiten knapper Kas-
sen zusätzliche Renten zugunsten ihrer
Gruppen durchzusetzen. Daß die betrof-
fenen Staatsdiener ihrerseits auf die de-
motivierenden Verhältnisse mit innerer
Kündigung reagieren, ist an der Rekord-
marke des Pensionseintrittsalters der Leh-
rerinnen und Lehrer erkennbar.

Fehlentwicklungen durch fehlende 
„Preise“ für Bildung

Insgesamt gehen von der Bildungsfinan-
zierung in Deutschland recht wider-
sprüchliche Anreize für Angebot und
Nachfrage nach Bildungsleistungen aus.
Eine durchaus hohe staatliche Beteiligung
an den Kosten des Bildungssystems er-
scheint in Anbetracht der externen Nut-
zen eines hohen Ausbildungsstandes nach
wie vor vertretbar. Daß allerdings ausge-
rechnet das Hochschulstudium, das die
höchsten Einkommensrenditen abwirft,
auch am stärksten bezuschußt wird, ist ein
äußerst zweifelhaftes Verteilungsergeb-

nis. Auch unter allokativen Aspekten
wohnen dieser einseitigen Subventionie-
rung zukünftiger Akademiker und Akade-
mikerinnen Probleme inne: Ist es doch
nicht von der Hand zu weisen, daß der in
letzter Zeit häufig beklagte Mangel, dem
Handwerk stünden einerseits nicht hinrei-
chend talentierte Auszubildende zur Ver-
fügung und andererseits würden die Be-
sten, die die Meisterprüfung ablegten,
nach einem dann anschließenden Fach-
hochschulstudium besser bezahlte Stel-
lungen in der Industrie annehmen, durch
die ungleiche Subventionierung wesent-
lich herbeigeführt wird.
Darüber hinaus dürfte die hohe und zeit-
lich überaus lang andauernde Subventio-
nierung der tertiären Bildung auch zu den
im internationalen Vergleich extrem lan-
gen Ausbildungszeiten beitragen. Dieser
kritische Befund gilt nicht nur in Bezug
auf die Studienzeiten selbst, sondern ver-
stärkt sich angesichts der Tatsache, daß rd.
40 % aller Studienanfänger heute schon
vorher eine Berufsausbildung absolviert
haben, 25 % sogar mit dem ausschließ-
lichen Ziel, dadurch ihre Beschäfti-
gungschancen nach dem Studium abzu-
sichern. Sie verdrängen dadurch auch
weniger qualifizierte Lehrstellenbewer-
ber, die in weitaus geringerem Maße an
den staatlichen Bildungssubventionen
partizipieren als sie. Indes ist auch zu
berücksichtigen, daß gerade der An-
schein, Bildung „koste“ nichts, zu dieser
übermäßigen Inanspruchnahme führt.
Insbesondere Hochschulbildung hat in
Deutschland nur einen „geringen“ Preis in

Form von Einkommensausfällen während
des Studiums, der durch den persönlichen
Freiheitsgrad und durch höhere Einkünfte
danach schnell wieder ausgeglichen und
sogar überkompensiert wird. In welcher
Höhe sie hingegen Subventionen in An-
spruch nehmen, ist kaum einem Studie-
renden, einem Azubi oder auch einem
Schüler oder einer Schülerin bewußt.
Die fehlenden „Preise“ für Bildung dürf-
ten schließlich auch dazu beitragen, daß
die Bildungsinstitutionen selbst nicht effi-
zient organisiert sind. Bürokratische
Überregulierung gerade der Institutio-
nen, die vor Ort die Bildungsleistungen
zu erbringen haben, sowie eine im Grun-
de leistungsunabhängige Zuschußfinan-
zierung der verschiedenen Einrichtungen
innerhalb eines unter Überflechtung lei-
denden föderativen Systems bewirken
die ineffiziente Verwendung der Ressour-
cen im Bildungssystem: Das erreichte Lei-
stungsvolumen könnte mit Hilfe von we-
niger Ressourcen erstellt werden oder
aber es könnten – dies erscheint ange-
sichts der Kapazitätsengpässe bei Schulen
und Hochschulen sehr viel wichtiger – mit
den vorhandenen Ressourcen wesentlich
mehr Bildungsleistungen erbracht wer-
den!

Es besteht der dringende Verdacht
einer unrentablen Überfinanzierung

Ein in sich stimmiges System der Bildungs-
finanzierung muß – trotz unterschied-
licher Kompetenzen verschiedener Ge-
bietskörperschaftsebenen – die verschie-
denen Stufen des Bildungssystems unter-
einander verbinden. Es soll die individuel-
len Lebens- und Einkommenschancen jun-
ger Menschen ebenso optimieren wie die
von der Humankapitalausstattung we-
sentlich bestimmte Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Wirtschaft sichern. Zwi-
schen beiden Zielen gibt es im Grunde kei-
nen Zielkonflikt.
Vieles, was derzeit im deutschen Bildungs-
wesen kritisch diskutiert wird, steht in
engem kausalen Zusammenhang mit den
falschen Anreizen, die von der praktizier-
ten Bildungsfinanzierung ausgehen. Ins-
besondere ist hierbei die extrem hohe
Subventionierung von privatwirtschaftlich
rentablen Hochschulausbildungen zu nen-
nen, aber auch die durch Überregulierung
und bürokratische Handlungsbeschrän-
kungen induzierte Ineffizienz der Bil-
dungsinstitutionen selbst. Es besteht der
dringende Verdacht, daß das Bildungswe-
sen staatlicherseits überfinanziert ist, und
das zu einem Zeitpunkt, in dem keine Re-
serven in den öffentlichen Haushalten
mehr vorhanden sind. Es liegt deshalb
nahe, eine grundlegende Neuordnung
der finanziellen Rahmenbedingungen im
Bildungswesen anzugehen. Zentraler Stel-
lenwert kommt dabei zwei Elementen zu,
die im folgenden kurz umrissen werden:
1. eine veränderte Grundordnung der Fi-

nanzierung des Hochschulstudiums und
anderer weiterführender Bildung sowie

2. die Ausstattung der Bildungsinstitutio-
nen selbst mit Handlungsrechten und
Entscheidungsautonomien, die sie in die
Lage versetzen, eigenverantwortlich
und effizient ihre Aufgaben zu erfüllen.

Abb. 4: Relation Studienanfänger zu Professoren 1960–1995

Quelle: BMBF; eigene Berechnungen
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Für einen akademischen
Generationenvertrag

Das heute betriebene Subventionsniveau
entstammt im Grunde den 60er Jahren, als
man in der Phase des Bildungsaufbruchs
versuchte, das damals für die wirtschaftli-
che Entwicklung zu niedrige Bildungs-
und Ausbildungsniveau anzuheben. 30
Jahre später sind die damals vorgetra-
genen Argumente allerdings in Frage zu
stellen. Das erreichte Niveau der Bildungs-
nachfrage – fast 35% eines Geburtsjahr-
ganges beginnen inzwischen ein Hoch-
schulstudium – weist darauf hin, daß auch
Deutschland sich inzwischen in einer sog. 
„Bildungsausreifungsphase“ befindet, mit-
hin der Nutzen berufsbezogener Human-
kapitalbildung nicht mehr durch zusätzli-
che Subventionen betont werden muß.
Das Grundproblem einer Reform der
Hochschulfinanzierung liegt vor diesem
Hintergrund darin, den übertriebenen
Subventionsgrad zu reduzieren, ohne ta-
lentierte junge Menschen vom Studium
abzuschrecken. Die Einführung von Stu-
diengebühren stößt dabei in Deutschland
auch deswegen auf energischen Wider-
stand, weil es bis jetzt keine gibt und Be-
sitzstände verändert würden.
Indes erscheint es vertretbar, die Subven-
tionen zum Aufbau von Humankapital,
die ein Mensch vor und während seines
Arbeitslebens erhält, a) transparent zu
machen und b) zu limitieren. Alle Schul-
abgänger könnten mit nicht-übertrag-
baren Bildungsgutscheinen ausgestattet
werden, die ihnen das Recht verleihen,
nach dem Abitur oder im Falle eines
Haupt- oder Realschulabschlusses nach
drei weiteren Jahren Lehre oder Besuch
einer Fachschule fünf Jahre lang Bildungs-
subventionen in Anspruch zu nehmen,
gleichgültig ob für die Erstausbildung
oder – bei schnell Lernenden – zusätzlich
für eine spätere berufliche Weiterbildung.
Danach werden kostendeckende Ge-
bühren erhoben. Das gilt in jedem Fall
auch für Bildungskonsum z.B. in Form
eines Seniorenstudiums.
Auf diese Weise würde der Subventions-
grad einerseits aufgedeckt, andererseits
aber auch indirekt Preise für weiter-
führende Ausbildungen eingeführt, die
bei den Studierenden einen wirtschaft-
licheren Umgang mit knappen Ressourcen
bewirken würde. Denn dann wäre offen-
sichtlich, welche Opportunitätskosten die
Absolvierung von betrieblicher Lehre und
Studium verursachen würde. Eine Ent-
scheidung für das eine oder das andere
würde erforderlich. Nur wenn die Rendi-
teerwartung hoch genug wäre, würden
beide Ausbildungen absolviert.
Administrativ könnten die Bildungsgut-
scheine als Bildungskonten geführt wer-
den. Nach fünf Jahren würde den Bil-
dungsinstitutionen die einsetzende Ge-
bührenpflicht angezeigt. Auf diesen Bil-
dungskonten könnte außerdem eine re-
formierte Ausbildungsförderung erfaßt
werden, die sicherstellt, daß jeder junge
Mensch sich seiner Ausbildung zügig wid-
men kann, weil sein Lebensunterhalt gesi-
chert ist.
Die Probleme privater Beleihung von Hu-
mankapital wie auch der Beeinflussung

der Bildungsentscheidungen durch die 
Eltern könnten durch einen in Zukunft als
Fonds finanzierten akademischen Genera-
tionenvertrag bewerkstelligt werden,
zwischen denen, die während ihres Stu-
diums oder ihrer Meisterausbildung Mit-
tel erhalten haben, und denen, die derzeit
Mittel benötigen. Die während des Studi-
ums erhaltenen Leistungen würden über
einen bestimmten Zeitraum getilgt,
wobei die Mittel ihrerseits direkt wieder
den dann Studierenden zufließen wür-
den. Ein solcher geschlossener Fonds, bei
dem der Staat nur die Garantenstellung
innehätte, benötigt zwar eine Art Verzin-
sung für den Teuerungsausgleich. Eine
marktübliche Verzinsung mit einem be-
stimmten positiven Realzins ist indes nicht
notwendig.
Unverzichtbar allerdings wäre der Ein-
bau eines Versicherungsmechanismus, der
die Studierenden wie die Gemeinschaft 
vor unvertretbaren Rückzahlungsrisiken
schützt. Unvertretbar für die Mitglieder des
Fonds und in Hinblick auf Moral-
hazard-Verhalten unproblematisch sind die
Risiken Tod, Erwerbsunfähigkeit sowie Ar-
beitslosigkeit insbesondere am Anfang des
Erwerbslebens. Nicht vom Fonds vertretbar
wäre hingegen freiwillige Nichterwerbs-
tätigkeit z.B. für Kindererziehung oder
wegen der beruflichen Stellung des Ehe-
partners. Diese Kosten müßten dann von
den Begünstigten selbst oder aber aus dem
jeweils verantwortlichen Staatshaushalt
getragen werden, wenn die Politik meint,
solche Verhaltensweisen fördern zu müs-
sen. Finanztechnisch wäre es ein Leichtes,
die fonds-eigenen Risiken versicherungs-
mathematisch zu berechnen und als Zu-
schlag auf die Rückzahlungen zu erheben.

Wie die Schul- und Hochschul-
finanzierung an der Leistung
festgemacht werden könnte

Jede Veränderung der Rahmenbedingun-
gen für die tertiäre Ausbildung läuft aller-
dings leer, wenn nicht auch die Hochschu-
len selbst sich verändern und insbesonde-
re Studiengänge anbieten, die in den sub-
ventionierten Fristen erfolgreich studier-
bar sind. Wie oben schon angesprochen,
brauchen sie hierzu – ebenso wie Schulen
und Kindergärten – viel mehr Autonomie
und sachgerechte Anreizstrukturen, um
dies durch eigene Anstrengungen zu er-
reichen. Globalhaushalte, Personalhoheit
u.a. sind hierzu geeignete Ansätze. Selbst
wenn man sie allerdings so ausgestaltet,
daß die Institutionen die ihnen zugewie-
senen Ressourcen eigenständig so bewirt-
schaften, daß sie keine Lasten auf andere
Bereiche oder in die Zukunft verschieben
können, bleibt der elementare Mangel
bestehen, daß bessere Leistungen und
eine wirtschaftlichere Mittelallokation per
se keine Belohnungen einbringen, wenn
der Mittelrahmen ohne Bezug auf die er-
brachte Leistungen festgelegt wird. Selbst
ein Wettbewerb der Hochschulen, Schulen
und Kindergärten untereinander würde
keine effizientere Mittelallokation bewir-
ken, wenn nicht ein Surrogat für das 
Eigentumsrecht der Gewinnaneignung in
das System der Schul- und Hochschul-
finanzierung eingebaut würde.

Den Hochschulen z.B. das Einnahmen-
recht für die nach fünf Jahren anfallenden
Studiengebühren zu übertragen, wäre
aber eine zweischneidige Sache. Denn
damit würde man ihnen den Anreiz neh-
men, kürzere Studienzeiten zu ermög-
lichen. An die Leistung anknüpfen würde
allerdings eine Finanzierung, die im
Grenzbereich die Zahl der Studierenden in
der Regelstudienzeit dotiert, möglicher-
weise auch die Zahl der Studienabschlüsse
honoriert.
In vielen Ländern wird der Zuschußbedarf
der Hochschulen bestimmt, indem neben
einem Grundbetrag für die Institution
selbst und fachspezifische Pauschalbeträ-
ge studentenzahl-abhängige Beträge ge-
währt werden, die nach den Studien-
fächern gestaffelt sein können. Unter die-
sen Finanzierungbedingungen werden
Hochschulen solange miteinander um Stu-
dierende konkurrieren, wie die Grenz-
kosten für deren Ausbildung die studen-
tenspezifischen Grenz-Einnahmen über-
steigen. Bei entsprechender Bemessung
der Beträge ließe sich die im Ausland
ebenfalls praktizierte Honorierung von
überdurchschnittlichen Forschungslei-
stungen außerdem als Komplementärlei-
stungen zur Lehre dotieren, denn gute
Forscher sind nur ausnahmsweise keine
guten Lehrer, sondern geben ihre Leistun-
gen auch über die Lehre weiter.
Analog ließe sich in Zukunft auch ein Mo-
dell der Schulfinanzierung, sogar der Kin-
dergartenfinanzierung konstruieren. We-
sentliches Element wäre neben der
Grundfinanzierung jeder Schule die Zu-
weisung von schülerzahlabhängigen Fi-
nanzierungsbeiträgen, die nach Schultyp
gestaffelt sein müßten. Komplementär
müßten insbesondere die Grundschulen
zu größeren organisatorischen Einheiten
– dann mit mehreren Lehrstandorten in-
nerhalb einer Gemeinde zusammengelegt
werden, damit sie überhaupt über die für
einen flexibleren und wirtschaftlicheren
Einsatz nötige Grundmasse verfügen.
Auch ihr Personal müßten sich Schulen
und Kindergärten dann selbst aussuchen
dürfen, weil sie ansonsten nicht zugun-
sten insgesamt besserer Schulleistungen
miteinander um Schüler und deren Finan-
zierungsbeiträge konkurrieren könnten.

Wer umfassende Reformen nicht
angeht, gefährdet unsere Zukunft

Wenn man sich allerdings anschaut, was
die Politik derzeit in Sachen Reform der
Bildungsfinanzierung anstellt, vermag
man nur festzustellen, daß die Einführung
effizienterer Strukturen im deutschen Bil-
dungswesen nur in wenigen, im Ergebnis
allerdings kaum als hinreichend anzuse-
henden Modellversuchen unternommen
wird. Mehr Schulautonomie wird in eini-
gen Ländern erprobt, die Umsetzung der
Vorschläge, die eine Kommission vor zwei
Jahren in Nordrhein-Westfalen erarbeitet
hat, steckt ebenfalls im ausgewählten Ex-
perimentierstadium. Die sogenannte Bud-
getierung hat in Einzelfällen auch an den
Schulen Einzug gehalten, allerdings nur
für die Mittel aus den Haushalten der
kommunalen Schulträger. Die Globalhaus-
halte der Hochschulen werden in einigen
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Ländern mit unvollständigen Regelwer-
ken eingeführt, mit der Folge, daß sich
die Hochschulen zu Lasten anderer Haus-
halte sogar noch refinanzieren können.
Studiengebühren werden allenfalls unter
dem Gesichtspunkt der Begehrlichkeit
des Staates, also die zusätzlichen Einnah-
men, aber nicht als Knappheitsindikato-
ren diskutiert.
Die aktuell verhandelte BAföG-Reform
schließlich steht unter dem mehr oder 
weniger freiwilligen Credo der Wissen-
schaftsminister, daß man an das geltende
Unterhaltsrecht nicht herankönne, mithin
allen Studierenden, die vom Alter her
noch kindergeldberechtigt sind, also bis
zum 27. Lebensjahr, eine Sockelförderung
in Höhe von 400-450 DM p.m. zahlen
müsse. Für den zweiten Korb dieses soge-
nannte 3-Körbe-Modells bleibt dann
unter dem Strich so wenig Finanzmasse,
daß die Gefördertenquote kaum von der
als zu gering kritisierten derzeitigen ab-
weicht. Neu ist nur die vollverzinste Kre-
ditgewährung im dritten Korb, bei der
aber der Staat selbst keine wesentlichen
Lasten auf sich nimmt, sondern im Kern
nur das Ausfallrisiko trägt.
Dies alles wirkt kleinmütig und nur am
Status quo orientiert. Implizit wird damit
aber auch der Subventionsgrad und das
Subventionsgefälle zwischen den unter-

schiedlichen staatlich geforderten Aus-
bildungen erhalten. In Anbetracht aller-
dings der Bedeutung eines effizient und
sachgerecht ausgebildeten Humankapi-
tals für eine Hochlohnvolkswirtschaft wie
die deutsche muß das herrschende Be-
sitzstandsdenken als eine arge Hypothek
angesehen werden. Ob die Finanznot
hier von sich aus Lösungen hervorbringt,
wenn z.B. entschieden werden muß, wel-
che Fachbereiche wieviele der einzuspa-
renden Professoren- und Mitarbeiterstel-
len abgeben müssen, muß bezweifelt
werden. Eher wird auch hier eine aggres-
sive Schlacht mit den Argumenten der
vermeintlichen Überlegenheit eines Fa-
ches über das andere geführt. Es bleibt
indes die Aufgabe der Politik, neue An-
reize für eine effizientere Ressourcenbe-
wirtschaftung auch im deutschen Bil-
dungswesen anzustoßen, sie zu ent-
wickeln und umsetzen zu lassen. Die not-
wendigen Reformen der Bildungsfinan-
zierung nicht anzugehen, könnte ein
größerer Betrug an der jungen Genera-
tion sein, als man ihn der Gesetzlichen
Rentenversicherung gerne unterstellt.
Vielleicht sollte die jüngere Generation
ihrerseits wie schon vor 30 Jahren einmal
ihr Recht auf eine gute, moderne Ausbil-
dung einfordern, die es wert ist, daß sie
auch dafür bezahlt!
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Bei den Universitäten herrscht großer
Andrang. Die Zahl der Studienanfänger
im Studienjahr 1996/97 hat sich im Ver-
gleich zu 1970 (92700) mehr als verdop-
pelt: Rund 186000 überwiegend junge
Leute schrieben sich im Sommer- und
Wintersemester 1996/97 neu für ein Stu-
dium ein. Im Vergleich zum Studienjahr
1990/91 bedeutete das freilich einen ge-
ringfügigen Rückgang um knapp sechs
Prozent. Die Einschreibungs-Hits an den
Universitäten sind nicht unbedingt
gleichzeitig die beliebtesten Studien-
fächer. Oft verhindert ein schlechter Ab-
itur-Notendurchschnitt den Zugang zum
begehrten Fach. Die Studiengänge der
Betriebswirtschaft oder der Rechtswis-
senschaft – in der Einschreibungs-Hitliste
im Wintersemester 1995/96 jeweils auf
Platz eins bzw. zwei – sind nicht nur
wegen der Hoffnung auf eine spätere
berufliche Karriere so gut belegt; jeder,
der sich für eines dieser Fächer bewirbt,
bekommt – unabhängig vom Noten-
durchschnitt des Abiturs – einen Studien-
platz zugesprochen.                       Globus

Bär
Urhebe



Lerninhalte können nicht beliebig sein

Verteidigung des Unterrichts
Der Unterricht als systematische Veranstaltung mit Distanz 
zum Leben

Von Hermann Giesecke
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Prof. Dr. Hermann Giesecke lehrt Pädago-
gik an der Universität Göttingen. Seit sei-
nem Buch: „Didaktik der Politischen Bil-
dung“, 1965 erstmals erschienen, ist er ein
Begriff für alle, die mit politischer Bildung
zu tun haben. 1996 erschien sein Buch:
„Wozu ist die Schule da?“ und 1997: „Klei-
ne Didaktik des politischen Unterrichts“.

Ist Unterricht „out“? Sollen Schüler, statt
sich unterrichten zu lassen, nur das ler-
nen, was ihnen die tägliche Erfahrung,
„das Leben“, nahelegt, lediglich unter
Moderation des Lehrers? Leben und Ler-
nen sind zweierlei, und Unterricht ist un-
entbehrlich: als eine künstliche, durch-
dachte Veranstaltung, die auf Distanz zur
Erfahrung geht, systematisiert, neue Per-
spektiven eröffnet und auf Zukunft hin
angelegt ist. Gerade auch die Fähigkeit,
sich unterrichten zu lassen, zeitlebens, ist
ein zentraler Lerninhalt. Und Lerninhalte
können nicht beliebig sein, soll nicht der
Fortbestand einer Gesellschaft gefährdet
sein. Red.

Lernen statt Unterrichten?

Wer die gegenwärtige schulpolitische und
schulpädagogische Diskussion verfolgt,
wird feststellen, daß der Unterrichtung
der Schüler durch ihre Lehrer immer weni-
ger Bedeutung beigemessen wird. Viel-
mehr sollen die Schüler möglichst selbst
herausfinden und bestimmen, was, wie
und in welchem Tempo sie lernen wollen.
Unterricht der vom Leher ausgeht, gilt im
Vergleich dazu als unmodern oder gar als
politisch reaktionär. Der Lehrer müsse sich
verändern, vom Unterrichter zum Erzieher
und zum Moderator von Lernprozessen
werden, heißt es vielfach. Das im Auftrag
der nordrhein-westfälischen Landesregie-
rung erstellte Gutachten „Zukunft der 
Bildung – Schule der Zukunft“1 faßt die
künftigen Aufgaben der Schule im Bild
vom „Haus des Lernens“ zusammen, in
dem zwar auch noch Unterricht stattfin-
den soll, aber nur noch als Teil vielfältiger
und im einzelnen offener allgemeiner
Lernprozesse; diese Vorstellung findet sich
auch in anderen verbreiteten Texten2. Der
Begriff des Lernens hat den des Unter-
richts weitgehend abgelöst. Fragt man
Lehrer nach dem Kern ihres beruflichen
Handelns, verweisen sie meist nicht auf
ihre unterrichtliche Aufgabe, sondern auf
die möglichst gute Beziehung zu ihren
Schülern. Die verbreitete Abwertung des
Unterrichts zeigt inzwischen auch dort
Wirkung, wo Lehrer sich davon nicht lei-
ten lassen wollen, denn ihre Schüler blei-
ben von dieser Meinung nicht unbeein-

druckt und halten die Leistungsanforde-
rungen der Schule leicht für eine unnütze
Quälerei. Ist aber jener altmodische Unter-
richt, wie wir ihn früher als Schüler in den
verschiedenen Schulfächern erlebt haben,
wirklich unmodern geworden? Ist er den
Aufgaben der Zeit nicht mehr angemes-
sen?
Nach meinem Abitur Anfang der fünfzi-
ger Jahre habe ich in einem großen Indu-
striebetrieb ein Praktikum absolviert. Eini-
ge Wochen davon verbrachte ich in der
Lehrwerkstatt, zu der eine betriebseigene
Berufsschule gehörte. Nachdem wir eine
bestimmte Aufgabe in der Werkstatt erle-
digt, z.B. ein Metallstück mit einer Feile
auf eine vorgegebene Meßgenauigkeit
hin bearbeitet hatten, führte uns der Aus-
bildungsleiter in einen Nebenraum und
unterrichtete uns dort wie ein Lehrer über
Möglichkeiten der Metallbearbeitung
überhaupt. Danach kehrten wir in die
Werkstatt zurück, um eine neue prakti-
sche Aufgabe zu erhalten, die dann eben-
falls mit einer systematischen Unterrich-
tung abgeschlossen wurde, und so ging es
weiter. An diesem Beispiel lassen sich eini-
ge grundsätzliche Einsichten über die Be-
deutung des Unterrichts gewinnen.

Unterricht führt nicht einfach fort,
was wir schon wissen

Offensichtlich führt der Unterricht nicht
einfach fort, was wir schon wissen und
kennen, sondern er konfrontiert uns mit
einer neuen Perspektive, in der das, was
wir bereits kennen, in einem neuen Licht
als Teil eines größeren Zusammenhangs
erscheint. Welche Formen der Metallbear-
beitung es überhaupt gibt, wäre uns nicht
dadurch aufgegangen, daß wir nur lange
genug Eisen gefeilt hätten.
Wenn wir diese Einsicht verallgemeinern,
zeigt sich, daß jeder Unterricht an einer
bereits vorhandenen Erfahrung anknüp-
fen muß. In unserem Beispiel war es die
sinnliche Wahrnehmung der Wirklichkeit,
wie sie uns damals angesichts der vom Fei-
len schwielig gewordenen Hände spürbar
bewußt wurde. Diese Erfahrung weckte
z.B. das Interesse an der Frage, ob die Be-
arbeitung nicht auch weniger mühsam
möglich ist. Aber was wir gemeinhin als
Erfahrung bezeichnen, geht weit über
dieses Beispiel hinaus. Kinder und Jugend-
liche halten sich ja nicht nur in der Lehr-
werkstatt oder in der Schule, sondern
auch in anderen sozialen Zusammenhän-
gen auf. Sie erleben ihre Familie, ihre
Freunde, treten als Käufer in den Geschäf-
ten auf und sitzen vor dem Fernsehschirm,
und erst in diesem Wechselspiel mit den
übrigen Lebenssituationen ergibt Unter-

richt in der Schule einen Sinn. Im außer-
schulischen Bereich lernen die Kinder
nicht nur manches, was sie in der Schule
gar nicht lernen könnten, vielmehr brin-
gen sie Erfahrungen aus diesen außer-
schulischen Lebensbereichen auch in den
Unterricht mit. Sie beziehen das, was sie
sonst erleben, auf das, was sie im Unter-
richt kennenlernen, und stellen von daher
ihre Fragen. Indem sie dies tun, versuchen
sie den Stoff für sich sinnvoll in einen
Bezug zu ihrem bisherigen Leben zu set-
zen; deshalb muß der Unterricht dafür
Zeit lassen. Niemand kann im Unterricht
also etwas lernen, ohne an etwas anknüp-
fen zu können, was er bereits im bisheri-
gen Unterricht oder außerhalb der Schule
gelernt bzw. erfahren hat. Das Grund-
schulkind kann z.B. deshalb lesen und
schreiben lernen, weil es die Bedeutung
von Symbolen bereits kennt, also von Zei-
chen, die für etwas anderes stehen und
dennoch damit nicht identisch sind. Einfa-
ches Beispiel: Das Markenzeichen der
Tankstelle, die die Eltern benutzen; es be-
kommt einen Sinn, obwohl es mit dem
Benzin, das dort verkauft wird, nicht iden-
tisch ist. Erfolgreicher Unterricht ist immer
erfahrungsorientiert, er spricht die bereits
vorhandenen Erfahrungen an, treibt sie
weiter, differenziert sie, bringt sie auf den
Begriff, klärt sie auf und verknüpft sie mit
anderen. Insofern muß der Unterricht,
wenn er erfolgreich sein will, immer auf
das bisherige Leben Bezug nehmen, auch
wenn das nicht jedesmal ausdrücklich be-
tont wird; es gibt keinen Nullpunkt, von
dem aus man lernen könnte. Jeder neue
Unterrichtsanlauf muß zudem den Fort-
schritt an Erfahrung berücksichtigen; die
Lernanforderungen müssen sich mit dem
Älterwerden der Schüler steigern. Ge-
schieht dies nicht, dann fühlen sich die
Schüler unterfordert oder für dumm ge-
halten. Aber der Unterricht verlängert
nicht einfach die bisherige Erfahrung oder
verdoppelt sie nur, sondern er betrachtet
sie gleichsam aus der Vogelperspektive
und präsentiert so Zusammenhänge, die
die bisherige Wahrnehmung überschrei-
ten und sie andererseits in eine systemati-
sche Ordnung bringen könnte.

Produktion und systematische 
Unterrichtung sind von unter-
schiedlicher Logik

Wenn wir das Wort „Unterricht“ hören,
denken wir meist nur an die Schule. Aber
er füllt auch einen großen Teil der Berufs-
ausbildung aus. Das sogenannte „Duale
System“ unserer Berufsausbildung, das ich
im Praktikum kennengelernt habe, be-
steht aus zwei mit einander verbundenen
Säulen: aus der praktischen Ausbildung
und aus systematischer Unterrichtung.
Nun ist die Verbindung zwischen beiden
Ebenen selten so anschaulich möglich, wie
ich es damals erlebt habe, als wir ständig
zwischen ihnen wechseln konnten. Viele
Lehrer halten diese Kombination für den
Idealfall des Unterrichts überhaupt und
versuchen, ihm im Rahmen schulischer
Projekte zu kopieren; dabei wird dann
etwas hergestellt – z.B. eine Ausstellung
zu einem Thema – und in möglichst enger
Anlehnung an diesen Arbeitsprozeß auch
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unterrichtet. Das ist jedoch nur gelegent-
lich möglich, weil die Zahl vernünftiger
Projekte begrenzt ist und die Schule ja –
im Unterschied etwa zum Handwerksbe-
trieb – nichts produziert.
Normalerweise finden auch in der Berufs-
ausbildung die schulische bzw. die prakti-
sche Phase zu unterschiedlichen Zeiten
und an verschiedenen Orten statt – im Be-
trieb einerseits und einmal oder zweimal
die Woche in der Berufsschule anderer-
seits. Das ist schon aus organisatorischen
Gründen meist nicht zu ändern, weil ja
nicht jeder Betrieb eine eigene Berufs-
schule unterhalten kann. Es gibt aber auch
einen sachlichen Grund dafür, daß der von
vielen gewünschte pädagogische Idealfall
selten zu verwirklichen ist: Die handwerk-
liche oder industrielle Produktion hat eine
andere Logik und eine andere Reihenfol-
ge als die systematische Unterrichtung.
Die anschauliche Verschränkung von
Theorie und Praxis, wie ich sie damals er-
lebt habe, war auch bei uns nur solange
möglich, wie wir uns in der pädagogi-
schen Provinz der Lehrwerkstatt befan-
den, sie mußte aufhören, als wir danach
unsere Ausbildung im Betrieb fortsetzten.
Dann mußten wir lernen, das Abrufen un-
serer Erfahrungen durch Unterricht im
wörtlichen Sinne zu „vertagen“, und das
ist der Normalfall jeder Unterrichtung.
Zum Prozeß der geistigen Reife gehört
also auch die Fähigkeit, spontane Reaktio-
nen zurückzustellen und aufkommende
Fragen und Einwände für spätere Gele-
genheiten aufzuschieben.

Die Fähigkeit, sich erfolgreich
unterrichten zu lassen, muß von
allen gelernt werden

In der allgemeinen Schule lernen die Kin-
der zwar, sich unterrichten zu lassen,
aber sie brauchen diese Fähigkeit bis zum
Ende ihres Berufslebens. Sonst würden
sie als Erwachsene nicht in der Lage sein,
einen Beruf zu finden, von dem sie sich
ernähren könnten. Alle Wege zu einer
solchen beruflichen Qualifizierung –
gleich auf welcher Ebene der Berufshier-
archie – führen über Unterricht. Unter-
richt aber heißt von der Grundschule bis
zur Weiterbildung im oberen Industrie-
management im Kern immer dasselbe:
Da gibt es Lehrende, die etwas wissen
oder können, und die diesen Vorsprung
in didaktisch möglichst geschickter Weise
an diejenigen weitergeben, die es noch
nicht wissen oder können. Daran ist
weder für Kinder noch für Erwachsene
etwas Herabsetzendes, wie manche
Schultheoretiker zu glauben scheinen,
wenn sie das Unterrichten durch einen
Lehrer als eine menschliche Zumutung,
als jedenfalls nicht kindgerecht betrach-
ten. Wenn ich an einem Fachkongreß
teilnehme, erwarte ich von den dort auf-
tretenden Rednern ja auch, daß sie mich
über ein Thema unterrichten, von dem
sie mehr verstehen als ich, und in diesem
Augenblick befinde ich mich wieder in
der Rolle des Schülers. Dem Vortragen-
den kann ich jedoch nur deshalb folgen,
weil ich bereits in der Schule und im wei-
teren Verlauf meines Lebens gelernt
habe zuzulassen, daß mich jemand un-

terrichtet. Dazu gehört eine Reihe von
Teilfähigkeiten wie: sich konzentrieren
können, aufmerksam sein, zuhören kön-
nen und ein Mindestmaß an innerer und
äußerer Disziplin wahren. Würde ich auf
dem Kongreß mit meinem rechten Nach-
barn schwätzen, den linken anrempeln,
weil mir sein Gesicht nicht gefällt, oder
mit Papierkügelchen auf Frauen zielen,
würde man mich vermutlich als Störer
hinauswerfen, jedenfalls könnte ich aus
dem Vortrag nichts lernen. Die Fähigkeit,
sich erfolgreich unterrichten zu lassen, ist
für die produktive Teilnahme am Berufs-
leben bis zu dessen Ende unerläßlich ge-
worden, und diese Tendenz nimmt zu
und nicht ab, wenn man etwa die stei-
genden Aufwendungen der Wirtschaft
für Fortbildungsmaßnahmen in Betracht
zieht, diese beruhen nämlich alle auf For-
men des Unterrichts. Deshalb kann es in
der Schule nicht um die Inszenierung ir-
gendwelcher beliebiger Lernprozesse
gehen, vielmehr geht es um ganz beson-
dere, nämlich um unterrichtliche. Die
Fähigkeit, sich unterrichten zu lassen,
muß also heute von allen gelernt wer-
den, und diese Fähigkeit ist durch keine
anderen Lernleistungen ersetzbar – so
wichtig diese für sich genommen auch
sein mögen. Das hat folgenden Grund:
Die Welt, mit der wir täglich zu tun
haben – Wirtschaft, Politik, Kultur – ist
als solche weder lehrbar noch lernbar; sie
sagt uns von sich aus nicht, wie sie be-
schaffen ist. Um dies zu erfahren, müssen
wir sie erforschen und die daraus gewon-
nenen Erkenntnisse anderen mitteilen.
Für sich genommen besteht die Welt nur
aus einem Sammelsurium von Ein-
drücken, Einwirkungen, Forderungen
und Signalen, so wie wir es etwa an
einem abendlichen Fernsehprogramm
ablesen können, wo nichts zusammenzu-
passen scheint. Erst die Erfindung des
Unterrichts macht es möglich, kompli-
zierte Sachverhalte und Zusammenhän-
ge so zu vereinfachen und zu verdichten,
daß sie Schritt für Schritt verstanden
werden können. Dabei entstehen dann
grundlegende, modellhafte, exemplari-
sche oder ähnlich strukturierte Kenntnis-
se und Einsichten, die wiederum nichts
Endgültiges haben dürfen, sondern dem
Weiterlernen dienen sollen. Der Unter-
richt schlägt gleichsam Schneisen in die
Wirklichkeit, auf denen wir uns bewegen
und von denen aus wir uns dem zuwen-
den können, was wir noch nicht kennen.
Unterrichten markiert einen Weg mit
immer nur vorübergehenden Zielen, des-
halb kann er ein Leben lang stattfinden
und ist keineswegs auf die Schulzeit be-
schränkt . Von sich aus kann der Schüler
im allgemeinen auf die grundlegenden
Strukturen der Wirklichkeit nicht kom-
men, dafür braucht er seine Lehrer. Von
der Alltagserfahrung aus gibt es keinen
direkten Weg dorthin. Zudem ist ein di-
daktisch und methodisch gut geplanter
Unterricht die einfachste Möglichkeit,
komplizierte Zusammenhänge zu ver-
stehen, zu diesem Zweck ist er ja auch 
erfunden worden. Gerade lernschwache
und unsichere Schüler sind auf einen 
gut strukturierten Unterricht angewie-
sen.

Die Polarität von Leben und Unter-
richt darf nicht eingeebnet werden

Dafür ist allerdings ein Preis zu zahlen:
Unterricht ist ein künstliches Arrange-
ment, das nicht aus dem Leben von selbst
erwächst; er geschieht immer in Distanz
zum sonstigen Leben, für dessen Bewälti-
gung er andererseits gebraucht wird. Der
Grundschüler wie der Manager verlassen
ihr normales Leben, um sich unterrichten
zu lassen, und kehren danach wieder in
dieses zurück. Das Leben selbst lehrt zwar
Vieles und Wichtiges, aber es unterrichtet
nicht. So gesehen ist Unterricht eine ge-
niale kulturelle Erfindung, weil er uns er-
möglicht, die Unmittelbarkeit unserer Exi-
stenz zu überschreiten und für noch unbe-
kannte spätere Verwendungssituationen
gleichsam auf Vorrat zu lernen. Was dage-
gen das Leben lehrt, bleibt von sich aus fi-
xiert an die Unmittelbarkeit der jeweili-
gen Situation. Das merken wir nur des-
halb in unserem Alltag nicht, weil wir
durch Unterricht die Fähigkeit erworben
haben, das, was wir unmittelbar erfahren
und erleben, zu systematisieren und zu
verallgemeinern und es uns so für weitere
Verwendungen nutzbar zu machen. Diese
grundlegende Polarität von Unterricht
und Leben darf nicht eingeebnet werden,
wie gelegentlich mit Parolen einer „le-
bensnahen Schule“ gefordert wird, würde
man schulische Lernprozesse ähnlich orga-
nisieren wie das Leben es selbst tut, wäre
die Schule überflüssig; ihr Sinn kann nicht
darin bestehen, bloß zu verdoppeln oder
zu verstärken, was das Leben sowieso bei-
bringt. Der Unterricht muß zwar bei den
Erfahrungen des Kindes ansetzen, darf
aber nicht dabei stehen bleiben.

Die eigenen Fähigkeiten
kennenlernen – dank Unterricht

Vom Schüler aus gesehen dient der Schul-
unterricht dem Zweck, die in ihm schlum-
mernden Fähigkeiten, die niemand vorher
kennen kann, zu entfalten, damit er sich
auf diese Weise „bilden“ kann. Die Forde-
rung an das Kind, sich unterrichten zu las-
sen, liegt so gesehen also auch in seinem
wohlverstandenen Interesse; sie wider-
spricht keineswegs seinen wohlverstande-
nen Bedürfnissen, als sei sie per se nicht
„kindgerecht“. Im Gegenteil sind die
Schulfächer mit ihren unterschiedlichen
Anforderungen nicht zuletzt dazu da, die
Fähigkeiten des Kindes herauszufordern,
so daß es immer genauer zu erkennen ver-
mag, was es gut kann und was weniger
gut, was ihm mehr liegt und was weniger,
damit es allmählich auf diesem Hinter-
grund seine Zukunftsplanung im Hinblick
auf einen Beruf oder auf weitere Bil-
dungsgänge zu entwickeln vermag. So ge-
sehen ist die weniger gute Zensur genau
so wichtig wie die gute, aber auch unter-
schiedliche Unterrichtsmethoden, die z.B.
eher auf Einzelarbeit oder eher auf Zu-
sammenarbeit mit anderen setzen, sind
dafür wichtige Erfahrungen. Im Umgang
mit verschiedenen Methoden des Lernens
und in der Auseinandersetzung mit den
Fächern und deren Stoffen lernt das Kind
sich und seine Fähigkeiten immer besser
kennen.



226

Nun besteht eine immer wieder in der
Schule zu beobachtende Schwierigkeit
darin, daß das Kind diesen Zusammen-
hang zwischen seiner Gegenwart und sei-
ner Zukunft zunächst nicht versteht; es
verbleibt lieber in seiner begrenzten, un-
mittelbaren Lebensaktualität. Es will zwar
lernen, was ihm in seinem Alltag sofort
zugutekommt, damit es sich erfolgreicher
in seiner sozialen Umgebung bewegen
kann; aber es hat von sich aus meist kei-
nen darüber hinausgehenden Bildungs-
willen, den es aber andererseits für die
Entfaltung seiner Fähigkeiten und somit
auch zur Wahrnehmung seiner künfti-
gen gesellschaftlichen Chancen braucht.
Pädagogische Konzepte, die sich vorder-
gründig auf die aktuelle Befindlichkeit
des Kindes einlassen und diese überschät-
zen, betrügen es in Wahrheit um seine
noch unentdeckten Möglichkeiten. Die
Entfaltung der kindlichen Persönlichkeit,
ihre Individualisierung, ist kein inneres
Programm, dem man nur seinen Lauf las-
sen und das man allenfalls noch ermuti-
gen müsse; vielmehr bedarf diese Entfal-
tung der Herausforderung durch objekti-
ve, gerade nicht aus der subjektiven Inner-
lichkeit sprießende Ansprüche und der
tätigen und auch mühsamen Auseinan-
dersetzung damit. Durch keinen pädago-
gischen Trick sind die Mühen und die An-
strengungen, die der Unterricht abver-
langt, zu umgehen.

Im Dienste von Chancengleichheit

Indem das Kind seine Fähigkeiten einer-
seits durch Teilnahme am sozialen Leben
seiner unmittelbaren Umgebung, ande-
rerseits aber eben auch durch systemati-
schen Unterricht in der Schule erkennt
und entwickelt, wird es in die Lage ver-
setzt, seinen künftigen Standort in der Ge-
sellschaft, seinen Status, in einem hohen
Maße selbst zu bestimmen, zum Beispiel
ohne Rücksicht auf die finanziellen Gren-
zen seiner Herkunftsfamilie. Schulleistun-
gen sind die einzige Möglichkeit der
Emanzipation des Kindes, über die es
selbst verfügen kann. Das einzige Kapital,
das ein Kind von sich aus vermehren kann,
sind sein Wissen und seine Manieren.
Ohne das für alle Kinder geltende Unter-
richtsangebot der Schule würden die Rei-
chen ihren Nachwuchs wieder wie früher
privilegieren können. Ohne das Angebot
des schulischen Unterrichts bliebe das
Kind fixiert auf die Mechanismen seiner
Sozialisation, die ihrerseits von den Zufäl-
ligkeiten seiner Geburt und seines Lebens-
milieus abhängen. Wie bedeutsam dieser
Zusammenhang ist, können wir in denje-
nigen Ländern beobachten, die sich eine
höchstmögliche Bildung für alle Kinder fi-
nanziell nicht leisten können oder wollen.
Dort bleiben die Armen unausweichlich
arm.

Lerninhalte dürfen nicht beliebig
sein: im Interesse der Gesellschaft
und ihres Fortbestandes

Es geht aber nicht nur um die Ausstattung
des Schülers für seine künftigen Lebens-
chancen. Vielmehr hat die Gesellschaft,
die das Bildungssystem ja finanziert, ein

existentielles Interesse daran, daß die je-
weils nachwachsende Generation das be-
reits vorhandene Potential an Kenntnis-
sen und Fähigkeiten zumindest überneh-
men, möglichst sogar übertreffen kann.
Ohne eine Garantie für diesen Stabwech-
sel der Generationen würden das gesell-
schaftliche Leben und damit auch die Le-
bensqualität eines jeden einzelnen zu-
sammenbrechen. Die Gesellschaft, in der
wir im Gemenge der Generationen leben,
muß immer wieder durch intelligente Ar-
beit und Tätigkeit reproduziert und wei-
ter entwickelt werden, und dafür sind un-
terrichtliche Qualifizierungen unerläßlich.
Deshalb muß es Lehrpläne bzw. Richtli-
nien, Leistungsanforderungen und deren
Kontrolle geben, weil sonst die Lernarran-
gements in den Schulen beliebig würden
und insofern am gesellschaftlichen Zweck
der Veranstaltung Schule vorbeigehen
könnten. Es reicht nicht aus, die Kinder
nur das lernen zu lassen, was sie wollen.
Während der Unterricht im Rahmen der
Berufsausbildung auf bestimmte berufli-
che Tätigkeiten ausgerichtet ist, dient er
in der Schule der Allgemeinbildung der
Schüler. Das heißt einerseits, wie schon er-
wähnt, daß er den Schülern helfen soll,
ihre Fähigkeiten breit zu entfalten. Es
heißt auf der anderen Seite aber auch,
daß die Gesellschaft auf einen gemeinsa-
men Bestand von Kenntnissen, Fähigkei-
ten und Vorstellungen angewiesen ist,
damit die nachwachsenden Generationen
die gesellschaftlichen Funktionen später
wenigstens mit einem Minimum an Ge-
meinsamkeiten übernehmen können.
Darüber heute einen politischen Konsens
zu finden, ist nicht einfach, bleibt aber
gleichwohl notwendig. Wegen dieser Be-
deutung des allgemeinbildenden Schul-
unterrichts für das Gemeinwesen kann
auch auf Zensuren nicht verzichtet wer-
den; wer das trotzdem fordert, verkennt
den gesellschaftlichen Auftrag der Schule.

Rationalität und Emotionalität

Hält man sich nun vor Augen, daß Unter-
richt eine ganz besondere Form des Leh-
rens und Lernens ist, die nicht einfach
durch andere Formen, wie sie das Leben
sonst bietet, ersetzt werden kann, dann ist
Skepsis angebracht gegenüber modisch
gewordenen Versuchen, umgekehrt die
Fülle und die Komplexität des Lebens
selbst zum Maßstab des Unterrichts zu
machen. Diese Tendenz läßt sich etwa in
der Forderung vernehmen, Lernen müsse
„ganzheitlich“, also „mit Kopf, Herz und
Hand“ erfolgen.
Nun ist nicht zu bezweifeln, daß jedes
menschliche Handeln – also auch das Ler-
nen – rationale und emotionale Aspekte
miteinander verbindet. Gleichwohl wer-
den diese in unterschiedlichen Lebenssi-
tuationen verschieden akzentuiert – in In-
timsituationen z.B. anders als in der Öf-
fentlichkeit. Der Mensch muß jeweils ent-
scheiden, welcher der beiden Dimensio-
nen er in einer bestimmten Situation die
Führung überläßt. In seiner Freizeit wird
er vielleicht eher solche Angebote wahr-
nehmen, die primär seine emotionale Ge-
stimmtheit ansprechen. Aber im Unter-
richt geht es in erster Linie um die Schu-

lung des Denkens, was nicht ausschließt,
daß die emotionalen Aspekte dabei
durchaus angesprochen werden. Es ist
also keineswegs kinderfeindlich, im Unter-
richt den intellektuellen Fähigkeiten
einen Vorrang einzuräumen; denn beruf-
liche Zuverlässigkeit – zumal wenn Sicher-
heitsrisiken minimiert werden sollen – be-
ruht in hohem Maße ebenfalls auf ratio-
nalem Verhalten, und dort betrachten wir
es ja auch nicht als menschlich einseitig.
Außerdem gibt es keinen logisch zwin-
genden Zusammenhang zwischen be-
stimmten Gedanken und den durch sie
mobilisierten Gefühlen und umgekehrt.
Deshalb reagieren Schüler auf ein und
denselben Schulstoff emotional durchaus
unterschiedlich. Schon aus diesem Grunde
ist es gar nicht möglich, Betroffenheiten
ins unterrichtliche Kalkül einzubeziehen.
Außerdem gehorcht die „Hand“ letztlich
den Befehlen des Kopfes. Rationales Ler-
nen ist keineswegs generell erfolgreicher,
wenn es mit praktischen Tätigkeiten ver-
bunden ist. Wäre dies anders, dann hätten
wir damals in der Lehrwerkstatt nur solan-
ge etwas lernen können, wie wir zwischen
Werkstatt und Unterricht pendeln konn-
ten.

Unterricht bedarf einer kalkulier-
baren zeitlichen Begrenzung

Den besonderen Sinn des Unterrichts ver-
kennt auch die oft zu vernehmende schul-
pädagogische Forderung nach Abschaf-
fung der 45-Minuten-Schulstunde, weil sie
die Lernprozesse zerreiße und die Schüler
sich immer wieder auf neue Stoffe und
Themen einstellen müßten. Aber eine
konzentrierte Beschäftigung mit einer
Sache ist kaum über 45 bis allenfalls 60
Minuten hinaus nach aller Erfahrung
möglich. Danach muß ein neues Thema
mit möglichst auch einem neuen Lehrer
einsetzen. Der Unterricht bedarf auch
einer für die Schüler kalkulierbaren zeitli-
chen Begrenzung, und die Lehrer müssen
angehalten werden, ökonomisch mit der
ihnen zur Verfügung stehenden Zeit um-
gehen.

Fächereinteilung abschaffen?

Noch weiter geht die Forderung, die
Schulfächer weitgehend abzuschaffen
und den Unterricht möglichst fächerüber-
greifend zu gestalten; das Leben sei ja
auch nicht in einzelne Fächer aufgeteilt.
Diese Argumentation verkennt die not-
wendige Distanz von Unterricht und
Leben gründlich. Ohne Aufteilung in
Fächer, die ja verschiedene Aspekte der
Wirklichkeit – der Natur, Kultur, Politik,
Wirtschaft usw. – repräsentieren, wäre
eine Wissenschaftsorientierung des Unter-
richts nicht möglich; diese ist aber Voraus-
setzung für die sachliche Zuverlässigkeit
dessen, was unterrichtet wird. Alle denk-
baren Alternativen dazu wären von vorn-
herein weltanschaulich-parteilich fun-
diert, wie wir aus der Geschichte des
Schulunterrichts wissen. Die Fächer garan-
tieren eine öffentlich kontrollierbare Aus-
bildung der Lehrer, ohne die wiederum
weder Schüler noch Eltern Vertrauen in
die Kompetenz der Lehrer haben könn-
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ten. Zudem könnten die Schüler ihre er-
worbenen Kenntnisse, Einsichten und Vor-
stellungen ohne Rückgriff auf die einzel-
nen Fächer nicht ordnen. Es ist nämlich
nicht möglich, an und für sich zu lernen,
vielmehr brauchen wir dafür begrenzte
Aufgaben, die aus einem überschaubaren
sachlichen Zusammenhang stammen. Das
menschliche Denken braucht gleichsam
Schubladen, in denen Ergebnisse abgelegt
werden können.

Werden Schüler methodenresistent?

Nun machen nicht wenige Lehrer aus ihrer
Erfahrung geltend, daß die überlieferten
Vorstellungen von Unterricht bzw. die
damit verbundenen Erwartungen für eine
zunehmende Zahl von Schülern nicht
mehr anwendbar seien, weil sie zu große
intellektuelle oder soziale Schwierigkei-
ten damit hätten. Um ihnen gerecht zu
werden, müßten andere Formen des Lern-
arrangements gesucht werden, und der
Begriff des Unterrichts müsse von daher
neu gefaßt werden. Die Kindheit habe
sich eben radikal verändert, und der Un-

terricht müsse das in Rechnung stellen.
Nun wird gewiß ein guter Lehrer nicht
ständig frontal unterrichten, sondern
durch Methodenwechsel immer wieder
neue und vielleicht sogar gelegentlich
überraschende Perspektiven der Sache ins
Spiel bringen. Aber die Hoffnung, da-
durch könnten die Mühen des Lernens
herabgesetzt werden, hat sich nicht er-
füllt. Im Gegenteil scheinen die Schüler
nachgerade methodenresistent zu wer-
den. Was immer die Lehrer sich einfallen
lassen, sie kurieren damit nicht, woran es
hapert: den Mangel an Disziplin, an Kon-
zentration, an Leistungsbereitschaft.
Wenn es jedoch so ist, daß die Fähigkeit,
sich unterrichten zu lassen, durch keine
andere Lernfähigkeit ersetzt werden
kann, ergibt es keinen Sinn, nach Alterna-
tiven dazu Ausschau zu halten, bloß weil
sie angenehmer erscheinen. Selbstver-
ständlich muß man schwächere Kinder be-
sonders fördern, aber das ergibt nur Sinn,
wenn dafür der Normalfall im Visier
bleibt, daß nämlich auch diese Schüler ir-
gendwann in die Lage versetzt werden,
am üblichen Unterricht erfolgreich teilzu-

nehmen. Dessen Maßstäbe selbst können
nicht zur Disposition stehen, weil die
Schule sie nur stellvertretend für die An-
forderungen des Lebens zur Geltung zu
bringen hat. Wenn man etwas für diejeni-
gen Schüler tun möchte, die besondere
Schwierigkeiten damit haben, sich unter-
richten zu lassen, dann muß man das Bil-
dungswesen so vernünftig gliedern, daß
auch sie so weit wie möglich auf ihre Ko-
sten kommen können. Geholfen wäre
aber gerade ihnen nicht mit einer schul-
pädagogischen Sozialromantik, die das
Leben spätestens dann bestraft, wenn der
Berufseintritt bevorsteht.
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1) Bildungskommission Nordrhein-Westfalen: Zukunft
der Bildung – Schule der Zukunft. Denkschrift der
Kommission „Zukunft der Bildung – Schule der Zu-
kunft“ beim Ministerpräsidenten des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Neuwied 1995 

2) Vgl. etwa Faust-Siehl Gabriele/Garlichs, Ariane/Ramse-
ger, Jörg/Schwarz, Hermann/Warm, Ute: Die Zukunft
beginnt in der Grundschule. Empfehlungen zur Neu-
gestaltung der Primarstufe, Reinbek 1996

Erstmals seit der Wiedervereinigung hat in Deutschland die Zahl
der Schüler die Zehn-Millionen-Marke überschritten. Folgt man
den Zahlen des Statistischen Bundesamtes, dann erfreuen sich of-
fensichtlich die integrierten Gesamtschulen wachsender Beliebt-
heit, denn hier stieg die Schülerzahl im Vergleich zum Vorjahr
besonders kräftig an, nämlich um 4,2 Prozent auf 529 400. In den
Hauptschulen, die als einzige der größeren Schularten einen
Rückgang verzeichneten, sitzen jetzt nur noch halb so viele
Schüler wie in den Gymnasien. Dabei weicht die Aufteilung zwi-
schen Schülerinnen und Schülern hinsichtlich der Schularten er-
heblich ab. So besucht rund jede vierte Schülerin im laufenden
Schuljahr ein Gymnasium, bei den Schülern ist es nur jeder fünf-
te. Dagegen sind die Jungen bei den Hauptschulen im Überge-
wicht. Globus

Lebenslanges Lernen – so lautet das Motto für Berufstätige von
heute. Denn das einst in der Ausbildung erworbene Wissen
reicht oft nicht mehr aus, um den steigenden Anforderungen im
Berufsleben gerecht zu werden. Weiterbildungsangebote vom
Betrieb, von öffentlichen oder privaten Bildungseinrichtungen
helfen mit, daß Berufstätige nicht den Anschluß an aktuelle Ent-
wicklungen ihres Fach verlieren. Immer mehr Erwerbstätige er-
kennen den Wert der Weiterbildung für ihre persönliche Ent-
wicklung, aber auch für die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes, wie
Erhebungen für das Bundesbildungsministerium belegen. War es
Ende der siebziger Jahre erst jeder zehnte Erwerbstätige, der an
einer beruflichen Weiterbildungsmaßnahme teilnahm, so drückt
heute jeder vierte mindestens einmal pro Jahr die (Weiterbil-
dungs-)Schulbank. Globus

Bär
Urhebe



Sind alle Menschen gleich?

Begabte vernachlässigt?
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Nicht alle Menschen sind gleich, doch
haben alle die gleichen Rechte und die
gleichen Ansprüche, etwa auf die optima-
le Förderung ihrer Anlagen. Das tritt für
Schwache wie für Hochbegabte gleicher-
maßen zu. Weder dürfen wir schwächer
Begabte allein lassen, noch können wir es
uns leisten, Hochbegabungen brach lie-
gen zu lassen. Nicht nur um im internatio-
nalen Wettbewerb bestehen zu können,
sondern auch im Interesse der Betroffe-
nen selbst: Kinder werden nicht glücklich,
wenn man sie überfordert, aber genau so
wenig, wenn man sie unterfordert. Bis-
lang hat man sich vor allem mit den Min-
derbegabten beschäftigt, es wird Zeit,
daß auch die Hochbegabten stärker ge-
fördert werden, mit entsprechenden Kon-
sequenzen für unser Bildungssystem. Al-
lerdings ist es nicht immer leicht, Hochbe-
gabung rechtzeitig zu erkennen. Red.

Statt Chancengleichheit
Chancengerechtigkeit

„Alle Menschen sind nicht gleich“. Dieser
Satz auf der Titelseite einer Werbebeilage,
mit dem Mercedes-Benz auf die höchst
unterschiedlichen Bedürfnisse, Interessen
und Eigenarten von potentiellen Käufern
hinweist, erscheint zunächst trivial. Wenn
man beispielsweise aus einem Straßencafé
die Vorübergehenden betrachtet, ist of-
fensichtlich, daß sich Erwachsene wie Kin-
der in unglaublicher Weise voneinander
unterscheiden. Dies gilt nicht nur für ihre
körperlichen Merkmale, sondern auch für
Persönlichkeitseigenarten, wie Tempera-
ment, Empfindsamkeit, Intelligenz oder
Ängstlichkeit.
Diese Unterschiede sind von Geburt an be-
obachtbar. Sie werden durch genetische
Gegebenheiten und intrauterine Bedin-
gungen beeinflußt. Somit bringt jeder
Mensch bei seiner Geburt bestimmte, ihm
eigentümliche Verhaltens- sowie körperli-
che und psychische Merkmalsdispositio-
nen mit, die ihn befähigen, sich mit den
jeweiligen Gegebenheiten und Erforder-
nissen seiner speziellen Umwelt auseinan-
derzusetzen.
Dennoch wird unser gesellschaftliches
und politisches, vor allem bildungspoliti-
sches, Denken und Handeln geprägt
durch die Betonung eines „Gleichseins“
von Geburt an. Ohne die wissenschaftli-
chen, methodisch gut gesicherten Befun-
de u.a. der Zwillingsforschung zu beach-
ten, die deutlich höhere Übereinstimmun-
gen in vielen Bereichen des Verhaltens

und Erlebens bei eineiigen, auch getrennt
aufgewachsenen Zwillingen als bei zwei-
eiigen aufzeigen (Merz & Stelzl 1977),
werden genetisch bedingte Unterschiede
und deren Bedeutsamkeit angezweifelt
oder sogar geleugnet. Wer davon aus-
geht, wie Küster (1995), daß alle Men-
schen gleich geboren sind und gleich blei-
ben, verwechselt den demokratischen
Grundsatz, daß alle Menschen vor dem
Gesetz gleich sind, d.h. ohne Ansehen der
Person gleiches Recht genießen, mit
einem „Gleichsein“.
Aus der Verschiedenartigkeit menschli-
cher Fähigkeiten und Bedürfnisse leitet
sich zwangsläufig ab, daß eine Gleichbe-
handlung nicht unter allen Bedingungen
gerecht ist. Würde man die Forderung
nach einer Gleichbehandlung aller Men-
schen in die Tat umsetzen, hätte dies bei-
spielsweise für geistig Behinderte schreck-
liche Konsequenzen. Wenn sie lesen,
schreiben, planen oder für ihren Lebens-
unterhalt sorgen sollten, wie wir dies von
„durchschnittlichen“ Erwachsenen übli-
cherweise verlangen, wären sie heillos
überfordert. Auch die zur Zeit vielfach ge-
forderte Integration dieser Kinder in die
Regelschule kann nur mit besonderer
pädagogischer Hilfe und Fürsorge gelin-
gen.
In ähnlicher Weise „besonders“ erschei-
nen auch intellektuell hochbegabte Kin-
der. Da sie im gleichen Maße wie intellek-
tuell minderbegabte Kinder vom Durch-
schnitt abweichen, sind sie in der Schule
heillos unterfordert. Sie benötigen daher
ebenfalls besondere Bildungsmaßnah-
men.
Der Artikel will im folgenden zeigen, daß
diese Forderung nicht nur aus dem bisher
Gesagten abzuleiten ist, sondern auch
den Bedürfnissen intellektuell hochbe-
gabter Kinder entspricht. Eine gedanken-
lose Gleichbehandlung hemmt oder ver-
hindert in einer Reihe von Fällen eine po-
sitive Entwicklung dieser Kinder. Nicht
Chancengleichheit, sondern Chancenge-
rechtigkeit ist zu fordern, bei der jedes
Kind nach seinen Bedürfnissen und Fähig-
keiten die ihm gemäße Behandlung er-
hält. Diese steht ihm z.B. laut Artikel 11
der Verfassung Baden-Württembergs zu:
„Jeder junge Mensch hat ohne Rücksicht
auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage
das Recht auf eine seiner Begabung ent-
sprechende Erziehung und Ausbildung.“
Dementsprechend ist der Erziehungs- und
Bildungsauftrag der Schule z.B. im Schul-
gesetz für Baden-Württemberg in der Fas-
sung vom 1. 8. 1983 § 1 formuliert und
spezifiziert dies u.a. in Absatz (2):
„Die Schule hat den in der Landesverfas-
sung verankerten Erziehungs- und Bil-
dungsauftrag zu verwirklichen. Über die
Vermittlung von Wissen, Fähigkeiten und

Fertigkeiten hinaus ist die Schule insbe-
sondere gehalten, die Schüler in Verant-
wortung vor Gott, im Sinne christlicher
Nächstenliebe, zur Menschlichkeit und
Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und
Heimat, zur Achtung der Würde und der
Überzeugung anderer, zu Leistungswillen
und Eigenverantwortung sowie zu sozia-
ler Bewährung zu erziehen und in der Ent-
faltung ihrer Persönlichkeit und Bega-
bung zu fördern“.

Fehlentscheidungen von Schule 
und Eltern

Dennoch werden hochgebagte Schülerin-
nen und Schüler in Deutschland selten
gemäß ihrer Begabung ausgebildet. Je
jünger sie sind, desto geringer ist die
Wahrscheinlichkeit, daß diesem Recht auf
Entfaltung ihrer Persönlichkeit entspro-
chen wird.
Mit dem dreigliedrigen Schulsystem wird
in Deutschland zumindest in gewissem
Ausmaß den Unterschieden von Kindern
Rechnung getragen: Nach der vierten
bzw. sechsten Grundschulklasse werden
den Schülern unterschiedliche Schullauf-
bahnen zugewiesen. Nicht immer zum
Wohle der Kinder. Die Empfehlungen und
Entscheidungen der Schule und/oder der
Eltern, dies wird in den einzelnen Bundes-
ländern unterschiedlich gehandhabt, er-
weisen sich nicht immer als richtig. Eine
Verbesserung dieser Zuweisungen sollte
vorgenommen werden (vgl. Baumert &
Lehmann 1997): In Deutschland befinden
sich einerseits zuviele Kinder, auch hoch-
begabte Kinder, in Sonderschulen, ande-
rerseits sind in den Gymnasien eine Reihe
von Schülerinnen und Schülern, die deut-
lich überfordert sind. Dagegen werden
nicht selten Kinder in die Realschulen ge-
schickt, die eigentlich ein Gymnasium be-
suchen sollten, da dort ihren geistigen
Fähigkeiten entsprechende Anforderun-
gen zu erwarten wären.
Die Anzeichen für ein Absinken des Lei-
stungs- und Bildungsniveaus deutscher
Schüler mehren sich; Schwächen und all-
gemeine Mängel der Schule und ihrem
Bildungsangebot werden immer häufiger
beklagt (vgl. Struck 1997). Ein niedriges
Anspruchsniveau würde sich naturgemäß
gerade bei Hochbegabten besonders ne-
gativ auswirken.

Bildungskrise in Deutschland?

Ob in Deutschland von einer „Bildungskri-
se“ gesprochen werden kann, ist empi-
risch gewissenhaft zu prüfen.
Eine Studie zur Erfassung der mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Kenntnisse
von Schülern/innen der 7. und 8. Klassen
wurde gerade veröffentlicht: TIMSS (Leh-
mann & Baumert 1997). Das Ergebnis ist
enttäuschend: die deutschen Schüler/-
innen erreichten im Vergleich mit anderen
Schülern aus 45 Ländern bezüglich der Lei-
stungen in mathematischen Fächern nur
einen mittelmäßigen Platz, weit hinter
Singapur, Hongkong und Korea. Auch in
den Naturwissenschaften befanden sie
sich nur im breiten Mittelfeld hinter
Japan, gleichauf mit Schülern aus den
USA.
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Dieses Ergebnis wäre nicht so beunruhi-
gend, würde es nicht mit Beobachtungen
übereinstimmen, die bezüglich der Abitu-
rienten von vielen Hochschullehrern be-
richtet werden. Diese klagen darüber, daß
die Studierenden vielfach in Deutsch und
Mathematik (der Rechtschreibung, dem
logisch-abstrakten Denken) unzureichen-
de Leistungen aufweisen. Auch in den Fir-
men werden die allgemeinen Fertigkeiten
und Kompetenzen der Auszubildenden
immer häufiger bemängelt. Lehrer und El-
tern klagen über das Absinken des Anfor-
derungsniveaus bezüglich kognitiv-intel-
lektueller Leistungen an allen Schulen,
von der Grundschule bis zur Hochschule,
wofür die folgenden Tatsachen sprechen:
1. die Anzahl der (deutsch muttersprachli-
chen) Analphabeten, die unsere Haupt-
schulen verlassen, ist in den letzten Jahren
ständig gestiegen.
2. die kognitiven Anforderungen aller
Schulen, aber insbesondere der Grund-
und Hauptschulen sind gesunken.

Für immer schlechtere Leistungen
immer bessere Noten

Vergleicht man die Relation von Noten
und Leistungen, decken entsprechende
Untersuchungen auf, daß für immer
schlechtere Leistungen immer bessere
Noten gegeben werden (vgl. Kleinschmidt
1993). Auch bei der Erörterung der TIMSS-
Ergebnisse werden die im internationalen
Vergleich absolut schwachen Leistungen
deutscher Hauptschüler der 7.–8. Klassen
besonders angeführt.
Eine monokausale Erklärung wie Mangel
an Geld oder finanziellen Ressourcen
greift nicht, da der „Niedergang“ der Lei-
stungen deutscher Schüler schon zu Zei-
ten beobachtbar war, als in Deutschland
noch genügend Geld zur Verfügung
stand. Wurde es nicht effizient einge-
setzt? Steckt das Problem in Deutschland
nicht im Geldbeutel, sondern in den Köp-
fen? Ist, vor allem in den alten Bundeslän-
dern, eine Einstellung vorherrschend, die
geistige Leistungen wenig honoriert und
nur den Erfolg belohnt – egal, wie er er-
langt wurde?
Wie wichtig einer Gesellschaft intellektu-
elle Leistungen sind, läßt sich auch im Um-
gang mit solchen Personen ablesen, die zu
außergewöhnlichen geistigen Leistungen
in der Lage sind, den intellektuell Hochbe-
gabten. Dabei ist nicht der „Rummel“ um
erfolgreiche erwachsene Begabte interes-
sant (Nobelpreisträger, manche Forscher
oder Schriftsteller), sondern die Behand-
lung der hochbegabten Kinder und Ju-
gendlichen, die in Deutschland wenig ge-
sellschaftliches Ansehen und Unterstüt-
zung genießen. Ausgenommen davon
sind lediglich die musisch Hochbegabten
und sportlich hochleistenden Kinder und
Jugendlichen, für die es auch in Deutsch-
land schon lange eigene Schulen und spe-
zielle Fördereinrichtungen gibt. Die Tatsa-
che, daß die Einrichtung eines Sportgym-
nasiums ohne weiteres von jedem akzep-
tiert wird, ein Mathematikgymnasium für
Jugendliche gleichen Alters jedoch als
elitär verleumdet wird, kann rational
kaum begründet werden (vgl. Küster
1995).

Ob und in welchem Ausmaß Begabte in
Deutschland vernachlässigt werden, kann
erst nach der Erläuterung des Begriffes
Hochbegabung geklärt werden. Leider
werden die Begriffe Begabung und Intelli-
genz nicht immer in gleicher Weise defi-
niert.

Begabung und Intelligenz

Eine etwas ausführlichere begriffliche
Klärung von Begabung und Intelligenz ist
erforderlich, da diese psychologischen
Konstrukte in der Öffentlichkeit eine
enorme Aufmerksamkeit erfahren, wobei
die Diskussion nicht selten unsachlich und
ideologisch gefärbt ist. Die folgenden
Ausführungen zu den Definitionen von
Begabung und Intelligenz erscheinen
daher zum besseren Verständnis ange-
bracht.
In der Persönlichkeitspsychologie hat es
sich eingebürgert, bei der Beschreibung
des Begriffs „Persönlichkeit“ zwischen
Merkmalen der Leistungsfähigkeiten und
solchen Merkmalen wie Motivation, Emo-
tion oder Temperament zu unterscheiden,
die keinen Leistungsaspekt beinhalten.
Bei Begabung handelt es sich um einen
Fähigkeitsbegriff, der oft synonym oder
sinnverwandt mit Intelligenz verwendet
wird. Der begrifflichen Klarheit wegen ist
es jedoch vorteilhaft, Intelligenz und Be-
gabung voneinander abzugrenzen, zumal
eine Vielfalt von menschlichen Begabun-
gen in verschiedenen, voneinander relativ
unabhängigen Leistungsbereichen vorzu-
finden ist.
Dem derzeitigen Forschungsstand ent-
sprechend ist von fünf Begabungsberei-
chen auszugehen, die verschiedene Bega-
bungsdimensionen enthalten können,
welche auf inhaltlich unterscheidbare Lei-
stungsbereiche bezogen sind:
1. Intellektuelle Begabung = (allgemeine)

Intelligenz
2. Soziale Begabung = interpersonale

Kompetenz
3. Musische Begabung = Musikalität
4. Bildnerisch-darstellende Begabung
5. Psychomotorisch (praktische) Bega-

bung
Im Gegensatz zu einer Begabungskonzep-
tion von Heller und Hany (1996), wird hier
Kreativität nicht als eigener Begabungs-
bereich angenommen, da kreative Lei-
stungen bzw. Produkte, die als Ausdruck
von Kreativität gewertet werden, in allen
genannten Bereichen vorfindbar sind. Be-
züglich der intellektuellen Begabung zei-
gen Intelligenzfaktoren wie Einfallsreich-
tum, Flexibilität des Denkens oder Wort-
flüssigkeit, daß divergenten oder kreati-
ven Denkfähigkeiten innerhalb des Kon-
struktes Intelligenz Rechnung getragen
wird.
Eine brauchbare Definition von Kreati-
vität fehlt bis heute. Ein Hauptkritikpunkt
bezieht sich auf den immer wieder auf-
findbaren deutlichen Zusammenhang von
Intelligenz und Kreativität, den auch Per-
leth und Sierwald (1992) bei der Auswer-
tung der empirischen Daten der Münch-
ner Hochbegabungsstudie feststellen.
Auch die kritischen Äußerungen von Wei-
nert (1995) zu dem Konstrukt Kreativität
führen zu der Folgerung, daß eine vor-

sichtige Verwendung dieses Konstrukts
angebracht ist.
Aus den bisherigen Ausführungen wird
deutlich, daß es nur verwirrend ist, von
„emotionaler Intelligenz“ zu sprechen, da
die Gefühle einem Bereich der Persönlich-
keit zugehören, der nicht durch Leistung
charakterisiert ist. Viele Beispiele für emo-
tionale Intelligenz – der Begriff wird von
Salovey und Mayer (1993) verwendet –
entsprechen dem Konstrukt der sozialen
Begabung.
Die Psychologie hat sich nur am Rande mit
den musischen und bildnerisch-darstellen-
den Begabungen befaßt. Intelligenz da-
gegen war und ist ein zentrales Thema
der Persönlichkeitsforschung. Alltagsbe-
obachtungen wie psychologische For-
schungsergebnisse zeigen die Bedeutsam-
keit dieses Konstrukts, insbesondere der
allgemeinen Intelligenz (vgl. Brody 1992;
Amelang 1995).
Gemäß der Bedeutsamkeit des Konstrukts
„Intelligenz“ gibt es hierzu eine Vielzahl
von Forschungsvorhaben, Definitionen,
Konzepten und Befunden. Eine auch
heute noch aktuelle Begriffsbestimmung
nahm W. Stern (1920) vor: „Intelligenz“
sah er als „Ausdruck für eine Disposition,
d.h. eine dauernde Fähigkeit und Strebig-
keit zur Vollziehung von Denktätigkei-
ten“ an (Stern, S. 1) und definiert sie wie
folgt:
„Intelligenz ist die allgemeine Fähigkeit
eines Individuums, sein Denken bewußt
auf neue Forderungen einzustellen; sie ist
allgemeine geistige Anpassungsfähigkeit
an neue Aufgaben und Bedingungen des
Lebens.“ (Stern, S. 2ff).*
Auch heute, über 70 Jahre danach, wird
Intelligenz in ganz ähnlicher Weise be-
stimmt. In einem Übersichtsartikel von
Niesser et al. (1996), einem Autorenteam,
das aus Intelligenzforschern zusammen-
gesetzt wurde, die unterschiedliche Intel-
ligenzkonzeptionen vertreten, wird Intel-
ligenz beschrieben als
„the ability to understand complex ideas,
to adapt effectively to the environment,
to learn from experience, to engage in va-
rious forms of reasoning, to overcome
obstacles by taking thought.“ (S. 77).
Dabei gehen die Autoren auf die immer
noch kontrovers diskutierte Frage ein, ob
ein Intelligenzmodell, das einen allgemei-
nen Intelligenzfaktor g (vgl. Spearman
1927) und verschiedene spezifische Fakto-
rens annimmt, die Struktur der Intelligenz
besser abbildet als Modelle, die viele un-
abhängige Intelligenzfaktoren postulie-
ren wie die Modelle von Guilford (1967)
oder Gardner (1983). Für Gardners Annah-
men, der sieben voneinander unabhängi-
ge Intelligenzen aufzählt, gibt es aller-
dings bislang keinen empirischen Beleg.
Auch Guilfords Modell mit 120 postulier-
ten unabhängigen Intelligenzfaktoren
gilt als empirisch nicht bestätigt. Insge-
samt zeigen die Daten aus vielen Untersu-
chungen, daß sich mehr oder weniger
enge Zusammenhänge (Korrelationen)
zwischen den Faktoren auffinden lassen,
was eher für einen allgemeinen Intelli-
genzfaktor mit zusätzlichen spezifischen
Dimensionen spricht. Neisser et al. 1996, 
S. 81) kommen demgemäß auch zu dem
vorsichtigen Schluß:
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... „Thus while the g-based factor hierar-
chy is the most widely accepted current
view of the structure of abilities, some
theorists regard it as misleading“ (vgl.
Brody 1992).

Die Erbe-Umwelt-Frage 
ist ausgestanden

Einen relativ klaren Konsens der Intelli-
genzforscher gibt es bezüglich der Erbe-
Umwelt-Frage, wobei Übereinstimmung
herrscht, daß jegliche intelligente Lei-
stung eines Individuums sowohl durch ge-
netische als auch Umweltbedingungen
sowie deren komplexe Wechselwirkungen
beeinflußt wird (vgl. ausführlich Merz &
Stelzl 1977). Aufgrund der Ergebnisse der
persönlichkeitspsychologischen Zwillings-
forschung wird auch bei der Diskussion
der kindlichen Entwicklung vermehrt dar-
auf hingewiesen, daß „die Unterschiede
in der kognitiven Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen auf die individuel-
le Erbausstattung, auf verschiedene Um-
weltbedingungen und auf die selbstorga-
nisierenden Wachstumskräfte der Indivi-
duen zurückzuführen sind.“ (Weinert
1994, S. 259f). Gemäß seiner individuellen
Erbausstattung nimmt das Kind nicht nur
seine Umwelt selektiv wahr, sondern be-
einflußt sie auch dementsprechend. Es
zeigte sich weiterhin, daß genetische Be-
dingungen bei Säuglingen und kleinen
Kindern weniger Varianz der Verhaltens-
und Erlebensunterschiede aufklären als
bei Erwachsenen, die Rolle der Gene somit
bei Erwachsenen bedeutsamer wird.**
Wichtig anzumerken ist, daß das Merkmal
Intelligenz eine über die Zeit hinweg rela-
tiv stabile Eigenart darstellt. Schon im
frühen Säuglingsalter (mit ca. drei bis vier
Lebensmonaten) erfaßte Werte im Auf-
merksamkeits- und Habituationsverhalten
ergaben erstaunlich hohe Zusammenhän-
ge mit Intelligenztestwerten, die bei den
dann acht bis elf Jahre alten Kindern er-
hoben wurden. Ein sehr aufmerksamer,
schnell habituierender Säugling zeigte
demnach einen hohen Wert in einem In-
telligenztest (vgl. Colombo 1993). Es
scheint, daß beide Leistungsmessungen
im Sinne einer effizienten Informations-
aufnahme und -verarbeitung kindliches
intelligentes Verhalten erfassen. Somit ist
intellektuelle Hochbegabung, auf die im
folgenden näher eingegangen wird,
grundsätzlich auch schon bei Säuglingen
vorfindlich.

Intellektuelle Hochbegabung

Hochbegabung (der Begriff wird von W.
Stern schon 1920 erwähnt) wird definiert
als eine sehr hohe Ausprägung in den ge-
nannten Begabungen, welche als indivi-
duelle Disposition einem derart begabten
Individuum mögliche Hochleistungen in
dem jeweiligen Begabungsbereich (oder
mehreren Bereichen) gestattet. Intellektu-
elle Hochbegabung wird demnach be-
stimmt als eine sehr hohe Ausprägung der
allgemeinen Intelligenz (g), wobei jeweils
verschiedene spezifische Intelligenzfakto-
ren (z.B. verbale, räumlich-abstrakte) in
unterschiedlichem Ausmaß vorfindlich
sein können (vgl. Rost 1993). Stapf und

Stapf (1988) haben ein Bedingungsgefüge
für außergewöhnliche Leistungen erstellt,
das von hierarchisch organisierten kogni-
tiv-intellektuellen sowie nicht-kognitiven
Fähigkeiten im Sinne von Dispositionen
ausgeht. Es veranschaulicht, daß die dis-
positionellen Fähigkeiten für heraus-
ragende Leistungen nur notwendige,
aber nicht hinreichende Bedingungen
darstellen.
Ob es zu außergewöhnlichen Leistungen
kommt, hängt neben den dispositionellen
Bedingungen von dem Einfluß vielfältiger
Faktoren ab wie z.B. Erfahrungen in der
sozialen und physischen Umwelt z.B. in Fa-
milie oder Schule. Diese Faktoren, die zwi-
schen Dispositionen und Leistungen ver-
mitteln, können sich förderlich oder hem-
mend auf die Persönlichkeitsentwicklung
auswirken.

verständlich, warum beispielsweise ein
Kind im Vorschulalter von den Eltern
oder Psychologen als hochbegabt er-
kannt wird, in der Schule vom Lehrer je-
doch seine außergewöhnlichen Fähig-
keiten nicht bemerkt werden, weil be-
stimmte hemmende Faktoren (z.B. Angst
vor fremden Personen, zu leichte, unter-
fordernde Aufgaben) ein Zeigen heraus-
ragender Leistungen behindern.

Wie erkennt man intellektuell hoch-
begabte Kinder und Jugendliche?

Erwachsene,  die herausragende Leistun-
gen, d.h. außergewöhnliches Denken
oder Problemlösen gezeigt haben, sind
damit als hochbegabt ausgewiesen. Bei
Kindern und Jugendlichen erweist sich
eine Identifikation oftmals als schwieriger,

Auf welchen Gebieten überragende Lei-
stungen erbracht werden, hängt neben
den spezifischen Fähigkeiten (z.B. ma-
thematische oder sprachliche Begabung,
Einfallsreichtum) von den Interessen, der
Motivation sowie den speziellen
Sozialisationsbedingungen in Familie,
Kindergarten und Schule einschließlich
biographischer Zufälle ab. 
Hier wird schon deutlich, daß es nicht
schlechthin „die Hochbegabten“ gibt.
Vielmehr sind verschiedene Gruppen von
Hochbegabten zu unterscheiden, die ei-
nerseits in der Intelligenzausprägung
(z.B. Hoch- und Höchstbegabte) und an-
dererseits in ihrem Intelligenzprofil mit
den spezifischen Fähigkeitsdimensionen
Unterschiede aufweisen. Daher ist es
verständlich, daß über das Merkmal der
sehr hohen Intelligenz als äußerst effizi-
enter Informationsaufnahme- und
Informationsverarbeitungsfähigkeit hin-
aus nur wenige gemeinsame, für alle
Hochbegabten geltenden Eigenarten
angeführt werden können.
Unter Beachtung des Einflusses der oben
genannten vermittelnden Faktoren wird

da im Alltag oder in der Schule kaum Auf-
gaben auftauchen, die ein spektakuläres
Problemlösen sichtbar werden lassen.
Dennoch werden insbesondere Vorschul-
kinder, die noch nicht wie Schulkinder in-
tellektuell hemmenden Bedingungen der
Schule ausgesetzt sind, anhand ihrer un-
gewöhnlichen Interessen vor allem an ab-
strakten Fragen wie nach Gott, Zeit, Un-
endlichkeit, und Symbolen (Zahlen und
Buchstaben) sowie ihren formal-logischen
Denkleistungen von den Eltern oft richtig
als sehr intelligent erkannt.
Folgende Verhaltensmerkmale zeigen sich
häufig und in hoher Ausprägung bei
hochbegabten (Vorschul-) Kindern, die
anhand der einschlägigen Literatur sowie
unseren Befunden zu hochbegabten Kin-
dern zusammengestellt wurden:***
– gute Beobachtungsgenauigkeit
– überragende Lern- und Begriffsleistun-

gen
– hohe Lerngeschwindigkeit bei sie inter-

essierenden Aufgaben
– Erkennen von Strukturen und Regeln
– außergewöhnliche Gedächtnisleistun-

gen

Abb. 1: Allgemeines Bedingungsgefüge für außergewöhnliche Leistungen
Abb. 1: (Stapf & Stapf 1988)
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– schneller (früher) Spracherwerb, rich-
tige Anwendung komplizierter Sprach-
regeln (Grammatik)

– intensive (freiwillige) Beschäftigung
mit Symbolen

– hohes Konzentrationsvermögen (Fo-
kussierung) und Beharrungsvermögen
bei zumeist selbstgestellten Aufgaben

– hohe Sensibilität (u.a. bei Lärm-, Ge-
ruchs-, Farbempfindung, Ungerechtig-
keit)

– Gefühl der Andersartigkeit
– Eigenwilligkeit im Sinne der „Selbst-

steuerung“
– Vielfalt von Interessen
– Abneigung gegen physische Auseinan-

dersetzung
Wichtig anzumerken ist, daß nicht alle
diese Eigenarten bei allen hochbegabten
Kindern beobachtbar sind, sondern zum
Teil in unterschiedlicher Ausprägung auch
bei (über)durchschnittlich begabten Kin-
dern vorfindlich sind.

Schon in früher Kindheit andere
Verhaltensweisen und Bedürfnisse

Die bisher erläuterten Befunde lassen er-
kennen, daß hochbegabte und sehr intel-
ligente Kinder, die Übergänge sind
fließend, schon in früher Kindheit andere
Verhaltensweisen und Bedürfnisse haben
als durchschnittlich begabte Kinder.
Eine eindeutige Identifikation als „hoch-
begabt“ ist aufgrund der genannten Ver-
haltensmerkmale weder von Laien noch
Psychologen vorzunehmen. Bei der Fest-
stellung von Hochbegabung ist daher die
Durchführung von Intelligenztests, die aus
theoretischen wie meßmethodischen
Gründen die wichtigsten Meßverfahren
darstellen, unabdingbar. Ein sehr hoher
Testkennwert in einem nach den gängi-
gen Testgütekriterien als brauchbar aus-
gewiesenen Intelligenztest (vgl. Kubinger
1994) ist ohne Zweifel zur Zeit der beste
Indikator für eine intellektuelle Hochbe-
gabung. Dabei wird traditionell ein Pro-
zentrang von 97 als Grenzwert für Hoch-
begabung verwendet, d.h. die oberen
drei Prozent der normalverteilten Intelli-
genztestwerte.
Die Erfassung von „Kreativitätswerten“
oder Angaben über soziale Begabungen
tragen bei der empirischen Überprüfung
zu einer zuverlässigen Diagnose von
Hochbegabung nichts bei (Heller 1992;
Rost 1993).
Im individuellen Fall müssen neben Bedin-
gungen der Testsituation und der aktuel-
len Verfassung des Kindes bei der Inter-
pretation eines Testkennwertes die Ent-
wicklung des Kindes, seine biographi-
schen Daten, seine aktuellen Interessen
und Motivation sowie sein kognitiver Lei-
stungsstand (auch Noten etc.) mitberück-
sichtigt werden (vgl. Heller 1992). Relative
Einigkeit bei Begabungsforschern, die mit
Vorschulkindern arbeiten, besteht auch
darin, daß eine Identifikation hochbegab-
ter Kinder im Vorschulalter sinnvoll ist, um
einer Fehlentwicklung insbesondere be-
züglich der Motivations- und Selbstkon-
zeptentwicklung vorzubeugen. Eine
frühe, zutreffende Diagnose erweist sich
bei kompetenter fachpsychologischer Be-
ratung von Eltern, Kind, Erzieher und

künftiger Lehrpersonen als förderlich. Die
Entwicklung des Kindes wird mit großer
Wahrscheinlichkeit günstiger verlaufen
als ohne richtige Diagnose und Beratung
(vgl. Urban 1992; Heller 1992. Ein konkre-
tes Fallbeispiel hierzu liefert Stapf 1997).
Gezielte Maßnahmen wie vorzeitige Ein-
schulung sind vor allem deswegen oft er-
forderlich, weil die Lernangebote und gei-
stigen Gestaltungsmöglichkeiten in vielen
Vorschul-Institutionen so wenig geistig
herausfordernd sind, daß eine große Zahl
von sehr intelligenten sowie hochbegab-
ten Kindern schon im Kindergarten über
Langeweile klagt (vgl. Stapf 1989).
Ein Erkennen hochbegabter Kinder vor
Eintritt in die Schule, im Alter von 4 bis 5
Jahren, ist deshalb geboten, insbesondere
unter den z.Zt. in Deutschland vorfindli-
chen Bildungs- und Kindseinsvorstellun-
gen, die sich in Familie, Kindergarten und
Schule deutlich niederschlagen. Eine dar-
aus folgende fachpsychologische Bera-
tung der Eltern, Erzieher oder Lehrer soll-
te danach zu Maßnahmen führen, die den
Bedürfnissen des Kindes angemessen sind.
Die Diagnostizierung ist tatsächlich nicht
einfach. Eltern, Lehrer, Ärzte oder Erzie-
her sind dabei im Normalfall überfordert.
Sie geschieht am ehesten erfolgreich im
Rahmen einer fachpsychologischen Unter-
suchung durch Diplompsychologen/innen,
die in der Intelligenzdiagnostik mit Kin-
dern gut ausgebildet und erfahren sind
und Kenntnisse über hochbegabte Kinder
besitzen. Die Dringlichkeit einer objekti-
ven Diagnose ist dann größer, wenn zwi-
schen kindlichen Personengegebenheiten
und der sozialen wie dinglichen Umwelt
große Diskrepanzen bestehen, d.h. wenn
z.B. Eltern oder Erzieher Erwartungen an
das Kind stellen, die seinen Fähigkeiten
und Bedürfnissen wenig oder gar nicht
entsprechen.

Kein Thema an Hochschulen, Schulen
und Kindergärten

Ein auffälliges Kennzeichen des Themas
intellektuelle Hochbegabung ist die Un-
kenntnis, die hierzu vorherrscht. Selbst bei
Pädagogen, Psychologen Ärzten und Er-
ziehern, die in einer Vielzahl von Berufs-
feldern als Lehrer, Schulpsychologen,
Amtsärzte usw. mit hochbegabten Kin-
dern zu tun haben, ist dieses Phänomen
anzutreffen.
Geht man von einem traditionell als
Grenzwert gesetzten Perzentilwert von
2–3 % der Verteilung der Intelligenztest-
kennwerte aus, dann gibt es in Deutsch-
land bei 9,6 Millionen Schülern und Schü-
lerinnen auf allgemeinbildenden Schulen
(Schuljahr 1994/95) ca. 192 000 bis 288 000
intellektuell hochbegabte Kinder (vgl.
Broschüre BMB+F, 1996, S. 37ff). Die Wahr-
scheinlichkeit, daß Erzieher oder Lehrer
solchen Kindern im Laufe ihres Berufsle-
bens begegnen, ist demnach nicht so ge-
ring, wie es auf den ersten Blick erschei-
nen mag. Dennoch erfahren in Deutsch-
land Studierende der Pädagogik, Psycho-
logie oder Medizin während ihres Studi-
ums (fast) nichts über hochbegabte Kin-
der. Ebenso wird im Curriculum angehen-
der Erzieherinnen praktisch keinerlei Wis-
sen hierüber vermittelt.

Demgegenüber steht eine deutlich inten-
sivere Vermittlung von Kenntnissen über
Minderbegabte, was an der ungleichen
Anzahl von wissenschaftlichen Veröffent-
lichungen und Forschungsvorhaben ables-
bar ist. Sachliche Argumente für dieses of-
fensichtliche Desinteresse können kaum
genannt werden. Es scheinen eher ideolo-
gische Gründe hierfür verantwortlich zu
sein, bei denen die folgenden, falschen,
Annahmen u.a. genannt werden:
1. Hochbegabte bewältigen sowieso alle
schulischen Anforderungen erfolgreich
(vgl. Struck 1997, S. 70).
2. Eine kognitive Überforderung von Kin-
dern hat schlimmere Auswirkungen als
eine Unterforderung.
De facto erleben jedoch eine Reihe von
Hochbegabten in vielfältiger Weise hem-
mende Bedingungen, auf die sie in unter-
schiedlicher Weise reagieren, von leichte-
ren Verhaltensauffälligkeiten bis zum Sui-
zid. Ein neuerer Ansatz in der Psychologie,
der das Verhalten eines Individuums in In-
teraktion mit seiner Umwelt hervorhebt,
ist das „Passungsmodell“, das im Rahmen
der Temperamentsforschung von Thomas
und Chess (1977) entwickelt worden ist.
Thomas und Chess gehen davon aus, 
daß Kinder im Bereich der normalen
Verhaltens- und Fähigkeitsvariation dann
eher Verhaltensauffälligkeiten entwik-
keln, wenn ihre Persönlichkeitseigen-
arten, Fähigkeiten und Bedürfnisse nicht
mit den Vorstellungen und Verhaltenswei-
sen der Umwelt übereinstimmen. Geistige
Unterforderung ist ein Beispiel für eine
derartige Nicht-Passung.
Wie aus motivationspsychologischen
Überlegungen abgeleitet werden kann,
wird der negative Einfluß von Unterforde-
rung allgemein unterschätzt. Dabei ist an-
zunehmen, daß sich Menschen eher
gegen Überforderung als gegen Unterfor-
derung schützen können. Entwicklungs-
förderlich sind in jedem Fall den Möglich-
keiten des Individuums „passende“, leicht
höhere Anforderungen.
Tatsächlich erweist sich kognitive Unter-
forderung als die häufigste und wichtigste
Ursache für das Auftreten von Verhaltens-
störungen bei hochbegabten Kindern.

Auswirkungen geistiger 
Unterforderung

Das genuine Merkmal intellektuell Hoch-
begabter ist eine herausragende Denk-
fähigkeit, wobei gedankliche Klarheit, lo-
gisches Schlußfolgern und bildhaftes Den-
ken auf einem abstrakteren Niveau liegen
als bei durchschnittlich Begabten (vgl.
Waldmann & Weinert 1990). Die Fähigkeit
einer effizienten Informationsaufnahme
und -verarbeitung ist schon bei hochbe-
gabten Säuglingen sowie Klein- und Vor-
schulkindern zu beobachten. Sie äußert
sich in einem starken Lernbedürfnis, dem
Erfassen von regelhaften Zusammenhän-
gen, Interesse an abstrakten Themen und
Fragestellungen bei herausragender
Merkfähigkeit und damit verbundenem
enormen Wissen – wenn die Umwelt dies
zuläßt.
Damit wird verständlich, daß nicht selten
schon im Kindergarten diese Kinder über
Langeweile als Ausdruck der geistigen Un-
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terforderung klagen und gerade in den
letzten Jahren vor der Einschulung oft den
Besuch des Kindergartens verweigern. Bei
ihrer Befragung geben Eltern hochbegab-
ter Kinder deutlich häufiger an, daß ihr
Kind „ungern in den Kindergarten ging“
(Stapf 1988). Hier wie in der Schule wird
von einem durchschnittlichen Kind und
dessen kognitiver Entwicklung ausgegan-
gen, wobei Abweichungen von dieser Er-
wartung in Richtung weit höherer geistiger
Leistungsfähigkeit eher als „frühreif“, „alt-
klug“ oder durch ehrgeizige Eltern „antrai-
niert“ abgelehnt werden. Der Meinung,
ein Kind dürfe vor Schuleintritt weder
schreiben noch lesen noch rechnen, wird
von Erziehern, Lehrern und einer Reihe von
Eltern mit Nachdruck vertreten.
Aufgrund vielfältiger Erfahrungen kann
man davon ausgehen, daß hochbegabte
Kinder mit hoher Wahrscheinlichkeit in
Kindergarten und Schule für sie nicht-pas-
sende Bedingungen erleben. Hochbegab-
te Vorschulkinder entsprechen im allge-
meinen nicht dem Bild, das wir von Klein-
und Grundschulkindern haben. Wenn
dann mit Unverständnis oder Ablehnung
auf ihre „andersartigen“ Verhaltenswei-
sen und Interessen reagiert wird, mit dem
Versuch, diese Kinder an die anderen Kin-
der anzupassen, auf das erwartete Mittel-
maß zurechtzustutzen, dann können Ver-
haltensauffälligkeiten wie Verweigerung
des Kindergarten- oder Schulbesuchs,
Stören beim Spiel und im Unterricht, mo-
torische Unruhe, affektive Unausgegli-
chenheit sowie aggressives Verhalten, psy-
chosomatische Beschwerden wie Bauch-
oder Kopfschmerzen, Tagträumen und
Rückzug Anzeichen für eine Nicht-Passung
sein. Sie verschwinden, wenn das Kind vor-
zeitig eingeschult wird, eine Klasse über-
springen oder die Schule wechseln kann.
Das Verweigerungsverhalten hochbegab-
ter Kinder bei sie sehr langweilenden Un-
ternehmungen wie dem „Stuhlkreis“ wird
von Erziehern jedoch nicht als Reaktion
auf Unterforderung, sondern als Anzei-
chen für „soziale Unreife“ im Sinne des
„Sich-Nicht-Anpassen-Könnens“ an die
Gruppe interpretiert. Diese Fehleinschät-
zung hat neben der Entwicklung eines
negativen Selbst- und Leistungsmotivati-
onskonzeptes zusätzlich dann eine stark
entwicklungshemmende Auswirkung,
wenn die Kinder wegen ihres „defi-
zitären“ Sozialverhaltens eher „spät“ ein-
geschult werden. Der Befund, der für die
von uns untersuchten Hochbegabten ein
durchschnittliches Schuleintrittsalter von
6.,8 Jahren ergab, weist auf die Richtigkeit
dieser Aussagen hin.
Bezüglich ihrer sozialen Fähigkeiten wird
bei intellektuell Hochbegabten eher eine
höhere soziale Kompetenz, d.h. hohe so-
ziale Sensibilität, Ablehnung physisch ag-
gressiven Verhaltens, starkes moralisches
Empfinden beobachtet. Allerdings ver-
wundern bei der Unschärfe des Kon-
strukts eine uneinheitliche Befundlage
und Interpretation der Ergebnisse nicht.

Verhaltensauffälligkeiten

In der Grundschule ist die Folge lang an-
haltender zu niedriger Anforderungen
bei der Mehrzahl hochbegabter Kinder

ein mangelndes Lern- und Arbeitsverhal-
ten. Sie lernen das „Lernen“ nicht, woraus
nicht selten ein Underachievement (der
Begabung entsprechend erwartungswid-
rige Schulleistungen) resultiert (Keller
1990). Hinzu kommen häufig eine Reihe
von schon genannten Verhaltensauffällig-
keiten. Depressive Resignation und
Zurückziehen wird öfter bei Mädchen be-
obachtet, Stören des Unterrichts, starke
motorische Unruhe, oft verwechselt mit
dem Syndrom der Hyperaktivität, häufi-
ger bei Jungen.
Heinbokel (1996) fand in ihrer Untersu-
chung zum Überspringen, daß schulische
Langeweile die Hauptursache für das
Springen ist, die von 65 % der Mädchen
und 80 % der Jungen genannt wird. De-
motivierung und starke Schulunlust sowie
daraus folgend eine Verschlechterung der
emotionalen Befindlichkeit führen nicht
selten zu sozialen Konflikten mit Lehrern,
Mitschülern und Eltern. Die Vernachlässi-
gung der geistigen Bedürfnisse wirkt sich
bei einer Reihe von hochbegabten Kin-
dern in einer enormen Störung der Ge-
samtpersönlichkeit aus (vgl. Schauer-An-
gerer, Fallbeispiel Ruben, 1997).
Unterforderung kann auch bei der Durch-
führung von Intelligenztests und Schulein-
gangsverfahren oder bei der Befragung
von Kindern zu Fehlleistungen führen,
wenn die Aufgaben zu leicht sind
(„Mama, der hat mir so dumme Fragen
gestellt, da habe ich nichts gesagt“). Mul-
tiple diagnostische Verfahren sowie die
Erhebung von Daten aus möglichst vielen
Lebensbereichen des Kindes, zu verschie-
denen Zeiten, bezüglich verschiedener Si-
tuationen, sind daher unumgänglich
(Stapf 1997).
Im Sinne des oben erläuterten Bedin-
gungsgefüges stellt Unterforderung eine
zwar zentrale, aber nicht allein wirkende
hemmende Bedingung dar. Die Tatsache,
daß eine Reihe von Kindern ohne Proble-
me Kindergarten und Schulen durchlau-
fen, beweist, daß zusätzliche negative Be-
dingungen wie ungünstige Persönlich-
keitsmerkmale, Labilität oder geringe An-
strengungsbereitschaft, hemmende Fami-
lienbedingungen oder Ablehnung durch
Lehrer und Mitschüler die Effekte von Un-
terforderung verstärken. Da die meisten
Studien mit einem Selektionsfehler be-
züglich der Stichproben (wie etwa bei der
Terman-Studie) behaftet sind, da Lehrer
die Schüler vorselektiert haben, liegen
keine eindeutigen Aussagen darüber vor,
wieviel hochbegabte Schüler/innen in der
Schule Schwierigkeiten erleben oder gar
scheitern. Schätzungen gehen im übrigen
davon aus, daß etwa die Hälfte aller Hoch-

begabten ohne größere Probleme ihr
Leben meistert.

Fördern heißt Fordern

Neben der wissenschaftlichen Suche nach
Erkenntnis ist die Beschäftigung mit Hoch-
begabten vorrangig begründet durch
Schwierigkeiten und Probleme, die diese
Kinder in der Schule und durch die Schule
erleben. Daher gilt es, Maßnahmen zu er-
greifen, die eine angemessene schulische
Betreuung auch Hochbegabter gewährlei-
sten.
Das grundlegende Prinzip von Förderung
ist eine den Unterschieden von Schülern
entsprechende Differenzierung schuli-
scher Unterrichtung und Bildung. Die hier
einschlägigen Maßnahmen lassen sich in
eher integrative bzw. segregative Ansätze
sowie bezüglich ihres Ausmaßes an Be-
schleunigung (acceleration) und Anrei-
cherung (enrichment) unterteilen. Bei in-
tegrativen Maßnahmen bleibt der Schüler
in der ihm nach Zufall zugewiesenen Klas-
se, bei segregativen werden die Schüler
nach bestimmten Fähigkeiten und Fertig-
keiten in Klassen/Gruppen zusammenge-
faßt.
Unter Beschleunigung versteht man die Er-
höhung des Darbietungstempos des re-
gulären Stoffes, was zu einer verkürzten
Verweildauer in der Schule führt. Anrei-
cherung entspricht der Erweiterung und
Vertiefung des regulären Curriculums
durch zusätzliche Sachthemen, tiefere (ab-
straktere) Beschäftigung mit den Themen,
wobei komplexere Instruktions- und Lern-
formen verwendet werden. Da sich in der
Praxis beide stark überschneiden, erscheint
es sinnvoller, eher von Programmen mit
mehr oder weniger starkem Anteil an bil-
dungsbeschleunigten bzw. stofflich ange-
reicherten Maßnahmen zu sprechen.
Das folgende Schaubild soll einen
Überblick über die vorfindlichen schuli-
schen Fördermaßnahmen geben:
Weiterführende Literatur: Broschüre des
BMB+F (1996); Colangelo & Davis (1991);
Heinbokel (1996); Heller & Hany (1996).

Variable Termine für den 
Schuleintritt

Die Diskussion, welche Maßnahmen sinn-
voller oder gar besser sind, erfordert
zunächst eine Aussage über das Ziel derar-
tiger Unterfangen. Bei den nachstehen-
den Überlegungen wird davon ausgegan-
gen, daß das Ziel jeglicher Hochbegabten-
förderung darin besteht, diesen Kindern
eine positive (glückliche) Persönlichkeits-
entwicklung zu ermöglichen. Gemäß der

integrativ segregativ

vorzeitige Einschulung
(eher) Überspringen der Klassenstufe D-Zug-Klassen
Akzeleration Teilunterricht in höheren Klassen

Individualisierung des Spezialklassen
(eher) Lehrens und Lernens Spezialschulen

besonderer Stoff Leistungskurse
Enrichment besondere Lernprogramme Pluskurse

Abb. 2: Pädagogische Maßnahmen der Förderung intellektuell hochbegabter
Schüler/innen.
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Heterogenität intellektuell hochbegabter
Kinder ist verständlich, daß unterschiedli-
che Programme und Maßnahmen greifen.
Beispielsweise ist ein eher sozial-gehemm-
ter, mathematisch höchstbegabter Schüler
vermutlich eher in einer Spezialklasse für
mathematisch Hochbegabte gut aufgeho-
ben. Eine allgemein hochbegabte, kon-
taktfreudige, selbstbewußte Schülerin
kann dagegen durch Überspringen einer
oder mehrerer Klassenstufen für einige
Zeit der Unterforderung entgehen.
Eine Differenzierung, d.h. Anpassung des
Bildungsangebotes an das Kind, muß mit
dem Schuleintritt beginnen. Da Kinder
sich nicht nur bezüglich ihrer kognitiven
Leistungsfähigkeit, sondern auch in ihrer
Entwicklungsgeschwindigkeit stark unter-
scheiden, ist ein variabler Einschulungster-
min aus entwicklungspsychologischen
Gründen zu fordern.
Für alle Hochbegabten ist ein am chronol-
gischen Alter orientierter eher früher Ein-
schulungszeitpunkt passend. Hochbegab-
te Mädchen sollten ihrem Entwicklungs-
und Motivationsstand entsprechend eher
mit 51/2 als mit 61/2 Jahren eingeschult wer-
den. Entsprechend der höheren Entwick-
lungsgeschwindigkeit haben Mädchen
mit fünf Jahren einen Vorsprung von ca.
einem Jahr gegenüber Jungen und errei-
chen die Pubertät zwei Jahre vor den Jun-
gen.
Die derzeitige Erprobung eines Konzepts
der „kindgerechten Schuleingangsstufe“
an 169 Grundschulen in Baden-Württem-
berg trägt den Unterschieden von Kin-
dern Rechnung. Variable Einschulungster-
mine, halbjährliche Einschulung und jahr-
gangsübergreifende Eingangsstufen ohne
Klassen, die die Kinder individuell ange-
paßt in 1, 2 oder 3 Jahren bewältigen kön-
nen, sind für alle Kinder förderlich. Rück-
stellungen entfallen; sie betrafen bisher
10 % der Kinder, wobei sie sich in nicht sel-
tenen Fällen als Fehlentscheidungen er-
wiesen. Hochbegabte Kinder können
nach diesem Konzept ohne bürokratische
Hürden vorzeitig eingeschult werden (bis-
lang 1,5 %) und gemäß ihrem Lerntempo
ohne zu große Motivationsverluste die
Eingangsstufe in einem Jahr absolvieren.
Dabei wirken offene Unterrichtsformen
mit Zusatzangeboten wie Fremdsprachen-
unterricht und Computerkurse als Anrei-
cherung der Unterforderung entgegen.
Zudem läßt dieses Konzept aufgrund sei-
ner Flexibilität und Offenheit auch Aufga-
ben mit hohen geistigen Anforderungen
zu. Die bislang vorliegenden Erfahrungen
stützen diese positive Einschätzung.

Spezialklassen und Spezialschulen?

Eine starke Flexibilisierung und Abnahme
bürokratisch begründeter „Verhinderung
von Fördermaßnahmen“ ist das Ziel einer
kindgerechten Schule. In diesem Sinne
stellt auch das Überspringen einer oder
mehrerer Klassenstufen eine geeignete
Fördermaßnahme dar. Die beobachteten
positiven Auswirkungen des Übersprin-
gens (vgl. Heinbokel 1996) werden biswei-
len angezweifelt, wobei diese Zweifel
zum Teil auf Unkenntnis bzw. auf Ergeb-
nissen älterer, methodisch fragwürdiger
Studien beruhen.

Bei einer Evaluation von Fördermaßnah-
men, die alle als geistige Herausforderung
von den betroffenen Kindern sehr be-
grüßt werden, sollte deren Urteil deutlich
stärker berücksichtigt werden als die ideo-
logisch gefärbten Argumente von Bil-
dungspolitikern und -funktionären.
Festzuhalten ist, daß beschleunigende
Maßnahmen ohne jegliche Bereicherung
des Stoffes und der Unterrichtsgestaltung
nur eingeschränkt wirksam sind. Ebenso
erweisen sich Maßnahmen der inneren
Differenzierung ohne jegliche, zumindest
zeitweilige, Gruppenbildung als eher
nicht zielführend (vgl. Rost 1993).
Einer Individualisierung des Lehrens und
Lernens außerhalb weniger Schulprojekte
sind zumindest derzeit in Deutschland
enge Grenzen gesetzt, da den Lehrern
kaum Materialien und curriculare Kon-
zepte zur Verfügung gestellt werden, auf
denen sie einen differenzierten Unterricht
aufbauen können (vgl. Broschüre BMB+F,
1996, S. 39).
Spezialklassen und -schulen erweisen sich
nach unseren Erfahrungen für einen be-
trächtlichen Teil Hochbegabter als letzte
Möglichkeit, eine adäquate Entwicklung
ihrer Gesamtpersönlichkeit zu erfahren.
Insbesondere „für Schülerinnen und
Schüler mit einer besonderen Begabungs-
und Persönlichkeitsstruktur, aber auch sol-
che, die z.B. im Umkreis ihres Wohnortes
keine hinreichende Förderung finden“
(Broschüre BMB+F, 1996, S. 42) oder denen
in der Familie keine Unterstützung zuteil
wird, sind Spezialschulen mit Internat er-
forderlich.
Der Vorteil von Spezialklassen und -schu-
len ist die Selektion, Ausbildung und Vor-
bereitung von Lehrern im Hinblick auf
deren Umgang mit Hochbegabten, die
nicht nur ihre Familien, sondern auch ihre
Pädagogen in besonderer Weise heraus-
fordern.
In allen Fällen sollte die Zuweisung zu För-
dermaßnahmen aufgrund einer psycholo-
gisch-pädagogischen Begutachtung und
Beratung von Eltern und Kindern erfol-
gen. In Arbeitsgemeinschaften, Leistungs-
oder Pluskursen, bei denen die Selektion
der Teilnehmer aufgrund von Lehreremp-
fehlungen erfolgt, ist die Gefahr der Fehl-
einschätzung groß. Das Lehrerurteil er-
weist sich als nicht sehr valide für die Ein-
schätzung eines Schülers als intellektuell
hochbegabt. Schulnoten, die nur einen
mäßigen Zusammenhang (r=0.50) mit In-
telligenztestleistungen aufweisen, sind
keine guten Indikatoren für eine Hochbe-
gabung. Überdurchschnittlich begabte,
fleißige Schüler erreichen häufig sehr
gute Noten; sie erhalten dementspre-
chend leicht Zugang zu den genannten
Förderkursen. Hochbegabte Underachie-
ver dagegen werden von Lehrern nicht er-
kannt (Rost & Hanses 1997) und somit
nicht zu derartigen Arbeitsgemeinschaf-
ten oder Pluskursen zugelassen. Gerade
aber diese in der Schule „nicht funktionie-
renden“ Schülerinnen und Schüler
benötigten gezielt eine schulische Förde-
rung.
Aus dem bislang Erörterten folgt unzwei-
felhaft, daß einer völligen Integration
hochbegabter Schüler in den Regelunter-
richt nicht zuzustimmen ist. Heller und

Hany (1996) führen hierzu aus: „Diese z.T.
euphemistisch als ,kooperatives Lernen’
propagierte Einschränkung der Bega-
bungsdifferenzierung wird … von aner-
kannten Experten der Hochbegabtenför-
derung aber einhellig als verfehlt und
schädlich beurteilt“ (S. 486).
Deutschland ist bezüglich der Förderung
Hochbegabter ein Entwicklungsland. Es
gibt keine staatliche Schule oder Spezial-
klassen an staatlichen Schulen für intellek-
tuell Hochbegabte. Nur eine private Ein-
richtung, die Christophorusschulen des
Christlichen Jugenddorfwerkes Deutsch-
land (CJD), bietet Klassen für Hochbegab-
te an. Außerschulische Programme, Som-
mercamps, Wettbewerbe oder Denk-
Olympiaden sind wichtig und anregend,
können aber die alltägliche Demotivie-
rung in der Schule nicht kompensieren.
Diese Veranstaltungen haben u.a. eine
außerordentlich bedeutsame Funktion für
das soziale Lernen und die emotionale
Stabilisierung dieser Kinder, ihr Selbstkon-
zept und den Erwerb sozialer Kompetenz.
In diesen Gruppen mit gleichbefähigten,
ähnlich empfindenden und interessierten
Kindern, erfahren sie Verständnis, aber
eventuell auch ihre Grenzen. Sie erleben
gleichaltrige Gleichgesinnte, wie es eine
hochbegabte Schülerin in einer Fernseh-
sendung formulierte. Dies hilft ihnen und
ihren Familien, die auftretenden Proble-
me aufgrund des häufigen „Nicht-Ver-
standen-Werdens“ und des Gefühls der
„Andersartigkeit“ zu bewältigen.
Eine ähnliche Funktion hat wohl Mensa,
eine Vereinigung intellektuell hochbe-
gabter Erwachsener.

Leere in den Köpfen, 
nicht im Geldbeutel

Die Gesamtsituation intellektuell hochbe-
gabter Kinder in Deutschland mit ihren
vielfältigen Facetten umfassend darzustel-
len, ist in dem hier vorgegebenen Rahmen
nicht möglich.
Dennoch kann festgehalten werden: die
Lage dieser Kinder könnte verbessert wer-
den! Auch ohne materielle Kosten ließen
sich viele Schwierigkeiten und Nöte dieser
Kinder beheben, wenn in den Köpfen der
zuständigen Erwachsenen in Schulen,
Hochschulen und Ministerien folgendes
erreicht werden könnte:
– eine vorurteilsfreie Einstellung zum

Thema Hochbegabung;
– Verständnis, Anerkennung und Tole-

ranz gegenüber hochbegabten Kin-
dern und Jugendlichen, ihren Bedürf-
nissen und Eigenarten;

– eine Umsetzung der verfügbaren Er-
kenntnisse in Kindergärten, Schulen
und Hochschulen;

– eine flexiblere, mutigere und großher-
zigere Anwendung der genannten
pädagogischen Maßnahmen.

Anmerkungen

* W. Stern, Gründer der „Differentiellen Psychologie“
und „Erfinder des Intelligenzquotienten“ (IQ), der
seit einigen Jahren eine Art Renaissance erlebt, wird
häufig auch von amerikanischen Autoren zitiert (vgl.
Laycock 1979). Stern führt zu „Intelligenz“ weiter
aus: „Die zutreffende Verdeutschung für I. wäre
nicht „Begabung“ schlechthin, sondern „geistige
Allgemeinbegabung“, um die I. von den Willensbe-
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gabungen und von den geistigen Sonderbegabun-
gen (Talenten) zu unterscheiden. Aber der Gebrauch
jener langen Wortbildung wäre so unbequem, daß
man hier ruhig das wissenschaftliche Heimatrecht
des Fremdwortes anerkennen sollte“. (Stern, 1920, S.
8).

** Zu beachten ist, daß bei einer völlig gleichartigen
Umwelt alle Unterschiede zwischen Menschen auf
ihre unterschiedliche Erbausstattung zurückzu-
führen sind.

***In der Literatur finden sich eine Reihe solcher „Merk-
malslisten“, die nicht darüber hinwegtäuschen soll-
ten, daß es sich um eine teilweise recht beliebige
Auswahl der jeweiligen Autoren handelt. Eine soge-
nannte „hochbegabte Persönlichkeit“ gibt es nicht.
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Das duale System der Berufsausbildung,
das die Lernorte Schule und Betrieb mit-
einander verzahnt, hat sich bewährt und
gilt als Standortvorteil für Deutschland im
internationalen Wettbewerb. In Gefahr
gerät es, wenn nicht mehr ausreichend
Betriebe Ausbildungsplätze anbieten,
weil sie sich allzu stark an aktuellen und
betriebsbezogenen Kosten-Nutzen-Rech-
nungen orientieren. Doch das duale Sy-
stem lebt davon, daß über den aktuellen
und einzelbetrieblichen Bedarf hinaus
ausgebildet wird. Der Staat ist hier her-
ausgefordert zu kompensieren. Auflagen
fruchten nichts, staatliche Subventionie-
rung würde nur mißbraucht. Vielmehr
muß es zu Ausgleichszahlungen kommen
zwischen Betrieben und Verwaltungen,
die ausbilden, und solchen, die es nicht
tun. Darüber hinaus besteht Reformbe-
darf, daß stärker als bisher Grundqualifi-
kationen und Grundkenntnisse vermittelt
werden. Im übrigen macht das duale Sy-
stem auch für den Hochschulbereich
durchaus Sinn. Red.

Zweifellos beispielhaft

Internationale Bildungsexperten sind sich
einig: Das System der dualen Berufsausbil-
dung in Deutschland ist beispielhaft und
besonders leistungsfähig. Eine OECD-Un-
tersuchung hält es sogar für den größten
Standortvorteil, über den die deutsche
Wirtschaft verfügt. Solche positiven Urtei-
le haben ihren Grund. In der Tat ist das
duale System besonders leistungsfähig: Es
hat besser als andere Ausbildungssysteme
vermocht, einen hohen Qualitätsstandard
der beruflichen Qualifikation in der ge-
samten Witschaft zu garantieren und
zudem jedes Jahr Hunderttausenden von
Jugendlichen einen weitgehend problem-
losen Übergang vom Bildungs- ins Be-
schäftigungssystem eröffnet.

Die unverzichtbaren Grundelemente
der dualen Berufsausbildung

Ob dies allerdings auch in der Zukunft ge-
währleistet sein wird, erscheint zumindest
fraglich. Angesichts der gewandelten Her-
ausforderungen in der Arbeitswelt der Zu-
kunft könnte das duale System als hoff-
nungslos überholt erscheinen, aber das
Gegenteil ist der Fall. Seine Grundprin-

zipien waren noch nie so aktuell wie
heute:
● Das duale System ist auf Beruflichkeit

angelegt. Es vermittelt Berufe, nicht
nur das, was an einem einzelnen kon-
kreten Arbeitsplatz gebraucht wird.
Folglich sind im dualen System Ausge-
bildete für wachsende oder veränderte
Anforderungen besonders gut gerü-
stet. Anpassungsqualifizierung kann
schnell und mitunter eigenverantwort-
lich bewältigt werden. Die breit ange-
legte Erstausbildung ist deshalb auch
eine gute Voraussetzung für die in Zu-
kunft immer wichtiger werdende Wei-
terbildung.

● Beruflichkeit bedeutet aber auch, daß
Inhalte vermittelt werden, die über
enge Fachkenntnisse hinausgehen.
Dual Ausgebildete sollen in ihren Be-
rufsbereichen den Überblick haben,
Zusammenhänge erkennen und auch
weitgehend selbständig gestalten kön-
nen. Sie üben in ihrer Ausbildung Ein-
stellungen und Haltungen ein, die an
modernen Arbeitsplätzen oft wichtiger
sind als einzelne Fachkenntnisse: Ei-
genverantwortlichkeit, Teamfähigkeit,
Kreativität usw.

● Das duale System als regulierte Struk-
tur mit allgemein anerkannten Ab-
schlüssen stellt ein einzigartiges Instru-
ment der Qualitätssicherung dar. Stan-
dardisierte und überprüfte Inhalte von
Qualifikation kann jeder voraussetzen,
der Personal mit einem Facharbeiter-
oder Gesellenbrief einstellt. Diese
Transparenz nützt den Arbeitgebern,
aber sie verbessert auch die Arbeits-
marktchancen der Beschäftigten.

● Das duale System wird im Konsens von
Arbeitgeber- und Gewerkschaftsseite
geordnet. Es wird nicht am grünen
Tisch geplant. Damit ist eine große
Nähe der Lerninhalte zu den tatsächli-
chen Bedarfen im Arbeitsleben sicher-
gestellt.

● Die verschiedenen Berufe werden nach
einheitlichen Grundsätzen gestaltet, so
daß sie vergleichbare Qualifikationen
garantieren. Die Verwertbarkeit be-
stimmter Inhalte ist damit auch über
die Berufsgrenzen hinweg gegeben.
Angesichts sich rasch verändernder
Strukturen in Wirtschaft und Arbeits-
welt stellt auch dies die notwendige
Flexibilität sicher.

● Zum dualen System gehört unabding-
bar das Prinzip der beiden Lernorte Be-
trieb und Berufsschule. Was in der be-
trieblichen Wirklichkeit an tatsächli-
chen Arbeitsplätzen vermittelt werden

kann, ist unverzichtbar, aber es reicht
nicht aus: Die Berufsschule muß die
Verallgemeinerung dessen sicherstel-
len, was im Unternehmen im Einzelfall
vermittelt wurde. Durch die wachsende
Spezialisierung vieler Betriebe, durch
die immer stärkere Konzentration auf
Kernaufgaben, können mehr und
mehr Unternehmen nur noch Aus-
schnitte aus dem Spektrum der Berufs-
bilder vermitteln. Dadurch steigt die
Bedeutung der Berufsschule, aber auch
der Bedarf für überbetriebliche Unter-
weisung bzw. Verbundsysteme in der
Berufsausbildung.

Doch die Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe hat deutlich nachgelassen

Diese Grundelemente der Dualen Ausbil-
dung müssen auch für die Zukunft erhal-
ten werden, denn sie werden gerade an-
gesichts der Herausforderungen der Zu-
kunft gebraucht, stärker wahrscheinlich
als jemals in der Vergangenheit. Aber
selbstverständlich gibt es auch Verände-
rungsbedarf.
Für jeden Außenstehenden offenkundig
ist die Tatsache, daß die quantitative Lei-
stungsfähigkeit des Systems – allen Ju-
gendlichen, die einen betrieblichen Aus-
bildungsplatz suchen, diesen auch anbie-
ten zu können – nicht mehr gegeben ist.
Die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe
hat deutlich nachgelassen. 1985 kamen in
den deutschen Unternehmen auf 100 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigte
noch 8,67 Auszubildende. Zehn Jahre spä-
ter waren es nur noch 5,6. Die Ausbil-
dungsbereitschaft ist also weit stärker
zurückgegangen als das Angebot an Ar-
beitsplätzen, und es gibt deshalb auch
wenig Hoffnung, daß sich mit dem Anzie-
hen der Konjunktur daran Wesentliches
ändern könnte. Gleichzeitig strömen bis
etwa zum Jahr 2007 geburtenstärkere
Jahrgänge auf den Ausbildungsmarkt.
Anders als in den frühen 80er Jahren ist
die Wirtschaft aber nicht mehr bereit,
diese zusätzliche Nachfrage durch deut-
lich verstärkte Ausbildungsanstrengun-
gen aufzufangen.
Im Gegenteil: Trotz des großen Drucks der
Öffentlichkeit, einer Vielzahl von Einzel-
maßnahmen und selbst tarifvertraglicher
Ausbildungsverpflichtungen stagniert das
Lehrstellenangebot weiter. 3 % Rückgang
hat auch das Ausbildungsjahr 1997 zu ver-
zeichnen.

Eine veränderte Interessenlage 
der Unternehmen

Deshalb muß die Frage gestellt werden, ob
die Wirtschaft das duale System als Leit-
system der beruflichen Bildung überhaupt
noch will. An verbalen Bekundungen dazu
fehlt es zwar nicht. Aber die Wirklichkeit
sieht anders aus. Die dramatischen Verän-
derungen, die in den letzten Jahren in den
Betrieben stattgefunden haben – ich
nenne nur die Stichworte: Kostenorientie-
rung, veränderte Arbeitsorganisation,
Konzentration auf Kernaufgaben, Tertiari-
sierung – führen augenscheinlich zu ge-
wandelten Ansprüchen der Unternehmer
an die Qualifizierung der Mitarbeiter.
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Immer mehr Betriebe sind nicht mehr an
der Sicherstellung einer breiten Berufsaus-
bildung interessiert. Arbeitgeber wollen
nur noch für die Qualifikation zahlen, die
sie aktuell benötigen. Hochqualifiziertes
Personal wird gern genommen – am lieb-
sten natürlich kostenlos: vom Arbeits-
markt, aus den Universitäten und Hoch-
schulen oder außerbetrieblichen Einrich-
tungen.
Dies bedeutet keine Absage an betriebli-
che Ausbildung, aber eben nur noch be-
triebliche, maßgerecht für einzelne Ar-
beitsplätze, dicht angepaßt an die Be-
darfslage des einzelnen Unternehmens.
Aber das ist natürlich keine duale Ausbil-
dung mehr.
Der Nutzen des dualen Systems scheint für
mehr und mehr Betriebe fraglich zu wer-
den. Durch hohe Spezialisierung gewin-
nen Betriebsinhaber den Eindruck, daß in
der Ausbildung viele Dinge vermittelt
werden, die in ihren Unternehmen über-
haupt nicht benötigt werden. Dies ist in
der Tat so, und dies ist im dualen System
durchaus gewollt. Solch eine Ausbildung
„auf Vorrat“, die auch auf künftige Anfor-
derungen vorbereitet, war akzeptiert, so-
lange Arbeitgeber davon ausgehen konn-
ten, daß sie diese Qualifikation ihrer Mit-
arbeiter eines Tages doch noch würden
nutzen können. Angesichts der häufige-
ren Fluktuation von Beschäftigten geht
diese Rechnung nicht mehr auf – und sie
geht schon gar nicht auf, wenn über den
Eigenbedarf des Betriebes hinaus ausge-
bildet wird. Genau in diesem Bereich sind
bezeichnenderweise auch die wesentli-
chen Verluste an Lehrstellen im dualen Sy-
stem zu verzeichnen. Überbedarfausbil-
dung ist im dualen System aber unver-
zichtbar.
Die überwiegende Zahl der Betriebe in
diesem Land hatte und hat nämlich entwe-
der nicht die Absicht oder auch nicht die
erforderlichen Rahmenbedingungen, den
eigenen Nachwuchs selbst auszubilden.
Diese mehr als 60 % der Unternehmen
waren schon immer auf die Ausbildungs-
anstrengungen anderer angewiesen.

Die Selbststeuerungsmechanismen
funktionieren nicht mehr

Wenn diese aber ihre Ausbildungsanstren-
gungen streng am Eigenbedarf messen,
führt das notwendig zu volkswirtschaft-
lich widersinnigen Ergebnissen. Wenn der
Fachkräftebedarf der deutschen Wirt-
schaft auch künftig gedeckt werden soll,
bleiben nur zwei Lösungswege: Mehr Un-
ternehmen als bisher müssen ausbilden
und/oder die bisherigen Ausbildungsbe-
triebe müssen wieder vermehrt über den
Eigenbedarf hinaus ausbilden.
Eine feste Ausbildungsquote hält der DGB
nicht für die richtige Lösung. Der Grund-
satz der einzelbetrieblichen Entscheidung
als Steuerungsinstrument des Ausbil-
dungsmarktes macht durchaus Sinn. Woll-
te man die Entscheidung über das Ange-
bot von Ausbildungsplätzen gänzlich von
den Betrieben abkoppeln, müßte man in
Kauf nehmen, daß Ausbildung und Ar-
beitskräftebedarf notorisch auseinander-
klaffen. Damit wäre eine erhebliche Ver-
schwendung volkswirtschaftlicher Res-

sourcen verbunden. Daran kann niemand
ein Interesse haben. Wenn wir eine hohe
Qualität der Ausbildung sicherstellen wol-
len, macht es auch gar keinen Sinn, dieje-
nigen, die nicht ausbilden können oder
wollen, zum Ausbilden zu zwingen. Aus-
bilden sollen die, die über die erforderli-
che Kompetenz verfügen.
Daß die ausbildungsbereiten und -fähigen
Betriebe die dafür erforderlichen Kosten
jedoch allein tragen sollen, ist nicht ver-
mittelbar. Betriebe können im Kosten-
wettbewerb nicht bestehen, wenn sie La-
sten zu tragen haben, denen sich Konkur-
renten entziehen können, indem sie nicht
ausbilden. – Hier liegt das Problem.
Die Selbststeuerungsmechanismen, die
das System über Jahrzehnte hinweg
immer wieder einigermaßen stabilisiert
haben, funktionieren unter den Bedin-
gungen moderner Unternehmensphiloso-
phien und verschärfter Wettbewerbssitua-
tionen nicht mehr.

Somit ist der Staat herausgefordert,
die Ausfälle zu kompensieren

In einer Sozialen Marktwirtschaft ist der
Staat in dieser Situation zum Handeln her-
ausgefordert. Das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) hat dies in einer Entschei-
dung von 1980 ganz klar hervorgehoben:
„Wenn der Staat … den Arbeitgebern die
praxisbezogene Berufsausbildung der Ju-
gendlichen überläßt, so muß er erwarten,
daß die … Arbeitgeber diese Aufgabe …
so erfüllen, daß grundsätzlich alle ausbil-
dungswilligen Jugendlichen die Chance
erhalten, einen Ausbildungsplatz zu be-
kommen. Das gilt auch dann, wenn das
freie Spiel der Kräfte zur Erfüllung der
übernommenen Aufgabe nicht mehr aus-
reichen sollte.“
An diesem Punkt stehen wir.
Folglich hat der Staat die Pflicht, die Aus-
fälle im Lehrstellenangebot zu kompensie-
ren. Dazu gibt es grundsätzlich drei Wege:
Erstens könnte der Staat selbst die Ausbil-
dung übernehmen. Dagegen sprechen
nicht nur fiskalische Gründe, sondern auch
der Qualitätsverlust, der durch den Ver-
zicht auf den zweiten Lernort entstünde.
Eine zweite Möglichkeit bestünde darin,
die Betriebe zu subventionieren, um zu-
sätzliche Ausbildungsplatzangebote zu
erhalten. Dagegen sprechen nicht nur
ordnungspolitische Erwägungen, sondern
auch die Erfahrung: Solche Subventionen
lösen das Problem nicht, sie reduzieren le-
diglich die Bereitschaft der Unternehmen,
Ausbildung auf eigene Kosten anzubie-
ten. In der Erwartung auf öffentliche Un-
terstützung stellt man die eigene Ausbil-
dungsentscheidung so lange zurück, bis
die Subventionen bereitgestellt werden.
Die Entwicklung in den neuen Bundeslän-
dern ist von genau diesem Circulus vitiosus
geprägt. Im Endeffekt landet man irgend-
wann bei einer staatlichen Vollfinanzie-
rung der betrieblichen Berufsausbildung.
Das kann überhaupt keinen Sinn machen.

Ein gesetzlicher Lastenausgleich 
ist vonnöten

Der dritte und sinnvolle Weg besteht
darin, die Verantwortung verbindlich

dahin zu verweisen, wo sie hingehört: in
die Wirtschaft selbst. Freiwillige Lösungen
wären aus ordnungspolitischen Überle-
gungen natürlich vorzuziehen. Aber die-
sen Weg wollte die Wirtschaft in den ver-
gangenen Jahren nicht gehen, und ihre
Spitzenverbände lassen keine Gelegen-
heit aus zu betonen, daß sie solche freiwil-
ligen Lösungen auch für die Zukunft nicht
wollen. Deshalb brauchen wir einen ge-
setzlichen Lastenausgleich zwischen aus-
bildenden und nicht ausbildenden Betrie-
ben, der alle Unternehmen und Verwal-
tungen, die von qualifiziertem Fachperso-
nal profitieren, an den Kosten dieser Qua-
lifikation gleichmäßig beteiligt.
Der DGB hat dazu ein Umlageverfahren
zwischen allen Betrieben und Verwaltun-
gen vorgeschlagen, das wieder mehr Be-
triebe veranlassen soll, ihren Nachwuchs
über eigene Ausbildung zu rekrutieren,
und anderen ermöglichen soll, über den
Eigenbedarf hinaus Lehrstellen anzubie-
ten.
Umlagesysteme in der beruflichen Bil-
dung haben sich bewährt. In Dänemark
haben Arbeitgeber und Gewerkschaften
gemeinsam die Initiative ergriffen; der
Staat stellt die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen sicher und beteiligt sich zu
einem Teil an den Kosten.
Immer wieder wird eingewandt, eine ent-
sprechende Abgabe müsse dazu führen,
daß sich Betriebe aus der Ausbildung
zurückziehen. Dafür gibt es einen klaren
Gegenbeweis: In der deutschen Bauwirt-
schaft gibt es seit mehr als 20 Jahren ein
tarifvertraglich gesichertes Umlageverfah-
ren, das in dieser Zeit ein breites Lehrstel-
lenangebot teilweise genau gegen den
Trend in anderen Branchen sichergestellt
hat.
Das heutige DGB-Modell unterscheidet
sich in wesentlichen Punkten von Ausbil-
dungsabgabemodellen der 70er Jahre: Es
ist eindeutig auf die Bereitstellung be-
trieblicher Ausbildungsplätze ausgerich-
tet und verzichtet auf komplizierte büro-
kratische und zentralistische Veranla-
gungs- und Verteilungsmechanismen.
Ich hätte mir gewünscht, darüber eine
Vereinbarung zwischen Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbänden treffen zu
können. Die Arbeitgeberverbände haben
diesen Vorschlag allerdings rundheraus
abgelehnt.

Denn eine verminderte Berufsaus-
bildung können wir uns nicht leisten

Der Hauptgrund für die ablehnende Hal-
tung ist darin zu sehen, daß die Wieder-
herstellung eines funktionsfähigen dua-
len Ausbildungssystems von der Wirt-
schaft nicht gewünscht wird, weil sie
glaubt, ihrem einzelbetrieblichen Bedarf
auch mit ungeregelten, betrieblichen An-
lernverfahren Rechnung tragen zu kön-
nen. Nur damit sind die Bedarfe dieser Ge-
sellschaft nicht gedeckt. Und die Bedarfe
der jungen Menschen schon gar nicht.
Faktisch ist der Staat schon jetzt gezwun-
gen, die mangelnde Ausbildungsbereit-
schaft der Betriebe irgendwie zu kompen-
sieren, sei es dadurch, daß er sein Angebot
an vollzeitschulischer Ausbildung erhöht,
oder dadurch, daß er allerhand Warte-
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schleifen bereit hält – angefangen vom
längeren Verbleib in den allgemeinbilden-
den Schulen über Verlegenheitsstudien
bis hin zu Berufsvorbereitungsjahren.
Das Land Niedersachsen hat deshalb z.B.
seit 1990 seine Aufwendungen für die
Erstausbildung um volle 50 % steigern
müssen. Die Betriebe haben ihren Auf-
wand entsprechend um ein Drittel redu-
ziert. Vermutlich ist die Situation in man-
chen anderen Bundesländern ähnlich
oder wird es mit einer gewissen Zeitverzö-
gerung noch werden.
Angesichts der Probleme in den öffentli-
chen Haushalten sind diesen Entwicklun-
gen aber enge Grenzen gesetzt. Schon in
diesem Jahr dürfte es zu einer großen
Zahl gänzlich unversorgter Jugendlicher
kommen, die weder einen betrieblichen
oder schulischen Ausbildungsplatz erhal-
ten werden noch in eine Warteschleife
hineinkommen. Wenn die gesetzliche
Umlagelösung weiter verzögert wird,
werden wir folglich eine Dequalifizierung
in dieser Gesellschaft erleben, die wir mit
Blick auf die internationale Standortkon-
kurrenz keinesfalls zulassen dürfen.

Reformbedarf besteht allerdings

Der entschiedene Einsatz der Gewerk-
schaften zum Erhalt des dualen Systems ist
kein Plädoyer für den Verzicht auf Refor-
men. Im Gegenteil: Wir haben Verände-
rungsbedarf wegen der Herausforderun-
gen einer zukünftigen Arbeitswelt, aber
diesem Bedarf können wir innerhalb des
Systems und unter Ausnutzung seiner Vor-
züge für Wirtschaft wie Arbeitnehmer
Rechnung tragen:
1. Wir müssen die Kooperation der Lern-

orte Betrieb und Berufsschule auf eine
neue Grundlage stellen. Bisher operie-
ren beide noch viel zu oft unverbunden
nebeneinander her. Lehrpläne und
Ausbildungspläne müßten aber aufein-
ander bezogen, ja, miteinander ver-
zahnt sein, damit gute Lernergebnisse
in möglichst kurzer Zeit erzielt werden
können.
Dazu muß es endlich eine obligatori-
sche Abstimmung zwischen beiden
Lernorten geben. Eine Untersuchung
des Bundesinstituts für berufliche Bil-
dung (BiBB) hat ergeben, daß die Kon-
takte bisher auf Krisenmanagement
beschränkt sind: Man redet erst mitein-
ander, wenn die Dinge komplett ver-
fahren sind. Das kann nicht so bleiben.

2. Die Berufsbezogenheit der Berufsschu-
le muß deutlicher herausgearbeitet
werden. Wenn Deutschunterricht z.B.
in der Berufsschule mit Blick auf die
konkreten Herausforderungen, die sich
in den Berufen selbst ergeben, stattfin-
det, ist er nämlich auch für Abiturien-
ten keineswegs mehr überflüssig. Oder
Sport: Auch hier ist Berufsbezogenheit
vonnöten. Der Sportunterricht muß
sich nämlich mit den spezifischen kör-
perlichen Belastungen in bestimmten
Berufen auseinandersetzen. Das kann
nicht im Fitneßstudio oder im Turnver-
ein erfolgen. Mit Blick auf Kranken-
stände und Berufsunfähigkeit wäre
dies auch unter ökonomischen Ge-
sichtspunkten dringend erforderlich.

Für das Tischlerhandwerk sind jetzt
entsprechende Voraussetzungen erar-
beitet worden. Das brauchen wir auch
für andere Berufe.

3. Wenn es Aufgabe der Berufsschule sein
soll, die Defizite auszugleichen, die
durch die starke Spezialisierung der Be-
triebe hervorgerufen werden, dann
stellt sich natürlich die Frage, ob die Be-
rufsschule das überhaupt leisten kann.
Die veralteten technischen Anlagen in
den Schulen sind seit langem Anlaß zur
Klage. Forderungen nach Auflegung fi-
nanzieller Sonderprogramme sind an-
gesichts der Lage der öffentlichen
Haushalte aussichtslos. Aber es gibt an-
dere Lösungswege: Es kann in einer
Zeit ständiger technologischer Neue-
rungen nicht sinnvoll sein, hochkompli-
zierte Maschinenparks allein für die
schulische Nutzung vorzuhalten.
Warum ist es eigentlich nicht möglich,
den Berufsschulunterricht an der in
den Betrieben vorhandenen Technik
durchzuführen, natürlich in Verant-
wortung der Berufsschule, aber eben
an einem anderen Platz? Natürlich
würde das auch Kosten verursachen,
aber die wären entscheidend geringer
als das ewige Hinterherhecheln bei der
technischen Ausstattung. Heutzutage
können vielerorts die Berufsschulen
noch nicht einmal die Einrichtungen
der überbetrieblichen Unterweisung
im Handwerk nutzen. Hier gibt es Ver-
änderungsbedarf.

4. Daß wir im Bereich der Weiterbildung
von Berufsschullehrern und Ausbildern
noch viel zu tun haben, sei hier nur
stichwortartig erwähnt.

Eine stärkere Ausrichtung auf Grund-
qualifikationen und Grundkenntnisse

5. Auch wenn der Grundsatz der Beruf-
lichkeit in der Ausbildung unverzicht-
bar ist, stellt sich dennoch die Frage, ob
die Berufsbilder, die wir anbieten, den
Herausforderungen der Zukunft noch
entsprechen.
Hier sehe ich dringenden Reformbe-
darf. Wir sind dabei in der Vergangen-
heit den Weg einer immer stärker aus-
differenzierten Berufslandschaft ge-
gangen. Sobald sich irgendwo eine
technologische Veränderung gezeigt
hat, haben wir dazu einen neuen Beruf
konstruiert. „Heiteres Berufebasteln“
nennt man dies in Expertenkreisen.
Im Extrem endet das bei der Konstruk-
tion des betriebseigenen Berufs – und
das sind natürlich keine Berufe mehr.
Immer mehr Großbetriebe treten mit
der Anforderung nach einem maßge-
schneiderten Ausbildungsberuf an Lan-
desregierungen heran. Diese sind oft-
mals geneigt nachzugeben. Aber das
ist natürlich das Ende des dualen Sy-
stems, zu dem notwendig die breite
Verwertbarkeit der beruflichen Qualifi-
kation gehört, über den Bereich eines
noch so großen Betriebes hinaus.
Je stärker man die Berufe aber an ein-
zelnen Arbeitsplätzen ausrichtet, desto
rascher müssen sie immer wieder an
den neuesten Stand der Technik ange-
paßt werden. Die Ordnungspolitik

hetzt derzeit den Entwicklungen hin-
terher. Bei einer Gesamtzahl von 364
existierenden Ausbildungsordnungen
sind derzeit beinahe 100 überarbeitet
oder neu gestaltet. Allein im letzten
Jahr konnten 21 Verfahren abgeschlos-
sen werden; in diesem Jahr sollen 49
weitere fertig sein. Das Reformkarus-
sell dreht sich also unaufhörlich.
Die Sozialpartner haben sich mit der
Bundesregierung vor zwei Jahren auf
eine Beschleunigung der Ordnungsver-
fahren geeinigt. Das funktioniert auch.
Aber letztlich ist das Reformkonzept
hier auf einem Irrweg. Wir müßten uns
endlich dazu entschließen, Berufe zu
entwickeln, die nicht mehr so stark
technologie- und einzeltätigkeitsab-
hängig sind, sondern auf Grundqualifi-
kationen und Grundkenntnisse ausge-
richtet werden. Das heißt: Wir brau-
chen nicht mehr, sondern weniger
Grundberufe, die dann aber Speziali-
sierungsmöglichkeiten in Form von
Ausdifferenzierung in Fachrichtungen
oder spätere Weiterbildung vorsehen.
Wir haben dies gerde bei den neuge-
ordneten I- und K-Berufen (Informa-
tion und Kommunikation) praktiziert.
Hier entstand ein Komplex von vier
neuen Ausbildungsberufen mit mehre-
ren Fachrichtungen. Sowohl Auszubil-
dende als auch Betriebe erhalten damit
eine Auswahlmöglichkeit entspre-
chend dem Qualifikationsbedarf und
den betrieblichen Einsatzfeldern.
Alle vier Berufe verfügen über ge-
meinsame Kernqualifikationen. Dazu
kommen berufliche Fachinhalte, die
den unterschiedlichen Geschäftsfel-
dern und Produktionspaletten/Dienst-
leistungen Rechnung tragen. Dabei
haben einen hohen Stellenwert Pro-
jekt- und Teamkompetenz, betriebs-
wirtschaftliche Kompetenz, Facheng-
lisch, Kundenorientierung.

Gefragt ist also eine flexibel und
breit angelegte Ausbildung

Gefragt ist also eine möglichst flexibel
und breit angelegte Ausbildung, die viel-
seitig verwertbare Grundlagen legt. Wolf-
gang Breitmeier von der IHK Stuttgart hat
ein ähnlich gestaltetes Modell vorgelegt,
dessen Grundzüge kurz dargelegt werden
sollen.
Im ersten und zweiten Jahr der Ausbil-
dung werden Kernkompetenzen vermit-
telt und danach Wahlpflichtbausteine an-
geboten, deren Inhalte entweder aus der
gleichen Berufsrichtung wie die Kernkom-
petenzen stammen oder aus anderen ge-
werblichen und kaufmännischen Berufen
bzw. aus der Weiterbildung. Das Modell
läßt eine Differenzierung nach der Nei-
gung des Auszubildenden, aber auch nach
dem Bedarf des Betriebes zu und erhöht
damit die Chance, daß auch Betriebe mit
schmalerer Produktpalette Ausbildung
betreiben können. Die Ausbildung nach
diesem Modell ist auf eine Gesamtqualifi-
kation gerichtet, im Unterschied zur soge-
nannten Stufenausbildung, die ja einen
Abschluß auf jeder Stufe vorsieht.
Ähnliche Überlegungen gibt es im Modell
der Kernberufe, das Prof. Rauner aus Bre-
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men vorgelegt hat. Auch in der Auto-
mobilindustrie sind mittlerweile Modelle
vorgeschlagen, die von vergleichbaren
Grundansätzen ausgehen.
Das alles bedeutet: Weniger Berufsbilder,
die dafür breiter angelegt sind, zugleich
aber höhere Differenzierungspotentiale
bieten. Darauf aufbauend müssen dann
Fort- und Weiterbildungselemente ange-
boten werden.
Wir tragen dem Grundgedanken dualer
Berufsausbildung noch in viel zu wenigen
Feldern Rechnung. Was für Kraftfahr-
zeugmechaniker und Friseure gilt, kann
für Pflegekräfte und die vielen vollzeit-
schulisch ausgebildeten Assistentenberufe
nicht falsch sein: Auch sie würden von
einer wirklichen betrieblichen Kompo-
nente profitieren, nicht nur was den Über-
gang an der zweiten Schwelle betrift. Wir
haben der Bundesregierung bereits vor-
geschlagen, einen Pflegeberuf nach BBiG
zu regeln, und das wird sicher nicht unser
letzter Vorschlag in dieser Art sein.

Duale Systeme machen auch für den
Hochschulbereich Sinn

6. Duale Systeme machen auch für den
Hochschulbereich Sinn. Entscheidend
ist dabei allerdings, daß wir auch hier
nicht wieder nur betriebsspezifisch aus-
gebildete Absolventen bekommen,
sondern daß die Verallgemeinerung
der Lerninhalte und damit auch die
breite Verwertbarkeit im Anschluß an

einen dualen Studienabschluß sicher-
gestellt ist.
Auch duale Ausbildungen im Anschluß
an ein Studium sind vorstellbar. Es gibt
gerade in den sogenannten Zukunfts-
branchen Tätigkeiten, die ein abge-
schlossenes Studium voraussetzen,
damit aber noch keinen berufsqualifi-
zierenden Abschluß sicherstellen. Was
heute z.B. in der Touristik- oder der
Medienbranche an betrieblichen Quali-
fikationen vermittelt wird, ist außer-
halb des Unternehmens, in dem man
sie erworben hat, praktisch nicht zu
verwerten. Auch hier müßte die Verall-
gemeinerung der Qualifikation sicher-
gestellt und auch in einem anerkann-
ten Abschluß zertifiziert werden. Das
müssen natürlich keine dreijährigen
Ausbildungen sein.

Was tun mit den Jugendlichen, die
keine Ausbildung abschließen?

All diese Reformansätze machen aber nur
Sinn, wenn wir weiter am Berufsprinzip
festhalten.
Dies gilt im übrigen auch für das immer
wieder hochgespielte Problem der Ju-
gendlichen, die keine Ausbildung ab-
schließen. Gerade für diese Gruppe ist die
Sicherung eines ausreichenden Angebo-
tes an Lehrstellen von entscheidender Be-
deutung, denn sie müssen im Wettbe-
werb der vielen Bewerber um die weni-
gen Lehrstellen als erste den Kürzeren

ziehen. Mit neuen Schmalspurberufen,
die für diese Zielgruppe in letzter Zeit
immer wieder gefordert werden, ist
ihnen nicht geholfen. Mit gezielter För-
derung können sie den Abschluß in
einem voll qualifizierenden Ausbildungs-
gang dagegen durchaus erreichen. Das
breite Spektrum von Berufen im dualen
System bietet ja nicht nur theoretisch
Hochbegabten etwas. Auch die praktisch
veranlagten Jugendlichen finden hier
passende Berufsbilder.
Selbst zweijährige Berufe zählen längst
zum vorhandenen Angebot. Die etwa 40
bereits zugelassenen Ausbildungsord-
nungen dieser Art werden in der Praxis
aber so gut wie nicht mehr in Anspruch
genommen. In einer Arbeitsumwelt, in
der nur auf olympiareife Mannschaften
gesetzt wird, mag sich kaum jemand
mehr die Mühe machen mit Jugendli-
chen, die sich mit dem Lernen schwer
tun. Daß diese Mühe sich aber durchaus
lohnt, zeigt die hohe Zahl behinderter
oder benachteiligter Jugendlicher, die
bei entsprechender Betreuung vollquali-
fizierende Ausbildungsabschlüsse errei-
chen. Sie brauchen nicht kürzere Ausbil-
dungsgänge, sondern längere. Das Be-
rufsbildungsgesetz liefert dafür schon
jetzt die erforderlichen Handhaben.
Handlungsbedarf besteht aber bei einer
besseren Verzahnung der unterschiedli-
chen Fördermöglichkeiten. Die Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung
erarbeitet dafür derzeit einen Vorschlag.
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Ende 1996 gab es rund 1,59 Millionen besetzte Ausbildungsplät-
ze in Deutschland – gut 750000 weniger als Ende 1991. Größte
Ausbilder sind Industrie, Handel und Dienstleistungsbereich mit
zusammen 707000 Lehrlingen. Im Vergleich zu 1991 ist die Zahl
der Lehrstellen allerdings kräftig zurückgegangen, und zwar um
fast 20 Prozent. Noch größer war der Abbau von Ausbildungs-
plätzen im öffentlichen Dienst; hier ergab sich ein Minus von fast
einem Viertel innerhalb von fünf Jahren. Auch in der Landwirt-
schaft war ein Rückgang von über zehn Prozent zu verzeichnen.
Wesentlich mehr Ausbildungsplätze als früher stellen das Hand-
werk und die Freien Berufe zur Verfügung. Die Zahl der Hand-
werkslehrlinge erhöhte sich von 527300 im Jahr 1991 auf 626000
(plus 18,7 Prozent). Und bei den Freiberuflern ergab sich ein Zu-
wachs von 11,6 Prozent – von 143750 im Jahr 1991 auf 160400 im
Jahr 1996. Globus
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nen, besteht aus der Sicht der Wirtschaft
Handlungsbedarf in den folgenden drei
Aktionsfeldern:
AIs zentrales Problem erweist sich die Fi-
nanzautonomie, da eine Hochschule ohne
Budgetsouveränität letztlich ohne materi-
elle Grundlage für den von ihr zu gestal-
tenden Lehr- und Forschungsprozeß da-
steht. Eine solche Budgetsouveränität
kann jedoch nur dann eine qualitätsför-
dernde Wirkung entfalten, wenn sie in
einen Wettbewerbsrahmen eingebettet
ist. Deshalb ist es erforderlich, die Zuwei-
sung staatlicher Mittel an Leistungsindika-
toren in Forschung und Lehre zu koppeln.
Korrelat der Haushaltsautonomie und der
damit verbundenen externen und inter-
nen leistungsbezogenen Mittelvergabe
sind funktionsfähige Entscheidungsstruk-
turen innerhalb der Hochschulen. Als ein
zweites Handlungsfeld ergibt sich daher
die Verlagerung von Entscheidungskom-
petenzen der Kollegialorgane auf die Lei-
tungsorgane.
Autonome Handlungsfreiräume entbin-
den die Hochschule nicht von einer Re-
chenschaftslegung gegenüber Gesetzge-
ber und Öffentlichkeit. Gleichzeitig erfor-
dert eine externe und interne leistungs-
bezogene Budgetierung verläßliche Qua-
litätsindikatoren in Forschung und Lehre.
Die institutionelle Verankerung von Eva-
luationsverfahren ist daher als drittes
Handlungsfeld der künftigen Reformpoli-
tik zu sehen.
Im folgenden soll der Beitrag der anste-
henden Novelle für die skizzierten Hand-
lungsfelder beleuchtet werden. Dazu wird
der Stand der Reformen in den drei Hand-
lungsfeldern dargelegt und der aus der
Sicht der Wirtschaft notwendige, künftige
Handlungsbedarf formuliert. 

Bis zur Budgetsouveränität ist 
es noch weit

Während die Einführung einer leistungs-
gebundenen Mittelvergabe ausdrücklich
Gegenstand der vorgesehenen Gesetzes-
novelle ist (§ 5: „Die staatliche Finanzie-
rung orientiert sich an den in Forschung
und Lehre sowie bei der Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses erbrach-
ten Leistungen“.), bleibt offen, bis zu wel-
chem Grad die Hochschulen eigene Kom-
petenzen in der Finanzverwaltung erhal-
ten sollen. Nachdem der neugefaßte Para-
graph 59 des Hochschulrahmengesetzes
(HRG) nicht mehr vorgibt, welche Organi-
sations- und Verwaltungsaufgaben unter
die Aufsicht des Staates fallen sollen,
bleibt abzuwarten, wie die Länder staatli-

Christiane Konegen-Grenier leitet das 
Referat „Hochschulentwicklung und Be-
schäftigungssystem“ im Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln.

Daß unser Hochschulsystem reformbe-
dürftig ist, darüber besteht inzwischen
Konsens. Drei Problemfelder sind es vor
allem, auf denen dringender Reformbe-
darf besteht. Erstens die Finanzverfas-
sung: Die Hochschulen sollten weitestge-
hende Autonomie gerade auch in der Ver-
waltung ihrer Mittel bekommen. Damit
verbunden ist zweitens die Einführung
neuer, effektiverer und effizienterer Ent-
scheidungsstrukturen, die über den Grup-
penegoismus und den jeweils kleinsten
Nenner an den Hochschulen hinaus-
führen. Vor allem aber muß – drittens –
eine Qualitätskontrolle (Evaluation) fest
installiert werden, die auch Konsequen-
zen hat – für die Hochschule wie auch für
die in ihr Lehrenden und Forschenden. Zu
den Kriterien der Leistungskontrolle müs-
sen auch Berufseignung und Arbeits-
markterfolg der Hochschulabsolventen
gehören. Red.

Handlungsfelder künftiger 
Reformpolitik

Beziehungsreich ist der Zeitpunkt der jetzt
anstehenden Novelle des Hochschulrah-
mengesetzes: Zum fünfzigjährigen Ju-
biläum des „Blauen Gutachtens zur Hoch-
schulreform“ geht es wie schon damals
um die gesetzgeberische Konturierung
einer autonomen Hochschule in einem
Wettbewerb und Qualitätsentwicklung
fördernden Hochschulsystem. 
Inhaltliche Orientierungsmarke ist das von
Bund und Ländern im Jahre 1993 für den
schließlich gescheiterten Bildungsgipfel
vorbereitete Eckwertepapier. Noch vor
Jahren war das Wort Wettbewerb ein
Tabu. Jetzt scheint ein Paradigmenwech-
sel in der Hochschuldiskussion stattgefun-
den zu haben. Quer durch die Parteien
überwiegen die Gemeinsamkeiten. Einig
ist man sich vor allem in dem Gedanken,
daß der Einfluß des Staates zugunsten der
Selbstgestaltungskräfte der Hochschule
zurückgenommen werden soll. Allerdings
läßt der jetzt vorliegende Referentenent-
wurf (Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Technologie,
1997) viele Fragen der konkreten Ausge-
staltung eines Handlungsrahmens offen.
Damit die Selbstgestaltungskräfte der
Hochschulen durch die anstehende Novel-
le auch tatsächlich wirksam werden kön-

che Rechte und Pflichten im Bereich der
Haushalts- und Finanzverwaltung definie-
ren werden. 
Die Zaghaftigkeit, mit der bislang Schritte
zur Haushaltsflexibilisierung eingeleitet
wurden, hat ihre Ursachen in den staats-
rechtlichen Rahmenbedingungen der Fi-
nanzverfassung: Durch die bisherige Ein-
gliederung der Hochschulhaushalte in die
Landeshaushalte realisiert der Gesetzge-
ber durch eine parlamentarisch legitimier-
te Feinsteuerung seine hochschulpoliti-
schen Rahmenziele. 
Mit dieser Einfügung in die staatlichen
Haushalte kommen behördliche, kamera-
listische Haushaltsgrundsätze wie die
sachliche Bindung (Spezialität), die zeitli-
che Eingrenzung (Annuität) sowie um-
fangreiche Bewirtschaftungsvorschriften
zur Anwendung. Ein solcherart finanz-
technisch abgesicherter Zugriff des Staa-
tes gerät bei vielen Fragen der inhaltli-
chen Weiterentwicklung von Forschung
und Lehre zunehmend in Widerspruch zur
grundgesetzlich garantierten Wissen-
schaftsfreiheit (Karpen, 1996, S. 422 f.). 

„Nach drei Tagen und 
Nächten ununterbrochener 

Sitzung lautete das Ergebnis 
eines achtköpfigen 

Fachbereichs: 
Jeder erhält ein Achtel.“

Manfred Sommerer 
(zitiert nach Behrens, 1996, S. 53)

Seit Jahren bemüht sich der Arbeitskreis
der Kanzler der wissenschaftlichen Hoch-
schulen zur „Verwaltungsvereinfachung“
um eine Delegation der Aufgaben im
Haushalts- und Personalbereich aus den
Ministerien in die Hochschulen. Die aus
diesem Kreis hervorgegangenen Empfeh-
lungen waren eine wichtige Basis für die
schrittweise Einführung von sogenannten
Globalhaushalten. Seit 1991 haben die
Bundesländer Hamburg, Nordrhein-West-
falen, Hessen, Bremen, Schleswig-Hol-
stein, Sachsen und Niedersachsen diesen
wichtigen Schritt in der Hochschulreform
vollzogen (Behrens, 1996, S. 155). 
Anders als es die Medienresonanz vermu-
ten läßt, ist der Begriff „Globalhaushalt“
in keinem der Landeshochschulgesetzes
erwähnt, geschweige denn definiert. Ge-
meint ist eine Flexibilisierung der haus-
haltsrechtlichen Vorschriften, die sich so-
wohl auf die haushaltstechnische Seite der
Mittelzuweisung durch das Land als auch
auf die Entscheidungskompetenzen der
Hochschulen bei der internen Mittelbe-
wirtschaftung bezieht. Als Kernelemente
aller Ansätze zur Haushaltsflexibilisierung
werden die Reduzierung der bislang bis
ins Detail festgelegten Mittelzuweisung
auf einen oder einige wenige Haushalts-
titel, die Berechtigung der Hochschulen
zur eigenständigen Haushaltsaufstellung
sowie zum eigenständigen Haushaltsvoll-
zug und die dafür erforderliche Erweite-
rung der Entscheidungsbefugnis gesehen
(Behrens, 1996, S. 130). 

239

Wissenschaftsfreiheit institutionell, nicht individuell verstehen!

Reformbedürftige
Hochschulen
Finanzhoheit, neue Entscheidungsstrukturen und Qualitäts-
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gleich Körperschaften öffentlichen Rechts,
so daß die Personal- und Haushaltshoheit
weiterhin beim Staat liegt. 
Allerdings wurden in diesem weiterhin be-
stehenden staatlichen Rahmen neue
Handlungsspielräume geschaffen: So
wurde in den Universitäten Clausthal-Zel-
lerfeld und Oldenburg sowie in der Fach-
hochschule Osnabrück die kameralistische
Budgetierung durch vier globale Zu-
schußtitel ersetzt. Die wirtschaftliche Ver-
wendung der Mittel wird hochschulintern
durch das System der kaufmännischen
Buchführung überwacht. Die Hochschulen
erstellen einen nach Erfolgs- und Finanz-
plan getrennten Wirtschaftsplan. Die Kon-
tengruppen sind gegenseitig dekkungs-
fähig, Mehrerträge können für Mehrauf-
wendungen verwendet werden. Rückstel-
lungen werden beim Lande verwahrt. Die
Hochschulen legen Jahresabschlüsse vor,
die von einem Wirtschaftsprüfer geprüft
werden (Krasny/Ziegele, 1997, S. 4).

„Die Leitungsstrukturen
aller Universitäten bedürfen

dringend einer Reform. 
Vielerorts weiß die Rechte
nicht, was die Linke tut, 
die Selbstverwaltung ist

schwerfällig und die 
Bewirtschaftung der Gelder
ineffizient, Verantwortungen
werden nicht übernommen,
sondern weitergeschoben,

Entscheidungen folgen 
dem Fächer- und 

Gruppenegoismus.“
Wilhelm Vossenkuhl, Professor für Philosophie 

an der Universität München in der Süddeutschen 
Zeitung vom 20./21. September 1997, Seite 37.

Die gegenwärtige Praxis weist nach Auf-
fassung des Wissenschaftlichen Beirates
zur globalen Steuerung von Hochschul-
haushalten in den drei als Landesbetriebe
geführten Hochschulen noch Flexibilitäts-
defizite auf, die eine umfassende finanz-
und personalpolitische Autonomie der
Hochschulen verhindern. Kritisiert werden
die weiterhin bestehenden beamtenrecht-
lichen Regelungen, die mangelnden Ent-
scheidungskompetenzen der Hochschulen
bei Bauvorhaben, die fehlende Koppelung
der Finanzzuwendungen an Leistungsan-
reize. Vermißt wird darüber hinaus eine
durch breite gesellschaftliche Repräsenta-
tion legitimierte institutionelle Basis für
die Finanzverhandlungen zwischen Hoch-
schule und Staat sowie mit Entscheidungs-
kompetenz versehene Managementstruk-
turen innerhalb der Hochschule.

Leistungsbezogene Mittelvergabe
erst in Ansätzen

Neben der Flexibilisierung der Hochschul-
haushalte ist die leistungsbezogene Mit-
telvergabe ein weiteres Handlungsfeld

Der Begriff „Globalhaushalt“ suggeriert
weitgehende Gestaltungsspielräume für
die Hochschulen. Soweit es sich bei der Un-
terschiedlichkeit der Haushaltsverfahren
feststellen läßt, können im Durchschnitt
schätzungsweise maximal 15 % eines Lan-
deshochschulhaushaltes von den Hoch-
schulen in eigener Regie ohne kameralisti-
sche Haushaltsvorschriften bewegt wer-
den. Über größerer Flexibilität verfügen
nur einige, wenige Modellhochschulen. 
So dürfen beispielsweise im Globalhaus-
halt der technischen Universität Ham-
burg-Harburg nicht mehr als 10 % des 
Gesamthaushaltes vom Personal- in den
Sachetat und umgekehrt umgeschichtet
werden. Für zusätzliche Investitionen ste-
hen nur 3 % der Gesamtaufwendungen
zur Verfügung. Mehreinnahmen darf die
Hochschule nur in dem Bereich verwen-
den, in dem sie eingeworben wurden.
Sparsames Wirtschaften lohnt sich nur bei
Sachausgaben. Alle anderen Einsparun-
gen verbleiben zwar auch in der Hoch-
schule, führen aber im nächsten Jahr zu
entsprechenden Mittelkürzungen (Beh-
rens, 1996, S. 134).

Die Flexibilisierungsbemühungen
sind nach Ländern unterschiedlich
ausgefallen

Zusammenfassend betrachtet sind die 
Flexibilisierungsbemühungen der Länder

durch Vielfältigkeit gekennzeichnet.
Zwei hauptsächliche Vorgehensweisen
lassen sich erkennen: In einigen Ländern
wird das System der Titelspezialität
grundsätzlich beibehalten, jedoch durch
Erweiterung der gegenseitigen
Deckungsfähigkeit der einzelnen Titel
flexibilisiert. Andere Länder sind dazu
übergegangen, ihren Hochschulen einen
nach wenigen, grobgefaßten Aufgaben-
bereichen gegliederten Globalhaushalt
zuzuweisen. Am weitesten fortgeschrit-
ten sind die Haushaltsreformen hinsicht-
lich der gegenseitigen Deckungsfähig-
keit der Mittel. Dringender Handlungs-
bedarf besteht dagegen noch bei der
freien Verwendung der Hochschul-
einnahmen und vor allem im Bereich der
Rücklagenbildung. Angespartes „eigenes
Vermögen“ darf in der gegenwärtigen
Praxis beispielsweise im größten Bundes-
land Nordrhein-Westfalen 1% des Hoch-
schulgesamtetats nicht übersteigen (Flei-
scher, 1997, S. 11).

Am weitesten in Richtung 
Finanzautonomie ist Niedersachsen

Den weitesten Schritt in Richtung Finanz-
autonomie sind die drei niedersächsischen
Hochschulen gegangen, die seit 1995 als
eigenständige Landesbetriebe wirtschaf-
ten dürfen. Sie bleiben allerdings rechtlich
gesehen weiterhin Staatsanstalten und zu-

240

Standorte von Universitäten und Kunsthochschulen 1994



der Finanzierungsreform. Als erstes Bun-
desland startete Nordrhein-Westfalen be-
reits 1992 einen Modellversuch zur lei-
stungsbezogenen Finanzzuweisung. Die
Bemessungsgrundlage ist eine Mischung
aus leistungs- und belastungsbezogenen
Indikatoren. Als belastungsbezogene Indi-
katoren werden die Anzahl der Studieren-
den im Grundstudium sowie die Anzahl
der Stellen für wissenschaftliches Personal
berücksichtigt. Leistungsbezogene Para-
meter sind die Anzahl der Absolventen,
die Höhe der eingeworbenen Drittmittel
sowie die Anzahl der Promotionen. Ein
zusätzlicher Bonus wird für kurze Stu-
dienzeiten vergeben: So gehen die Absol-
venten mit kürzerer Studiendauer mit
einem höheren Gewichtungsfaktor in die
Berechnung der Finanzzuweisungen ein.
Das Gesamtvolumen der leistungsabhän-
gig bewegten Mittel ist freilich noch be-
scheiden. Bislang wurden lediglich 35 %
der laufenden Mittel für Lehre und For-
schung und damit nur 2,8 % der gesamten
nordrhein-westfälischen Haushaltsmittel
für die Hochschulen durch  den neuen Fi-
nanzierungsmodus berührt. Für das Haus-
haltsjahr 1997 ist mit einer Steigerung auf
3,7 % des Gesamtetats zu rechnen (Flei-
scher, 1997, S. 11). Die Mittel für die Be-
wirtschaftung der Personalstellen, die
rund 64 % des durchschnittlichen Landes-
hochschulhaushaltes umfassen, werden
nicht miteinbezogen (Kultusministerkon-
ferenz, 1996 a, S. 10).
Weitere wettbewerbsfördernde Verände-
rungen in der Mittelverteilung haben Nie-
dersachsen (seit 1993), Rheinland-Pfalz
(seit 1994) und Sachsen (seit 1995) vorge-
nommen. Die Auswahl der Bemessungs-
kriterien variiert von Bundesland zu Bun-
desland. Ebenfalls variabel ist der Umfang
der leistungsbezogen vergebenen Mittel:
Er beträgt in Niedersachsen lediglich 1%,
in Sachsen 5,2 % und in Rheinland-Pfalz
5,8 % des jeweiligen Gesamthaushaltsvo-
lumens der Hochschulen (Kultusminister-
konferenz, 1996 a, S. 4).

Die Leistungsanreize müßten hoch-
schulintern weitergegeben werden

Leistungsanreize im Finanzierungssystem
der Hochschulen bringen nur dann qua-
litätsfördernde Effekte für Lehre und For-
schung hervor, wenn sich die Koppelung an
Leistungsparameter auf Landesebene bei
der hochschulinternen Verteilung der Mit-
tel fortsetzt. Verfahrensweisen für diesen
wichtigen Schritt bleiben bei der geplanten
Novelle des Hochschulrahmengesetzes un-
berücksichtigt und sind bislang auch in der
Mehrzahl der Landeshochschulgesetze
nicht erwähnt (Behrens, 1996, S. 55). Bis-
lang haben nur wenige Hochschulen die
Spielräume der Globalhaushalte genutzt,
um interne leistungs- und belastungsorien-
tierte Verteilungsmodelle zu entwickeln.
Noch fehlen die entsprechenden internen
Entscheidungsstrukturen zur Durchsetzung
auch ungeliebter Beschlüsse. Die rechtliche
Rahmensituation bremst eine interne lei-
stungsbezogene Ungleichverteilung. So
garantiert ein Richterspruch des Bundes-
verwaltungsgerichtes das Teilhaberecht
jedes einzelnen Wissenschaftlers an den
staatlich zugewiesenen Mitteln (BVerwGE

52, 339 zitiert nach Behrens, S. 52). Bislang
läßt sich in der Fachliteratur kein Vertei-
lungsmodell ermitteln, in dem mehr als
10 % eines Hochschuletats leistungsbezo-
gen bewegt werden. So wurden beispiels-
weise an der FU Berlin im Jahre 1994 an die
verschiedenen Fachbereiche Mittel im Um-
fang von 2,5 Mio. DM leistungsbezogen
verteilt, während der Gesamthaushalt der
Hochschule 1,3 Mrd. DM umfaßte (Wex,
1995, S. 170).
Was die künftige Finanzautonomie der
Hochschulen betrifft, so läßt die geplante
Novelle eine deutliche Konturierung des zu
wünschenden haushaltsrechtlichen Rah-
mens vermissen. Demgegenüber fordern
die Spitzenverbände der Wirtschaft, das
Modell der niedersächsischen Landesbe-
triebe in den Landeshochschulgesetzen
verbindlich vorzuschreiben. Gleichzeitig
soll das Hochschulrahmengesetz durch
zwei neuaufzunehmende Paragraphen die
freie Verfügung über selbst erwirtschaftete
Mittel sowie die Erhebung von Studienge-
bühren ausdrücklich gestatten (Spitzenver-
bände der Wirtschaft, 1997,
S. 42f.). 

Wenn alle allzuständig sind –
oder neue Entscheidungsstrukturen
sind erforderlich

Die umfassendste Deregulierung der HRG-
Novelle betrifft die innere Organisation
und Entscheidungsstruktur. Vorgesehen
ist die ersatzlose Streichung der Paragra-
phen 61 bis 66 zur Leitung der Hochschu-
le, zu den Aufgaben zentraler Kollegialor-
gane, den Fachbereichen sowie zu den ge-
meinsamen Kommissionen und zu ande-
ren wissenschaftlichen Betriebseinheiten.
Damit wird den Landesgesetzgebern ein
problematisches Stück Arbeit übergeben,
denn das bisherige Regelungswerk ist
nach den Worten des Hochschulrechtlers
und HRG- Kommentators Werner Thieme
unübersichtlich und „chaotisch organi-
siert“ (zitiert nach Karpen, 1997, § 61, S.
5). Zu den beiden Hauptproblemen
zählen das Prinzip der zwei parallelen Ent-
scheidungsebenen und die damit verbun-
dene Unklarheit der Zuständigkeiten
sowie das Prinzip der Gruppenrepräsenta-
tion und die daraus resultierende Ent-
scheidungslähmung.
Eine problematische Folge der zwei paral-
lelen Entscheidungsebenen von Hoch-
schulleitung und Senat einerseits und
Fachbereichsräten und Dekanen andrer-
seits ist das Fehlen eines direkten Entschei-
dungsweges zwischen der Leitung der
Hochschule und den Führungsorganen
der Fachbereichsebene. Im Gegensatz zur
deutschen Praxis besteht in den meisten
Ländern zwischen Dekanen und Rektor
eine deutlich ausgeprägte organisatori-
sche Beziehung bis hin zu Ernennungs-
und Weisungsbefugnissen (Müller-Böling,
1995, S. 3). Die fehlende formale Verbin-
dung zwischen der zentralen Leitungsin-
stanz, dem Rektorat, und der dezentralen
Leitungsinstanz, dem Dekan, vergrößert
die durch die vorgeschriebenen Abstim-
mungsprozesse mit dem Ministerium oh-
nehin schon vorhandene Schwerfälligkeit
der Entscheidungssituation um ein Vielfa-
ches. So sind zur Neubesetzung einer Pro-

fessorenstelle gegenwärtig im Durch-
schnitt 25 Entscheidungsschritte notwen-
dig (Alewell, 1993, S. 95).
Die Aufwendigkeit dieser und anderer
Entscheidungsvorgänge ist nicht zuletzt
auf die unklare Abgrenzung der Befug-
nisse zwischen zentraler und dezentraler
Ebene zurückzuführen. Es entsteht der
Eindruck einer Allzuständigkeit aller Hoch-
schulorgane. Die fehlende Eindeutigkeit
bei der Zuordnung von Entscheidungsbe-
fugnissen kann als Ergebnis eines speziel-
len Grundrechtsverständnisses gesehen
werden: „Es sind primär die Individuen, die
durch Art. 5 Abs. 3 GG und § 3 geschützt
sind, und an diesem Grundsatz muß sich
die Hochschul-(Selbst-)Verwaltung ausrich-
ten“ (Karpen, § 61, 1997, S. 11). Daraus
folgt nicht nur eine Begrenzung externer
Eingriffe von staatlicher Seite, sondern
auch eine Einschränkung der Weisungsbe-
fugnis der Hochschulleitung gegenüber
den Fachbereichen als auch der Dekane
gegenüber den Fachbereichsmitgliedern
(Alewell, 1993, S. 30). Kritiker halten die
Betonung der individuellen Perspektive
bei der Interpretation des Grundrechtes
auf Wissenschaftsfreiheit für einen „Ge-
burtsfehler aller derzeitigen Hochschulge-
setze“ (Andreas Kehler, Niedersächsisches
Ministerium für Wissenschaft und Kultur,
zitiert nach Horstkotte 1997, S. 17).

Die Gruppenuniversität ist eine 
denkbar schlechte Ausgangsbasis 
für Budgetentscheidungen

Begrenzung erfährt eine wünschenswerte
direktere Weisungsbefugnis der Leitungs-
organe durch ein zweites Rechtsprinzip.
Mit der Einführung des Hochschulrah-
mengesetzes im Jahre 1976 wurde allen
Hochschulmitgliedern ein Partizipations-
recht zugebilligt. Laut einer Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichtes sind alle
an den Hochschulen vertretenen Status-
gruppen im Umfang ihrer Betroffenheit
an den Entscheidungsprozessen zu beteili-
gen (BVerfGE, 332 f., zitiert nach Behrens
S. 234). Die so entstandene Gruppenuni-
versität mit ihrem System des oft langwie-
rigen Ausbalancierens von Partialinteres-
sen bietet für künftig notwendige, um-
strittene Budgetentscheidungen eine
denkbar schlechte Ausgangsbasis. Kritisch
merken die Präsidenten der hessischen
Universitäten an: „Das Kollegialprinzip
und die Wahrnehmung von Gruppen- und
anderen Partialinteressen führen oft
dazu, daß der Hochschulalltag von Ent-
scheidungen auf dem kleinsten ge-
meinsamen Nenner bestimmt wird“ (zi-
tiert nach Schlicht, 1997, S. W3). Eine
ernüchternde Bilanz der Gruppenuniver-
sität zieht auch der Hamburger Univer-
sitätspräsident Jürgen Lüthje. In den Gre-
mien würde vor allem Interessenvertre-
tung betrieben; die Gruppenuniversität
suche keine gemeinsame Identität und
entfalte zuwenig Integrationskraft (nach
Gehringer, 1997, S. 23).
Folgerichtig mündet die aktuelle Kritik an
der Entscheidungsorganisation der Hoch-
schulen in die Forderung nach einer kla-
ren Aufteilung der Zuständigkeiten. Kul-
tus-ministerkonferenz, Wissenschaftsrat,
die Ministerpräsidenten der Länder, der
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reitstellung zusätzlicher Mitarbeiter ein-
hergehen.
Das Rektorat oder Präsidialkollegium
übernimmt Initiativfunktionen und ope-
rative Exekutionsfunktionen. Wesentliche
Aufgaben sind
● die Initiierung und Koordinierung stra-
tegischer Konzepte für die Gesamtent-
wicklung der Hochschule; 
● die Aufstellung des Haushaltsplanes;
● die Zuweisung der Mittel und Stellen an
die Fachbereiche;
● das Vorschlagsrecht für die Wahl der 
Dekane;
● die Berichtspflicht gegenüber dem
Senat.
Der Senat übernimmt in erster Linie Ziel-
definitions- und Kontrollaufgaben. Aller-
dings zieht auch die Kultusministerkonfe-
renz keine klare Trennlinie zwischen Ent-
scheidungs- und Beratungsfunktionen bei
Hochschulleitung und Senat. So soll auch
der Senat über die Aufhebung und Ein-
richtung von Studiengängen entscheiden
können. Außerdem sollen die Beschlüsse
des Senates für die Exekutivorgane auf
allen Hochschulebenen bindend sein. Wei-
terhin fällt dem Senat nach Vorstellung
der Kultusministerkonferenz die Aufgabe
zu, Leitlinien für die Binnenverteilung der
Ressourcen aufzustellen. Es ist unschwer
zu erkennen, daß mit dieser Zuordnung
Zuständigkeitskonflikte zwischen Hoch-
schulleitung und Senat vorprogrammiert
sind, die sich im Modell der Kultusmini-
sterkonferenz auf der Ebene der Dekane
und Fachbereichsleitungen wiederholen.
Ungeklärt bleibt in dem Szenario der Kul-
tusministerkonferenz auch die Abgren-
zung  zwischen der zentralen Ebene der
Hochschule, dem Senat und dem Rektorat
auf der einen Seite und der dezentralen
Ebene mit den Dekanen und Fachbe-
reichsräten auf der anderen Seite.

… oder autonome Körperschaft?

Eigene Haushalts- und Personalverant-
wortung sind demgegenüber die Merk-
male eines Hochschulmodells als selbstän-
diger Körperschaft, wie es die Kultusmini-
sterkonferenz als eine zweite Vision ent-
wirft. Eine solche Aufgabenfülle mit ent-
sprechender Verantwortung erfordert ein 
hauptamtliches, professionelles Manage-
ment. Ein auf Zeit bestelltes kollegiales
Leitungsorgan, wie es im rein staatlichen
Modell vorgesehen ist, würde dem Aufga-
benvolumen einer autonomen Selbstver-
waltungskörperschaft nicht gerecht wer-
den. Somit durchbricht die Vision einer
körperschaftlich organisierten Hochschule
das kollegiale Entscheidungsprinzip zu-
gunsten einer stärker hierarchisch gepräg-
ten Entscheidungsorganisation.
Im Unterschied zur staatlichen Variante
erfordert das autonome Körperschafts-
modell zusätzliche externe Aufsichts- 
und Kontrollmechanismen zur Zielerrei-
chungsprüfung des gesamtgesellschaft-
lich Forschungs- und Bildungsauftrages.
Vorgeschlagen wird eine am amerikani-
schen Board oft Trustees orientierte Ein-
richtung mit Persönlichkeiten aus Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft. Tatsächliche
Personal- und Finanzhoheit erfordern
nicht nur externe Kontrollinstitutionen,

Bundesminister für Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Technologie sowie die
Hochschulrektorenkonferenz sind sich
einig hinsichtlich der Notwendigkeit, die
Hochschule in Anbetracht der wachsen-
den Aufgabenfülle mit verbesserten Lei-
stungs- und Entscheidungsstrukturen zu
versehen (Kultusministerkonferenz, 1997,
S. 3). 
Mit großer Mehrheit votieren die von der
Deutschen Universitätszeitung befragten
Hochschulverantwortlichen für eine Ver-
größerung der Entscheidungskompetenz
der Hochschulleitungen (78 %) und der
Dekane (66 %) (Fritsche, 1997, S. 10).
Damit wird auch in der Bundesrepublik
Deutschland eine Entwicklung sichtbar,
die in anderen europäischen Ländern be-
reits weiter fortgeschritten ist (Goedege-
buure, 1993, S. 401). 
Auf der abstrakten Ebene einer Vision
gibt es wenig Dissens über die künftigen
Leitungsstrukturen: „Zentrale Konzeption
mit organisierter Absprache bei möglichst
dezentraler Aufgabenwahrnehmung und
Verantwortung“ lautet beispielsweise die
Formel der Kultusministerkonferenz (Kul-
tusministerkonferenz, 1996 b, S. 11). We-
nig Klarheit herrscht allerdings bei der
konkreten Zuordnung der Kompetenzen.
Es hat den Anschein, als könne man sich
bei allem Konsens über eine notwendige
Stärkung der Leitungsfunktionen nicht
auch zu einer analog notwendigen Be-
schneidung der Entscheidungskompeten-
zen der Kollegialorgane durchringen.
Darüber hinaus ist die Frage, wer welche
Entscheidungen trifft, wesentlich abhän-
gig von der zukünftigen Rechtsform der
Hochschule. Wie stark die äußere Rechts-
verfassung der Hochschule die inneren Or-
ganisationsprinzipien prägt verdeutlicht
die Kultusministerkonferenz in zwei ab-
weichenden Szenarien (vgl. Kultusmini-
sterkonferenz, 1996 b, S. 16–26). 

Dualistisch organisierte
Staatsanstalt mit erweiterten
Handlungsspielräumen…

In einer ersten Vision wird der dualistische
Rechtscharakter von staatlicher Anstalt
und Körperschaft im wesentlichen fortge-
schrieben. Haushalts- und Personalhoheit
bleiben beim Staat, allerdings unter Er-
weiterung der Handlungsspielräume. Was
die Aufteilung der Kompetenzen betrifft
so empfiehlt die Kultusministerkonferenz
eine grundsätzliche Trennung von Bera-
tungs- und Entscheidungsfunktionen.
Während den Kollegialorganen Senat und
Fachbereichsräten die Beratungs- und
Kontrollfunktionen zukommen sollen,
müßten die Entscheidungskompetenzen
in den Händen der monokratischen, bei
großen Hochschulen auch kollegialen Lei-
tungsorgane Rektorat und Dekanat bzw.
Fachbereichsleitung gebündelt werden.
„Die Zuständigkeitsregelungen müssen
verantwortliche Entscheidungsträger aus-
weisen, die gegebenenfalls auch persön-
lich zur Verantwortung gezogen werden
können“ (Kultusministerkonferenz, 1996b,
S. 33). Mit der Erweiterung der Kompe-
tenzen der Leitungsorgane soll eine Ver-
längerung der Amtszeit, die Gewährung
einer persönlichen Zulage sowie die Be-

sondern auch permanente interne Kon-
trolle der Effektivität und Effizienz der
eingesetzten Mittel. Demnach wird in
einem autonomen Körperschaftsmodell
ein hochschulinternes Controlling als Ziel-
Verfolgungs-System benötigt. 

Von der Input- zur 
Output-Steuerung

An dieser Vision einer Hochschule als au-
tonome Körperschaft orientiert sich das
vom Centrum für Hochschulentwicklung
(CHE) im Rahmen des Modellversuches zur
Einrichtung von Hochschulräten entwor-
fene Organisationsmodell. Leitgedanke
der Entscheidungsorganisation ist das
Kontraktmanagement in Anlehnung an
Konzepte des New Public Managements
innerhalb der allgemeinen Verwaltungs-
reform. Ausgangspunkt ist der Wechsel
von der Input- zur Outputsteuerung durch
Zielvereinbarungen zwischen den betei-
ligten institutionellen Ebenen. Nach Auf-
fassung des CHE kann diese Zielvereinba-
rung aufgrund der Entscheidungs-
schwächen des Kollegialprinzips nicht
ohne das kritische Korrektiv einer
Führungsfunktion auskommen. Führungs-
verantwortung auf der jeweiligen Ent-
scheidungsebene sei außerdem erforder-
lich, um Zielbildungsprozesse überhaupt
in Gang zu bringen und Zielvereinbarun-
gen mit der nächsthöheren Ebene treffen
zu können. Um eine gewisse Unabhängig-
keit sicherzustellen, sollte die Wahl der
jeweiligen Führungspersonen nicht aus-
schließlich auf der jeweiligen Arbeitsebe-
ne erfolgen. So sollte der Dekan den In-
stitutsleiter ernennen, der Rektor den
Dekan im Fachbereichsrat zur Wahl vor-
schlagen, und der Rektor selbst sollte vom
Hochschulrat gewählt werden (Müller-
Böling, 1995, S. 11 ff.). Flankiert wird der 
Prozeß der Entscheidungsberatung in den
Gremien und die darauf aufbauenden
Zielvereinbarungen zwischen den ver-
schiedenen Handlungsebenen durch eine
kontinuierliche Zielerreichungskontrolle
mittels eines hochschulinternen Controll-
ings.
Kontraktmanagement und Controlling
sind wiederum eingebettet in einen Wett-
bewerbsrahmen, der durch die Verknüp-
fung von Ressourcenzuweisung und Lei-
stungsevaluation geschaffen wird. Dem
Modell der Führung durch Zielvereinba-
rung haben sich auch eine Reihe von Pro-
fessoren der Betriebswirtschaftslehre an-
geschlossen (Oechsler, 1997, S. 282 ff.).
Eine deutliche Stärkung der Hochschullei-
tung gegenüber den Kollegialorganen,
aber auch im Verhältnis zu den Dekanen
und Fachbereichsleitern favorisieren auch
die Spitzenverbände der Wirtschaft in
ihren Vorschlägen für eine Novellierung
des Hochschulrahmengesetzes. So soll die
Hochschulleitung Dienstvorgesetzter des
gesamten Hochschulpersonals sein. Sie hat
das Vorschlagsrecht bei Berufungen, ge-
währt Zuschüsse zur Besoldung und über-
prüft Art und Umfang der Dienstaufgaben
der Professoren. Außerdem ist sie zustän-
dig für die Aufstellung und Ausführung
des Wirtschaftsplanes. Die Hochschullei-
tung wird vom Kuratorium der Hochschule
im Einvernehmen mit dem zentralen Kolle-
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gialorgan der Hochschule bestellt (Spitzen-
verbände der Wirtschaft, 1997, S. 38–40). 

Eine ständige Bewertung – 
nach Forschung und Lehre

Größere Entscheidungsfreiräume bei der
Gestaltung der Hochschulausbildung gehen
einher mit einer stärkeren Verpflichtung
zur Rechenschaftslegung über die erbrach-
ten Leistungen. Der Wechsel von einer
Input- zu einer Outputorientierung muß
durch die permanente Berichterstattung
über die Leistungen in Forschung und Lehre
dokumentiert werden. In Zukunft nachhal-
tiger eingefordert wird der Nachweis per-
manenter Qualitätssicherung aber auch
durch den zunehmenden Wettbewerb der
Hochschulen um Personal und Mittel. Die
Entwicklung wissenschaftsadäquater Eva-
luationsverfahren ist daher ein Muß. Folge-
richtig wird in die HRG-Novelle ein zusätzli-
cher Paragraph eingefügt, der die flächen-
deckende Evaluierung aller Hochschulen
festschreibt: „Die Arbeit der Hochschulen in
Forschung und Lehre soll regelmäßig be-
wertet werden. Die Studierenden sind bei
der Bewertung der Qualität der Lehre
zu beteiligen. Die Ergebnisse der Bewertun-
gen sollen veröffentlicht werden“ (HRG §
6).

„Die Mehrheit der 
Professoren hat kein 
Interesse am Urteil

der Studenten.“
Professor Dr. Hans-Dieter Daniel, ehem. Leiter eines
Evaluationsprojektes an der Universität Mannheim,

(zitiert nach el Hage, 1996, S. 140)

Innerhalb der Forschung haben sich in den
letzten Jahrzehnten aufgrund des zuneh-
menden Wettbewerbes um Drittmittel
Verfahren der Qualitätsprüfung von For-
schungsleistungen herausgebildet. Eines
der mittlerweile auf breiter Basis aner-
kannten Gütekriterien ist beispielsweise
der Umfang der von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft bewilligten Dritt-
mittel. In der Lehre stehen Verfahren zur
Beurteilung der Lehrqualität erst am An-
fang (Konegen-Grenier, 1989, S. 60). Nicht
einmal der rechtliche Handlungsrahmen
ist bislang hinreichend geklärt.
Mehrere Verwaltungsgerichte mußten
sich in der Vergangenheit mit der Frage
auseinandersetzen, ob eine Bewertung
von Lehrveranstaltungen mit der grundge-
setzlich garantierten Wissenschaftsfreiheit
vereinbar sein. Ein zweiter Einwand bezog
sich auf eine datenschutzrechtlich nicht
zulässige Veröffentlichung der Bewer-
tungsergebnisse (el Hage, 1996, S. 4 f.). Ob-
gleich die Entscheidungen der einzelnen
Verwaltungsgerichte unterschiedlich aus-
fielen, dürfte den Gegnern durch den aus-
drücklich im neuen Hochschulrahmenge-
setz formulierten Auftrag der Wind aus
den Segeln genommen worden sein. 
Durch die Vorgabe, auch Studierende an
der Evaluation zu beteiligen, setzt sich Ge-
setzgeber auch über das dritte Argument
der Evaluationsgegner hinweg, die Studie-

renden seien zu objektiven Urteilen nicht in
der Lage: Entgegen aller Skepsis hat sich die
studentische Beurteilung nach einer Analy-
se der Konstanzer Arbeitsgruppe Hoch-
schulforschung als Verfahren mit hoher Va-
lidität erwiesen (el Hage, 1996, S. 82).

Wie soll die Lehre bewertet  werden?

Methodisch stehen bislang drei Verfahren
im Vordergrund: Die Beurteilung der Aus-
bildung durch die Studenten, die Erstel-
lung von Lehrberichten sowie die Über-
prüfung des Lehrangebotes durch Fach-
kollegen (peer-review).
Da organisatorisch mit dem geringsten
Aufwand verbunden, dürften Befrag
ungen der Studierenden zur Qualität der
Lehrveranstaltungen die am häufigsten
angewandte Methode darstellen. Mitt-
lerweile wird die Entwicklung von Be-
fragungsinstrumentarien durch verschie-
dene sozialwissenschaftliche Lehrstühle
sowie unter anderem durch das Interdis-
ziplinäre Zentrum für Hochschuldidaktik
an der Universität Bielefeld betreut (el
Hage, 1996, S. 120 f.).
Lehrberichte als Dokumentation und Be-
wertung der Aktivitäten eines Fachberei-
ches sind in drei Ausprägungen anzutref-
fen: Als staatlich initiierte und gesetzlich
vorgeschriebene Leistungsberichte wer-

den sie in fünf Bundesländern (Baden-
Württemberg, Hessen, Schleswig-Hol-
stein, Saarland, Sachsen-Anhalt) von den
Hochschulen in den Ministerien abgelie-
fert. AIs hochschulinterne Lehrberichte
dokumentieren sie Evaluationsaktivitä-
ten, die die Hochschulen aus eigener Ini-
tiative ins Leben gerufen haben. Schließ-
lich finden sich Lehrberichte als Bestand-
teil komplexerer Evaluationsaktivitäten
wie beispielsweise im Rahmen der peer-
review (Barz, 1997, S. 38). 
In Orientierung am niederländischen Eva-
luationsmodell empfiehlt der Wissen-
schaftsrat das dreistufige Verfahren der
peer-review. Anhand eines Leitfadens
nehmen die Fachbereiche in einer ersten
Evaluationsstufe eine Bestandsaufnahme
der eigenen Lehrleistungen vor. Die Er-
gebnisse dieser ersten Selbsteinschätzung
werden einer externen Expertenkommis-
sion zugeleitet, der Vertreter des Faches,
aber auch Repräsentanten des Beschäfti-
gungssystems angehören. Diese Kommis-
sion begutachtet in einem dritten Schritt
vor Ort den zu evaluierenden Fachbe-
reich. Dazu werden Gespräche mit Leh-
renden und Studierenden des Fachberei-
ches geführt. Abschließend diskutiert die
Kommission ihre Eindrücke und Wertun-
gen mit den Vertretern des Fachbereiches
(Wissenschaftsrat, 1996, S. 4 f.). 
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Neben der institutionellen Verankerung
in der einzelnen Hochschule werden Eva-
luationen auch regional und überregional
von externen Einrichtungen durchge-
führt. So hat beispielsweise die HIS
Hochschul-lnformations-System GmbH in
mehreren Bundesländern an ausgewähl-
ten Hochschulen Geschäftsstellenfunktion 
für die Durchführung von peer-review-
Evaluationsverfahren übernommen. Zu
einem Verbund norddeutscher Hochschu-
len zur Evaluation von Studium und Lehre
haben sich 1994 die Universitäten Bre-
men, Hamburg, Kiel, Oldenburg und Ro-
stock zusammengeschlossen, um ebenfalls
die Methode der peer-review zu erpro-
ben. Eine Zentrale Evaluationsagentur auf
Landesebene (ZEvA) hat das Land Nieder-
sachsen 1995 eingerichtet. Selbstevaluati-
on, Begutachtung durch peers und Umset-
zung (follow-up) sind die Elemente des
niedersächsischen Verfahrens. Weitere Be-
ratungs- und Unterstützungsaktivitäten
leisten das Interdisziplinäre Zentrum für
Hochschuldidaktik an der Universität Bie-
lefeld (IZHD) sowie das CHE Centrum für
Hochschulentwicklung, das von der Ber-
telsmann-Stiftung und der Hochschulrek-
torenkonferenz getragen wird.
Die Kosten der Evaluation variieren
je nach Methode und Umfang. Für 
die Durchführung eines peer-review-
Verfahrens veranschlagt der Nordver-
bund 100 000 bis 150 000 DM pro Jahr
und Fach (Barz, 1997, S. 56). Insgesamt
wurden von den Ländern bislang rund
5,5 Mio. DM für Evaluationsprojekte aus-
gegeben (berechnet nach el Hage, 1996,
S. 17 f.).
Als ein wesentliches Ergebnis vor allem
der peer-review-Verfahren kann eine Ver-
besserung der Kommunikation innerhalb
der Gruppe der Lehrenden, aber auch zwi-
schen Lehrenden und Studierenden gese-
hen werden (Lüthje, 1997, S. 9). Gute Er-
fahrungen mit der peer-review vor allem
hinsichtlich der Entrümpelung überfrach-
teter Studiengänge konnte die Zentrale
Evaluationsagentur des Landes Nieder-
sachsen (ZEvA) feststellen (Ellermann,
1997, S. 36). Insgesamt gesehen gibt es al-
lerdings noch wenig Erkenntnisse über die
Wirkungen der Evaluationsaktivitäten. So
kommt eine Bestandsaufnahme des Cen-
trums für Hochschulentwicklung und der
Hochschul-lnformations-System GmbH zu
dem Fazit: „Der große weiße Fleck ist der-
zeit noch die Beantwortung der Frage,
welchen Nutzen die Evaluation und die
Lehrberichtertstattung tatsächlich haben“
(Barz, 1997, S. 56).

Probleme, die mit der Evalution 
verbunden sind

Im Gegensatz dazu werden die Probleme
der Evaluation bereits ausführlich disku-
tiert. Insgesamt lassen sich die folgenden
Problemfelder identifizieren:
Mangelnde Zieldefinition: Vorbedingung
für die Konzeption eines Qualitätsent-
wicklungsverfahrens ist die Formulierung
des zu erreichenden Zieles. Nur auf dieser
Basis können Beurteilungskriterien festge-
legt werden. Damit ist ein vielverbreitetes
Defizit der Hochschulausbildung ange-
sprochen. Insbesondere an den Universitä-

ten ist durch die Diversifikation und Spe-
zialisierung der Lehrangebote und die
großen Entscheidungsfreiräume der Leh-
renden bei gleichzeitiger geringer institu-
tioneller Anbindung und Kontrolle oft
keine übergeordnete Zielsetzung der an-
gebotenen Studiengänge auszumachen.

Unklarer Verwendungszweck: Bei der
Frage, welche Inhalte der Lehre evaluiert
werden sollen und welche Daten zu die-
sem Zweck zu erheben sind, erweist sich
das Grobziel „Verbesserung der Lehrqua-
lität“ als zu abstrakt. Datenauswahl, Er-
hebungsverfahren und vor allem die Prä-
sentation der Ergebnisse müssen bei-
spielsweise zum Zwecke der Rechen-
schaftslegung gegenüber externen Insti-
tutionen anders angelegt werden als bei
einer Zusammenstellung vergleichender
Informationen für interessierte Studi-
enanfänger. Die fehlende Klarheit über
den Verwendungszweck verhindert eine
präzise Definition der Untersuchungsfel-
der und verleitet so zu rein deskriptiven
Lageberichten. Als besonders problema-
tisch erweist sich die mangelnde Klarstel-
lung des Verwendungszweckes bei den
staatlich eingeforderten Lehrberichten.
Aus Sorge um eventuelle Sanktionen ten-
dieren die Verfasser nach der Einschät-
zung der norddeutschen Evaluationsa-
gentur ZEvA zu einer eher beschönigen-
den Darstellung der Verhältnisse (Eller-
mann, 1997, S. 36).

Ausschluß der Öffentlichkeit: Ein gravie-
rendes Problem ist auf dem Hintergrund
des legitimen Interesses der Öffentlichkeit
an den Leistungen der Hochschulen die
bislang äußerst zurückhaltende Veröf-
fentlichungspraxis. In der Bestandsauf-
nahme von CHE und HIS ist nachzulesen:
„Fast alle bisher erarbeiteten Berichte der
Fächer zur Selbstevaluation insbesondere
nach dem Modell der internen und exter-
nen Evaluation dienen vorrangig der in-
ternen selbstkritischen Auseinanderset-
zung mit Studium und Lehre. Konsequen-
terweise werden diese Berichte in der
Regel nur fachintern veröffentlicht“.
Selbst die von den Ministerien eingefor-
derten Berichte sind nur in wenigen Bun-
desländern öffentlich zugänglich, selbst
wenn das zuständige Ministerium wie in
Nordrhein-Westfalen den Hochschulen
die Veröffentlichung freistellt. (Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein, Sachsen-
Anhalt) (Barz, 1997, S. 54; el Hage, 1996, 
S. 146).

Fehlende Vergleichbarkeit: Ein Folgepro-
blem der eingeschränkten Öffentlichkeit
ist die fehlende Vergleichbarkeit. Mit Aus-
nahme der Evaluationsverbünde Nordver-
bund und ZEvA gibt es zwischen den
Hochschulen kaum Abstimmungen über
die Zusammenstellung der Datengrundla-
ge und das methodische Vorgehen. Die
daraus folgenden Abweichungen in der
Gewinnung und Aufbereitung der Ergeb-
nisse lassen Vergleiche nur sehr einge-
schränkt zu. Fachvertreter, die entschlos-
sen sind, ihre Ergebnisse entgegen dem
allgemeinen Trend nicht unter Verschluß
zu halten, stoßen auf methodische Barrie-
ren, die einen aufschlußreichen Vergleich

mit den Erfolgen und Problemen anderer
Fachbereiche in hohem Maße erschweren
(Barz, 1997, S. 54). 

Relative Folgenlosigkeit: Dringender
Handlungsbedarf besteht hinsichtlich der
Umsetzung der Evaluationsergebnisse.
Bislang sind die unterschiedlichen Projek-
te in der Regel folgenlos geblieben. Exem-
plarisch heißt es dazu in einem Berliner
Evaluationsbericht: „Das großangelegte
Evaluationsprojekt an der TU droht nach
zwei Jahren fleißigen Auftürmens von
ebenfalls anonymisierten Datenbergen im
Sande zu verlaufen, weil sich unter den
Verantwortlichen niemand mehr findet
der über notwendige Schlußfolgerungen
aus den Befragungsergebnissen sprechen
möchte“ (zitiert nach el hage, 1997,
S. 140). Erste Ansätze eines follow-up fin-
den sich bei den hochschulübergreifen-
den Evaluationsagenturen Nordverbund
und ZEvA. Beide vereinbaren mit den eva-
luierten Fachbereichen Maßnahmenkata-
loge, deren Umsetzung nach einem fest-
gelegten Zeitabstand überprüft werden
sollen (Barz, 1997, S. 54). 

Fehlen externer und interner Steuerungs-
mechanismen: Die relative Folgenlosigkeit
der bisherigen Evaluationsaktivitäten ist
nicht zuletzt auf die fehlenden Steue-
rungsmechanismen in der Hochschullehre
zurückzuführen. Sowohl die externe lei-
stungsbezogene Mittelzuweisung durch
die Ministerien als auch die hochschulin-
terne Budgetierung nach Lehr- und For-
schungsergebnissen befinden sich erst in
den Anfängen. Gleichzeitig fehlen noch
weitgehend interne Entscheidungsstruk-
turen, um auch unangenehme Vertei-
lungsergebnisse durchsetzen zu können.
Darüber hinaus fehlt bislang die rechtliche
Grundlage, um eine leistungsbezogene
Budgetierung auch in der individuellen
Vergütung spürbar werden zu lassen.
Nicht zuletzt kommt auch das Interesse
der Nachfrager nach Ausbildungsleistun-
gen in einem deutschen Hochschulsystem
ohne Studiengebühren nicht zum Tragen.
Übereinstimmend wird in der bildungs-
ökonomischen Fachliteratur von der Ein-
führung von Studiengebühren ein we-
sentlicher Impuls zur kontinuierlichen Ver-
besserung der Lehre im  Interesse der Stu-
dierenden erwartet. Dazu zählt neben der
Organisationsverbesserung und der damit
verbundenen Straffung und Kürzung des
Studiums auch eine stärkere Berücksichti-
gung der Signale des Arbeitsmarktes
(KonegenGrenier/Werner, 1996, S. 12). Es
kann in diesem Zusammenhang nicht ver-
wundern, daß die beruflichen Erfahrun-
gen der Absolventen und die Erwartun-
gen der Beschäftigter in der gegenwärti-
gen Evaluationsdebatte kaum Berücksich-
tigung gefunden haben. 
Diese prekären Rahmenbedingungen
führen in der Frage nach wirkungsvollen
Evaluationsverfahren oft zu einem hand-
lungslähmenden Circulus vitiosus: Lei-
stungsbezogene Mittelvergabe wird mit
dem Hinweis auf die methodische Unvoll-
kommenheit der Indikatoren abgelehnt.
Eine methodische Weiterentwicklung –
vor allem im Vergleich mit der Praxis an-
derer Hochschulen – findet kaum statt, da
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keine Anreize dazu bestehen. Gerade
aber Verfahren der leistungsbezogenen
Mittelvergabe, die sich auch auf die per-
sönlichen Bezüge auswirken, haben sich
nach den Erfahrungen des Rektors der
Universität Frankfurt an der Oder, Hans
Weiler, als wirkungsvolle Steuerungsme-
chanismen erwiesen: „Dabei lassen ameri-
kanische Erfahrungen keinen Zweifel
daran zu, daß es sich hier um ein ausneh-
mend wirksames Mittel hochschulischer
Steuerung handelt (was vermutlich auch
den Widerstand dagegen erklärt…), und
zwar sowohl im Hinblick auf Bereiche  und
Untergliederungen einer Hochschule als
auch im Falle einzelner Hochschulan-
gehöriger“ (Weiler, 1995, S. 247). 

Die wirkliche Arbeit liegt 
jetzt bei den Ländern

Der allgemeine Applaus für die von Bun-
desbildungsminister Rüttgers organisierte
Novelle des Hochschulrahmengesetzes
muß kritisch gesehen werden. Die Fülle
der Reformdetails kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß Neuregelungen bei
wesentlichen Steuerungselementen wie
Finanz- und Personalhoheit noch offen
sind. Die Novellierungsarbeit von Rüttgers
besteht in diesen Bereichen im wesentli-
chen aus Streichung von Paragraphen. Die
wirkliche Arbeit liegt jetzt bei den Län-
dern.
Hinsichtlich der Finanzautonomie ist die
HRG-Novelle nicht aussagekräftig. Sie ent-
hält nur die vage Vorschrift einer lei-
stungsbezogenen Mittelvergabe. Wesent-
liche Voraussetzung für eine Überwin-
dung der gegenwärtigen Angebots-
subventionierung ist die volle finanz-
wirtschaftliche Entscheidungshoheit der
Hochschulen. Der aktuelle Sprachge-
brauch „Globalhaushalt“ ist in diesem
Punkt irreführend: Der Anteil der gegen-
seitig deckungsfähigen Mittel liegt unter
20 %. Der Anteil der ins nächste Haus-
haltsjahr übertragbaren Mittel ist noch
kleiner. Langfristige Rücklagen dürfen 1%
des Hochschuletats nicht übersteigen, den
Rest kassiert der Landesfinanzminister.
Einnahmen können nur für den gleichen
Ausgabetitel verwendet werden, anson-
sten unterliegen sie dem Zugriff des Fi-
nanzministers, was bei Studiengebühren
ein großes Problem darstellt Der Anteil
der Mittel, die bislang vom Land leistungs-
bezogen vergeben werden, liegt bei
durchschnittlich 5 % des Landesgesamt-
etats.
Sollte sich der Gang der Reformen in die-
sem Tempo fortsetzen so sind wir bald das
Land mit der rückständigsten Hochschul-
finanzverfassung Europas. Ein besonderer
Mangel aus wettbewerbspolitischer Sicht
ist die Tatsache, daß die HRG-Novelle mit
Rücksicht auf den politischen Länderkon-
sens das Thema Studiengebühren bewußt
ausspart.
Besonders zurückgeblieben ist auch die
Reform der hochschulinternen Entschei-
dungsstrukturen, die der renommierte
Hochschulrechtler Werner Thieme als
„chaotisch und unübersichtlich“ bezeich-
net. Die HRG-Novelle enthält sich leider
einer Neuordnung, indem sie sich auf die
schlichte Streichung der Paragraphen be-

schränkt. Damit überläßt sie den Ländern
mindestens drei schwierige Aufgaben: Er-
stens müssen die Entscheidungskompe-
tenzen zwischen den Kollegialorganen
Senat und Fachbereichsräten auf der
einen Seite und den Leitungsorganen
Hochschulleitung und Fachbereichsleitun-
gen auf der anderen Seite neu aufgeteilt
werden. Bislang sind – überspitzt gesagt –
alle für alles zuständig. Zweitens muß eine
vertikale Entscheidungsschiene zwischen
Rektorat und den einzelnen Fachbereichs-
leitungen geschaffen werden, die im Ge-
gensatz zu den meisten europäischen
Hochschulsystemen in der konsensorien-
tierten deutschen Hochschulorganisation
fehlt. Drittens – und dies ist der schwierig-
ste Punkt – muß eine Weisungsbefugnis
der Hochschulspitze gegenüber den Hoch-
schulmitgliedern durchgesetzt werden.
Ein solches Vorhaben stößt sich momen-
tan an der auf das Individuum bezogenen,
grundrechtlich garantierten Wissen-
schaftsfreiheit und an dem ebenfalls ver-
fassungsrechtlich abgesicherten gruppen-
paritätischen Partizipationsrecht.
Als Verdienst der HRG-Novelle ist zu
sehen, daß eine regelmäßige Bewertung
der Arbeit der Hochschulen in Forschung
und Lehre stattfinden soll. Damit wird die
lähmende Diskussion, ob Evaluation
überhaupt verfassungskonform ist, – hof-
fentlich – beendet. Bereits jetzt werden
an den Hochschulen im wesentlichen drei
Arten von Evaluationsverfahren durchge-
führt. Befragung der Studierenden, Be-
schreibung der Ausbildungsleistungen in
Lehrberichten, Evaluierung der Lehr- und
Forschungsleistungen durch Experten-
kommissionen. Als gemeinsames Element
dieser drei Methoden ist ihre relative Fol-
genlosigkeit zu kritisieren. Daß Evaluatio-
nen bislang keine nennenswerten orga-
nisatorischen und personalpolitischen
Rückwirkungen haben, hängt mit den
Steuerungsdefiziten in der Finanzverfas-
sung und im Hochschulmanagement zu-
sammen. Bislang zu wenig berücksichtigt
sind die Arbeitsmarktchancen und die be-
rufliche Leistungsfähigkeit der Absolven-
ten. Im Vergleich zu den angelsächsischen
Systemen besteht hier ein großer Nach-
holbedarf.
Sichtbar wird in der Analyse der bisheri-
gen Reformprozesse die Interdependenz
der Handlungsfelder. Finanzautonomie ist
ohne eine Organisationsreform nicht zu
realisieren. Gleichzeitig fordert die effizi-
ente und effektive Verwendung der Mit-
tel eine permanente Qualitätskontrolle
durch Evaluation. Diese Interdependenz
erschwert Veränderungen, da eine hoch-
schulpolitische Willensbildung auf ver-
schiedenen Handlungsfeldern gleichzeitig
erforderlich wird. Ein wesentlicher Hemm-
schuh ist dabei das verwaltungsgerichtlich
oft strapazierte, allzu individualistisch ge-
prägte Verständnis von Wissenschaftsfrei-
heit, das zukünftig einer stärker institutio-
nell verstandenen Wissenschaftsfreiheit
weichen sollte.
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Ein Plädoyer für mehr Wettbewerb

Hochschulreform in Blick auf die USA?
Was wir hochschulpolitisch von den USA lernen können – und was nicht

Von Margot Körber-Weik
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Prof. Dr. Margot Körber-Weik lehrt Volks-
wirtschaftslehre an der Fachhochschule
Nürtingen, die vor kurzem den ersten und
bislang einzigen Studiengang Volkswirt-
schaftslehre an einer Fachhochschule ein-
gerichtet hat. Der vorliegende Bericht ba-
siert auf Informationen und Eindrücken,
die im Wintersemester 1994/95 während
eines Fortbildungssemesters in Washing-
ton, D.C. gesammelt werden konnten.1

Hochschulpolitik in Deutschland wird
nicht zuletzt in Hinblick auf die USA dis-
kutiert, weil das dortige Hochschulsystem
vielfach als leistungsfähiger angesehen
wird. Das wird vor allem dem Wettbe-
werb zugeschrieben, der dort innerhalb
der und zwischen den Hochschulen prak-
tiziert wird.
Wettbewerb hat sich volkswirtschaftlich
gesehen bewährt, weil er die Produkt-
mengen an den Bedarf anpaßt, zu Ko-
stensenkungen führt, die Qualität er-
höhen kann und Innovationen fördert.
Trifft das auch auf die Bildungseinrichtun-
gen zu, insbesondere auf das Hochschul-
system und seine Leistungsfähigkeit? Ist
das volkswirtschaftliche Gut Bildung ein
Gut wie alle anderen oder gelten hier an-
dere Regeln? Am Beispiel der USA wird
überprüft, wo der Wettbewerb unter
welchen Voraussetzungen welche Lei-
stungsverbesserungen ermöglicht und
wo nicht. Damit wird zugleich ein Ver-
gleich der Hochschulsysteme beider Län-
der – USA und Deutschland – geleistet.

Red.

Stichworte der gegenwärtigen 
Reformdiskussion

Die Reform der deutschen Hochschulen ist
in den letzten Jahren – wieder einmal –
ein wichtiges Thema in der politischen
und öffentlichen Diskussion geworden.
Dahinter stehen die Sorge um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland und die Er-
kenntnis, daß Bildung ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor ist. Die hiesige Reformdis-
kussion orientiert sich stark am amerikani-
schen Modell. Es gilt als vorbildlich, und
zwar vor allem aufgrund des dort herr-
schenden Wettbewerbs zwischen den
Hochschulen und innerhalb der Hochschu-
len.2

Von einer Stärkung wettbewerblicher Or-
ganisationsformen im deutschen Hoch-
schulsystem erwartet man mehr Qualität
und Wirtschaftlichkeit. Zusätzlich soll 
eine Internationalisierung der Studienab-
schlüsse und des Studienangebots die 
Position der deutschen Hochschulen im 
internationalen Wettbewerb verbessern.
Daß die Weichen für eine Abkehr von den

deutschen Traditionen von der Politik be-
reits gestellt sind, belegen die Novellie-
rungen des Hochschulrahmengesetzes
und von Hochschulgesetzen der Länder.
Für die aktuellen Trends stehen bekannte
Schlagworte wie Deregulierung und
höhere Autonomie der Hochschulen,
Straffung der Leitungsstrukturen, Globali-
sierung und Flexibilisierung der Hoch-
schulhaushalte, leistungsorientierte Mit-
tel- und Stellenverteilung innerhalb und
zwischen den Hochschulen, Evaluation,
Bildungsgutscheine und Studienge-
bühren, Auswahl von Studierenden durch
die Hochschulen, Einführung von Bache-
lor- und Master-Abschlüssen (BLK 1997).
Anlaß genug also, das amerikanische
Hochschulsystem genauer zu betrachten
und darüber nachzudenken, inwieweit
sich zentrale Strukturmerkmale und
Steuerungsmechanismen auf Deutschland
übertragen lassen und welche Folgen sich
daraus ergeben könnten. Leitidee der fol-
genden Ausführungen ist die Frage nach
der Bedeutung des Wettbewerbs im
Hochschulsystem. Dabei wird in fünf
Schritten vorgegangen:
– Erläuterungen zum Wettbewerb im all-
gemeinen und speziell im Hochschul-
system
– vergleichende Diskussion der Ergebnisse
beider Hochschulsysteme
– Funktionieren des Wettbewerbs im ame-
rikanischen Hochschulsystem
– Aspekte des internationalen Wettbe-
werbs im Hochschulsystem
– Überlegungen zu Konsequenzen für die
Hochschulreform in Deutschland.

Mehr Qualität und Wirtschaftlichkeit
durch mehr Wettbewerb

Im Wirtschaftsleben hat sich der Wettbe-
werb als spezielle Organisationsform des
gesellschaftlichen Zusammenlebens viel-
fach bewährt. Eine Fülle wirtschaftstheo-
retischer Erkenntnisse und empirischer Er-
fahrungen sowie der Zusammenbruch der
Zentralverwaltungswirtschaften sowjeti-
schen Typs belegen, daß Wettbewerb eine
gute und steigende Versorgung mit Gü-
tern ermöglicht – hinsichtlich Menge, Preis
und Qualität (einschließlich Innovation).
Die positiven Wirkungen kommen durch
eine raffinierte Rückkoppelung zustande,
die eine automatische Selbststeuerung be-
wirkt und zugleich ein Höchstmaß an indi-
vidueller Entscheidungsfreiheit gewährlei-
stet: Alle dürfen ihre Eigeninteressen ver-
folgen, solange sie mit anderen nur über
freiwilligen und entgeltlichen Austausch
auf Märkten in Beziehung treten. Dadurch
kontrollieren sich die Eigeninteressen ge-
genseitig, denn freiwilliger Austausch
kommt nur zustande, wenn er für alle Be-

teiligten vorteilhaft ist. Geht man davon
aus, daß alle das Beste aus ihren Möglich-
keiten machen und frei zwischen mehre-
ren Alternativen wählen können, gelan-
gen bei einem freiwilligen Tausch auf
Märkten nur die Leistungsfähigsten zum
Zug. Dadurch entsteht ein Anreiz zu bes-
seren Leistungen – primär in Form von Ko-
sten- und Preissenkungen (Preispolitik)
oder Qualitätssteigerungen (Produktpoli-
tik), auch über neue Produkte, Produk-
tionsverfahren und Organisationsformen
(Innovation). In der Folge nehmen die Dif-
ferenzierung und Vielfalt des Angebots
zu, und den Bedürfnissen der Nachfrager
wird immer besser entsprochen. Das An-
gebot wird zugleich aber immer unüber-
sichtlicher. Für eine Erhöhung der Transpa-
renz sorgen Informationen über die Pro-
dukte (auch in Form von Werbung). Solche
kommunikativen Leistungen erzwingt der
Wettbewerb ebenfalls. Alle genannten
Handlungsstrategien sind Teil der Marke-
tingpolitik. Durch Einsatz einer oder meh-
rerer Strategien kann jeder Anbieter ver-
suchen, seine Position im Wettbewerb zu
verbessern. Je nach Strategie ergeben sich
gegenläufige Marktwirkungen.3 Setzt die
Mehrzahl der Anbieter auf die Preispolitik,
dann verbessert sich uno actu die mengen-
mäßige Versorgung der Verbraucher –
möglicherweise aber bei sinkender Qua-
lität. Dominiert die Produktpolitik, erhöht
sich die Qualität – möglicherweise aber bei
unveränderten Preisen und Mengen. Steht
die Kommunikationspolitik im Vorder-
grund, steigt die Transparenz – möglicher-
weise aber bei konstanten Preisen, Men-
gen und Qualitäten.

Der Wettbewerb muß gesellschaftlich
organisiert und geschützt werden

Der Wettbewerb belohnt also die Tüchti-
gen – und bestraft zugleich diejenigen,
die unwillig oder unfähig sind, die erfor-
derlichen Leistungen bei Output oder
Kommunikation zu erbringen. Er wirkt
wie Zuckerbrot und Peitsche – nach dem
Prinzip der „schöpferischen Zerstörung“
(Schumpeter). Die negativen Folgen für
die weniger Tüchtigen erzeugen freilich
Anreize, den Wettbewerb zu beschränken
– durch wirtschaftliche oder politische
Macht. Deshalb muß wirtschaftlicher
Wettbewerb gesellschaftlich organisiert
und geschützt werden. Dazu dienen zum
einen staatliche Institutionen wie Schaf-
fung und Schutz von Eigentumsrechten,
gesetzliche Mindeststandards und Wett-
bewerbspolitik. Ähnliche Funktionen er-
füllen zum andern private Institutionen
wie traditionelle Standards, freiwillige
Normen, Selbstkontrolle und Wettbe-
werbsgesinnung. Die Institutionen stek-
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ken zugleich die Grenzen des Wettbe-
werbs ab. Im Bereich der Wirtschaft geht
es dabei vor allem um den Schutz der we-
niger Leistungsfähigen durch Förderung
der Chancengleichheit und Umverteilung
sowie um die Minderung externer Effekte
durch Haftungsregeln, Auflagen oder fi-
nanzielle Anreize.4

Eine Mischung zwischen Wettbewerb und
Wettbewerbsbegrenzung prägt alle be-
stehenden Wirtschaftsordnungen; sie
kommt in Bezeichnungen wie „soziale
Marktwirtschaft“ oder „soziale und öko-
logische Marktwirtschaft“ anschaulich
zum Ausdruck. In den meisten Marktwirt-
schaften herrscht zugleich repräsentative
Demokratie. Dann gibt es auch im politi-
schen System Wettbewerb, und zwar
letztlich um Wahlstimmen. Im politischen
Wettbewerb spielt Umverteilung eine
große Rolle, was Begrenzungen des wirt-
schaftlichen Wettbewerbs Vorschub lei-
stet – und zwar zugunsten gut organisier-
ter Interessengruppen mit hoher wirt-
schaftlicher, politischer oder gesellschaft-
licher Macht. Solche Macht kann durch
einen funktionierenden Leistungswettbe-
werb in der Wirtschaft begrenzt werden.
Wettbewerb hat insgesamt also positive
Wirkungen, wenn er funktioniert. Daß er
funktioniert, ist durch geeignete Institu-
tionen zu sichern. Die Ausgestaltung der
Institutionen bestimmt überdies, wie
Wettbewerb funktioniert – ob er die Be-
teiligten also eher zu Preissenkungen oder
zu Qualitätssteigerungen oder zu intensi-
ver Kommunikation veranlaßt und welche
Wettbewerbsbegrenzungen als zulässig
oder notwendig gelten.

Bildung ist ein sehr spezielles Gut

Die bisherigen Aussagen über den Wett-
bewerb gelten grundsätzlich auch für den
Bildungsmarkt – und damit für das Hoch-
schulsystem. Denn auch Bildung und Aus-
bildung sind ein Gut, das produziert wer-
den muß. Wenn Hochschulen im Wettbe-
werb produzieren, werden sie versuchen,
ihre Wettbewerbsposition durch Marke-
tingpolitik zu verbessern – also über Preis-
senkungen, Qualitätssteigerungen oder
Kommunikation.
Bildung ist allerdings ein sehr spezielles
Gut. Zum einen hat sie hohe gesellschaftli-
che Bedeutung, weil sie neben der wirt-
schaftlichen Entwicklung auch die persön-
liche Autonomie und das gesellschaftliche
Zusammenleben fördert (externe Effek-
te). Zum andern wird der wirtschaftliche
Umgang mit Bildung durch einige Eigen-
heiten des Produkts erschwert. So sind die
Eigentumsrechte bei geistigen Leistungen
aus organisatorischen Gründen besonders
schwer zu schützen. Wegen der externen
Effekte will man das oft nicht einmal. Ent-
sprechend werden weltweit Forschungs-
ergebnisse publiziert, Bildungseinrichtun-
gen und Studierende staatlich subventio-
niert. Außerdem ist die Transparenz auf
dem Bildungsmarkt besonders niedrig,
weil die Nachfrager zwangsläufig weni-
ger wissen als die Anbieter (asymmetri-
sche Information). Dies gilt verstärkt für
Angehörige bildungsferner Gesellschafts-
schichten und wirft zusätzlich die Frage
nach der Chancengerechtigkeit auf. Die

damit angedeuteten Probleme und deren
Konsequenzen für die Hochschulpolitik
sind derzeit erst ansatzweise erforscht. Es
ist also teilweise noch offen, inwieweit die
Bedingungen für einen funktionierenden
Wettbewerb auch bei Lehre und For-
schung gegeben sind oder geschaffen
werden können. Schon deshalb müssen
manche der folgenden Aussagen zum
Wettbewerb im Hochschulsystem spekula-
tiv und subjektiv bleiben.
Hinzu kommt eine Reihe praktischer und
methodischer Probleme beim Länderver-
gleich. Denn das amerikanische Hoch-
schulsystem unterscheidet sich vom deut-
schen grundlegend, sowohl hinsichtlich
des Stellenwerts im Bildungssystem als
auch hinsichtlich der Organisationsfor-
men. Deshalb lassen sich viele Begriffe
nicht übersetzen und müssen in der Ori-
ginalsprache verwendet werden. Außer-
dem lassen sich wichtige Vergleichs-
größen nur schwer messen, und statisti-
sche Daten haben nur in Ausnahmefällen
hinreichend ähnliche Aussagekraft. Vor
allem aber können Unterschiede zwischen
den USA und Deutschland nicht aus-
schließlich dem Wettbewerb zugerechnet
werden, weil in den USA ganz andere
Rahmenbedingungen gelten. Bereits die
Größe des Landes bedingt eine höhere
Vielfalt. Überdies sind Wettbewerbsgesin-
nung und Innovationsbereitschaft in den
USA generell höher, möglicherweise nicht
zuletzt aufgrund der geringeren sozialen
Absicherung. Schließlich sind die globalen
Standards auf dem Hochschulmarkt an-
gelsächsisch geprägt.

Ein Vergleich nach Menge, 
Preis und Qualität

Der höhere Wettbewerb im amerikani-
schen Hochschulsystem läßt erwarten, daß
die Versorgung mit dem Gut Hochschulbil-
dung in den USA besser ist als in Deutsch-
land. Diese Hypothese wird im folgenden
empirisch geprüft – anhand der Kriterien
Menge, Preis und Qualität. In Verbindung
damit werden zugleich die wichtigsten
Besonderheiten des amerikanischen Sy-
stems dargestellt.
Nur auf den ersten Blick lassen die wich-
tigsten Eckdaten Deutschland als hoch-
schulpolitisches Entwicklungsland erschei-
nen: In den USA gab es im Herbst 1992 ins-
gesamt 3573 Einrichtungen der Higher
Education, davon 2152 4-year institutions
mit knapp 8,8 Mio. Studierenden und
1421 2-year institutions mit knapp 6 Mio.
Studierenden (Digest 1994, S. 216). In
Deutschland dagegen waren es im Win-
tersemester 1992/93 nur 318 Hochschulen
mit 1,8 Mio. Studierenden.5

Die Unterschiede relativieren sich bereits,
wenn man bedenkt, daß die Bevölke-
rungszahl in den USA rund dreimal so
hoch ist wie in Deutschland. Doch zu einer
angemesseneren Interpretation gelangt
man erst, wenn man weitere Strukturun-
terschiede bedenkt.
Der wohl wichtigste Strukturunterschied
besteht darin, daß die amerikanischen
Hochschulen auch Lücken schließen, die
das Schul- und Ausbildungssystem läßt. In
den USA gibt es nur einen einheitlichen
Schulabschluß, das highschool-diploma; es

wird in der Regel nach 12 Schuljahren im
Alter von 18 Jahren erworben. Ein System
der dualen Ausbildung ist unbekannt.
Deshalb bleibt amerikanischen Schülerin-
nen und Schülern nach der highschool nur
die Wahl zwischen dem unmittelbaren
Übergang in den Beruf und einem Stu-
dium.

Das Mehr an Wettbewerb führt
hier nicht zu einem Mehr 
an akademischer Bildung

Die 2-year institutions zielen auf den
Beruf oder – häufiger – auf ein weiter-
führendes Studium an einer 4-year-institu-
tion. Die Ausbildungsinhalte im akademi-
schen Bereich sind den ersten zwei Jahren
an einer 4-year institution vergleichbar
und werden dementsprechend angerech-
net. Das Fächerspektrum ist hier, in der
Tradition der liberal arts, breit angelegt
und der Oberstufe an deutschen Gymna-
sien nicht unähnlich. Entsprechend kann
das 13. deutsche Schuljahr an amerikani-
schen Hochschulen ganz oder teilweise
angerechnet werden (Littmann 1992,
S. 26). Deshalb und weil es für die 2-year
institutions im deutschen System keine
Entsprechung gibt, beschränken sich alle
folgenden Aussagen auf die 4-year institu-
tions. Dazu zählen, entgegen dem Wort-
laut, nicht nur Hochschulen mit vierjähri-
gen Programmen für undergraduates,
sondern auch Hochschulen, die zusätzlich
oder ausschließlich Programme für gra-
duates anbieten. Dabei erlaubt die Be-
zeichnung college oder university keinen
Rückschluß auf die Art der Hochschule.
Beschränkt man den Vergleich auf die 4-
year institutions, reduziert sich der ameri-
kanische Vorsprung schon anhand der
Eckdaten deutlich. Führt man notwendige
Bereinigungen und Normierungen der
Daten durch, ebnet sich der Vorsprung
sogar ein. Nach Angaben der OECD (1995,
S. 125) machten 1992 in den USA die Stu-
dierenden 8,7 % der Bevölkerung zwi-
schen 5 und 29 Jahren aus, in Deutschland
8,9 %. Die Veränderung in der Rangfolge
kommt dadurch zustande, daß die jünge-
ren Altersklassen in den USA stärker be-
setzt sind als in Deutschland und daß es in
den USA viele Teilzeit-Studierende gibt
(die von der OECD in Vollzeit-Studierende
umgerechnet wurden).6

Berücksichtigt man zusätzlich noch die
Unterschiede in der Länge des Regelstu-
diums, stellt sich die mengenmäßige Ver-
sorgung in Deutschland sogar besser dar
als in den USA. Denn in den USA verlassen
die meisten Studierenden die Hochschule
nach dem ersten berufsqualifizierenden
Abschluß: dem Bachelor, in Form des so-
zial- und geisteswissenschaftlich ausge-
richteten B.A. (Bachelor of Arts) oder des
naturwissenschaftlich ausgerichteten B.S.
(Bachelor of Science). Dieser Abschluß und
die dazu führenden undergraduate pro-
grams werden von fast allen 4-year insti-
tutions angeboten. Die ersten zwei Jahre
des vierjährigen Studiums sind, wie schon
erwähnt, nach Art eines studium generale
angelegt. Gegen Ende des zweiten Stu-
dienjahres wird im allgemeinen ein
Hauptfach (major) und eventuell ein Ne-
benfach (minor) gewählt, wobei sehr indi-
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viduelle Kombinationen möglich sind. Die
meisten Studierenden treten nach dem
Bachelor in das Berufsleben ein. Nur 13 %
der Bachelors setzen unmittelbar ihr Stu-
dium als graduate fort (Littmann 1992,
S. 15), lediglich ein Teil kehrt nach einigen
Jahren der Berufstätigkeit an die Hoch-
schule zurück.
So befanden sich 1992 nur 2 Mio. der 8,8
Mio. Studierenden an 4-year institutions
in Studiengängen für graduates (Almanac
1994, S. 5). Solche beruflich oder wissen-
schaftlich orientierten Aufbaustudiengän-
ge werden von zwei Dritteln der 4-year in-
stitutions angeboten, wobei weniger als
die Hälfte Promotionsrecht hat (Digest
1994, S. 272). Die erreichbaren akademi-
schen Grade sind der Master (in Form des
M.A. oder M.S., ähnlich dem deutschen
Diplom oder Magister) oder der Ph.D.
(vergleichbar dem deutschen Doktor).
Spezifische Titel verleihen die professional
schools (praxisorientierte Hochschulen für
spezielle Berufsfelder wie Recht oder Me-
dizin). Anders als in Deutschland ist der
Master keine Voraussetzung für die Pro-
motion, sondern eine praxisorientierte
Alternative mit vielfältigen Spezialisie-
rungsmöglichkeiten. Beide Studiengänge
bauen auf dem Bachelor auf, dauern i.d.R.
zwei Jahre und bestehen an Hochschulen
mit Promotionsrecht großenteils sogar
aus den gleichen Veranstaltungen. Zur
Promotion muß anschließend allerdings
noch die Dissertation angefertigt werden,
was meist zwei bis vier Jahre dauert; beim
Masterstudium ist eine thesis nicht obliga-
torisch.7 Integrierte Studiengänge, in
denen zugleich Bachelor und Master ver-
liehen werden, dauern fünf Jahre.
Die gekennzeichneten Strukturunter-
schiede sind selbstverständlich auch zu
berücksichtigen, wenn Durchschnittsan-
gaben zur Länge der Studienzeiten oder
zum Alter der Absolventinnen und Absol-
venten verglichen werden: Kürzere Stu-
dienzeiten und niedrige Altersangaben
für die USA hängen nicht zuletzt damit
zusammen, daß die meisten Studierenden
nur einen niedriger einzustufenden aka-
demischen Abschluß ablegen.
Das Mehr an Wettbewerb in den USA
führt also nicht dazu, daß dort ein Mehr
an akademischer Bildung produziert wird.
Das bedeutet nicht zuletzt auch, daß land-
läufige Vorstellungen über Vorsprünge
der USA in der wirtschaftlichen Wettbe-
werbsfähigkeit zu revidieren sind.

Was kostet das Studium die 
Studierenden?

Bei der Frage nach dem Preis denken viele
Deutsche wohl sofort an die Studienge-
bühren in den USA, also an die Nachfra-
gerpreise. Deren Höhe wird in Deutsch-
land bei weitem überschätzt. Denn im all-
gemeinen werden hierzulande nur die
Zahlen für private Hochschulen genannt,
an denen lediglich ein Drittel der Studie-
renden eingeschrieben ist.8 An den priva-
ten Hochschulen können die reinen Stu-
diengebühren tatsächlich über $ 20 000
ausmachen; im Durchschnitt aller privaten
Hochschulen waren es im Studienjahr
1992/93 immerhin $ 10 294. Deutlich preis-
günstiger sind die öffentlichen Hochschu-

len. Hier beliefen sich die reinen Studien-
gebühren an 4-year institutions für resi-
dents (Angehörige des jeweiligen Bundes-
staates) nur auf $ 2349.9 Hinzu kamen, un-
abhängig vom Hochschultyp, Kosten für
Unterbringung und Verpflegung in Höhe
von $ 4000 bis 6000 je Studienjahr sowie
einige hundert Dollar für Lehrbücher.
Nicht zuletzt wohl wegen der hohen
Preisunterschiede sind relativ viele Studie-
rende zumindest während des undergra-
duate Studiums in wohnortnahen Hoch-
schulen eingeschrieben, reagieren also re-
lativ wenig auf die Ergebnisse landeswei-
ter Hochschul-rankings.
Ebenfalls wenig bekannt ist hierzulande,
daß die Last der Studiengebühren in den
USA durch Stipendien, zinsbegünstigte
Darlehen und Beschäftigung an den
Hochschulen gemindert werden kann. Es
gibt eine Vielzahl öffentlicher und – vor
allem – privater Stipendien aufgrund Lei-
stung oder Bedürftigkeit, gerade an den
teuren privaten Hochschulen. Hier mach-
ten die Stipendien 1991/92 rund 3 % der
Ausgaben aus, gegenüber 10 % bei den
staatlichen Hochschulen (Almanac 1994,
S. 37). Die Stipendien erreichten im Durch-
schnitt aber weniger als $ 2000. Vollsti-
pendien sind die Ausnahme und oft mit
Arbeitsauflagen versehen. (Für graduates
z.B. 10 bis 20 Stunden als teaching assi-
stent.) Allerdings bieten die Hochschulen
auch eine große Zahl von Beschäftigungs-
möglichkeiten in Lehre, Forschung und
Verwaltung.

Und was kostet das Studium 
überhaupt?

Ökonomisch besonders interessant ist die
Frage nach den Kosten der Hochschulbil-
dung, also nach den Angebotspreisen. Die
dafür verfügbaren Daten widersprechen
eklatant der Erwartung, daß mehr Wett-
bewerb mit niedrigeren Kosten einher-
geht. Nach Angaben der OECD (1995, 
S. 92) waren die Ausgaben der Hochschu-
len je Studienplatz10 in den USA 1992 dop-
pelt so hoch wie in Deutschland: $ 13 890
gegenüber $ 6550; sie machten damit 60,8
bzw. 32,2 % des durchschnittlichen Pro-
Kopf-Einkommens in beiden Ländern
aus.11 Der Unterschied scheint vor allem
mit dem breiten Angebot an Service-Lei-
stungen in den USA zusammenzuhängen,
das eine umfangreiche Verwaltung be-
dingt.12

Überraschenderweise waren 1992 zudem
in den USA die Kosten an den privaten
Hochschulen mit $ 20 300 fast doppelt so
hoch wie an den staatlichen mit $ 11 880
(OECD 1995, S. 92). In die gleiche Richtung
geht der Unterschied in der Entwicklung
(Digest 1994, S. 311 ff.): Seit Mitte der 60er
Jahre sind die Studiengebühren an priva-
ten Hochschulen schneller gestiegen als
an öffentlichen. Dabei lagen beide Steige-
rungsraten deutlich über dem Anstieg
beim Preisindex für die Lebenshaltung
(Abstract 1994, S. 488). Das bedeutet, daß
der Preiswettbewerb weniger wirksam
war als im Durchschnitt der Wirtschaft.
Dabei wurde der Anstieg der Studienge-
bühren ohnehin gedämpft, weil die staat-
lichen Zuschüsse an die Hochschulen in
den letzten Jahrzehnten stark angewach-

sen sind (American Universities and Colle-
ges 1992, S. 26 ff.).
Die genannten Preisunterschiede zwi-
schen Deutschland und den USA erklären
die oben erläuterte Mengendifferenz.
Darüber hinaus deuten sie darauf hin, daß
der Wettbewerb im amerikanischen Hoch-
schulsystem primär über Produkt- oder
Kommunikationspolitik erfolgt.

Ist die Qualität höher?

Die Qualität der Hochschulbildung läßt
sich nur schwer messen und vergleichen.
Denn letztlich geht es um die Frage, in-
wieweit das Angebot der Hochschulen
den individuellen Bedürfnissen der Studie-
renden und den gesellschaftlichen Be-
dürfnissen gerecht wird (Qualität i.e.S.)
und inwieweit es sich den sich wandeln-
den Bedürfnissen anpaßt (Innovation).
Dabei sind die Bedürfnisse vielfältig. So
läßt sich ein Studienangebot nicht nur
unter wissenschaftlichen Kriterien beur-
teilen, sondern auch unter wirtschaftli-
chen, politischen und kulturellen.
Im inneramerikanischen Vergleich ist die
Situation noch vergleichsweise einfach, da
man sich zumindest implizit über grundle-
gende Standards einig ist und diese in
transparenzerhöhender Weise anwendet
– über Mindeststandards und rankings.
Qualitative Mindeststandards begrenzen
den Wettbewerb nach unten, indem sie
Anbieter ohne hinreichende Wettbe-
werbsfähigkeit vom Markt ausschließen.
Für die Einhaltung solcher Mindeststan-
dards hat in den USA die Anerkennung
von Hochschulen durch den Staat nur un-
tergeordnete Bedeutung, zumal in man-
chen Einzelstaaten nur minimale Qua-
litätsauflagen zu erfüllen sind (Littmann
1992, S. 18). Wichtiger ist die freiwillige
Akkreditierung von Studiengängen und
Hochschulen bei Berufsverbänden sowie
bei Hochschulvereinigungen (American
Universities and Colleges 1992, XIII ff.). Da-
durch erlangen die Bedürfnisse der
Berufspraxis hohes Gewicht. Im Detail al-
lerdings divergieren die Standards, da sie
von den akkreditierenden Organisationen
selbst definiert werden und es eine Reihe
konkurrierender Organisationen gibt.
Zur Ermittlung von Rangfolgen in konkre-
ten Qualitätsvergleichen dienen die ran-
kings von Hochschulen und Studiengän-
gen, die in den USA von verschiedenen
Organisationen durchgeführt werden. Die
Ergebnisse von rankings werden in der Öf-
fentlichkeit viel beachtet, obwohl sie nicht
eindeutig sind. Denn es werden unter-
schiedliche Sachverhalte gemessen, noch
dazu mit Hilfe unterschiedlicher Metho-
den. In zentralen Punkten stimmen die
rankings immerhin überein:
● Die Breite, Ausrichtung und Qualität
der Hochschulen und Studiengänge in
den USA sind sehr unterschiedlich.
● Längst nicht jede private Hochschule
gehört zur Elite, und zu den führenden
Hochschulen zählen auch öffentliche.
● Auch kleine, hierzulande unbekannte
Hochschulen können in einer Spezialdiszi-
plin einen ausgezeichneten Ruf genießen
(Littmann 1992, S. 92).
Gelöst wird das Problem der Qualitäts-
messung durch Mindeststandards und
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rankings letztlich nicht. Es wird nur verla-
gert – von der Ebene der Studiengänge
oder Hochschulen auf die Ebene der Ak-
kreditierungs- oder Ranking-Organisatio-
nen. Im Wettbewerb zwischen diesen Or-
ganisationen kommt es vor allem darauf
an, wer die höchste Glaubwürdigkeit hat.
Dabei spielen Ansehen und Konventionen
bzw. traditionelle Standards eine ent-
scheidende Rolle. Immerhin verbessert
sich die Transparenz, da zumindest die
Zahl der rankings kleiner ist die Zahl der
Studienangebote.
Im amerikanisch-deutschen Qualitätsver-
gleich sind die Probleme erheblich größer.
Denn die Standards divergieren aufgrund
der grundlegenden Strukturunterschiede,
und die deutschen Standards sind ver-
gleichsweise unscharf. Um dennoch hin-
reichend eindeutige Ergebnisse erzielen
zu können, wird im folgenden der Qua-
litätsbegriff in verschiedene Dimensionen
aufgespalten und – soweit möglich –
quantifizierbar gemacht.

Ein vielfältigeres Angebot

Im Hinblick auf die Vielfalt des Studienan-
gebots sind die USA eindeutig überlegen.
Man denke nur an die bereits erwähnten
Zahlen der Hochschulen und Arten der
Abschlüsse oder an das verbreitete Teil-
zeit-Studium: Fast die Hälfte der amerika-
nischen Studierenden absolviert ein Teil-
zeitstudium (Almanac 1994, S. 5). Bemer-
kenswert ist auch das hohe Engagement
der amerikanischen Hochschulen in der
beruflichen Fort- und Weiterbildung.
Diese Funktion erfüllen bereits die gra-
duate programs, die oft als (Teilzeit-)
Abendstudium oder als Fernstudium orga-
nisiert  sind. Hinzu kommen vielfältige,
teilweise sehr berufsspezifische Angebote
zur Fort- und Weiterbildung, die von den
career centers der Hochschulen angebo-
ten werden.
Auch die Inhalte des Hochschulangebots
sind in den USA vielfältiger. Während sich
die deutschen Hochschulen noch immer
auf die Vermittlung fachlicher Qualifika-
tionen konzentrieren, fördern die ameri-
kanischen Hochschulen auch überfach-
liche Qualifikationen. Außerdem bieten
sie mehr Service-Leistungen zur Erleichte-
rung des Studiums und des Berufsein-
stiegs.
Auf der fachlichen Ebene geht es um die
Ausrichtung, Breite und Tiefe der Ausbil-
dung. Hierbei dürfte das deutsche System
insgesamt vorn liegen, wenn man unter-
stellt, daß die Ausbildungsintensität mit
der Länge der Regelstudienzeit zunimmt.
Denn die Mehrzahl der amerikanischen
Studierenden verläßt die Hochschule, wie
erwähnt, bereits nach dem Bachelor-Ab-
schluß.
Beschränkt man den fachlichen Vergleich
auf gleichartige Studienabschlüsse, wird
es schwieriger. Denn die amerikanischen
Studiengänge sind, wie bereits angedeu-
tet, zunächst breiter angelegt und dann
stärker spezialisiert. Die Spezialisierungen
beginnen oft schon im dritten Studienjahr
und sind mit großzügigen Wahlmöglich-
keiten verbunden.13 Vor allem im gradua-
te Studium wird die Spezialisierung weiter
getrieben als an deutschen Hochschulen.14

Ob der insgesamt höhere Spezialisie-
rungsgrad der amerikanischen Studien-
gänge dem stärker generalistenhaften
Ansatz der deutschen Studiengänge vor-
zuziehen ist, ist schwer zu beurteilen. Ei-
nerseits erzwingen die zunehmende Kom-
plexität unserer Umwelt und die steigen-
de Informationsflut eine immer stärkere
Spezialisierung. Andererseits wird da-
durch die Kommunikation erschwert –
und damit die wissenschaftliche Bewälti-
gung realer, oft interdisziplinärer Proble-
me. Allerdings folgt die Spezialisierung in
den USA gerade auch solchen praktischen
Problemen, und zwar mit hoher Innova-
tionsrate. Beispielsweise gibt es seit eini-
gen Jahren Studiengänge für entrepre-
neuring (unternehmerische Selbständig-
keit).
Das Verhältnis zwischen Theorie und Pra-
xis ist in den USA ebenfalls anders als in
Deutschland. Das amerikanische Studium
ist im allgemeinen praxisnäher als an
deutschen Universitäten. Im Vergleich zu
Fachhochschulen dürfte das graduate Stu-
dium in den USA theoretisch anspruchs-
voller sein, jedenfalls an guten Hochschu-
len. Sehr gute amerikanische Hochschulen
dürften aber auch theoretisch anspruchs-
voller sein als viele deutsche Universitä-
ten, von der Praxisnähe ganz abgesehen.

Die Förderung überfachlicher
Qualifikationen

In der Förderung überfachlicher Qualifika-
tionen im Studium haben die USA einen
deutlichen Vorsprung vor Deutschland.
Methodische, soziale und personale Kom-
petenzen spielen schon bei der Auswahl
der Studierenden eine erhebliche Rolle
und werden im Studium weiter trainiert,
auch um den Preis einer stärkeren Ver-
schulung (vor allem im undergraduate
Studium). Beispiele sind die Förderung des
eigenständigen Arbeitens und der Diskus-
sionsfähigkeit durch interaktive Lehrfor-
men in kleinen Gruppen und durch
Pflichtaufgaben zur eigenständigen Be-
schäftigung mit dem Stoff (wie Übungs-
aufgaben, papers und Pflichtlektüre).
Kurse in academic reading and writing
sowie die writing centers verbessern Ver-
ständnis und Ausdrucksfähigkeit. Für
Gruppenarbeiten gibt es in den Bibliothe-
ken spezielle Räume. Das Zusammenar-
beiten mit anderen erleichtern die diversi-
ty trainings, mit denen man primär die
Chancengleichheit von Minoritäten und
Frauen fördern will. Solche überfachlichen
Qualifikationen sind eine conditio sine
qua non für die Anwendung des Gelern-
ten im Berufsalltag. Deshalb ist es kein
Wunder, daß die deutsche Wirtschaft
genau hier die größten Defizite bei Ab-
solventinnen und Absolventen aller Stu-
diengänge beklagt (BDI 1996) und daß es
ähnliche Kritik selbst in den USA gibt (Re-
port 1991, Lavoie 1994).

Erleichterung des Studiums durch
mannigfaltige Service-Leistungen

In den USA wird das Studieren durch ma-
nigfache Service-Leistungen entschei-
dend erleichtert. Dazu gehören zunächst
die intensive und freundliche persönliche

Betreuung sowie die Lehre in meist klei-
nen Gruppen.15 So wird allen Studieren-
den ein persönlicher academic adviser zu-
gewiesen, und wohl kaum ein amerikani-
scher professor käme auf die Idee, Studie-
rende nur während zeitlich eng begrenz-
ter Sprechstunden zu beraten. Dennoch
sind im rein akademischen Bereich die
Unterschiede in den Betreuungsrelatio-
nen weniger groß, als viele Deutsche an-
gesichts der kleinen Klassengrößen in den
USA und der hierzulande überfüllten
Hörsäle denken. Denn bei einem Ver-
gleich müssen die Unterschiede in der
Personalstruktur berücksichtigt werden:
In den USA gibt es nur selbständig Leh-
rende und Forschende, keinen akademi-
schen Mittelbau (vgl. unten im Bericht). In
Ermangelung voll vergleichbarer Daten
können die folgenden Angaben nur erste
Anhaltspunkte liefern. Im Jahr 1991 ent-
fielen im Durchschnitt aller 4-year institu-
tions 14,7 Studierende auf eine Lehr-
kraft.16 Für deutsche Hochschulen lautet
die Vergleichszahl 14,5 Studierende je
Lehrkraft; dabei blieb die Betreuungs-
relation an Universitäten etwas unter
dem Durchschnittswert, während sie bei
den Fachhochschulen zweimal so hoch
war.17 Allerdings gibt es zur Betreuung in
der Lehre in den USA zusätzlich viele 
teaching assistants, und an den guten
Hochschulen sind die Betreuungsrelatio-
nen meist günstiger.
Vorbildlich sind in den USA die ausge-
zeichneten Bibliotheksverhältnisse und
die hohe Druchdringung des Studiums mit
EDV. Unübersehbar ist die Vielzahl nicht-
akademischer Service-Leistungen, die auf
dem Campus erbracht wird. Beispiele sind
Wohnheime für Studierende, Sport- und
Freizeitangebote, Hilfen bei Wohnungs-
und Jobsuche, hochschuleigene Buch-
handlungen, career centers. In den career
centers erhalten Studierende und Ehema-
lige (alumni) Informationen über offene
Stellen und Arbeitgeber sowie Hilfen für
Bewerbungen (bis hin zu simulierten Vor-
stellungsgesprächen, die auf Video festge-
halten werden). In den small business cen-
ters gibt es intensive Beratung bei Exi-
stenzgründungen. Das Studium und der
Berufseinstieg werden durch solche Ange-
bote mit Sicherheit erleichtert. Die Ange-
bote erfordern allerdings auch einen
hohen Ressourceneinsatz und erhöhen
dadurch die Kosten des Studiums.

Der Wettbewerb um Studien-
gebühren, private Schenkungen 
und staatliche Zuschüsse

Das zentrale Steuerungselement im ame-
rikanischen Hochschulsystem ist der Wett-
bewerb zwischen den Hochschulen –
primär um die Einnahmen und damit um
die Studierenden. Zur Positionierung in
diesem Wettbewerb benutzen die Hoch-
schulen Marketinginstrumente, wie sie
auch in der Wirtschaft eingesetzt werden.
Die Instrumente richten sich zunächst auf
den Output und dessen Präsentation ge-
genüber der Öffentlichkeit. Bei der inter-
nen Anpassung an externe Impulse stützt
man sich auf eine interessante Mischung
zwischen zentraler und dezentraler Lei-
tung der Hochschulen sowie auf Wettbe-
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werbsmechanismen innerhalb der Hoch-
schulen. Wettbewerb zwischen Studieren-
den und Lehrenden kann zugleich als In-
strument des Beschaffungsmarketing in-
terpretiert werden.
Wer in Deutschland vom Wettbewerb
im amerikanischen Hochschulsystem
spricht, denkt – zu Unrecht – oft nur an
die privaten Hochschulen. Zum einen
wird deren Bedeutung schon zahlen-
mäßig überschätzt: Zwar sind gut zwei
Drittel der Hochschulen privat, doch stu-
diert an ihnen, wie schon erwähnt, nur
ein Drittel der Eingeschriebenen.18 Zum
andern wird verkannt, daß auch staat-
liche Hochschulen um Einnahmen kon-
kurrieren müssen.
Bewirkt wird das vor allem über die Ab-
hängigkeit von Studiengebühren und pri-
vaten Schenkungen; sie machen bei den
öffentlichen Hochschulen 20 bzw. 4 % der
Einnahmen aus, 40 bzw. 10 % bei den pri-
vaten (Almanac 1994, S. 37). Zudem wer-
den die staatlichen Mittel, die allen Hoch-
schulen zufließen, nicht unabhängig von
der Leistung verteilt. Bei den öffentlichen
Hochschulen belaufen sich die direkten
Zuwendungen und Zuschüsse der öffent-
lichen Hände auf 50% der Einnahmen, bei
den privaten auf 20 % (Almanac 1994,
S. 37). Dabei handelt es sich auf der Bun-
desebene fast ausnahmslos um eine Pro-
gramm- bzw. Projektfinanzierung. Auf
der Ebene der Einzelstaaten und inner-
halb der Hochschulen finden sich die un-
terschiedlichsten Formen und Kombina-
tionen von ökonomischen Indikatorsteue-
rungen und politischen bargaining-Pro-
zessen. Weitere öffentliche Mittel kom-
men über staatliche Stipendien und Ver-
käufe von Dienstleistungen an den Staat.
Der Wettbewerb um die Einnahmen hat
sich in den letzten Jahren durch den de-
mographisch bedingten Rückgang bei
den Einschreibungen, das verhaltene
Wirtschaftswachstum und die Bemühun-
gen zum Abbau der staatlichen Defizite
ständig verschärft. Dies zwingt die Hoch-
schulen, sich laufend den Veränderungen
der Studierneigungen anzupassen. Dazu
werden nicht nur innovative Studienange-
bote entwickelt, sondern auch weniger
gefragte Fachrichtungen geschlossen
oder zusammengelegt (verbunden mit
Entlassungen auch bei den professors).
Dadurch passen sich die Hochschulen
nicht zuletzt veränderten Arbeitsmarkt-
bedingungen an. Denn die amerikani-
schen Studierenden wollen durch das Stu-
dium in erster Linie ihre Berufs- und Er-
werbschancen verbessern (Almanac 1994,
S. 17).

Hochschulmarketing als Mittel 
zur Positionierung im Wettbewerb

Die Marketingstrategien zur Verbesse-
rung und Verbilligung des Outputs wur-
den bzw. werden an anderen Stellen die-
ses Beitrags erörtert – etwa Ausrichtung
und Qualität des Studienangebots sowie
der Service-Leistungen (Produktpolitik),
Höhe der Studiengebühren und der Sti-
pendien (Preispolitik), Qualität der Studie-
renden und der Lehrenden (Beschaffungs-
politik). Deshalb geht es hier nur um die
Kommunikationspolitik, die – zu Unrecht

– gelegentlich mit der Marketingpolitik
gleichgesetzt und ausschließlich negativ
bewertet wird.
Mit der Kommunikationspolitik nach
außen versuchen die Hochschulen vor
allem, die Besonderheiten ihres Angebots
auf dem Markt bekannt zu machen. Dazu
dient eine Vielzahl werbewirksamer Infor-
mationsmaterialien und -veranstaltungen
– wie Anzeigen in Zeitschriften, Versand
von Werbematerialien an Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer von Studierfähig-
keitstests, Teilnahme an Bildungsmessen,
Arbeitgeberpräsentationen auf dem Cam-
pus. Das fördert zugleich die Transparenz
auf dem Markt und verbessert die Funk-
tionsfähigkeit des Wettbewerbs (solange
die kommunikative Leistung nicht über
die preisliche und qualitative Leistung do-
miniert).
Kommunikationspolitik nach innen wirkt
dagegen eher wettbewerbsbeschrän-
kend, weil sie die Bindung der Studieren-
den und Lehrenden an die jeweilige Hoch-
schule erhöhen will. Für ein gutes Studien-
und Betriebsklima sorgen beispielsweise
Begrüßungswochen für Erstsemester, re-
ceptions zur persönlichen Begegnung
zwischen Lehrenden und Studierenden,
Zusammengehörigkeitssymbole wie Cam-
pus-Zeitschriften oder Hochschul-Sweat-
shirts, Netzwerke für Lehrende. Hier sind
die Übergänge zu Service-Leistungen
fließend – und damit zur Produktpolitik
und Qualitätssteigerung.

Die Entscheidungsstrukturen

Kontrolliert werden die Hochschulen vor
allem durch den nicht-akademischen
board of trustees – einen Aufsichtsrat,
dem hauptsächlich Vertreter der Wirt-
schaft angehören (abgerundet durch Poli-
tik und Wissenschaft). Er setzt sich oft aus
Ehemaligen (alumni) zusammen. Der Auf-
sichtsrat wird von den Ehemaligen ge-
wählt oder erneuert sich durch Koopta-
tion. Er bestellt Präsidenten und Vizepräsi-
denten, meist ohne erhebliche Mitwir-
kung des Lehrkörpers (Littmann 1992,
S. 19). Ansonsten wird der board insbe-
sondere in krisenhaften Situationen aktiv,
namentlich bei Einnahmedefiziten und
dadurch induzierten Umstrukturierungen.
Einfluß auf das Studienprogramm haben
auch die Berufsverbände (über die Akkre-
ditierung) sowie die zuständigen Ministe-
rien der Einzelstaaten (Anerkennung).
Insgesamt sind amerikanische Hochschu-
len sehr dezentral organisiert und haben –
wegen der vielen Service-Leistungen –
eine relativ große Verwaltung. Die mei-
sten Hochschulen bestehen aus verschie-
denen schools (großen Fachbereichen ver-
gleichbar, entweder mit breitem Spek-
trum in der Tradition der liberal arts oder
mit engem Berufsbezug), die sich aus klei-
neren departments (einzelne Fächer) zu-
sammensetzen. Auf diesen Ebenen fallen
die meisten Entscheidungen über Beru-
fungen, Beförderungen und Lehrpläne.
Deshalb hängt der Einfluß des Präsiden-
ten entscheidend von seiner Persönlich-
keit ab.
An der Spitze der Hochschule stehen pre-
sident und provost (auch vice president
for academic affairs oder dean of faculty).

Der Präsident ist primär für die Außenver-
tretung zuständig (darunter das Eintrei-
ben von Spenden), sein Vize für die Innen-
vertretung. Auf den nächsten Stufen fol-
gen die (übrigen) vice presidents, die (aka-
demischen) deans of schools sowie die 
administrative deans. Die Leitung der 
departments obliegt den chairs (full pro-
fessors); sie haben höhere Entscheidungs-
befugnis als deutsche Dekane und neh-
men sie auch wahr. Eine beschränkte
Selbstverwaltung durch die professors
gibt es auf der Ebene der departments
(vor allem bei Berufungen und Beförde-
rungen), der schools (bei Beförderungen
sowie beim Lehrprogramm) und gele-
gentlich auch der gesamten Hochschule.
Bei manchen Entscheidungen und Hoch-
schulen ist das Stimmrecht auf die tenured
faculty beschränkt (professors mit unbefri-
steten Verträgen). Studierende und Ver-
waltungsangestellte sind von formellen
Entscheidungen stets ausgeschlossen.

Das gesamte Studium ist vom 
Leistungswettbewerb geprägt

Der Zugang zu amerikanischen Hochschu-
len erfolgt grundsätzlich über spezielle
Auswahlverfahren. Ein zentraler Bestand-
teil sind die Ergebnisse standardisierter
Eingangstests19, die in unabhängigen Test-
einrichtungen durchgeführt, ausgewertet
und attestiert werden. Dabei geht es um
fachliche und überfachliche Qualifikatio-
nen sowie um die Motivation. Neben sol-
chen Testergebnissen und Zeugnissen
werden bei Bewerbungen meist zusätzli-
che Informationen gefordert. Dazu
gehören fast immer Empfehlungsschrei-
ben, spezielle Bewerbungsschreiben
sowie Berichte über ehrenamtliche und
berufliche Tätigkeiten, gelegentlich auch
Gespräche mit Ehemaligen. Damit will
man neben der Leistungsfähigkeit auch
die Leistungsbereitschaft und die Persön-
lichkeit beurteilen.
Von Leistungswettbewerb ist auch das
ganze Studium geprägt. Dazu dient eine
Mischung aus Anreizen, Hilfestellungen
und Kontrollen, die aus deutscher Per-
spektive wie eine etwas widersprüchliche
Kombination von Förderung der Eigen-
initiative mit Überbehütung und Bevor-
mundung erscheinen.20 So ist bei jeder
Vorlesung im undergraduate Studium
schon mitten im Semester ein midterm
exam fällig, nach dessen Auswertung Lei-
stungsschwache vom chair angeschrieben
werden. Sie können sich dann z.B. an die
zuständige Lehrkraft oder an ihren per-
sönlichen academic adviser wenden oder
spezielle Hochschuleinrichtungen aufsu-
chen (wie writing center). Zahlreiche Ver-
haltensvorschriften regeln das Leben auf
dem Campus, vom Verhalten in Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen bis zum
Trunkenheitsverbot. Für die Einhaltung
von Sicherheit und Ordnung sorgt sogar
eine eigene Hochschulpolizei. Zum Aus-
gleich gibt es die bereits erwähnten
Bemühungen um ein angenehmes Stu-
dienklima, Sport- und Freizeitangebote,
Vereinsleben in studentischen Verbindun-
gen. Manches davon, namentlich der
Hochschulsport, stärkt zugleich den Lei-
stungswettbewerb
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Wettbewerb auch zwischen
den Lehrenden

Auch bei den Lehrenden herrscht deutlich
mehr Wettbewerb als in Deutschland.
Schon während des graduate Studiums
können sich künftige professors als teach-
ing oder research assistants bewähren.
Nach der Promotion folgt eine hochkom-
petitive Phase des training on the job
in befristeten Angestelltenverhältnissen.
Dazu wird die Universität gewechselt,
wobei Seilschaften allein schon wegen der
Größe des Landes fast keine Rolle spielen.
Wer Glück hat, findet sogleich eine Drei-
jahres-Stelle, die zur tenure (unbefristete
Anstellung mit beamtenähnlicher Absi-
cherung) führt.
Als assistant professors müssen die neuen
Lehrkräfte ihre Fähigkeiten in Lehre und
Forschung sowie services (Beratung von
Studierenden und Mitwirkung in Gremi-
en der akademischen Selbstverwaltung)
beweisen, und zwar selbstverantwort-
lich. Es gibt weder einen Mittelbau im
Sinne der deutschen Assistentinnen und
Assistenten noch eine Habilitation. Nach
drei Jahren werden die Leistungen der
junior faculty erstmals vom chair und von
den professors des jeweiligen depart-
ment beurteilt. Bei positivem Ergebnis
folgen drei bis vier Jahre mit Jahresver-
trägen. Danach steht die Entscheidung
über die Beförderung zum associate pro-
fessor und über die tenure an. Wer die
tenure hat, bleibt im Normalfall auf der
erlangten Stelle. Bei Bewährung im Beruf
ist ein Aufstieg zum full professor mög-
lich, teilweise über mehrere Zwischenstu-
fen. Die Leistungen in Lehre, Forschung
und services spielen auch bei Entschei-
dungen über laufende Gehaltserhöhun-
gen eine wichtige Rolle. In der Forschung
gilt das Prinzip des publish or perish, das
eine kaum mehr überschaubare Informa-
tionsflut erzeugt.21 So ist es in der Volks-
wirtschaftslehre u.a. zu einer explosions-
artig anschwellenden Flut an Zeitschrif-
ten für immer spezialisiertere Schulen
gekommen, die beziehungslos nebenein-
ander existieren und sich gegenseitig
kaum mehr verstehen wollen und kön-
nen. In der Folge verlieren sich immer
mehr Forscher in hochspezialisierte
Teilfragestellungen von rein wissen-
schaftsimmanenter Bedeutung und im
Nachweis von Anomalien. In der Lehre
wird entsprechend mehr Wert auf Theo-
rien und Methoden gelegt als auf die 
Lösung realer Probleme, was die Beschäf-
tigungschancen von promovierten Volks-
wirten bereits gemindert hat. Kritische
Stimmen zu solchen Entwicklungen gibt
es nicht nur aus der Wirtschaft, sondern
auch aus der Wissenschaft – und zwar
nicht nur von Außenseitern.22

Insgesamt ein höheres Gewicht
der Lehre

Die Gewichtung der drei Leistungsele-
mente ist von Hochschule zu Hochschule
unterschiedlich. So zählt an den Elite-
hochschulen fast nur die Forschung, an
weniger bedeutenden Hochschulen
primär die Lehre. Grundlage für Beurtei-
lungen durch chairs und Gremien mit

peers sind die jährlichen Tätigkeitsberich-
te der professors, zusammen mit Vorle-
sungsunterlagen, Lehrevaluationen und
Publikationen. Offizielle Lehrevaluatio-
nen werden nicht an allen departments
durchgeführt; ersatzweise benutzt man
dann studentische Evaluationen. In jedem
Fall versucht man, bei der Interpretation
von Evaluationsergebnissen individuelle
Besonderheiten zu berücksichtigen bzw.
Wettbewerbsverzerrungen zu korrigieren
– etwa die Beliebtheit eines Fachs.
Insgesamt wird die Lehre in den USA
wichtiger genommen als an deutschen
Hochschulen, jedenfalls wichtiger als an
deutschen Universitäten. So liegt bei 63
% der amerikanischen Professoren das
Haupt-
interesse auf der Lehre und bei 37 % auf
der Forschung; in Deutschland sind die 
Relationen umgekehrt: 34 % und 66 %
(Almanac 1994, S. 45). Das höhere Ge-
wicht der Lehre spiegelt sich auch in den
teaching centers an Hochschulen (wo
Lehrende methodisch-didaktische Hilfe-
stellung erhalten) sowie in einer Vielzahl
von Publikationen, Vorträgen und Diskus-
sionen zur Ausgestaltung der Lehre im
Hinblick auf das Fachwissen und auf die
Förderung überfachlicher Qualifikatio-
nen.

Durch Gleichstellungspolitik eine
verbesserte Wettbewerbsposition

Sowohl bei den Studierenden als auch bei
den Lehrenden und den übrigen Ange-
stellten bemühen sich die Hochschulen
darum, die Anteile der Minoritäten und
der Frauen zu steigern. Dabei  unterliegen
die amerikanischen Hochschulen einer
straffen Aufsicht durch Ministerien und
spezielle Behörden, ebenso wie andere
Arbeitgeber und Bildungseinrichtungen.
Die Grundlagen wurden in den 60er Jah-
ren durch Gesetze und Verordnungen zur
Förderung der Chancengleichheit für Be-
schäftigte (Equal Employment Opportuni-
ty und Affirmative Action) geschaffen.
Ihnen folgten in den 70er Jahren ähnliche
Regelungen für Studierende (Equal Edu-
cation Opportunity). Seit Mitte der 90er
Jahre nimmt der Widerstand gegen die
Gleichstellungspolitik zu, wobei kaliforni-
sche Hochschulen eine Vorreiterrolle ein-
nehmen.
Bei der Gleichstellungspolitik geht es
nicht nur um ein Mehr an Gerechtigkeit –
durch Schutz vor Diskriminierungen und
Hinwirken auf materielle Chancengleich-
heit. Ein Abbau von Wettbewerbsver-
zerrungen gehört vielmehr auch zu den
zentralen Voraussetzungen eines funk-
tionsfähigen Wettbewerbs. Darüber hin-
aus können sich aus einer höheren Viel-
falt sogar Wettbewerbsvorteile ergeben,
da ein Zusammenwirken verschieden-
artiger Menschen die Ausgewogenheit
und Qualität von Entscheidungen be-
günstigt (value of diversity). Entspre-
chend erwartet ein Rechtsprofessor aus
Harvard, daß sich die Wettbewerbsposi-
tion der eigenen Hochschule noch ver-
bessern wird, nachdem die Gleichstel-
lungspolitik an kalifornischen Hochschu-
len zunehmend abgelehnt wird (Stadler
1997).

Anpassung an angelsächsische
Standards?

Vom globalen Wettbewerb sind die Hoch-
schulsysteme nicht ausgenommen. Auch
auf dem weltweiten Bildungsmarkt kann
Wettbewerb nur funktionieren, wenn
Transparenz herrscht. Dazu tragen allge-
mein akzeptierte Standards bei, die im
Hochschulsystem allerdings angelsäch-
sisch geprägt sind. Denn die britischen Ab-
schlüsse finden sich im ganzen ehemali-
gen Commonwealth. Zudem nehmen die
USA auf dem globalen Bildungs- und Wis-
senschaftsmarkt die Marktführerposition
ein – u.a. wegen ihrer Größe, der system-
bedingten Veröffentlichungsflut und der
Wissenschaftssprache Englisch. Die ameri-
kanischen Standards sind deshalb globale
Standards. Diese Standards sind letztlich
von den wenigen amerikanischen Elite-
Hochschulen geprägt und wissenschafts-
immanent orientiert, also mehr an Fort-
schritten in der Forschung als an gesell-
schaftlichen Bedürfnissen ausgerichtet.
Dahinter steht das Prinzip der Freiheit von
Forschung und Lehre.
Der internationale Wettbewerb im Hoch-
schulystem ist entsprechend verzerrt. Län-
der  mit anderen Traditionen, die im inter-
nationalen Wettbewerb mithalten wol-
len, müssen sich an den globalen Stan-
dards orientieren. Sie können dabei zwei
Strategien einschlagen: Herstellen von
Vergleichbarkeit nur bei den Abschlüssen
oder Anpassung auch in den Studieninhal-
ten. Diese Diskussion wird in Deutschland
derzeit intensiv geführt. Dabei kann man
den Eindruck gewinnen, daß die amerika-
nischen Standards gelegentlich ernster ge-
nommen werden kann als in den USA
selbst. Dort sorgen bereits der Wettbe-
werb der Hochschulen um Einnahmen
und die Akkreditierung für eine hinrei-
chende Berücksichtigung berufsprakti-
scher Bedürfnisse. Zudem ist man sich der
spezifischen Prägung der Standards be-
wußt und benutzt Abweichungen von
Standards sogar als Mittel zur Positionie-
rung im Wettbewerb. Gelegentlich wer-
den Standards sogar offen kritisiert, auch
von Insidern (Report 1991).

Wie die internationale Vergleichbar-
keit der Abschlüsse herstellen?

Im Vordergrund der deutschen Diskussion
steht die Frage nach der Vergleichbarkeit
der Studienabschlüsse. Dabei wird der
Master gelegentlich über Diplom/Magi-
ster gestellt, obwohl bereits die oben auf-
gezeigten Ähnlichkeiten nachdrücklich
für eine Gleichwertigkeit sprechen. Selbst
die Regelstudienzeiten sind vergleichbar,
wenn man die völlig andersartige Ausbil-
dung in den ersten zwei amerikanischen
Hochschuljahren bedenkt (die ihrerseits
mit der kürzeren Schulzeit zusammenhän-
gen). Überdies entspricht die Zahl der in
den USA zu erwerbenden credit hours
(Leistungspunkte) im wesentlichen der
Zahl der Semesterwochenstunden, die in
Deutschland vorgeschrieben sind. Das gilt
nicht nur im Vergleich zu einem Univer-
sitäts-Diplom, sondern auch im Vergleich
zu einem deutschen Fachhochschul-Di-
plom. Selbst die Praxissemester an den
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Fachhochschulen stören diesen Vergleich
kaum, da an amerikanischen Hochschulen
ein Teil der credits ebenfalls durch mitge-
brachte Praxiserfahrung oder von der
Hochschule betreute Praxistätigkeiten er-
worben werden kann – und zwar mit stei-
gender Tendenz. Deshalb sollten die deut-
schen Regelstudienzeiten nicht vorschnell
aufgestockt werden.23 Wenn es gelänge,
die Gleichwertigkeit der Abschlüsse welt-
weit überzeugend darzustellen, könnte
eine achtsemestrige Regelstudienzeit so-
gar einen Wettbewerbsvorteil bedeuten.
Setzt man den Master mit dem deutschen
Diplom oder Magister gleich, stellt sich vor
allem die Frage nach der Einführung des
Bachelor. Er böte eine gute Grundlage für
eine anschließende Trennung zwischen
beruflich und wissenschaftlich orientierten
Aufbaustudiengängen. Soll der Bachelor
einen ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluß darstellen, könnte man sich vermut-
lich nicht damit begnügen, die deutsche
Zwischenprüfung durch eine Urkunde auf-
zuwerten. Denn bis zum Ende des Grund-
studiums sind deutsche Studiengänge
durch ein breit angelegtes Grundlagenstu-
dium charakterisiert, bei dem das eigentli-
che Fach im Verhältnis zu angrenzenden
Fächern und Hilfswissenschaften gelegent-
lich geringes Gewicht hat. Allerdings sind
amerikanische Bachelor-Studiengänge
teilweise noch breiter angelegt, zumindest
in den ersten zwei Jahren. Doch auf dem
deutschen Arbeitsmarkt herrschen (noch?)
andere Einstellungen als auf dem amerika-
nischen, sowohl seitens der Nachfrager als
auch seitens der Anbieter. So finden in den
USA auch Bachelors mit geisteswissen-
schaftlichen Abschlüssen problemlos eine
Beschäftigung in der Wirtschaft. Bachelors
arbeiten allerdings auch oft auf Positio-
nen, die in Deutschland mit Absolventin-
nen und Absolventen des dualen Systems
besetzt werden.

Die Inhalte internationalisieren?

Daß die Differenzierung zwischen einem
berufsqualifizierenden und einem wissen-
schaftlich orientierten Abschluß den Be-
dürfnissen der Berufspraxis und der Stu-
dierenden auch in Deutschland entgegen-
kommt, belegt die hohe Akzeptanz der
praxisorientierten Studiengänge an Fach-
hochschulen. So sind in innerdeutschen
rankings häufig Fachhochschulen auf vor-
deren Rängen zu finden, obwohl sie noch
immer unter historisch gewachsenen
Wettbewerbsverzerrungen zu leiden
haben.24 An den Fachhochschulen hat der
Studienaufbau ohnehin schon große Ähn-
lichkeiten mit den USA: breitangelegtes
Grundstudium und ausgeprägte Speziali-
sierungsmöglichkeiten im Hauptstudium.
Auch das credit-System ist in Form studi-
enbegleitender Prüfungen längst Alltag.
An den deutschen Universitäten wäre der
Umstellungsaufwand erheblich höher.
Dabei sollte jedenfalls darauf geachtet
werden, daß der direkte Zugang zur Pro-
motion für qualifizierte Absolventinnen
und Absolventen der Fachhochschulen
weiter verbessert wird. Dazu würde auch
die – längst überfällige – Verbesserung
der Forschungsmöglichkeiten an Fach-
hochschulen beitragen.

Gute Argumente gibt es außerdem für eine
verstärkte Förderung überfachlicher Quali-
fikationen,25 eine intensivere Betreuung
und ein vermehrtes Angebot an nichtaka-
demischen Service-Leistungen an deut-
schen Hochschulen. Hierdurch können al-
lerdings zusätzliche Kosten entstehen.
Inwieweit die fachlichen Inhalte angepaßt
werden sollten, ist besonders schwer zu
beurteilen. Angesichts der enormen Qua-
litätsunterschiede innerhalb der USA kön-
nen die amerikanischen Elite-Hochschulen
jedenfalls nicht der alleinige Maßstab
sein. Zu den kontroversen Fragen nach
der richtigen Mischung zwischen Theorie
und Praxis, Spezialistenwissen und Gene-
ralistenwissen gibt es keine allgemeingül-
tigen Antworten. Am besten überläßt
man sie einem funktionierenden Wett-
bewerb, und zwar weltweit. Denn Wett-
bewerb eröffnet Wahlmöglichkeiten und
ermöglicht individuelle Antworten.

Auch der Wettbewerb muß politisch
gestaltet werden

Insgesamt steht außer Zweifel, daß im
amerikanischen Hochschulsystem mehr
Wettbewerb herrscht als im deutschen
und daß der Wettbewerb positive Effekte
haben kann. Nach den empirischen Befun-
den sorgt der Wettbewerb in den USA
zwar nicht für niedrigere Preise und für
eine höhere mengenmäßige Versorgung.
Er sorgt jedoch für mehr Qualität, gemes-
sen an
● der Vielfalt der Hochschulen, Studien-

gänge und Abschlüsse – auch im Hin-
blick auf die berufliche Fort- und Wei-
terbildung

● dem hohen Praxisbezug im Studium,
sichtbar an den fachlichen Inhalten und
in der Förderung überfachlicher Quali-
fikationen

● den zahlreichen Service-Leistungen
akademischer und nicht-akademischer
Art.

Zu diesen Ergebnissen tragen allerdings
auch manche Begrenzungen des Wettbe-
werbs und weitere Rahmenbedingungen
bei. So bringen viele graduate students
Berufserfahrungen mit, professors wech-
seln häufiger zwischen Wissenschaft und
Praxis, Drittmittelforschung hat hohe Be-
deutung. Außerdem ist das amerikanische
Hochschulsystem in ein andersartiges ge-
sellschaftliches System eingebunden, das
wettbewerbsfreundlicher ist als das deut-
sche. Damit einher gehen eine größere
Offenheit und Flexibilität sowie Innova-
tionsbereitschaft.
Trotz der genannten Einschränkungen
sind von einem Mehr an Wettbewerb
auch in Deutschland Verbesserungen zu
erwarten. Der Wandel in Deutschland ist
wegen der traditionell wettbewerbsfer-
nen Hochschulstrukturen nur durch die
Politik zu bewirken und von dort bereits
in Gang gesetzt (BLK 1997). Sichtbare Zei-
chen wurden mit der Novellierung des
Hochschulrahmengesetzes und in einigen
Landeshochschulgesetzen gesetzt. Die
Grundtendenz scheint dem – richtigen –
Motto zu folgen: Soviel Wettbewerb wie
möglich, soviel Regulierung wie nötig.
Eine hinreichend geschlossene Konzep-
tion ist allerdings noch längst nicht zu er-

kennen. Nicht einmal die offenkundigen
Zielkonflikte zwischen Kostensenkungen
und Qualitätssteigerungen sind hinrei-
chend ausdiskutiert. Gleiches gilt für die
Entscheidung zwischen Anpassung an glo-
bale Standards und Verbesserung der in-
ternationalen Wettbewerbsposition durch
geschickte Differenzierung und Innova-
tion. Noch mehr Unklarheiten herrschen
auf der instrumentellen Ebene. Welche
Ziele können durch ein Mehr an Wettbe-
werb erreicht werden, welche nicht? Wie
läßt sich ein funktionsfähiger Wettbe-
werb schaffen? Wieviel Autonomie sollen
die einzelnen Hochschulen bei finanziel-
len, personellen und curricularen Ent-
scheidungen erhalten? Gelegentlich
scheint das Pferd sogar am Schwanz auf-
gezäumt zu werden. Woher nimmt man
beispielsweise das Vertrauen, daß Evalua-
tionen und Lehrberichte zu Verbesserun-
gen führen, wenn sie ohne finanzielle
Konsequenzen bleiben? Warum konzen-
trieren sich die Bemühungen um lei-
stungsgebundene Mittel- und Stellenver-
teilungssysteme mehr auf die einzelnen
Hochschulen als auf die Landesebene?
Daß derartig viele und wichtige Fragen
offen sind, ist kein Zufall. Teilweise fehlt
es an einschlägigen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen, teilweise handelt es sich um
kontroverse und interessengebundene
Wertentscheidungen. Entsprechend regt
sich mannigfacher Widerstand gegen ab-
sehbare Umverteilungen von Geld, Zeit,
Ansehen und Einfluß. Studierende und
Lehrende fürchten vor allem Einbußen an
finanziellen Spielräumen und persön-
licher Autonomie. Vorbehalte seitens Poli-
tik und Verwaltung wurzeln in Rücksicht-
nahmen auf tatsächliche oder vermeintli-
che Wählerinteressen, Eigeninteressen
und Angst vor Steuerungsverlust. Sicher-
lich würde eine konsequente Selbststeue-
rung des Hochschulsystems über den
Wettbewerb manch medienträchtiges
Prestigeobjekt in Form von Hochschulbau-
ten oder -programmen verhindern und
manche Stelle überflüssig machen. Doch
könnten dadurch Staatsausgaben und
Steuern gesenkt werden. Zudem bedeutet
ein Mehr an Wettbewerb grundsätzlich
kein Weniger an politischer Kontrolle.
Wettbewerb muß nämlich organisiert
werden, und zwar über politisch gesetzte
Rahmenbedingungen. Über die richtigen
Rahmenbedingungen lassen sich politi-
sche Ziele sogar besser erreichen als bis-
lang. Denn Kontrolle durch funktionie-
renden Wettbewerb ist allemal wirksamer
als Kontrolle durch zwangsläufig lücken-
hafte staatliche Aufsicht und durch funk-
tionierenden Wettbewerb kann es gelin-
gen, daß das deutsche Hochschulsystem
wieder die internationale Spitzenposition
erlangt, die es schon einmal eingenom-
men hat.
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1992 waren es über 500 Programme, die von den ver-
schiedensten staatlichen Einrichtungen mit den unter-
schiedlichsten Zielen finanziert wurden (American Uni-
versities and Colleges 1992, S. 26 ff.). Das hohe Gewicht
der Programmfinanzierung mag die Ursache dafür sein,
daß in der deutschen Diskussion über die Hochschulfi-
nanzierung das amerikanische Modell kaum beachtet
wird. Im Vordergrund stehen stattdessen europäische
Länder, die – ähnlich wie Deutschland – primär auf die
institutionelle Förderung setzen.

Anmerkungen

1 Viele Aussagen beruhen auf persönlichen Gesprächen
und Beobachtungen, vorwiegend an der dortigen Ge-
orge Washington University (GWU). Einige der Ge-
sprächspartner/innen haben sogar ein längeres Ar-
beitspapier zur Dokumentation der amerikanischen
Besonderheiten im Hochschulsystem und in der
Gleichstellungspolitik Korrektur gelesen. Stellvertre-
tend für viele andere sei dem chair of economics an
der GWU, Prof. Dr. Joseph J. Cordes, herzlich für die

großzügige Unterstützung gedankt.
2 Bei der praktischen Umsetzung blickt man trotzdem

stärker auf europäische Länder, namentlich auf Nie-
derlande und Großbritannien, die in den letzten Jah-
ren mehr Wettbewerb im Hochschulsystem einge-
führt haben. Hierauf kann im vorliegenden Beitrag
nicht eingegangen werden.

3 Die Strategiewahl ihrerseits hängt von den Rahmen-
bedingungen ab, nicht zuletzt von der Wettbewerbs-
situation auf dem jeweiligen Markt.

4 Unter externen Effekten versteht man unentgeltliche
Nebenwirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten auf Un-
beteiligte, wie sie v.a. im Bereich der Umwelt vorkom-
men.

5 Statistisches Jahrbuch (1993, S. 425). Auf aktuellere
Zahlen wurde wegen der Vergleichbarkeit mit den
unten genannten OECD-Daten verzichtet.

6 Die OECD-Berechnungen unterschätzen einerseits die
amerikanische Studierquote, weil die 2-year instituti-
ons vollständig dem sekundären Bereich zugerechnet
werden. Andererseits überschätzen die Berechnun-
gen die deutsche Studierquote dadurch, daß Fach-
schulen und Schulen des Gesundheitswesens dem ter-
tiären System zugeordnet sind.

7 Statt einer Dissertation können Aufsätze in Fachzeit-
schriften veröffentlicht werden. Wenn auf eine thesis
verzichtet wird, sind diverse papers zu schreiben.

8 Bezogen auf die 4-year-institutions. Bei Einrechnung
der 2-year-institutions reduziert sich der Anteil auf ein
Fünftel. (Digest 1994, S. 216).

9 Für non residents liegen die Gebühren etwas unter
denjenigen privater Hochschulen. An 2-year-institu-
tions betragen die Gebühren sogar nur $ 1.025. Alle
bislang genannten Angaben beziehen sich auf under-
graduate programs. Die Gebühren für graduate pro-
grams unterscheiden sich davon – im Durchschnitt –
nur wenig. (Digest 1994, 31 ff.).

10 Nicht einberechnet sind also, anders als im Beitrag
von Gisela Färber, Stipendien und andere Beiträge zu
den Lebenshaltungskosten der Studierenden.

11 Und zwar umgerechnet mit Kaufkraftparitäten und
bei ähnlichen Anteilen für Forschung und Entwick-
lung.

12 Die Unterschiede in den Gehältern der Professor/in-
nen erscheinen zumindest auf den ersten Blick 
niedrig. So verdiente ein full professor an einer Hoch-
schule mit Promotionsrecht 1993/94 während des 9-
monatigen akademischen Jahres $ 68.700 (Almanac
1994, S. 33). In Deutschland ergaben sich bei einer C4-
Besoldung in den mittleren Dienstaltersstufen etwa
DM 110.000.

13 So konnte man 1994 am economics department der
GWU, das in der Tradition der liberal arts steht, Volks-
wirtschaftslehre studieren, ohne eine Stunde Be-
triebswirtschaftslehre oder Recht gehört zu haben.

14 So konnte man 1994 allein an der liberal arts School
der GWU zwischen sieben Master degrees für BWL
wählen (u.a. für Rechnungswesen, Steuern, Gesund-
heitswesen und Non Profit Organisationen).

15 Vor allem im graduate Studium sind die Gruppen
oft sogar noch kleiner als an deutschen Fachhoch-
schulen (10 bis 20, gegenüber 30 bis 40). Außerdem
kann man in den USA credits auch durch individual re-
search erwerben (was möglicherweise gewisse Ähn-
lichkeit mit deutschen Seminararbeiten hat).

16 Berechnet aus den jeweiligen Gesamtangaben für
Studierende und Lehrende, also einschließlich Teil-
zeitstudium bzw. -beschäftigung. Dabei sind alle Leh-
renden einbezogen, mit Ausnahme der teaching assi-
stents. (Digest 1994, S. 216 und 230).

17 Angaben für das frühere Bundesgebiet, bei Verwen-
dung der Gesamtzahl für das wissenschaftliche und
künstlerische Personal. (Statistisches Jahrbuch 1993, S.
425 und 435). Der Unterschied zwischen Universitäten
und Fachhochschulen reflektiert die schlechte perso-
nelle Ausstattung der Fachhochschulen: Hier haben
die Professor/innen ein sehr hohes Lehrdeputat, und
es gibt praktisch keinen Mittelbau. Denn die wenigen
Assistentinnen und Assistenten an Fachhochschulen
führen fast ausschließlich organisatorische Aufgaben
aus.

18 Bezogen auf die 4-year institutions. Bei Einbeziehung
der 2-year institutions reduziert sich der Anteil der Pri-
vaten bei den Hochschulen auf 55 %, bei den Studie-
renden auf 21 %. (Digest 1994, S. 216).

19 In Studieneingangstests wie SAT (Scholastic Aptitude
Test) geht es vor allem um die Studierfähigkeit, in Ein-
gangstests für graduate programs wie GMAT
(General Management Aptitude Test) zusätzlich um
Fachkenntnisse.

20 Einen ähnlichen Eindruck vermitteln auch andere Be-
reiche der amerikanischen Gesellschaft. Dahinter
steht u.a. die Heterogenität der amerikanischen 
Gesellschaft (low context). Deshalb sind viele Verhal-
tensregeln nicht durch soziale Normen gestützt, 
sondern müssen explizit gemacht werden.

21 Der Druck ist vor der tenure am größten, läßt aber bis
zum full professor kaum nach.

22 Vgl. z.B. Report (1991) und Einführungsvortrag des
Vorsitzenden bei der Jahrestagung des Vereins für So-
cialpolitik 1997.

23 An Fachhochschulen könnte es ratsam sein, die Aus-
bildung in der Praxis auf ein Semester zu beschränken
oder ein Semester aufzustocken (u.U. auch ohne Er-
höhung der Semesterwochenstunden).

24 Namentlich unter der personellen Unterausstattung,
die oben bereits zur Sprache gekommen ist. Eine Ver-
besserung dieser Situation würde zugleich die For-
schungsmöglichkeiten an Fachhochschulen erweitern.

25 Eine systematische Förderung überfachlicher Qualifi-
kationen ist eine der Besonderheiten im neuen Studi-
engang VWL an der Fachhochschule Nürtingen. Hinzu
kommen die Anwendungsorientierung im Fachwissen
sowie die enge Zusammenarbeit mit der Praxis.

Lernen lohnt

Eine solide Ausbildung – ob Lehre, Fach-
schule oder Universität – ist nicht nur der
beste Schutz vor Arbeitslosigkeit; wer eine
Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
hat, der hat auch die besseren Aufstiegs-
und Verdienstchancen. Das zeigt eine Un-
tersuchung des Statistischen Bundesam-
tes. Danach verdienen Angestellte mit
Universitätsabschluß im Durchschnitt dop-
pelt soviel wie ungelernte Arbeiter und
gut die Hälfte mehr als Angestellte ohne
berufliche Ausbildung. Lernen zahlt sich
also in Mark in Pfennig aus. Diese Rech-
nung stimmt auch dann noch, wenn man
berücksichtigt, daß Hochschul- und Fach-
hochschulabsolventen wegen der länge-
ren Ausbildung erst später als andere mit
dem Verdienen anfangen. Und wer im
Laufe seines Arbeitslebens regelmäßig die
Möglichkeiten zur Weiterbildung nutzt,
wer sich also fit macht für die sich ständi-
ge wandelnde Berufswelt, der hat auch
Chancen, auf der Karriereleiter höher zu
klettern. Globus
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Zauberformel LLL: 
Lebenslanges Lernen
Neue Perspektiven und neue Formen lebenslangen Lernens
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Die Herausforderungen der Zukunfts-
sicherung erfordern in bislang nie ge-
kanntem Ausmaß Weiterbildung, lebens-
langes Lernen und zwar für alle. Das kann
nicht nur, nicht einmal in der Hauptsache,
in schulähnlichen Einrichtungen geleistet
werden. Gefragt ist mehr denn je Selbst-
ständigkeit, Kreativität, Selbststeuerung.
Ein lernfreudiges gesellschaftliches Klima
ist erforderlich, in der sich Lerngruppen
aus eigener Initiative treffen und wo über
Datennetze die gewünschten Informatio-
nen jederzeit verfügbar sind. Hinzu kom-
men muß Lernen „en passant“, durch An-
gebote im Alltag, auch beim Einkaufs-
bummel, in Freizeitparks, im Zug. Red.

Lebenslanges Lernen – aber wie?
Neue Perspektiven zur Entwicklung
des lebenslangen Lernens

Wechselnde Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen und steigende Anforderungen der
Informationsgesellschaft erfordern laufen-
de Wissensauffrischung und Weiterbil-
dung, welche neben der Bewältigung der
Arbeitssituation auch der persönlichen Le-
bensbewältigung dienen. Lebenslanges
Lernen aller – LLL –, das Leitziel der Bil-
dungspolitik der OECD-Länder, beinhaltet
neben permanenter Wissensvermittlung,
v.a. konstruktive Wissenserarbeitung und
gezielte Wissensnutzung. Lebenslanges
Lernen muß vor allem aus eigenem An-
trieb kommen und selbstgesteuert auf die
individuellen Voraussetzungen und Be-
dürfnisse abgestimmt sein. Selbstgesteuer-
tes Lernen kann durch die Unabhängigkeit
von äußeren Vorgaben, die Flexibilisierung
hemmender Gewohnheiten und das Ler-
nen in der Gruppe entwickelt und geför-
dert werden. Die gezielte Nutzung und
Verstärkung des informellen Alltags-Ler-
nens sowie die Entwicklung einer „Lernge-
sellschaft“, einer lernfördernden Umwelt,
soll ,Lifelong Learning for all’ realisieren
helfen. Den traditionellen Bildungseinrich-
tungen der Jugendbildung wird zuneh-
mend die Aufgabe der Übermittlung von
Grundlagen für ein lebenslanges Lernen
zukommen, welche durch Weiterbildungs-
institutionen für Erwachsene unterstützt
und weitergeführt wird. Es ist Zeit für

einen Lern-Aufbruch und die Mobilisie-
rung bisher ungenutzter menschlicher
Fähigkeiten, wenn Deutschland die wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Verän-
derungen erfolgreich bewältigen möchte.

Die bisherigen Bemühungen sind 
weitgehend gescheitert

Wir wissen wohl alle, daß unser in der Ju-
gens erworbenes Wissen heute so schnell
veraltet, daß wir unser Leben lang weiter
lernen müssen, um in einer sich ständig
wandelnden Umwelt zurechtzukommen.
Auch die bildungspolitische Konsequenz
scheint klar: Ausbau der Weiterbildungs-
möglichkeiten, sodaß jeder auch nach
Ende seiner Schulpflicht laufend durch
Teilnahme an entsprechenden Weiterbil-
dungsveranstaltungen sein Wissen auffri-
schen und neue Kenntnisse erwerben
kann. In diesem Zusammenhang ist der
Ausbau der Weiterbidung zu einem vier-
ten Hauptbereich des Bildungswesens
neben Schule, Hochschule und Berufsaus-
bildung richtig und notwendig. Aber dies
reicht nicht aus, um das „Lifelong Learn-
ing for All“, auf das sich die 25 Erzie-
hungsminister der OECD-Länder im Ja-
nuar 1996 als Leitziel ihrer künftigen Bil-
dungspolitik verständigt haben, unter
den gegebenen Bedingungen voll in die
Praxis umzusetzen. Denn die Bemühun-
gen, eine breitere Schicht der bisher bil-
dungsfernen, schulfrustrierten Erwachse-
nen zur freiwilligen Teilnahme an organi-
sierten Weiterbildungskursen zu bewe-
gen, sind weitgehend gescheitert, und es
würde auch der notwendigen Bildung zur
Selbstständigkeit widersprechen, wenn
man die Bürgerinnen und Bürger ihr
Leben lang durch pädagogisch organisier-
te Betreuungsveranstaltungen schleusen
wollte – ganz abgesehen davon, daß dies
auch kaum mit der notwendigen öffent-
lichen Sparpolitik vereinbar wäre.
Damit stellt sich die Frage nach neuen For-
men des LLL, 
● die das Lernen mehr oder weniger aller

Bürgerinnen und Bürger einbeziehen, 
● die ein selbständigeres Leben fördern

und
● die den sich vervielfachenden und prak-

tisch nicht finanzierbaren Aufwand für
eine lebenslange institutionalisierte
Weiterbildung für alle vermeiden.

Aus dieser Diskussion haben sich neue Per-
spektiven für eine erweiterte Konzeption
des LLL ergeben. Was sich dabei herauskri-
stallisiert hat, geht vor allem in zwei Rich-
tungen über das Konzept der laufenden
Wissensauffrischung durch eine lebenslan-
ge Erziehung (lifelong education) hinaus:

1. Das LLL wird nicht nur auf permanente
Wissensvermittlung, sondern verstärkt auf
eine gezielte Vermittlung von Schlüssel-
kompetenzen für eine konstruktive Wis-
sensverarbeitung und gezielte Wissens-
nutzung der Lernenden selbst zur aktuel-
len Lebensbewältigung bezogen.
2. Diese neue LLL-Konzeption versucht,
vor allem drei Bereiche stärker in die Ent-
wicklung eines „lebenslangen Lernens
aller“ einzubeziehen.
● das selbstgesteuerte Lernen, 
● das informelle Lernen und
● die Entwicklung einer „Lerngesell-

schaft“.

Neue Sichtweisen und neue 
Kompetenzen sind gefordert

Die gängigen Zeitanalysen weisen ziem-
lich übereinstimmend darauf hin, daß wir
uns in einer kritischen Umbruchphase be-
finden:
● wirtschaftlich wegen der zunehmen-

den globalen Marktkonkurrenz,
● arbeitsmarktpolitisch infolge steigen-

der struktureller Arbeitslosigkeit,
● ökologisch durch die fortschreitende

Zerstörung unserer natürlichen Lebens-
grundlagen,

● gesellschaftspolitisch infolge der wach-
senden Kluft zwischen arm und reich,
einer steigenden Kriminalität und eines
schleichenden Vertrauensschwunds ge-
genüber „den“ Politikern, sowie 

● in Lebenseinstellungen und Lebens-
stilen aufgrund geänderter Wertvor-
stellungen und Verhaltensmuster.

Und es wächst auch die Einsicht, daß wir
diesen Herausforderungen mit unseren
bisherigen Denk- und Deutungsmustern
und unseren bisher entwickelten Kompe-
tenzen nicht gewachsen sind. D.h. wir
brauchen offensichtlich neue Sichtweisen
und neue Kompetenzen.
Besonders wichtig erscheinen in dieser Si-
tuation bestimmte „Schlüsselkompeten-
zen“, z.B. die Fähigkeit
– zu mehr selbständigem Denken, Ent-

scheiden, Handeln und Verantworten,
– zum offenen, flexiblen Eingehen auf

veränderte Situationen und Anforde-
rungen,

– zu mehr Sensibilität, Fairness und Kom-
promißbereitschaft in Interessenkon-
flikten und demokratischen Einigungs-
prozessen,

– zum Denken und Handeln in weiteren,
mehr auf die Zusammenhänge und das
Wohl des Ganzen bezogenen Bewußt-
seins- und Verantwortungshorizonten
und

– zum innovativen Lernen, d.h. zu ei-
ner problemlösungskonzentrierten und
kreativen Informations- und Erfah-
rungsverarbeitung.

Solche Schlüsselkompetenzen sind aber
heute nicht nur für eine Führungsschicht
wichtig. Sie werden von allen gebraucht,
die mit entsprechenden Anforderungen
in der Arbeits- und Lebenswelt und in
einer fast grenzenlosen „lnformationsge-
sellschaft“ konfrontiert werden.
In der Wirtschaft gibt es einen weitgehen-
den Konsens darüber, daß Deutschland
sich nur durch hervorragende Qualität, In-
novation und Zuverlässigkeit in Produk-
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tion und Service auf einem Billiglohn-
Weltmarkt wirtschaftlich behaupten
kann. Das setzt schnelles, intelligentes
Reagieren auf wechselnde Anforderun-
gen und Bedarfskonstellationen durch
selbständig operierende Teams vor Ort
und deren zuverlässig-kompetenten Bera-
tungs-, Wartungs-, Reparatur- und Pro-
duktanpassungsservice voraus. Diese
überzeugende Leistungsqualität ist nicht
erreichbar ohne eine ständige breite Ent-
wicklung der entsprechenden fachlichen,
technischen, wirtschaftlichen, organisato-
rischen und kommunikativen Kompeten-
zen auf allen – besonders auch den „unte-
ren“, kundennahen, anforderungsnahen
– Ebenen eines Unternehmens, einer Insti-
tution, einer Gesellschaft.
Diese notwendige Kompetenzentwick-
lung setzt aber eine permanente Lern-
bereitschaft voraus. Und die beruht auf
einer interessierten Offenheit und Be-
reitschaft, sich engagiert auf neue An-
forderungen und ihre konstruktive Be-
wältigung einzulassen.

Die steigenden Anforderungen der
„Informationsgesellschaft“

Es sind aber nicht nur die veränderten An-
forderungen in der Arbeitswelt, es ist
auch die wachsende allgemeine Informa-
tionsflut, die zu erweiterten Ansätzen für
ein LLL aller Menschen zwingt: Die schnel-
le konstruktive Verarbeitung und prakti-
sche Umsetzung von Informationen und
ihr Einbringen in neue Problemlösungen –
bis hin zu ihrer intelligenten Nutzung für
gesellschaftliche und wirtschaftliche Neu-
entwicklungen und soziale „Erfindun-
gen“ – sind wahrscheinlich heute die
Schlüsselkompetenzen, die für unser hu-
manes Überleben am wichtigsten sind.
Die konstruktive Verarbeitung der Infor-
mationen, mit denen heute mehr oder
weniger alle Menschen lebenslang kon-
frontiert werden, ist aber im Grunde
nichts anderes als ein lebenslanges „Ler-
nen“. Wir lernen, indem wir Informatio-
nen, Eindrücke, Begegnungen, Erfahrun-
gen wahrnehmen, sie vergleichend auf
frühere Erfahrungen und die aus ihnen
gewonnenen Einsichten und Vorstellun-
gen beziehen und danach ggf. unsere Ver-
ständnismuster und Verhaltensweisen ver-
ändern – so daß wir mit neuen Erfahrun-
gen, Situationen und Herausforderungen
besser fertig werden können.
Wenn dieses Lernen als lebenslanges In-
formationsverarbeiten und Erfahrungs-
auswerten zur besseren Lebensbewälti-
gung nicht bei allen Menschen so weit wie
möglich entwickelt wird, droht in der In-
formationsgesellschaft eine Spaltung in
Informierte und Uninformierte, Wissende
und Unwissende, und es wächst insgesamt
die Kluft zwischen schnellem wirtschaftli-
chen, technischen, kulturellen, sozialen
gesellschaftlichen Wandel und zurückblei-
bender menschlicher Steuerungs- und Ge-
staltungsfähigkeit.

Kompetenzentwicklung in 
Herausforderungssituationen

Lernen wird umso eher die notwendigen
Kompetenzen entwickeln, 

● je mehr es in Situationen stattfindet, zu
deren Bewältigung die betreffenden
Kompetenzen benötigt und herausge-
fordert werden und

● je mehr es ein konstruktives Lernen ist,
das neue bzw. neu kombinierte Kennt-
nisse, Einsichten, Fähigkeiten, wie sie
jeweils in konkreten Lebens-, Arbeits-,
Problemzusammenhängen herausge-
fordert werden, selbst konstruktiv erar-
beitet.

Daraus ergibt sich als Konsequenz,
● daß das lebenslange Lernen künftig

mehr als ein aufgaben- und problembe-
zogenes, entscheidungs- und hand-
lungsbezogenes und damit auch als ein
ganzheitlicheres, fachwissenschaftliche
Grenzen übergreifendes Lernen konzi-
piert werden muß und

● daß dem Lernen in praktischen bzw.
simulierten Herausforderungssituatio-
nen, Projektsituationen, Entschei-
dungssituationen usw. – neben dem
fachsystematischeren Lernen – eine be-
sondere Bedeutung zukommen muß.

Das heißt: es wird zur zentralen Aufgabe
einer modernen Bildungspolitik, „das 
lebenslange Lernen aller“ in einer sich
wandelnden Lebens-, Arbeits- und Me-
dienwelt so zu fördern und weiterzuent-
wickeln, daß es sich mehr auf akute Le-
bens-, Problem-, Handlungs- und Entschei-
dungssituationen der Menschen bezieht.
Der gezielte Ausbau eines reflektierten Er-
fahrungslernens in der Auseinanderset-
zung mit praktischen (z.T. auch „virtuel-
len“ und simulierten) Herausforderungssi-
tuationen ist eine noch nicht ausgeschöpf-
te Möglichkeit, die Schlüsselkompeten-
zen, die wir zur kreativen Bewältigung
akuter Probleme und Krisen brauchen, in
dem notwendigen breiteren Maße zu ent-
wickeln.
Das heißt nicht, daß die systematische Bil-
dungsarbeit durch das ad hoc-Lernen in
praktischen Lebensund Arbeitssituationen
verdrängt oder geschmälert werden soll.
Es heißt aber,
● daß die Bildungs-und Weiterbildungs-

arbeit sich künftig stärker auf ein situa-
tions-, aufgaben- und problembezoge-
nes Lernen (auch mit Hilfe von medial
repräsentierten Herausforderungssitua-
tionen) konzentrieren muß und

● daß die schulisch-unterrichtsartig orga-
nisierte Bildungsarbeit durch eine brei-
tere Belebung des Lernens in verschie-
denen Lernsituationen und an den ver-
schiedensten Lernorten in der gesam-
ten Gesellschaft wesentlich ergänzt,
unterstützt und erweitert werden muß.

Bei diesem stärker auf Probleme und 
Herausforderungssituationen bezogenen
kompetenzentwickelnden Lernen soll es
nicht einseitig nur um praktische Proble-
me der Berufswelt und des ökonomischen
Konkurrenzkampfes gehen. Da in breite-
rem Maße alle menschlichen Begabungs-
potentiale für eine offene Zukunft ent-
wickelt werden müssen, sind besonders
auch soziale, kommunikative, kulturelle,
künstlerische und ethische Kompetenzen
und die Entwicklung von Sensibilität und
Verantwortungsgefühl für menschliche
Beziehungen, persönliche Sinnfindung
und Gemeinwohl wichtig. Und auch diese
humanen Schlüsselkompetenzen können

besonders wirksam in der Auseinanderset-
zung mit praktischen und simulierten,
(auch z.B. in Kunst und Literatur repräsen-
tierten) Fällen, Problemen, Krisensituatio-
nen etc. entwickelt werden.

Selbständigkeit, Kreativität,
Selbststeuerung

Eine Grundlage für die Entwicklung der
jetzt besonders notwendigen Schlüssel-
kompetenzen ist das persönliche Streben
nach selbständigem Denken und Urteilsbil-
den. Der Wille, sich als Person mit eigenem
Denken und eigenem Gewissen zu be-
haupten und sich nicht zum Spielball un-
verstandener Wirkungszusammenhänge
machen zu lassen, ist wohl das wichtigste
Grundmotiv für ein LLL, das sich dann auch
vor allem als Selbstlernen aus eigenem Wis-
sens- und Erkenntnisdrang manifestiert.
Wer die eigene Identitätsbildung und die
Entwicklung der eigenen Kompetenzen
zur Lebensmeisterung in einer kritischen
Umbruchphase der modernen Welt selbst
voranbringen will, der wird konsequen-
terweise auch seine dazu nötigen Lern-
prozesse so weit wie möglich selbst zu
steuern versuchen. Das gilt insbesondere
für das Weiterlernen Erwachsener. Ihre zu-
nehmende Selbständigkeit auch im Ler-
nen muß ein Hauptziel aller Weiterbil-
dungsbemühungen sein, denn sie zu mün-
digen, selbst denkenden und verantwor-
tungsbewußt entscheidenden Bürgerin-
nen und Bürgern zu machen, ist ja ein
grundlegendes pädagogisches Leitprinzip
in unserem freiheitlich-demokratischen
Kulturzusammenhang.
Wenn man Kreativität als die Fähigkeit,
etwas Neues zu denken und zu schaffen
d.h. im wesentlichen als Innovationskom-
petenz versteht, dann können die Ziele,
Inhalte und Methoden der Lernprozesse,
die zur Entwicklung dieser Kompetenz
führen sollen, nicht verbindlich vorgege-
ben werden. Wie soll dieses Lernen denn
im Rahmen eines belehrenden Hinführens
zu vorher bekannten Ergebnissen zur Ent-
wicklung neuer Vorstellungen, Erkennt-
nisse und Problemlösungen führen?
Das vom Club of Rome geforderte innova-
tive Lernen muß durch offene Problem-
konfrontationen zu neuen Denkansätzen,
zur Erschließung neuer Sinn- und Nut-
zungszusammenhänge und zu entspre-
chenden Veränderungen vertrauter Struk-
turen, Deutungsmuster und Verhaltensdis-
positionen und damit auch zum Aufbre-
chen eingefleischter Gewohnheiten ange-
regt werden. Ein kreativitätsentwickelndes
Lernen kann deshalb nicht von alles schon
wissenden Lehrern geleitet, geschweige
denn in festgelegten Lernschritten gegän-
gelt werden. Es muß von den zu eigenem
kreativem Suchen und Denken herausge-
forderten Lernern so weit wie möglich
selbst gesteuert werden können.
Wir müssen uns dabei von der Vorstellung
freimachen, Kreativität sei vor allem die
Sache von Genies, Künstlern, Erfindern,
Wissenschaftlern und anderen „Geistes-
heroen“. Ansätze zur Kreativität ent-
wickeln sich in vielen alltäglichen Lernpro-
zessen, wenn bei der Verarbeitung neuer
Informationen und Anforderungen Ver-
ständnishorizonte erweitert, Einsichten
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ausdifferenziert und neue Vorstellungen
und Deutungen entwickelt werden.
In einer pluralistisch-offenen Welt, in der
es keine verbindlichen Weltanschauun-
gen, Leitbilder und Lebensstilmuster mehr
gibt, und in der niemand mehr den nöti-
gen Gesamtdurchblick und ein übergrei-
fendes Problemlösungskonzept hat, muß
jeder lernen, sich selbst zu orientieren und
die Zusammenhänge, in denen er lebt,
verständig und verantwortungsbewußt
mitzugestalten. Jeder muß sich dazu –
natürlich auch gemeinsam mit anderen
Lernern – einen Weg bahnen durch eine
verwirrende Vielfalt von Informationen,
Angeboten, Wegen, Ideologien, d.h. er
muß lernen, sein Leben und sein Lernen
selbst zu steuern, um sich als Person in sei-
ner Welt zu behaupten. Wo das „Top-
down“-Dirigieren am Ende ist, gewinnen
die „Bottom-up“-lnitiativen eine überle-
benswichtige Bedeutung.
Dies ist eine wesentliche pädagogische
und gesellschaftliche Begründung dafür,
daß ein zeitgemäßes LLL nicht als lebens-
langes pädagogisches Geführt- und Be-
treutwerden, d.h. nicht als lebenslange Er-
ziehung verstanden und ganz in von an-
deren organisierten Bildungsveranstal-
tungen praktiziert werden kann, sondern
daß es zu einem wesentlichen Teil von den
Lernern selbst gesteuert werden muß.
Das „selbstgesteuerte Lernen“ ist aber
kein völlig autonomes Lernen. Lernen ist
immer Verarbeiten von Eindrücken, Erfah-
rungen, Anregungen, die von außen kom-
men. Wichtig ist aber in diesem Andrang
von außen eine geistige Selbständigkeit,
die sich nicht als „Autonomie“ abschließt
bzw. überfordert, sondern sich im Selbst-
Steuern des eigenen Lernens durch ein
vielfältiges Netz von Lernanforderungen,
Lerngelegenheiten und Lernangeboten
behauptet. Das kann man sich so ähnlich
vorstellen wie Autofahrer ihre Wagen
durch ein vorhandenes Straßennetz steu-
ern, d.h. über Fahrziel, Fahrzeit, Abstecher
etc. selbst entscheiden, aber dabei die von
anderen organisierten Wege, Verkehrs-
schilder, Tankstellen, Raststätten, Werk-
stätten etc. nutzen.
Die Selbststeuerung des Lernens durch die
einzelnen Lerner oder Lerngruppen nach
ihren jeweiligen Interessen, Bedürfnissen
und Voraussetzungen ist zugleich ein
wichtiger Ansatz, um die notwendige In-
dividualisierung des Lernens, die in fremd-
organisierten Kursangeboten für größere
Gruppen kaum angemessen ermöglicht
werden kann, zu erleichtern.
Wenn ich die Auswahl dessen, was ich
lerne, die Art, wie ich Informationen ver-
arbeite, und die Hilfen, die ich dafür in
Anspruch nehme, im wesentlichen selbst
steuere, dann kann ich mein Lernen je-
weils selbst besser auf meine persönlichen
Bedürfnisse und Voraussetzungen bezie-
hen als wenn sich mein Lernen als Reak-
tion auf ein von anderen Belehrt- und An-
geleitetwerden entwickelt.

Möglichkeiten und Ansätze zur 
Entwicklung des selbstgesteuerten
Lernens

Wenn das selbstgesteuerte Lernen beson-
ders als adäquate Form des Weiterlernens

mündiger Erwachsener betont wird, dann
stellt sich natürlich die kritische Frage: Ist
die Umstellung auf ein stärker von den
Lernern selbst gesteuertes Lernen nicht
eine unangemessene Überforderung für
die meisten Menschen?
Diese Frage ist m. E. heute weder durch
theoretische Reflexionen noch durch auf
den status quo bezogene empirische Un-
tersuchungen schlüssig zu beantworten.
Wenn aber die Notwendigkeit von mehr
selbstgesteuertem Lernen im Rahmen
einer breiteren Umsetzung des lebenslan-
gen Lernens eingesehen wird, dann soll-
ten wir uns zunächst einmal fragen: Wie
kann das selbstgesteuerte Lernen in Zu-
kunft besser entwickelt und gefördert
werden?
Dazu gibt es wohl vor allem drei wichtige
Ansätze:
● Die stufenweise Hinführung zu einem

immer unabhängiger werdenden Ler-
nen,

● die Flexibilisierung hemmender Ge-
wohnheiten und

● das gemeinsame Lernen in selbstorga-
nisierten Lernergruppen.

Man kann das selbstgesteuerte Lernen ler-
nen, indem man schrittweise unabhängi-
ger von äußeren Vorgaben zu lernen ver-
sucht. Eine wichtige Stufe auf diesem Weg
ist das Lernen, das sich zwar mit vorgege-
benen Zielen und Inhalten bzwl. Materia-
lien aber in eigener Zeiteinteilung und
ortsunabhängig vollzieht – wie z.B. beim
Fernstudium. Dies läßt sich dann bis zur
völligen methodischen Unabhängigkeit
weiterentwickeln, bei der die Lerner ihre
gesamte Lernstrategie, einschließlich der
Lernkontrolle, selbst bestimmen.
Schließlich kann die Selbststeuerung sich
auch auf die Ziele und die Inhalte des Ler-
nens beziehen. D. h., die Lerner suchen
sich nach selbstgesetzten Zielen die Inhal-
te, die methodischen Möglichkeiten, die
Lernmaterialien und die Hilfsangebote
aus und steuern so ihre Lernprozesse in
einer vielfältigen Lernumwelt selbst.
Das ist allerdings wohl nicht in breiterem
Umfang möglich
● ohne die Entwicklung thematisch abge-

grenzter Lernbausteine (Lernmodule),
die von den Lernenden nach ihren Be-
dürfnissen selbst ausgewählt und kom-
biniert werden können,

● und den Ausbau einer das Selbstlernen
anregenden und erleichternden Lerner-
umwelt.

Je unabhängiger von direkter Belehrung
und Erziehung das Lernen wird, desto 
freier und mündiger werden die lernen-
den Menschen – und desto mehr werden
„Lehrer“ zu Moderatoren, Organisatoren,
Facilitatoren, Beratern, die selbstgesteuer-
te Lernprozesse unterstützend begleiten.
Das notwendige innovative Lernen setzt
Offenheit für Neues und Bereitschaft zum
Ausbrechen aus alten Gewohnheiten vor-
aus. Das ist schwierig, weil es Verlust von
vertrauter Sicherheit bedeutet. Gewohn-
heiten entlasten von immer neuen Über-
legungen und Entscheidungen in den täg-
lichen Lebensvollzügen. Es ist sicherer und
bequemer, im gewohnten Bereich einge-
schliffener Routinetätigkeiten zu bleiben
als sich immer wieder für Neues zu öffnen,
von sich aus neue Informationen zu verar-

beiten und die eigenen Denk- und Verhal-
tensmuster zu verändern. Das Festhalten
an Gewohnheiten und verkrusteten Ord-
nungen kann aber das Weiterlernen aus
eigener Initiative verhindern.
Eine Möglichkeit, Blockaden eines selbst-
gesteuerten Lernens durch erstarrende
Gewohnheiten aufzubrechen, ist die Flexi-
bilisierung dieser Gewohnheiten. Dazu
muß das, „was wir doch schon immer so
gemacht haben“, immer wieder bewußt
variiert werden – sei es spielerisch im
„Durchspielen“ verschiedener Annahmen
und Möglichkeiten, sei es strategisch im
gezielten Erproben von Verbesserungen.
Dieses Auflockern von Gewohnheiten soll
die nötigen Spielräume und den eigenen
Gestaltungswillen öffnen für neues Ler-
nen und für das bewußte Selbststeuern
des eigenen Lernens – und des eigenen
Lebens.
Ein immer wiederkehrendes Argument
gegen das Selbstlernen weist auf die dro-
hende Vereinzelung und Vereinsamung
des individuellen Lernens hin. Gerade
viele Lernerinnen, so wird gesagt, kom-
men z.B. nicht primär deshalb in die Volks-
hochschule, um etwas zu lernen, sondern
wegen der Möglichkeit, andere Menschen
zu treffen und mit ihnen zu kommunizie-
ren. Selbstgesteuertes Lernen heißt aber
nicht isoliertes Lernen. Die Zusammenar-
beit und die wechselseitige Unterstützung
in selbstorganisierten Lernergruppen ist
sogar eine besonders erfolgreiche Form
des selbstgesteuerten Lernens.
Wichtig ist dabei, daß es sich nicht um
Gruppen handelt, die von überlegenen
Experten geleitet werden, sondern daß
sich Menschen mit gleichen Lerninteres-
sen als gleichgestellte Partner zusammen-
finden, ihre Lernprozesse im offenen Ge-
dankenaustausch selbst organisieren und
die Hilfe von Experten nur jeweils gezielt
bei Bedarf in Anspruch nehmen.
In der beruflichen Weiterbildung ent-
wickeln sich dazu besonders die betrieb-
lichen Arbeitsteams, „Qualitätszirkel“
etc., die komplexe Produktionsprozesse
bis zur Endkontrolle verantwortlich selbst
steuern und laufend zu verbessern ver-
suchen und die dabei auch die notwendi-
gen gemeinsamen Lernprozesse selbst
steuern.
Eine besondere Variante des selbstorgani-
sierten Lernens in Teams können auch
kleinere Lernpartnerschaften sein, in
denen nach dem „Tandemprinzip“ jeweils
zwei Lerner zusammenarbeiten und sich
wechselseitig motivierend und weiterhel-
fend in ihren je eigenen Lernprozessen
unterstützen.
Grundsätzlich kann beim selbstgesteuer-
ten Lernen in Teams jeder partiell zum
Coach und Lernhelfer für seine Lernpart-
ner werden.

„Alltagslernen“ oder jeder lernt
jeden Tag

Die Faure-Kommission hatte geschätzt,
daß mehr als 70 % der menschlichen Lern-
prozesse außerhalb von organisierten Bil-
dungsveranstaltungen stattfinden. Trotz-
dem haben sich die öffentliche Aufmerk-
samkeit und die Förderung durch Pädago-
gen und Bildungspolitiker bisher ziemlich
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einseitig auf das spektakulärere Lernen in
schulartigen Bildungsinstitutionen kon-
zentriert. Auch die meisten Menschen in
Deutschland assoziieren heute noch „Ler-
nen“ primär mit lehrerabhängigem schuli-
schem „Erledigungslernen“.
Tatsächlich gibt es aber das „lebenslange
Lernen für alle“ bereits als „Alltagsler-
nen“, das alle Menschen immer schon
ohne pädagogische Belehrung, Betreu-
ung und Organisation praktizieren –
wenn sie nämlich versuchen, Informatio-
nen, Eindrücke, Begegnungen, Erfahrun-
gen auf ihre bisher entwickelten Vorstel-
lungen und Deutungsmuster zu beziehen
und aus diesen Verarbeitungsprozessen
Schlüsse und Verhaltenskonsequenzen zu
ziehen. Das „lebenslange Lernen aller“
braucht also nicht als etwas ganz Neues
eingeführt zu werden. Es existiert schon
als eine Art natürliches Selbstlernen in
persönlichen Lebens-, Arbeits- und Me-
dienzusammenhängen.
Die Anknüpfung an dieses allen bereits
mehr oder weniger vertraute (aber oft
garnicht bewußte) informelle Lernen bie-
tet deshalb eine noch kaum genutzte
Chance, auch bisher nicht in unsere Bil-
dungsveranstaltungen kommende Men-
schen und Gruppen zum kontinuierliche-
ren weiterführenden Lernen zu bewegen.
Das informelle situative Lernen ist meist
anlaßbezogen-zufällig-bruchstückhaft-un-
systematisch. Es bedarf deshalb des zu-
sammenhangsuchenden „Am Ball Blei-
bens“ und Nachfassens. Es genügt nicht,
sich jeweils von einem Lernanstoß zum
nächsten treiben zu lassen. Wirksame
Lernprozesse müssen konsequenter ziel-
bezogen gesteuert werden.
Es ist deshalb eine akute Herausforderung
für jederman, diese vielfach unbewußten
Lernprozesse im Alltag bewußt wahrzu-
nehmen und zu steuern. Und es ist eine
zentrale Herausforderung für alle
Pädagogen, dieses informelle Lernen
mehr oder weniger aller Menschen in
praktischen Lebensvollzügen aufzugrei-
fen, anzuerkennen, zu unterstützen und
den Lernern zu helfen, es zu ergänzen
und auf umfassendere Wirkungs- und
Sinnzusammenhänge zu beziehen.
Dazu gilt es wohl zunächst einmal bewußt
zu machen,
● wie weit wir schon im Alltag mehr oder

weniger selbstverständlich und selbst-
gesteuert lernen, um in unserer sich
ständig ändernden Lebens- und Ar-
beitswelt zurechtzukommen, und

● wie sehr es jetzt notwendig ist, dieses
„natürliche“ Selbstlernen weiterzu-
entwickeln, damit es ermöglicht, uns
auch in größeren, komplexeren Zusam-
menhängen zurechtzufinden und in
immer globaleren Wirkungskonstella-
tionen und Herausforderungssituatio-
nen unsere Selbstbestimmung und Par-
tizipationsmöglichkeit zu erhalten und
gemeinsam eine friedliche Zukunft zu
sichern.

Die Demokratisierung der Bildung be-
kommt dadurch eine neue Dimension:
Neben dem Zugang aller zu einer grund-
legenden schulischen Bildung und organi-
sierten Weiterbildung wird die angemes-
sene Erleichterung, Unterstützung und
Weiterführung des informellen Selbstler-

nens aller Menschen in ihrer täglichen 
Arbeits-, Lebens- und Medienwelt wichtig
für eine Sicherung gleicher Bildungschan-
cen.

„Bildung aus dem Netz“

Die modernen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien eröffnen neue
Möglichkeiten
● zur Erweiterung menschlicher (Sekun-

där-)Erfahrungsmöglichkeiten und da-
mit des Erfahrungslernens,

● zum zeit-, orts- und lehrerunabhängi-
geren Lernen außerhalb von Bildungs-
institutionen,

● zur unmittelbaren Unterstützung eines
selbstgesteuerten Lernens „just in
time“ durch ad hoc abrufbare Informa-
tions- und Lernhilfen,

● zur „virtuellen“ Kommunikation mit
Lernpartnern und Experten und 

● zum direkteren, weniger auf lineare
Lehrgangsfolgen, sondern mehr auf
Netzwerke mit vielfältigen Einstiegs-,
Umstiegs- und Kombinations-Knoten-
punkten bezogenen Lernen.

Besonders das Einspielen von lebensprak-
tischen Lernherausforderungs-Situatio-
nen mit Hilfe von Video-Disketten, CD-
ROM etc. ist eine der wesentlichsten Mög-
lichkeiten, ein lebensnäheres Lernen in 
reflektierender Auseinandersetzung mit
(virtuellen) Erfahrungen zu entwickeln.
Damit kann ein alter pädagogischer
Traum verwirklicht werden: zu lernen in
praktischen Anforderungssituationen und
dabei doch die Grenzen der eigenen
Primärerfahrungswelt fast beliebig zu
überschreiten. Und dabei werden zu-
gleich die Abgrenzungen der Fachdiszipli-
nen überwunden, und es wird ein Lernen
in fachübergreifenden Lebensdimensio-
nen und Problemzusammenhängen her-
ausgefordert und erleichtert.
Die über diese Multi-Media-Möglichkei-
ten hinausführenden Ansätze zur Nut-
zung der elektronischen Kommunika-
tionsmöglichkeiten im Internet bzw.
World Wide Web sind z. Zt. wohl noch
nicht so entwickelt, daß sie in breiterem
Maße für das lebenslange Lernen genutzt
werden können. Dies verstärkt die Gefahr,
daß diese moderne Technologie nur von
einer Minderheit der Gesamtbevölkerung
genutzt werden kann und daß dies zu
einer neuen Kluft zwischen Wissenden
und Nichtwissenden, sich mit ihrem Fach-
jargon abhebenden Internet-Kundigen
und sich als elektronische Analphabeten
fühlenden Normalbürgern führt. Erst
wenn die neuen Technologien so einfach
zu bedienen sein werden wie heute ein
Telefon oder ein Auto, werden sie für
breitere Bevölkerungskreise die nötigen
Unterstützungen für ein selbstbestimmte-
res LLL bringen.
Andererseits eröffnen sich mit dem freien
Lernen in weltweiten Informations- und
Kommunikationsnetzen faszinierende
neue Dimensionen für das Selbstlernen:
Der Lerner kann mit einer akuten Frage
direkt in ein weites Informationsnetz hin-
eingehen und dann von jedem Punkt aus,
der ihn interessiert, weitergehen. Er kann
„just in time“ die notwendigen Hilfen für
sein Lernen in einem aktuellen Anforde-

rungszusammenhang abrufen, und er
kann dazu auch „virtuell“ Experten her-
anholen, die für ein gerade verfolgtes Pro-
blem wichtige Hinweise geben können –
sofern es diese Experten gibt und sie im
Netz abrufbar sind.
Daß es z. Zt. für die Unterstützung und
Weiterführung des informellen Lernens
mit Hilfe dieser technologischen Möglich-
keiten noch nicht im nötigen Maß die er-
wünschte bedienungsfreundliche Hard-
ware, lernfördernde Software und kom-
petente Beratung gibt, ist auch ein Sym-
ptom dafür, wie wichtig eine breitere
Kreativitäts-, Flexibilitäts- und Kompeten-
zentwicklung bei uns ist.

Lernen muß gesellschaftlich 
angeregt und unterstützt werden

Die „Selbststeuerung“ darf nicht zur
Überforderung der Menschen werden.
Eine selbständigere lernende Auseinan-
dersetzung mit sich weitgehend ändern-
den Lebenssituationen kann in dem not-
wendigen breiteren Maße nur realisiert
werden in einer lernfördernden Umwelt,
die die nötigen Rahmenbedingungen,
Lerngelegenheiten, Lernanreize, Ermuti-
gungen, Belohnungen und Unterstützun-
gen für das Selbstlernen und für koopera-
tives selbstorganisiertes Lernen bietet.
D.h. dieses Lernen muß auch gesellschaft-
lich angeregt, erleichtert und unterstützt
werden – und es muß sich lohnen. Das
läuft vor allem auf die Entwicklung einer
sogenannten „Lerngesellschaft“ hinaus,
deren Hauptkennzeichen besonders för-
dernde Rahmenbedingungen und Stütz-
faktoren für ein lebenslanges kompetenz-
entwickelndes Lernen möglichst aller
Menschen und entsprechende Kompe-
tenznutzungsmöglichkeiten in allen Le-
bensbereichen, Lebenslagen und Lebens-
altern sind.
Zur Realisierung einer modernen „Lernge-
sellschaft“ müssen
● interessante Lernmöglichkeiten in allen

Lebensbereichen bewußt gemacht wer-
den,

● Lerngelegenheiten in den verschieden-
sten Erfahrungs- und Tätigkeitszusam-
menhängen erschlossen werden und

● entsprechende Lernprozesse bei Bedarf
direkt und wirksam unterstützt wer-
den.

Lernen verbunden mit
Freizeitaktivitäten

Das Hauptumsetzungsfeld ist dabei die
Kommune. Im einzelnen ist dazu viel
pädagogisch-didaktische und organisato-
rische Phantasie notwendig, aber es gibt
auch schon interessante, anregende Um-
setzungsbeispiele. Zum Beispiel zur Ver-
bindung des Lernens mit anderen Lebens-
tätigkeiten – wie etwa dem Stadt- und
Einkaufsbummel:
In dänischen Einkaufszentren gibt es z.B.
„Lernläden“, in denen man sich über
Lernmöglichkeiten, Lernmaterialien, Lern-
hilfen orientieren, sie ansehen, ausprobie-
ren, aber auch sich beraten lassen und
adäquate Hardware und Software mit
Kundenservice erwerben, leasen oder aus-
leihen kann.
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In letzter Zeit sind auch in Kaufhäusern, Bi-
bliotheken, Buchhandlungen, Schulen etc.
sog „Lerninseln“ entstanden, in denen Pas-
santen sich unter fachkundiger Anleitung
mit verschiedenen PC-Programmen ver-
traut machen und in lockeren Gesprächs-
gruppen über verschiedene Lerninteressen,
Lernbiographien, Lernprobleme diskutie-
ren können. Diese Lerninseln werden z.T.
auch von Schülern und Studenten betreut
unter dem Motto: Jung hilft Alt.
Interessante Lernmöglichkeiten ergeben
sich auch aus einer vertieft aufklärenden
Verbraucherberatung. In einigen der
Städte, die sich zur International Associa-
tion of Educating Cities zusammenge-
schlossen haben (Barcelona, Göteburg,
Genf und rund einhundert andere Städte)
werden an interessanten Plätzen, Halte-
stellen, Gebäuden, Ausflugszielen etc. In-
formationstafeln, Abrufsäulen, Ratgeber-
telefone etc. eingerichtet, die auf aktuelle
Lernmöglichkeiten, Ausstellungen, kultu-
relle Ereignisse, Feste usw. hinweisen und
Orientierungsanstöße über interessante
Gebäude, Entwicklungen, geschichtliche
Hintergründe und über weitere Informa-
tionsmöglichkeiten geben.
Im Zusammenhang mit Reisen, Fahrten,
Wanderungen gibt es eine Fülle von Mög-
lichkeiten einer Verknüpfung mit Lern-
prozessen:
Es gibt Bahnhöfe, in deren Hallen und
Warteräumen Videofilme über Verkehrs-
entwicklungen und -probleme oder über
besondere Reisemöglichkeiten, lohnende
Reiseziele etc. gezeigt oder besondere
Lernmärkte eingerichtet werden mit In-
formationsständen, freundlichen Berate-
rinnen, PC-Plätzen, meist auch mit Imbiß-
und Getränkeständen und Stehtischen
zum Plaudern.
Es gibt z.T. auch schon besondere Bil-
dungszüge und Internetzüge bzw. Lern-
und Internetabteile und -plätze, auch
Gruppenarbeitswaggons mit Kommuni-
kations-Laptops. Vielleicht wird man künf-
tig in solchen Zügen verschiedene Plätze
auch nach thematischen Interessen-
schwerpunkten reservieren können, um
interessante Lernmöglichkeiten und Lern-
partner zu finden. Dazu gehören auch
Wagens, die nur für Frauen reserviert sind
und in denen Frauen spezifische Lern- und
Laufbahnberatung, Stellenvermittlung
für Wiedereinsteigerinnen, Aufklärung
über geeignete Weiterbildungsmöglich-
keiten, Kommunikations-, Selbstbewußt-
seins- und Konfliktberatungen etc erhal-
ten und gleichinteressierte Gesprächspart-
nerinnen finden können.
Wichtige Lernanstöße werden bei Bahn-,
Bus-, Schiffs und Flugreisen auch durch
Ansagen oder Informationsblätter über
die Landschaften, Städte, Länder durch
die oder zu denen man fährt, gegeben.
Einige Reiseunternehmen bieten auch be-
sondere Background Tours an, bei denen
z.B. Journalisten mitfahren, die aktuelle
politische, wirtschaftliche, kulturelle oder
auch kriminelle Hintergründe eines Lan-
des, einer Stadt etc. recherchiert haben
und dies interessierten Menschen unmit-
telbar vermitteln möchten.
Weit verbreitet sind auch die Lernmög-
lichkeiten in Cafes und Restaurants – von
einfachen Informationen auf Karton-

unterlagen für das Gedeck bis zu Ausstel-
lungsvitrinen und PCs zur Internet-Nut-
zung. Da wird z.B. über die Geschichte
und die wirtschaftlichen Hintergründe des
Lokals, über Tee- und Kaffeeproduktion,
Bierbrauen, naheliegende historische Ge-
bäude, Brücken und Handelswege etc. in-
formiert und jeweils auf weiterführende
Lernmöglichkeiten hingewiesen.
Besonders zukunftsträchtig sind wahr-
scheinlich die Verbindungen von Freizeit-
aktivitäten und Lernmöglichkeiten, wie sie
sich z.B. in Freizeitparks, Gesundheitsparks,
Tierparks, Landschaftsparks, Spielparks,
Ausstellungsparks etc. entwickeln. Hier
kann man sich beliebig aufhalten, sich über
interessante biologische, ökologische, kul-
turelle und politische Zusammenhänge in-
formieren, auch Speisen und Getränke ver-
schiedener Länder versuchen und dabei
etwas über deren kulturelle Hintergründe
erfahren, virtuelle Videoreisen zu verschie-
denen Städten, Ländern, Museen usw. ma-
chen oder bestimmte „Lernparcours“ zum
Bewußtmachen von Zusammenhängen
zwischen den verschiedensten Alltagstätig-
keiten und den dazu notwendigen Lernpro-
zessen absolvieren. Dazu gehören auch be-
sondere biologische oder ökologische Lern-
pfade und Wanderwege, Freilichtmuseen
etc. meist auch mit einladenden Möglichkei-
ten zum geselligen Zusammensitzen und
Abrufen weiterer Informationen. Gemein-
sam ist diesen Ansätzen, daß geistig nicht
ganz ausgefüllte Zeiten des Wartens, Rei-
sens, Essens, Einkaufsbummelns etc. durch
Lernmöglichkeiten angereichert werden.
Dazu kommen vielfältige Lernmöglichkei-
ten an Arbeitsplätzen, die durch job rota-
tion, job-enrichment, learning by mutual
coaching, „Qualitätszirkel“, periodische
Wechsel von Führungspositionen etc. zu
Lernorten mit erweiterten Lernmöglichkei-
ten im Arbeitszusammenhang werden
können.
Wichtige Stützpunkte für diese Lernver-
bünde sind natürlich die Bildungseinrich-
tungen und Bildungsexperten, die aus
ihren Institutionen herausgehen und das
Lernen in den verschiedensten Lebenszu-
sammenhängen erschließen und dazu z.B.
Lernbörsen, Lernausstellungen, Lernbera-
tungen, Infotheken, Lernfeste, Lernpar-
cours etc. organisieren. Bei einem solchen
„Lernparcours“ können z.B. in einer Ge-
meinde oder einem Stadtteil die Anforde-
rungen und Tätigkeiten im Alltag vorge-
stellt werden, für deren kompetente Be-
wältigung bestimmte Lernprozesse ent-
wickelt werden müssen. Im täglichen öf-
fentlichen Nah- und Fernverkehr, in Pro-
duktions und Versorgungsbetrieben, Äm-
tern, Werkstätten, Krankenhäusern, Re-
staurants und in ganz normalen Haushal-
ten, in Internet-Cafes und an vielen PC-
Plätzen und Infoständen, in Ausstellungs-
räumen mit praktischen Vorführungen
und Übungen, in Gesprächsrunden und
Forumsveranstaltungen können alltägli-
che Lernprozesse bewußt gemacht wer-
den.
Insbesondere die Volkshochschulen könn-
ten in diesem Zusammenhang zu Zentren
für die Bewußtmachung und Erschlie-
ßung, aber dann auch die Unterstützung
und Weiterführung aller Formen des Ler-
nens und der menschlichen Kompetenz-

entwicklung in der Kommune werden.
Dazu müssen die klassischen pädagogi-
schen Kompetenzen ihrer Mitarbeiter/
innen für Lehren, Unterrichtsplanung und
Curriculumentwicklung ergänzt werden
durch entsprechende Managementkom-
petenzen für die flexible und effektive Or-
ganisation von ad hoc Lernangeboten
und Lernhilfen in allen Lebensbereichen.

Konsequenzen für die Schule

Im Zusammenhang einer weiteren, das
selbstgesteuerte Lernen, das informelle
Lernen und die Lerngesellschaft einbezie-
henden Konzeption für die Umsetzung
eines lebenslangen Lernens für alle verlie-
ren die traditionellen Bildungsinstitutio-
nen zwar eine Quasi-Monopolstellung bei
der Förderung des menschlichen Lernens,
ihnen kommen aber wesentliche – alte,
veränderte und neue – Funktionen zu.
Familienerziehung, Kindergarten, Vor-
schulerziehung und Jugendschulen wer-
den sich in Zukunft stärker auf die Ver-
mittlung einer grundlegenden Bildung
für ein lebenslanges Weiterlernen kon-
zentrieren müssen. Statt einer breiten
Fülle von schnell veraltendem Einzelwis-
sen brauchen die lebenslang weiterler-
nenden Menschen mehr Vertrautwerden
mit Grundstrukturen und Zusammenhän-
gen, Denk- und Deutungsmustern, Sicht-
weisen und Auffassungsformen zur ver-
ständigen Verarbeitung akuter Situatio-
nen, Erfahrungen und Herausforderun-
gen. Und vor allem müssen in der Jugend
die natürliche Neugier der Kindheit und
die Motivation zum Wissen- und Lernen-
wollen erhalten und gefördert werden.
Versagensängste und Ausschlußerfahrun-
gen führen zu einem Schulfrust, der zum
allgemeinen Lernfrust werden kann. Für
die Freude am Lernen sind Lernerfolgs-
erfahrungen besonders wichtig.
In diesem Zusammenhang müssen die
klassischen Einbahnstraßen des Bildungs-
aufstiegs und Berechtigungserwerbs
(über Gymnasium, Abitur und Hochschul-
studium) in eine offene Vielfalt gleich-
wertiger Lernwege einbezogen werden.
Die Bildungskommission Nordrhein-West-
falen hat in ihrer Denkschrift aus der mo-
dernen Konzeption des lebenslangen Ler-
nens entsprechende Konsequenzen für
die Schule der Zukunft gezogen:
Danach müssen sich Schulen und Bil-
dungsinstitutionen in Zukunft stärker dar-
auf konzentrieren,
● anwendungsbezogen-handlungsorien-

tierte, auf relevante Lebenserfahrun-
gen und Lebensprobleme bezogene
Lernprozesse zu ermöglichen, anzure-
gen, zu unterstützen und zu beurteilen,

● durch „aufforderungsstarke Lernsituatio-
nen“ die Neugier zu wecken, vielfältige
Möglichkeiten zu explorativer Eigentätig-
keit zu bieten und „die Voraussetzungen
für einen hohen Anteil von selbstregulier-
ten Lernen“ zu schaffen und

● das neue pädagogische Konzept einer
„reflektierten Selbststeuerung“ des
Lernens nicht mehr auf die traditionel-
len Schulfächer einzuengen, sondern
auf relevantere fachübergreifende Di-
mensionen, Perspektiven, Grundsitua-
tionen zu beziehen, „in denen wir
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Wirklichkeit erfahren, erkennen und
gestalten“.

Als wichtigste dieser neuen Lerndimensio-
nen oder Lernzugänge zur Wirklichkeit
werden von der Kommission vorgeschla-
gen: Identität und soziale Bindung, Tradi-
tion und Weltbilder, Natur und gestalten-
der Umgang mit ihr in Kultur, Kunst und
Medien, Sprache und Kommunikation,
Beruf, Arbeit und Wirtschaft, Demokratie
und Partizipation sowie Ökologie.

Die Weiterbildungsinstitutionen
müssen sich stärker am lebenslangen
Lernen ausrichten

Was bedeutet eine Ausweitung der Lern-
entwicklung und Lernförderung Erwachse-
ner, die derart über den klassischen Bereich
der organisierten Weiterbildung hinaus-
führt, für die Weiterbildungsinstitutionen?
Sie werden sich – wie alle Bildungsinstitu-
tionen – in Zukunft stärker auf die Fundie-
rung, Unterstützung und Weiterführung
des lebenslangen Lernens einstellen müs-
sen. Die Weiterbildungseinrichtungen und
Weiterbildungsmitarbeiter müssen sich
dazu für die verschiedensten Formen des
Lernens Erwachsener öffnen und sie mit zu
entwickeln und zu unterstützen versuchen
– und zwar nicht nur als Anknüpfungs-
und Abholpunkte für die eigenen Lehr-
gänge, sondern auch als legitime eigene
Formen menschlichen Lernens, für die in
allen Lebens- und Tätigkeitsbereichen Lern-
anlässe, Lernmöglichkeiten und Hilfen
zum Verstehen von Strukturen und Zusam-
menhängen erschlossen werden müssen.
Gerade die Weiterbildungsinstitutionen
haben jetzt die Chance, in einer breiteren
kulturellen Lernbewegung zu Zentren für
die Bewußtmachung und Erschließung
und auch für die Unterstützung und Wei-
terführung der verschiedensten Formen
des Lernens und der menschlichen Kom-
petenzentwicklung zu werden. Die offe-
nen, nicht planmäßig organisierten Lern-
prozesse brauchen eine behutsame Unter-
stützung durch Weiterbildungsinstitutio-
nen und ihre Experten. Denn es darf nicht
bei vielfältigen Lernanregungen bleiben,
die von den „Kunden“ immer nur ange-
tippt werden, bis man zur nächsten Infor-
mation bzw. zum nächsten „Hit“ springt,
sondern die jeweils erschlossenen Lern-
möglichkeiten müssen auch zu kontinu-
ierlicheren Lernprozessen führen, in
denen die angerissenen Fragen und Pro-
bleme im Zusammenhang konzentriert
weiter verfolgt werden können.
Diese Lebenshilfe-Funktion ist besonders
wichtig für die Motivation zum lebenslan-
gen Lernen. Ebenso wichtig wird es auch,
daß der Zugang zu den vielfältigen Lern-
möglichkeiten in einer sich entwickelnden
Lerngesellschaft jedermann – auch den
Bildungsbenachteiligten, technisch Un-
kundigen und Finanzschwachen – durch
Informations-, Medien- und Beratungs-
dienste ermöglicht bzw. erleichtert wird.

Lernen kompakt und Lernen
„en passant“

Es gibt in diesem Zusammenhang zwei
wichtige Trends, auf die sich die Weiterbil-
dungsinstitutionen einstellen müssen:

● Auf der einen Seite wird das knappe
konzentrierte Lernen in Kompaktver-
anstaltungen gefordert, d.h. ein plan-
mäßig organisiertes, zusammenhän-
gendes, zeitlich komprimiertes Lernen
mit möglichst direkter Vermittlung des
Wesentlichsten, das unmittelbar prak-
tisch verwertbar ist.

● Auf der anderen Seite gibt es eine Ten-
denz zum Lernen als eine Art anregen-
des Lebenselixier in den verschieden-
sten Lebensbereichen und Tätigkeiten,
ein stärker mit Erlebnis, Begegnung, Er-
kundung, Handlung und Unterhaltung
verbundenes learning en passant, das
man selbst je nach den eigenen Interes-
sen mitnimmt bei der Arbeit, im Ver-
kehr, beim Einkauf, in der Nachbar-
schaft, beim Theater-, Museums-, Fest-
besuch oder beim Fernsehen und Inter-
netsurfen.

Beide Tendenzen sind Herausforderungen
für die Weiterbildungsinstitutionen. Der
zweite Trend ist zweifellos die komplizier-
tere. Aber er bietet auch weitergehende
Entwicklungschancen.
Die traditionellen institutionellen Weiter-
bildungs-Lernorte können durch ihre
Öffnung für das Lernen „draußen“, für
das Lernen an anderen, offeneren, vir-
tuelleren Lernorten und durch ihr Enga-
gement für die Entwicklung einer umfas-
senden gesellschaftlichen Lernkultur
einen wesentlich erweiterten Verständ-
nishorizont und Aktionsradius bekom-
men, der sie in neue Lerndimensionen, Er-
fahrungsfelder und Tätigkeitsbereiche
führt – und der gerade dadurch auch ihr
Überleben und ihre zeitgemäße Weiter-
entwicklung in schwierigen Zeiten, in
denen die Teilnehmerzahlen an den tradi-
tionellen Semesterkursen und die öffent-
lichen Zuschüsse dafür zurückgehen, si-
chern kann.
Die Bildungsinstitutionen werden allge-
mein auch für ihre normale Aufgabe
etwas profitieren von der Entwicklung
einer umfassenderen Lerngesellschaft. Die
Lehrer klagen ja immer wieder, sie wür-
den von der Gesellschaft alleingelassen
und müßten sich mit Schülern herum-
schlagen, die keinerlei „Lernlust“ hätten,
weil sie außerhalb der Schule zu allem an-
deren angeregt würden, nur nicht zum
Lernen. Im Weiterbildungsbereich führt
diese Lernunlust dazu, daß mehr als die
Hälfte der Erwachsenen überhaupt nicht
zur Teilnahme an Weiterbildungsveran-
staltungen zu bewegen ist.
Die breitere Entwicklung des „natür-
lichen“ situativen Lernens innerhalb und
außerhalb der Bildungsinstitutionen und
die Förderung einer lernanregenden
gesellschaftlichen Umwelt können hier
eine wesentliche Unterstützung auch für
das Lernen in den Bildungsinstitutionen
bringen. Denn es geht ja vor allem
darum, eine Gesamtatmosphäre zu
schaffen, die das Lernen in all seinen For-
men und an den verschiedensten Lernor-
ten fördert.
Diese neue politisch-wirtschaftlich-kultu-
relle Lernbewegung setzt auf die wichtig-
ste Ressource, die wir für die Selbstbe-
hauptung in einer kritischen Umbruch-
phase haben: die Menschen und ihre
Kompetenzen, ihre kreative Lebenskraft,

ihren geistigen Selbstbehauptungs- und
ihren sozialen Überlebenswillen. Die öf-
fentliche Verantwortung für die Bildungs-
möglichkeiten der Bürger und Bürgerin-
nen muß sich angesichts der erweiterten
Konzeption eines lebenslangen Lernens
aller in einer umfassenderen Lerngesell-
schaft auch entsprechend erweitem. D.h.
sie muß sich in Zukunft sowohl auf die
Förderung der Bildungsinstitutionen be-
ziehen wie auf die Sicherung von Rah-
menbedingungen, Zugangsmöglichkeiten
für die Lernenden und Anerkennung der
verschiedensten Lernwege und Lern-
formen.

Ein neuer Lernaufbruch
ist erforderlich

Insgesamt gesehen laufen die hier skiz-
zierten neuen Überlegungen und Per-
spektiven zur Verwirklichung der bil-
dungspolitischen Leitvorstellung von
einem konstruktiven „lebenslangen Ler-
nen aller“ darauf hinaus,
● daß im Bereich der Erwachsenenbil-

dung die Konzentration auf das
pädagogisch organisierte Lernen in Bil-
dungsinstitutionen mehr und mehr er-
weitert wird durch die Einbeziehung
aller Formen des menschlichen Lernens,
besonders auch des informellen Selbst-
lernens der Menschen in ihrer Lebens-
und Arbeitswelt, 

● daß das selbstgesteuerte Lernen auf
der einen Seite und die organisierten
Lernangebote auf der anderen Seite in
ein neues fruchtbares Verhältnis zuein-
ander gebracht werden,

● daß zur Unterstützung des situativen
Selbstbehauptungs- und Partizipations-
lernens der Menschen in einer sich
rasch wandelnden Umwelt mehr offene
modulare Lernmaterialien entwickelt
und ad hoc abrufbare Lernhilfen bereit-
gestellt werden und 

● daß das lebenslange Lernen in all sei-
nen Formen und Interessenrichtungen
getragen wird von einer Lerngesell-
schaft, in der alle Einzelansätze syner-
getisch zusammenwirken und so etwas
wie eine belebende politisch-sozial-kul-
turelle Lernbewegung auslösen, die
alle Formen menschlichen Lernens –
selbstverständlich auch die planmäßi-
gen Weiterbildungsveranstaltungen –
erfaßt, ihnen neuen Auftrieb gibt und
zu einer neuen Kultur des menschlichen
Lernens führt.

Wir brauchen jetzt einen neuen Lern-
Aufbruch, einfach weil es mehr und 
mehr zu einer Überlebensfrage für uns
wird, ob sich die bisher noch brachliegen-
den menschlichen Kompetenzen durch
ein vitaleres, umfassenderes und zugleich
konzentrierteres und innovativeres
Lernen in einer lernfördernden Um-
welt in breiterem Maße entwickeln wer-
den.
Ohne diese breitere Mobilisierung gerade
auch der kreativen Fähigkeiten werden
wir eine sich zuspitzende kritische Ge-
samtsituation nicht auf eine humane,
friedliche und auch nachfolgenden Gene-
rationen gegenüber solidarische Weise
bewältigen können.
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Schulpolitik

Kurt Aurin / Horst Wollenweber (Hrsg.)
Schulpolitik im Widerstreit.
Brauchen wir eine „andere Schule“?
Klinkhardt-Verlag Bad Heilbrunn 1997,
233 S., DM 32,–

In der aktuellen „Wozu-ist-die-Schule-da-
Debatte“ gibt es geradezu eine Inflation
von Entwürfen, Konzepten und Ideen, die
auf dem Hintergrund einer sich gegen-
wärtig eher düster darstellenden Schul-
landschaft ihr „einzig wahres“ Bild einer
neuen Schule entwerfen. Sich gegen diese
Tendenzen in Pädagogik und Schulpolitik
zur Wehr zu setzen, das ist der Anspruch
des von Kurt Aurin und Horst Wollen-
weber herausgegebenen Sammelbandes
„Schulpolitik im Widerstreit“. Der Band
versteht sich als Streitschrift, die sich ein-
setzt für „schulpolitisch problemgerechte
und pädagogisch sinnvolle Weiterent-
wicklungen im Schulwesen“ und sich wen-
det „gegen unrealistische Reformen, die
von utopischen und idelogisch eingefärb-
ten Vorstellungen geleitet sind“. Das be-
stehende Gebäude soll nicht abgerissen,
sondern renoviert werden.
Die von den Herausgebern verfaßte Ein-
leitung reißt problematische Positionen in
Schulpolitik und Schulpädagogik sowie
die Leitgedanken des Hauptteils kurz an.
Zwölf Beiträge behandeln wichtige und
häufig diskutierte schulische Problemfel-
der und geben weiterführende Literatur
an. In der Autorenschaft ist vom Lehrer
über den Regierungsschuldirektor bis zum
Universitätsprofessor alles vertreten. Chri-
stoph Führ beschäftigt sich mit der Denk-
schrift NRW „Zukunft der Bildung – Schu-
le der Zukunft“, an der sich die Geister
scheiden. Er wirft den Autoren der Denk-
schrift vor, sie hätten aus bildungspoliti-
schen Reformen der Vergangenheit nichts
gelernt. Seine „Rezension“ ist weniger
differenziert und von der Sache her über-
zogen: eine argumentierende Auseinan-
dersetzung läßt sie vermissen. Ganz an-
ders der Beitrag von Aurin, der sich mit
dem Strukturproblem des Sekundarbe-
reichs I beschäftigt. Seine Analyse folgt
durchweg sachlichen Gesichtspunkten,
sein Lösungsweg ist ebenso einfach wie
einleuchtend: die in einer modernen Ge-
sellschaft notwendige Vielgestaltigkeit
des Schulangebots muß durch Sicherung
und Stärkung von Gemeinsamkeiten auf-
gefangen werden. Nüchterne und diffe-
renzierte Analysen charakterisieren auch
die beiden Arbeiten von Wollenweber.
Die erste – „Unterrichts- oder Lebensschu-
le?“ – reflektiert die Forderungen nach
einer neuen Schulkultur, beschäftigt sich
dabei mit ausgewählten Aspekten derzeit
propagierter Positionen und kommt zu
dem Ergebnis, daß keine neue Schulkul-
tur, sondern die Weiterentwicklung der
alten gefragt ist. Die zweite problemati-
siert die schulpolitische Forderung nach

Autonomie der Schule – ein Konzept, dem
der Autor eher zweifelnd gegenüber-
steht, ohne es zu verteufeln. Wollenweber
untersucht zunächst zwei aktuelle Ansät-
ze: Hensels Forderung nach der autono-
men öffentlichen Schule sowie die „teil-
autonome“ Schule der Denkschrift NRW.
Am Beispiel Hessen problematisiert er die
„Autonomie-Inflation“ in Schulgesetzge-
bung und schulischer Praxis. In seinem Re-
sümee nennt er Schubkräfte der aktuellen
Autonomie-Debatte – allen voran die Fi-
nanzkrise der öffentlichen Hand – und 
skizziert Probleme, die mit einer größeren
Autonomie für die Einzelschule ver-
bunden sind. Abschließend plädiert 
Wollenweber für eine ernsthafte und
pädagogisch ausgerichtete Diskussion
darüber, „welche erweiterten Gestal-
tungsmöglichkeiten im Rahmen des
grundgesetzlich vorgegebenen Rahmens
der Schulhoheit des Staates möglich und
sinnvoll sind.“ (127)
Die beiden Artikel von Westphalen legen
zwar ihre Finger in Wunden, kommen
dann aber über Polemiken nicht hinaus.
Im ersten – „Verlust der geistigen Ord-
nung? Die schülerzentrierte Schule ver-
säumt ihre Pflicht“ – kritisiert der Autor
die allzu starke Tendenz zur Schülerorien-
tierung, die dazu führe, daß die Schule
ihre zentralen Aufgaben – Allgemeinbil-
dung, Ordnung, Grundorientierung –
nicht mehr erfüllen könne. Worin diese
Aufgaben inhaltlich bestehen, wird nur
oberflächlich gestreift (Wie vermittelt
man z.B. die vom Autor geforderte „Ge-
samtheit der Kultur in Umrissen“?). Im
zweiten Beitrag geht es um die „verhäng-
nisvolle Trennung von gesellschaftlichem
und pädagogischem Leistungsbegriff –
eine Erblast der 68er Bewegung“. Seine
Kritik an der „Pädagogisierung des Lei-
stungsbegriffs“ ist nicht unberechtigt.
Seine Forderung, daß alle Formen der Lei-
stungserbringung einen Platz in der Schu-
le haben sollten, verliert jedoch an Glaub-
würdigkeit, weil sie auf der irrigen Annah-
me beruht, die „68er“ seien heute noch
eine einflußreiche Gruppe. In seinem Bei-
trag „Ethischer Anspruch oder Permissi-
vität – Zur Wertproblematik in Erziehung
und Unterricht“ fragt Beckmann zum
einen nach Gründen von Fremdenfeind-
lichkeit, Kriminalität und Gewalt, zum an-
deren interessiert ihn, ob dies Einzelfälle
oder Symptome für eine Veränderung in
unserer Gesellschaft sind. Für den Autor
liegen die Gründe dieser Entwicklung in
einem Mangel an Wertbewußtsein, das in
erster Linie gesellschaftliche und pädago-
gische Ursachen hat: z.B. wird die Wertfra-
ge kaum öffentlich diskutiert, ein Erzie-
hungskonzept als Antwort auf den Plura-
lismus liegt nicht vor usw. Der Autor ana-
lysiert den Aspekt der Werterziehung in
der aktuellen Diskussion, wobei er mit ne-
gativen Urteilen nicht spart, und legt dar,
was seiner Auffassung nach die Grundla-
gen der Werterziehung in der Schule sein

sollten. Er unterscheidet dabei verbindli-
che Werte wie z.B. Demokratie, Toleranz,
Menschenwürde und diskussionsfähige
„Sekundärtugenden“ wie Ordnung,
Pünktlichkeit, Leistungsbereitschaft. In sei-
nem zweiten Beitrag „Lehrer oder So-
zialagent – Irritationen über den Lehrer-
beruf und die Lehrerausbildung“ werden
– wie schon in anderen Beiträgen – einmal
mehr Strucks sozialpädagogischer Ansatz
und das „Haus des Lernens“ der Denk-
schrift NRW zerpflückt. Auch hier be-
schränkt sich der Autor auf Kritik, ohne
Alternativen zu nennen. Pauschal wird
darauf verwiesen, daß neue Ideen und die
Übertragung weiterer Aufgaben dem
Lehrer wenig helfen. Lehrer „brauchen in
erster Linie Stetigkeit in der pädagogi-
schen Arbeit und Vertrauen.“ (141) Sein
z.T. polemischer Sprachstil macht gele-
gentlich eine sachliche Auseinanderset-
zung unmöglich.
Peters untersucht, „in welchem Span-
nungsverhältnis sich die elterliche Wahl
eines Bildungsganges vollzieht und wie
die Verantwortung der Schulen bezie-
hungsweise des Staates und der Eltern-
wille zueinander stehen“ (146). Er erör-
tert die rechtlichen Grundlagen und ana-
lysiert bisherige und gegenwärtige Über-
gangsregelungen. Für Peters ist das El-
ternrecht ein hohes Gut, eine volle Frei-
gabe des Elternwillens kommt aus rechtli-
chen wie pädagogischen Gründen jedoch
nicht in Frage. Die Vorschläge zur Verän-
derung des Übergangsverfahrens dürften
in der Realität wenig Erfolgsaussichten
haben; denn intensivere Beratungsge-
spräche und realistische Einschätzung des
Kindes werden nicht verhindern, daß El-
tern ihre Kinder auf höhere Schulen
schicken wollen, weil sie nun einmal bes-
sere Berufsaussichten eröffnen. Lauter-
bach liefert einen sachlichen Aufsatz, in
dem er das Spannungsverhältnis von be-
ruflicher und allgemeiner Bildung analy-
siert. Er kritisiert einerseits die mangelnde
Flexibilität des Dualen Systems, anderer-
seits die Einseitigkeit von Reformvorschlä-
gen, die nur das Duale System, nicht aber
gleichzeitig das Hochschulwesen im Auge
haben. Er macht Vorschläge, die realisier-
bar sind, allerdings ein flexibleres Denken
voraussetzen (z.B.: Möglichkeit des Er-
werbs von Realschulabschluß und Abitur
in allen Berufsschulen, das Fach „Arbeits-
lehre“ als Angebot in allen Schulformen,
keine Abschaffung, aber unbedingt Mo-
dernisierung des Dualen Systems). Vieles
zielt auf die konsequente Ausschöpfung
der vorhandenen Möglichkeiten. Eben-
falls lesenswert ist der Beitrag von Wil-
land „Integration Behinderter in das Re-
gelschulwesen zwischen Erwartung, An-
spruch und Realität“. Der Autor legt eine
differenzierte, behutsame Analyse auf
der Grundlage von fundierten Begriffser-
klärungen (was heißt „Integration“, wel-
che Formen der Integration gibt es?) vor.
Dabei macht er auf die Gefahren und Pro-
bleme in der Realisierung von Integration
aufmerksam: Können alle behinderten
Kinder integriert werden, welche Voraus-
setzungen sind für eine erfolgreiche Inte-
gration seitens der Lehrer notwendig,
welche Bedeutung kommt der Elternbe-
ratung zu, wo liegen methodologisch-

Das politische Buch



261

wissenschaftstheoretische Schwächen des
Konzepts der Integration? Willand bietet
Annäherungen an machbare Lösungen
und betont, einen Königsweg könne es
auf diesem Gebiet nicht geben, vielmehr
seien flexible und mobile Organisations-
formen die politisch richtige Antwort. Ab-
geschlossen wird der Hauptteil mit dem
Aufsatz von Lassahn „Ideologie und Rea-
lität – Interkulturelle Erziehung auf Irrwe-
gen“. In seiner Abhandlung geht es dem
Autor „in erster Linie um den Aufweis der
brüchigen theoretischen Begründungen
. . . (den) utopischen Gehalt und politi-
schen Hintergrund“ von Konzepten, „die
unter dem Vorwand, interkulturelle
Pädagogik zu betreiben, Schule im politi-
schen Sinne verändern wollen . . .“ (198)
Der Autor zeigt knapp die Entwicklung
zur interkulturellen Pädagogik auf und
kritisiert deren Zielsetzungen, die fast alle
so wenig konkret sind, daß niemand sie
angreifen kann. Er kommt sogar zu der
Aussage, „daß die kritischen Vertreter in-
terkultureller Pädagogik gesellschaftspo-
litische Ziele verfolgen“ (203). Seine Ab-
handlung gipfelt in der Feststellung: „Da
sind sie wieder: Die Marxisten . . .“ (203).
Für den Leser ist diese Aussage ebenso
unbegreiflich wie die Unterstellung, hin-
ter der Forderung nach community edu-
cation stehe eine marxistischer Weltent-
wurf (204). 
Lassahns Ausführungen zur Bedeutung
der Sprache für eine Kultur stehen unver-
bunden im Raum. Es gelingt dem Autor
nicht, eine integrative Einbindung der
Sprache in ein zukunftsweisendes Kon-
zept zu entwickeln.
Im Schlußteil formuliert Aurin sein „Plä-
doyer für eine realistische Schulpolitik
und Schulpädagogik“. Er versucht, die
Einsichten aus den vorangegangenen
Beiträgen zusammenzufassen, aus denen
sich für ihn die Notwendigkeit zu pro-
blemgerechter, realistischer Orientierung
in den Bereichen Schulpolitik und Schul-
pädagogik ergibt – wobei differenziertes
Abwägen tatt ungestümer Reformeupho-
rie angebracht sei. Das bedeutet: die Ge-
staltung von Schul- und Unterrichtswirk-
lichkeit muß stärker als bislang üblich auf
empirisch gesicherten Analysen beruhen,
die Grundspannung zwischen „Schule
und Leben“ muß kritisch reflektiert,
pädagogischen Grundsachverhalten an-
gemessenen Rechnung getragen werden,
die Auswirkungen struktureller Änderun-
gen in Teilbereichen auf angrenzende Ge-
biete sind zu bedenken, und schließlich
müssen Lösungen für die Schulen reali-
sierbar und verkraftbar sein. Der Schul-
pädagogik kommt dabei in erster Linie
eine aufklärende und beratende Funkti-
on zu. Zum Schluß formuliert Aurin sechs
Konzequenzen für die Schulpolitik, die
zusammengefaßt werden könnten in der
Forderung: „Erneuerung durch Weiter-
entwicklung des Bewährten“. Das läßt
sich mühelos in den einzelnen Beiträgen
wiederfinden.
Insgesamt ist den Herausgebern trotz der
breit angelegten Thematik und der sehr
heterogenen Autorenschaft ein homoge-
nes, anregendes Buch gelungen, das gut
lesbar ist und seinem Anspruch gerecht
wird. Die Einheit vom Vorwort bis zum

Schlußplädoyer hat allerdings ihre Schön-
heitsfehler: Auf der einen Seite finden
sich differenzierte Analysen, auf der an-
deren Beiträge von Autoren, die nicht
von vergangenen Grabenkämpfen lo-
skommen. So scheinen einige Autoren
von der Verschwörungstheorie infiziert
zu sein: Gelegentlich hat man den Ein-
druck, man befinde sich im Jahre 1977 –
vor allem, was den „marxistischen Teu-
fel“ angeht, der hinter jedem umfassen-
den Reformvorschlag zu lauern scheint.
Dem Buch hätte es gutgetan, wenn alle
Beiträge in der Sprache Aurins und Wol-
lenwebers verfaßt worden wären. Einige
Arbeiten lassen eine differenzierte, argu-
mentierende Auseinandersetzung ver-
missen, bleiben bei der Kritik stehen;
dem Hinweis, man möge doch Bewährtes
erhalten, folgen kaum konkrete Entwür-
fe. Hier könnte man einwenden, daß das
auch nicht Aufgabe einer Streitschrift ist.
Fraglich ist in diesem Zusammenhang, ob
das Konzept der Streitschrift die Diskussi-
on weiterbringt oder ob sie nicht eher
neue Fronten schafft bzw. alte reakti-
viert. Stephanie Harkcom

Reformbedürftige Hochschule

Kai Behrens, Matthias Brandl, Andreas
Kahler, Andreas Nowak (Hrsg.)
Unternehmen Universität
Zehn Streitgespräche zur Hochschulreform
Verlag für Akademische Schriften,
Frankfurt/Main 1997
180 S., DM 26,–

Reformbedarf an deutschen Hochschulen
besteht – daran läßt schon die Einleitung
dieser Sammlung von Gesprächen zum
Thema Hochschulreform keinen Zweifel.
Vier Studenten haben sich mit unter-
schiedlichsten Beteiligten an Hochschulle-
ben über die Situation der Universität, wie
sie heute besteht, unterhalten. Zu Beginn
fassen sie die Ergebnisse dieser Diskussio-
nen auf wenigen Seiten zusammen.
An die Einleitung schließen sich die Dialo-
ge zwischen dem studentischen Projekt-
team, dessen genauere Absichten und
Hintergründe leider nie erläutert werden,
und den jeweiligen Gesprächspartnern.
Diskutiert werden die verschiedensten
Aspekte des Hochschullebens. Mit den
universitären Gremien und dem univer-
sitären Unternehmenscharakter setzen
sich unter anderem die Studierendenver-
treter Jana Schütze und Jochen Geppert
auseinander. Sie bemängeln die unde-
mokratischen Entscheidungsstrukturen
und -prozesse. Unter diesen haben laut
Hans Menzler, Bibliothekar an der FU
Berlin, ebenso die „Sonstigen Mitarbei-
ter“ an den Universitäten zu leiden.
Auch Michael Daxner, Präsident der Carl-
von-Ossietzky-Universität Oldenburg,
spricht von „vordemokratischen
Schrecken“. Daxner würde es willkom-
men heißen, wenn die Hochschulen
einen Globalhaushalt für sich durchset-
zen könnten und ihr regionales Engage-
ment verstärken würden.
Eine andere Meinung vertritt Jürgen Mit-

telstraß, der Mitglied des Rates für For-
schung, Technologie und Innovation beim
Bundeskanzler ist. Für ihn sind die Gren-
zen der Zusammenarbeit zwischen Hoch-
schulen und ihren Regionen zum Teil
schon überschritten. Er begrüßt auch kei-
neswegs die zunehmende „Verschulung
und Entwissenschaftlichung“ der Hoch-
schulen.
Torsten Bultmann, Geschäftsführer des
Bundes demokratischer Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler, wendet sich
gegen die strikte Trennung der Arbeits-
weisen von Universität und Fachhochschu-
len. Vielmehr sollten beide Hochschulty-
pen voneinander lernen.
Mit einem anderen Aspekt des Hoch-
schullebens beschäftigt sich der Olden-
burger Professor für Wissenschaftstheorie
Wolfgang Nitsch. Er möchte die Hoch-
schule als Sozialraum verbessern, indem
die veralteten Personal- und Instituts-
strukturen reformiert und alternative
Lehrformen genutzt werden. Elke Biester,
wissenschaftliche Mitarbeiterin bei der
Frauenbeauftragten an der FU Berlin, un-
terstützt diese Kritik vor allem auch in
Hinsicht auf die Probleme, denen sich
Frauen im Wissenschaftsbetrieb gegen-
übersehen.
Als verkrustet sieht auch Hans-Werner
Rückert die Strukturen an. Der Leiter der
„Studienberatung und Psychologischen
Beratung“ der FU Berlin sieht in ihnen die
Mitursache für Krisen, Ängste und Fru-
strationen von Studierenden. Diese Pro-
bleme treiben nach Jochen Gepperts und
Jana Schützes Meinung ihre Kommilito-
nen und Kommilitoninnen dazu, nur
noch abschlußorientiert und ohne gesell-
schaftspolitisches Engagement zu studie-
ren.
Sie fordern ebenso wie Andreas Frewer
(Lehrbeauftragter im Studiengang „Pu-
blic Health“ an der TU Berlin) problemori-
entiertes und handlungswissenschaft-
liches Lernen, z.B. durch das Projektstu-
dium.
Frewer beschäftigt sich dabei vor allem
mit dem Studienfach Medizin. Er sieht das
Problem bei diesem Studiengang vor
allem darin, daß der Patientenkontakt zu
spät im Studium aufgebaut wird.
Mit den finanziellen Problemen der Stu-
dierenden setzt sich Brigitte Reich ausein-
ander. Die stellvertretende Vorsitzende
der GEW Berlin wendet sich gegen die
Einführung von Studiengebühren, da
diese nicht zur Verbesserung der Lehre
führen würden. Sie spricht auch das alter-
native Bafög-Modell der Sockelfinanzie-
rung an, das sie allerdings als nicht ganz
ausreichend bezeichnet.
Alles in allem kommen jede Menge inter-
essanter Problemlösungsansätze zur Spra-
che. Bedauerlicherweise leidet die Über-
zeugungskraft unter der Präsentations-
form, in der diese Vorschläge angebracht
werden. Die abgedruckten Dialoge sind
nicht gerade flüssig zu lesen, die zentralen
Gedanken nicht immer klar zu erkennen.
Um die Inhalte der Gespräche besser zur
Geltung zu bringen, wäre es angebrachter
gewesen, den in der Einleitung begonne-
nen Ansatz des Zusammenfassens und
Ausformulierens fortzuführen.

Katja Hölsch
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Der Friedensprozeß in Nahost

Margret Johannsen/Claudia Schmid (Hrsg.)
Wege aus dem Labyrinth?
Friedenssuche in Nahost: Stationen, 
Akteure, Probleme des nahöstlichen
Friedensprozesses.
Nomos Verlag, Baden-Baden, 298 S.

In dem von Margret Johannsen (Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik
an der Universität Hamburg) und Claudia
Schmid (Fachhochschule für Öffentliche
Verwaltung Brandenburg) herausgegebe-
nen Sammelband beleuchten 14 Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler auf
annähernd 300 Seiten den Friedensprozeß
im Nahen Osten. Die Beiträge gliedern sich
in die Kapitel „Der Friedensprozeß“, „Län-
derfokus“ und „Regionale Problemfelder“.
Claudia Schmid leistet in ihrem Beitrag
„Frieden auf Raten? Der Verhandlungsfrie-
den in Nahost“ eine ausführliche, differen-
zierte Einführung in das Thema. Sie ver-
deutlicht die Komplexität des Konflikts,
wobei sie sowohl die historische Entwick-
lung des Konflikts als auch die Vielfalt der
Teilkonflikte darstellt. Ihre detaillierte Be-
schreibung reichert sie mit verhandlungs-
theoretischen Einsichten an. Darüber hin-
aus fragt sie nach den Ursachen für das Zu-
standekommen des Friedensprozesses.
Diese erblickt sie in erster Linie in der Auf-
lösung des Ost-West-Konflikts. Ludwig
Watzal behandelt den Friedensprozeß sehr
viel umfassender, als es der Titel „Die Lage
der Menschenrechte im israelisch-palästi-
nensischen Friedensprozeß“ erwarten
ließe. Er gibt ein normatives Koreferat zu
Schmids Beitrag und unterzieht den Frie-
densprozeß einer radikalen Kritik. Die Na-
mensgebung „Friedensprozeß“ wird von
Watzal als „Etikettenschwindel“ entlarvt,
die israelisch-palästinensischen Abkommen
stellen laut Watzal nichts anderes als „Mei-
lensteine in die Ghettoisierung“ der Palästi-
nenser dar, die von Oslo I und II weder öko-
nomisch noch politisch profitiert haben.
Auch die Bilanz im Bereich der Menschen-
rechte fällt mehr als ernüchternd aus: Zur
weiterhin bestehenden israelischen Repres-
sion gesellt sich nun die von der palästinen-
sischen Autonomiebehörde ausgeübte Un-
terdrückung der Palästinenser. Den ersten
Teil des Buches beschließt Martin Hoch mit
einem Beitrag über die „USA, Sowjetuni-
on/Rußland und die Europäische Union im
arabisch-israelischen Friedensprozeß“.
Hoch unterstreicht die große Bedeutung
des Zweiten Golfkriegs sowie des Endes des
Ost-West-Konflikts für das Zustandekom-
men des Friedensprozesses. Er betont, daß
die USA – im Gegensatz zur EU und deren
Mitglieder – für den Friedensprozeß von
zentraler Bedeutung gewesen seien, geht
aber auch auf die Frage ein, warum der ei-
gentliche Durchbruch zwischen der PLO
und Israel in Geheimverhandlungen in Nor-
wegen erfolgte, an denen die USA keinen
Anteil hatten.
Den zweiten Teil des Sammelbandes leitet
Sabine Hofmann mit einem Aufsatz über
die „Friedensdividende für Israel“ ein. Sie
weist überzeugend nach, daß sich der Frie-
densprozeß für Israel (in sehr viel höherem
Maße als für die arabischen Akteure) öko-
nomisch „bezahlt“ gemacht hat. Die Auf-

weichung des arabischen Boykotts hat Israel
zu einem attraktiven Standort für Investitio-
nen des internationalen Kapitals werden
lassen; außerdem konnte sich Israel nicht
zuletzt aufgrund seiner gestiegenen politi-
schen Legitimation neue Märkte u.a. in Süd-
ostasien erobern. Einen informativen und
darüber hinaus analytisch beeindruckenden
Aufsatz steuert Avishai Ehrlich bei. In „Isra-
el: die Wahlen 1996 und der israelisch-palä-
stinensische Friedensprozeß“ verficht er die
These, daß die Ermordung Rabins und die
Abwahl von Peres nur Oberflächenphä-
nomene für die Stagnation des Friedens-
prozesses sind: Auch Rabin und Peres hät-
ten den Friedensprozeß nur unter großen
Schwierigkeiten fortsetzen können. Die Ur-
sachen für die Krise liegen tiefer, nämlich in
Rissen, die sich durch die israelische Gesell-
schaft ziehen und sich im Wahlverhalten
niederschlagen. V.a. die Konfliktlinie zwi-
schen Religiösen und Säkularen bzw. die zu-
nehmende Eingruppierung der Religiösen
in das Lager der Falken bedrohe den Frie-
densprozeß. Dina Craissati stellt sich dem
komplexen Thema „Neue soziale Bewegun-
gen in Palästina: Zivilgesellschaft und De-
mokratie“. In ihrem Theorieteil wirft sie in-
teressante Fragen über das Verhältnis von
Staat(sbürokratie) und Gesellschaft auf. Ihr
empirischer Teil beschreibt detailliert die
Entwicklung des kommunalen Gesund-
heitssektors. Ferhad Ibrahim analysiert „Jor-
danien nach dem Friedensschluß mit Israel“.
Er arbeitet zunächt die Verschränkung des
Konflikts zwischen der PLO und Israel und
dem jordanisch-israelischen Konflikt sehr
klar heraus. Dann weist er nach, daß Jorda-
nien starke ökonomische Motive hatte, sich
auf den Friedensprozeß einzulassen.
Schließlich zeigt er, daß die jordanische
Führung (im Unterschied zur israelischen)
von ihrer Friedensdividende enttäuscht
wurde. Bernd Wilkens macht in seinem Bei-
trag „Von der Konfrontation zur Kooperati-
on? Syrien und der Friedensprozeß im
Nahen Osten“ plausibel, daß die Ursachen
für das bescheidene Niveau des israelisch-sy-
rischen Friedensprozesses nicht nur in der
syrischen, sondern v.a. auch in der israeli-
schen Unnachgiebigkeit zu suchen sind.
Gleichwohl betont Wilken auch die syrische
Ambivalenz, mit Israel einen substantiellen
Frieden zu suchen. Ausgerechnet die kom-
plexe Frage nach „Rolle und Perspektiven
des Libanon in der Region“ wird in einen
der kürzesten Beiträge des Sammelbandes
verbannt. Kirsten E. Schulze findet dement-
sprechend weder Raum, die für das Ver-
ständnis des isrealisch-libanesischen Kon-
flikts essentielle historische Genese (Liba-
nonfeldzüge Israels) zu analysieren, noch
geht sie näher auf die verworrene militäri-
sche Lage im Südlibanon ein. Positiv ist al-
lerdings, daß sie den von vielen anderen
Autorinnen und Autoren eher vernachläs-
sigten multilateralen Friedensprozeß gut
beleuchtet.
Margret Johannsen leitet mit „Rüstung, Rü-
stungskontrolle und Vertrauensbildung im
Nahen Osten“ den letzten Teil des Buches
ein. In einer nüchternen, sehr differenzier-
ten Analyse geht sie weit über das häufig
übliche Abgleichen von Waffenarsenalen
hinaus. Sie berücksichtigt nicht nur die ver-
schiedenen Qualitäten der Waffensysteme,
sondern bezieht in ihre Untersuchung auch

die Ursachen und die politische Bedeutung
der Hochrüstung im Nahen Osten ein, die
nach den Abrüstungserfolgen in Europa in-
zwischen die am stärksten militarisierte
Weltregion ist. In den Mittelpunkt ihrer
Analyse stellt Johannsen die rüstungs- und
militärpolitische Dynamik, die das israeli-
sche Nuklearwaffenmonopol in der Region
des Nahen und Mittleren Ostens entfacht.
Erhard Franz liefert in„Jordanien, die palä-
stinensischen Gebiete und Israel: Sicher-
heitspolitik durch Wirtschaftsintegration“
einen knappen, informativen Abriß zu Plä-
nen regionaler Integration. Ulrich Ratschs
Beitrag über „Wasserregime im Jordan-
Becken“ beschäftigt sich mit der wichtigen
Grundsatzfrage, ob der Wasserdisput der
Jordananrainer konfliktverschärfend oder
konfliktmindernd wirke. Dabei kommt er
zu dem Ergebnis, daß Wasserkonflikte zwi-
schen Israel und Syrien und dem Libanon
von untergeordneter Bedeutung sind und
der Konflikt zwischen Jordanien und Israel
entschärft ist, so daß sich der zentrale was-
serpolitische Konflikt im Nahen Osten um
die Verteilung des Wassers der Westbank
dreht. Für den Leser wären allerdings noch
etwas systematischere Angaben über die
Wasservorkommen und Wassernutzung im
Nahen Osten hilfreich gewesen, wie sie von
den Autoren des Wasser-Heftes von „Der
Bürger im Staat“ (1996, Heft 1), Jochen
Renger und Andreas Thiele, geleistet wer-
den. Norbert Mattes fragt „Wem gehört Je-
rusalem? Vom Objekt kolonialer Interessen-
politik zur Hauptstadt Israels“. Mattes be-
ginnt seine Analyse mit einer historisch bis
zum Sykes-Picot-Abkommen zurückrei-
chenden Untersuchung der diplomatischen
und kriegerischen Verwicklungen des Palä-
stinaproblems im allgemeinen und des Sta-
tus’ Jerusalems im besonderen. Danach
stellt er die aktuelle israelische Besatzungs-
politik in Ostjerusalem genau und eindring-
lich dar. Reinhard Schlagintweit beschließt
das Buch mit einer intelligenten Kritik an
der These Samuel Huntingtons, demzufol-
ge die globale Konfliktlage nach dem Ende
des Ost-West-Konflikts durch die Existenz
einander diametral gegenüberstehender
Kulturen bestimmt werde. In „Europa und
der Orient: Stoßen die Kulturen zusam-
men?“ stellt Schlagintweit der These Hun-
tingtons, die gerade am Schreckgespenst
der islamisch-fundamentalistischen Bedro-
hung popularisiert worden ist, ein differen-
zierteres Bild der Konflikte zwischen Euro-
pa und dem Nahen Osten gegenüber, weist
auf deren vielfältige Wurzeln jenseits kul-
tureller Faktoren sowie auf die Durchdrin-
gung des Orients mit westlichen Werten
hin. Er erläutert, daß es den Fundamentalis-
mus ohnehin nicht gibt, also eine Binnen-
differenzierung nottut, und daß die anti-
westlichen Komponenten vieler islamischer
Fundamentalismen eher als innenpolitisch
motivierte Rhetorik denn als außenpoliti-
sche Programmatik zu interpretieren ist.
Der von Schmid und Johannsen heraus-
gegebene Sammelband ist sowohl für Ex-
pertInnen als auch für Laien empfehlens-
wert, die sich für den nahöstlichen Frie-
densprozeß interessieren. Das Buch wird
seinem Anspruch, „verschiedene Aspekte
dieses hochgradig ambivalenten Ringens
um Frieden in unserer Nachbarregion“ zu
beleuchten, voll gerecht. Martin Beck



Das politische System Frankreichs

Udo Kempf
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Hätten Sie gewußt, daß in Frankreich 71 %
der Bevölkerung stolz darauf sind, Franzo-
sen zu sein, gleichzeitig sich aber auch 78 %
aller Franzosen als Europäer verstehen?
Oder daß nur 1,7 % der wahlberechtigten
Bevölkerung Frankreichs Mitglieder in Par-
teien sind? Oder daß die Zahl der kurzlebi-
gen Bürgerinitiativen in Frankreich auf
730 000 geschätzt wird: „Für eine Nation,
die der freiwilligen Sozialarbeit immer sehr
reserviert gegenüberstand, ein beinahe
schon revolutionärer Vorgang.“ (S. 26)
Udo Kempf hat ein völlig neues Buch her-
ausgebracht, das mit der bisherigen Ausga-
be nichts gemein hat. Zu viele Veränderun-
gen haben sich in den letzten 20 Jahren in
der französischen Politik ergeben, als daß
das alte Buch als Grundlage für eine Aktua-
lisierung noch herangezogen hätte werden
können.
Es zeichnet die vergleichenden Arbeiten
von Kempf aus, daß in ihnen eine detailrei-
che und akribische Darstellung der politi-
schen Institutionen ebenso zu finden ist
wie die Einbettung der rechtlichen, institu-
tionellen und politikwissenschaftlichen Fra-
gestellungen in den Gesamtkontext der po-
litischen Kultur und die Gesellschaftsstruk-
tur des jeweiligen Landes gewährleistet ist.
Im Mittelpunkt seines Buches stehen die po-
litischen Institutionen der V. Republik, vor
allem aber die Amtsführung und das Amts-
verständnis und die Rolleninterpretation
der einzelnen Staatspräsidenten von Char-
les de Gaulle bis Jacques Chirac und ihr je-
weiliges Verhältnis zu „ihren“ Premiermini-
stern, der Nationalversammlung und den
Parteien. Die Geschichte der V. Republik do-
kumentiert die erstaunliche Anpassungs-
fähigkeit der Verfassung. Nur so ist es wohl
zu verstehen, daß sie von Gaullisten genau-
so akzeptiert wird wie von den Sozialisten
und die Funktionsfähigkeit des Landes nie
in Frage gestellt war trotz unterschiedlicher
parlamentarischer Mehrheiten, trotz Coha-
bitation von bürgerlicher Parlamentsmehr-
heit und sozialistischem Präsidenten und
z.B. einer linken Minderheitsregierung.
Der in Prüfungssituationen so gern gestell-
ten Frage, ob Frankreich nun ein parlamen-
tarisches oder semi-präsidentielles Regie-
rungssystem sei, geht Kempf in einer aus-
führlichen und differenzierten Betrach-
tung nach, wobei seine Antwort auf der
verfassungsnormativen Ebene ein klares Ja
zum Parlamentarismus ist, seine Aus-
führungen, was die Verfassungswirklichkei-
ten der letzten 40 Jahre anbelangten, je-
doch differenzierter und vielfältiger sind,
ohne „Antwort Nummer 1“ zu entkräften

oder gar zu falsifizieren. Gleichwohl wird
dem Staatspräsidenten die Hauptrolle in
der französischen Politik zugeschrieben.
Alle französischen Staatschefs dominierten
uneingeschränkt den politischen Entschei-
dungsprozeß und gaben die Richtlinien vor,
die anschließend von der Regierung umge-
setzt und ausgeführt wurden.
„Daß seit de Gaulles Präsidentschaft Frank-
reichs politisches Entscheidungszentrum im
Elysée-Palast lag, beruhte nicht zuletzt auf
ihrer infolge Direktwahl gegenüber den
Premierministern (einschließlich der Parla-
mentsmehrheiten) höheren politischen Le-
gitimation. Daran hat sich während der
,Cohabitation‘ von 1986 bis Mai 1988 und
erneut vom März 1993 bis Mai 1995 nichts
Grundlegendes geändert. Zwar hatte der
Staatschef die veränderten Mehrheitsver-
hältnisse in der Nationalversammlung zu
respektieren und in der Innenpolitik ,die
Regierung regieren zu lassen‘ (so Mitte-
rand). Aber auch hier arrangieren sich
beide Teile der Exekutive in der Weise, daß
der gesamte Bereich der Innen-, Sozial- und
Wirtschaftspolitik weitgehend vom Regie-
rungschef und seiner Regierung bestimmt
wurde, während in der Außen- und Sicher-
heitspolitik der Staatschef unangefochten
dominierte.“ (S. 29)
Ein starkes Präsidentenamt hat natürlich
seinen verfassungsrechtlichen Preis. So ein-
drucksvoll die Kompetenzen des „Monsieur
Le President“ sind, so ernüchternd fällt das
Urteil aus, wenn die Stellung des Premier-
ministers beleuchtet wird, obwohl die fran-
zösische Verfassung ihm nach Artikel 21 die
Leitung der Regierung zuschreibt, diese
wiederum nach Artikel 20 „die Politik der
Nation bestimmt und leitet“ und der Pre-
mierminister über eine Vielzahl an Kompe-
tenzen wie z.B. die Leitung der Regierung
und der Verwaltung, die Verantwortung
für die Militär- und Verteidigungspolitik,
die Ausübung der Verordnungsgewalt und
das Recht der Ernennung hoher Beamten
und das Gegenzeichnungsrecht bei allen
Amtshandlungen des Staatspräsidenten
verfügt.
„Außer in den Zeiten der ,Cohabitation‘
haben alle Premierminister die Rolle 
gespielt, die von ihnen erwartet wurde.
Alle Staatschefs haben zu verschiedenen
Gelegenheiten ähnlich formuliert wie
Francois Mitterand, der zu Beginn seiner
ersten Amtszeit äußerte, ,der Regierung-
schef handelt nach meinen Direktiven‘.“
(S. 73)
Das Bild des politischen Systems Frankreich
wird komplettiert und abgerundet durch
Kapitel über den Aufbau und die Arbeits-
weise des französischen Zweikammer-Par-
laments: der Assemblee Nationale und dem
Senat wie einer facettenreichen Betrach-
tung des Verbandswesens in Frankreich,
der politischen Rolle der modernen Mas-
senmedien und einem Abschnitt, der sich
mit aktuellen wirtschaftspolitischen Fragen
Frankreichs befaßt.

Einen weiteren wichtigen inhaltlichen Ak-
zent setzt Kempf mit seiner ausführlichen
Darstellung des bipolaren französischen
Parteienwesens und der Analyse des Wahl-
verhaltens auf nationaler Ebene (S. 155). Be-
sonders dankbar ist ihm der Leser für die in-
haltliche Auseinandersetzung mit der Front
National und ihrem populistischen Führer
Jean Marie Le Pen und einer möglichen Er-
klärung, weshalb 15% der Franzosen bei
der Parlamentswahl von 1997 gerade dieser
Partei ihre Stimme gaben.
Einen Malus hat das Buch von Udo Kempf
allerdings, für den er als Autor nichts kann:
die Geschwindigkeit der politischen Ent-
wicklung und der schnelle Verfall von Fak-
tenwissen, der vor so einem „Langzeitme-
dium“ wie dem guten, alten Buch nicht
haltmacht. Die Ergebnisse der Parlaments-
wahlen vom Mai 1997 wie auch die Bewer-
tung der fehlgeschlagenen vorzeitigen
Auflösung der Nationalversammlung durch
Präsident Chirac fanden im Buch leider nur
noch in einem kurzen Nachtrag Berücksich-
tigung.
Der Weg zu Online-Veröffentlichungen
bzw. Aktualisierungen in Form von down-
loads via Internet ist damit vorgezeichnet
und ein Wunsch an alle sozialwissenschaft-
lichen Verlage, zumal das Bedürfnis nach
aktuellerem Zahlenmaterial steigt. Die mei-
sten Daten, auf die im Buch Bezug genom-
men wird, stammen bereits aus dem Jahr
1993.
Auch wenn die französischen Datenauto-
bahnen nicht immer Schritt halten können
mit der Geschwindigkeit der User-Compu-
ter, seien deshalb an dieser Stelle noch drei
WWW-Adressen politischer Institutionen
Frankreichs angegeben:
http://www.assemblee-nat.fr/
http://www.senat.fr/
http:/www.elysee.fr/
Dennoch: Die klare Analyse, die verständli-
che Beschreibung komplizierter Zusam-
menhänge und die kritische Sympathie
Kempfs für Frankreich machen dieses Werk
zu einem großen Gewinn. Den Statistiken
und dem umfangreichen Zahlenmaterial
sieht man die Arbeit an, die sich der Autor
bei der Recherche für dieses Buch gemacht
hat. Recht schnell erkennt der Leser, wie
umfangreich die faktenreichen Belege und
das Quellenmaterial sind, mit denen
Kempf seine Aussagen belegt. Die be-
schreibenden und erklärenden Textpassa-
gen erleichtern auch dem nicht mit der
französischen Politik vertrauten Leser den
Zugang und führen ihn ein in eine span-
nende Welt französischer Nachkriegsge-
schichte und Politik, die von den Institutio-
nen, aber auch den darin tätigen Personen
geprägt war und ist. Ein unverzichtbares
Buch für jeden Politikstudierenden und Po-
litikdozenten, aber auch unverzichtbar für
jeden Frankreichinteressierten, der über
dieses Land mehr erfahren will als nur tou-
ristische Reiseinformationen.

Michael Wehner
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